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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

V o r s i t z  e n d  e: Präsident Benya, Zweiter K r  a n  k gemeldet ist der Abgeordnete 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. Glaser. 

Präsident: Die Sitzung ist e r  Ö f f n e  t. 

Die amtlichen Protokolle der 98. Sitzung 
vom 23. Jänner und der 99. Sitzung vom 
24. Jänner 1974 sind in der Kanzlei aufgelegen 
und unbeanständet geblieben. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Auswärtige Angele
genheiten 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur 1 .  An
frage: Abgeordneter Regensburger (OVP) an 
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Präsident 

den Bundesminister für .A:uswärtige Ange
l egenheiten. 

1373/M 
Welche Gründe sind und waren maßgebend, 

daß die Neufassung des Osterreichisch-Italieni
schen Sozialversicherungsabkommens noch nicht 
als Regierungsvorlage dem Parlament zugeleitet 
werden konnte? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen
heiten Dr. Kirchschläger: Herr Abgeordneterl 
Das AbänderungSlabkommen zum .Abkommen 
über die Sozial,e Sicherheit ist Italien vom 
30. Dezember 1950 konnt� dem Hohen Haus 
noch nicht vOl'lgelegt werden, da die Verhand
lungen noch nicht abg,eschlossen sind und 
demgemäß auch die Unterzeichnung dies·es 
Abänderungsabkommens noch nicht erfolgt ist. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Regensburger: Herr Bundes
minister! Ich finde meine Anfrage nIcht voll
inhaltlich beantwortet. Sie wissen wahrschein
lich, daß ich eine äthnlichlautende Anfrage an 
den Herrn Bundesminister für sozi'ale Ver
waltung g·esflellt halbe und dort in der Anfrage 
bekanntgegehen habe, daß für Juni 1 973 der 
Abschluß dieser Verhandlung.en aviisiert wor
den ist. Ich möchte dezidiert wissen, an wel
chen Details im besonderen es ,liegt, daß die 
Verhandlungen bis jetzt zwar nicht geschrei
tert, aber immenhin nicht 'Z'Um Abschluß ge
bracht werden konnten. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchsdlläger: Im Juni 
vergangenen Jahres sind zwei Punkte bei den 
Verhandlungen offengeblieben, und zwar be
traf der eine Punkt die Berechnung der Pen
sionen und der andere die Arbeitslosenver
sicherung. 

Was die Berechnung der Pensionen betrifft, 
so bestand hauptsächlich· Meinungsverschie
denheit darüber, ob bei einer Erreichung der 
Pensionsfähigkeit in beiden Ländern hier dem 
Anspruchsberechtigten wahlweise beide Pen
sionen zustehen sollen oder ob hier auch das 
in allen anderen Verträgen übliche Prinzip 
gehandhabt werden soll, daß beide Anwart
schaftszeiten zusammengelegt und nur eine 
Pension dann ausgezahlt werden soll. In bezug 
allf die Arbeitslosenversicherung betraf es den 
Umfang der von Osterreich naCh. Italien zu 
erbringenden LeistUIligen dann, wenn beim 
Eintritt des Arbeitslosenfalles der Betreffende 
bereits in Italien ist. 

Gegenvorschläge gemacht, und von italieni
scher Seite wurden Verhandlungen für No
vember vergangenen Jahres zugesagt. Es 
wurde dann von italienischer Seite gebeten, 
da man mit der Willensbildung noch nicht fer
tig war, diese Verhandlungen Anfang Feber 
- gestern, am 4. Feber - zu beginnen. 

Vor einiger Zeit haben wir neuerlich ein 
italienisches Ersuchen bekommen, diese Ver
handlungen - kurzfristig, wie man uns 
sagte - zu verlegen, weil noch immer in 
Italien eine einheitliche Willensäußerung zu 
den österreichischen Gegenvorschlägen nicht 
fertig ist. 

Präsident: Die weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Regensburger: Als zweite 
Anfrage, Herr Bundesminister, erwarten Sie 
sicher, daß ich frage, mit welchem Zeitraum 
Sie noch rechnen, bis es zu einem Abschluß 
kommen wird. 

Aber es liegt mir eine andere Frage näher. 
Es ist Ihnen bekannt, Herr Bundesminister, 
daß Anträge von seiten der österreichischen 
Sozialversicherungsträger an de� italienischen 
Sozialversicherungsträger im Zusammenhange 
mit Renten und Pensionen auf Anrechnung 
von Zeiten oder Gewährung von Pensionen, 
wenn sie von Osterreich nach Italien geschickt 
werden, dort nachweislich und im Durchschnitt 
ein his zwei Jahre unerledigt liegenbleiben. 
Sehen Sie, Herr Bundesminister, im Zug,e der 
Verha.ndlung·en eine IMöglichkeit, dies,e Miß
stände zu mndern oder 'gar abzuschaffen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kircbschläg�r: Ich kenne, 
Herr Abgeordneter, diese Sorgen der Men
schen, die auf. die Renten warten. Ich habe 
seinerzeit auch beim Besuch des Außenmini
sters Medici auf dieses Problem hingewiesen, 
und es wurde dann auch eine Anzahl der 
offenen Fälle, und zwar jene, die wir hier 
evident gehabt haben und übergeben konnten, 
etwas beschleunigt. In den Vertragsverhand
lungen wird auch auf dieses negative Ele
ment in der Durchführung hingewiesen wer
den. Zum Teil liegt es allerdings an der Admi
nistration, die, wie wir alle wissen, mit inter
nationalen Verträgen nur schwer erfaßbar ist. 

Ich glaube aber, daß es bei allen übrigen 
Kontakten, zumindest denen, die ich mit Ita
lien habe, dann, wenn konkrete Verzögerungs
fälle vorliegen, am besten ist, wenn ich sie 
in diesen direkten Kontakten zur Geltung 
bringe und eine Abhilfe versuche. 

Uber diese beiden Punkte wurde kein Ein- Präsident: 2. Anfrage: Abgeordneter Skritek 
vernehmen erzielt. Es wurden österreichische (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

100. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)4 von 96

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 100. Sitzung - 5. Feber 1974 9801 

13541M 
Sehen Sie eine Möglidlkeit, in bilateralen Ge

sprädlen mit Vertretern osteuropäisdler Länder 
zu erreidlen, daß österreidlisme Tageszeitungen 
in diesen Ländern zum Verkauf aufgelegt wer
den? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr Ab
geordneter! Die Ibj'g,herigen Bemühungen, auf 
bilateralem Weg mit den Vertret'em osteuro
päischer Länder zu ,erreichen, daß österreichi
sehe Tag,eszeitung,en jn diesen Lämdern gene
rell zum Vellkauf aufgelegt wer:den, sind, von 
Jugoslawien abgesehen, im wesentlichen ohne 
Erfolg ,geblLeben. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Skritek: Herr Minister! Wo
mit wird diese einseitige ablehnende Haltung 
von den osteuropä>ischen Staaten begründet 
beziehungsweise ,gtbt 'es in den einzelnen 
Sta'aten gesetzliche Verbote oder andere Ein
schränkungen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirdlschläger: Es gibt, 
soweit ich informiert bin, keine gesetzlichen 
Verbote. Die Nichtzulassung der österreichi
schen Presseorgane - mit Ausnahme der 
"Volksstimme", die unbeschränkt in allen die
sen Ländern zugelassen ist - wird in der 
Regel mit Devisenüberlegungen begründet; ich 
kann keine Aussage darüber machen, ob das 
die tatsächlichen Gründe für diese Beschrän
kungen sind. 

Es ist so, daß neben der "Volksstimme" in 
einigen Ländern, und zwar in den Fremden
verkehrszentren, eine versdlwindend kleine 
Anzahl von zwei Tageszeitungen, in der Regel 
von "Kurier" und "Presse", aufliegen. Diese 
Anzahl ist aber so gering, daß Osterreicher, 
die in diese Gegenden auf Urlaub fahren, in 
der Regel ausschließlich auf die "Volks
stimme" angewiesen sind. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

aus wirtschaftlichen Gründen nicht möglich 
ist, Zeitungen aufzulegen, am wenigsten ver
ständlich. 

Herr Bundesminister! Eine weitere Frage: 
Sehen Sie in der Europäischen SicherheitSikon
ferenz ein Mittel, dieSle für uns so unbefriedi
gende Lage vi,el1e'icht doch zu ändern oder zu 
verbessern ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr Ab
geordneter! Ich 'glaube, I{He Bemühungen soll
ten auf multilateraler und bilatelial,er Ebene 
weitergehen. 

Die gegenwärtig zweite Phas'e der Euro
päischen SicheI1heitskonLerenz in Genf hehan
delt die Schluß empfehlungen aus Helsinki, und 
dabei ist in delIIl sogenannten Korb 3, also 
der 'engeren Kooperation auf Ider Ebene der 
persönlichen Kontakte und der gTößeren Infor
mation, auch eine Bestimmung vorg,esehen, 
die den erleichterten Austausch von Pretsse
organen fördern soll. 

Wir setz,en uns in Genf für eine Realis'i:e
rung dieser Bestimmung .ein, und mir !Scheint 
es, daß wir dann, wenn wir das Ergebnis der 
Sicherheitskonfer,enz indie'sem Punkt w,issen, 
neuerlich auf bilateral,er Ebene versuchen lSoll
ten, unsere Presseorgane, und zwar unbe
schränkt, für 'Zumindest jene Osterl1eicher, die 
in dieSle Länder fahren, auch in dies'en Län
dern zur Verfügung zu haben. Jedenfalls wer
den wir uns von der Außenpolitik her 'immer 
darum bemühen. 

Präsident: 3. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Dr. Stix (FPO) an den Herrn Bundesminister. 

1314/M 
Wann wird Osterreich endlich in jene von den 

Heimatvertriebenen seit langem urgierten Ver
handlungen eintreten, zu denen sich die Bundes
republik Deutschland im Artikel 5 des Finanz
und Ausgleichsvertrages bereit erklärt hat? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr Ab
geordneter! Die Kontakte mit der deutschen 
Seite weg,en ,ein1er Erweiterung der Entschäldi-

Abgeordneter Skritek: Ich möchte genau gungsleistung wurden Ischon seit dem Besuch 
dort, wo Sie mit Ihrer Antwort geendet haben, des BundeskanzLers Brarudt 'in Osterr.eich fort
nochmals anknüpfen, da es Ihnen selbst be- gesetzt. Die Verhandlungen über dieses 
kannt ist, daß die osteuropäischen Staaten in Thema werden aber erst dann beg,innen kön
Osterreich eine große Fremdenverkehrswer- nen, wenn von österrekhischer Seite über doo 
bung entfalten; das ist bekannt. Die österrei- österreichischen Beitflaig zu e-iner solchen Er
chischen Besucher empfinden aber diese Be- weiterungsregelung ,eine einheitliche und 
schränkung, daß sie ihre Zeitung nicht erhal- klare Auffas,sung erzielt wurde - mit ande
ten können, als einen großen Mangel, da sie ren Worten, wenn der Ausschuß zur Erarbei
ja, wie wir glauben, eine gute Währung, gute tung eines Gesamtkonzeptoes für noch ofiene 
Sdlillinge, in die osteuropäischen Staaten brin- Vermögensforderungen zu einem abschUeßen
gen. Daher ist gerade das Argument, daß es I den Erg,ebnis kommt. Denn erst dann, wenn 
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Bundesminister Dr. Kirdlsdlläger 

der österreichisme Beitrag feststeht, kann 
auch -in konkrete V,erhandlungen über den 
deutsmen Beitra'g ,ei,ngetreten wem,en, 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Stix: Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Es ist richtig, daß die Sun
dasI1epublik Deutschland ,e'rst dann in Ver
handlllJIl'gen betreff.enld e,inen angemessenen 
Beitrag zu weiteren Entschädigungen an Hei
matvertriebene :eintr-itt, wenn österreichismer
seils solche Entschädigungen vor,gesehen sind. 

Nun habe ich eine Pr,eSlsemeldung vom 
3 1 .  Juli 1973 vor mir, in der der Herr Finaruz
minister Dr, Antlrosch erklärt hat, die Arbei
ten ,des AUSISchu'Slses 'zur Erarbeitung . eines 
Kon'21eptes für öff.entliche Entschädigungsfra
gen für Heimatv-ertr,ietbene gingen gut voran 
und würden im Herbst ehebal1digst Ifortgesetzt 
werden. Wir haben sre.itlher nichts mehr dar
über gehöTt. 

Daher an Sie, Herr BundeSllllinister, die 
Frage: Ist lihnen ein Zeitpunkt bekimnt, zu 
dem diese Arbeiten f,ert'i-g'gestel'lt 'Sein weId,en, 
die di,e VorauS/setzungen für den Beginn der 
Verhandlungen mit Bonn sind? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Ich kann 
für den Ausschuß, dem ich nicht angehöre, 
keine verbindlichen Aussagen treffen, aber ich 
habe, da ich interessiert daran bin, daß diese 
Verhandlungen mit der Bundesrepublik 
Deutschland zu einem ehestmöglichen Zeit
punkt beginnen, auch mit dem Herrn Bundes
minister für Finanzen diese Frage besproChen. 
Er hat der Meinung Ausdruck gegeben, daß 
ein Abschluß der Arbeiten dieses Ausschus
ses noch in diesem ersten Halbjahr mögliCh 
sein würde. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Stix: Sind Sie bereit, Herr 
Bundesminister, weiterhin auf den Herrn 
Finanzminister einzuwirken, damit es rasch 
zum Abschluß der Vorarbeiten kommt, und 
sind Sie ferner bereit, ehebaldigst in die Ver
handlungen mit Bonn einzutreten? 

Präsident: Herr Minister. 

Zeitpunkt mit der Bundesrepublik Deutschland 
in Verhandlungen einzutreten. Der Zeitpunkt 
dieser Verhandlungen wird natürlich dann 
auch von der Bundesrepublik Deutschland ab
hängen. 

Präsident: Anfrage 4: Herr Abgeordneter 
Dr. Fiedler rOVP) an den Herrn Bundesmini
ster. 

1374/M 
Welche Auswirkungen auf die außenpolitische 

Stellung österreichs sind durch die Teilnahme 
des österreichismen Bundeskanzlers an der Nah
ost-Reise der Sozialistischen Internationale zu 
erwarten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr Ab
geordneter! Mir sCheint, daß eine Warhl oder 
e,ine Ernennung :in eine Fact·Foinding-Mission, 
die mit dazu beitr.agen soll, eine friedliche 
und 'gerechte Lösung im Nahen Osten zu fin
den,einen Vertrauensheweis gegenüber ,einer 
Persönlichkeit dars1tellt, gleichgültig -in welcher 
Funktion sich diese Persönlichkeit befindet. 
Ich ,sehe daher in der Betrauun'g des Bundes
kanzlers von der Soziali:stischen Internationale 
mit der Funktion reines Mitgliedes OIdeT Vor
sitz,enden dies,er Fact-Firuding-Commis'S,ion 
einen Vertrauensbeweis, einen internationa
len Vertrauenslbewers 'gegenüber dem Herrn 
Bundeskanzler, ,so wie es 'sjch etwa auch 
geg'enwärtig durch die Abhaltung der Klub
von-Rom-Tagung ,in Salzburg demoIltstrirert. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr Bundesmini
ster! Ursprünglich ,sollte der Herr Bundes
kanzler mit dieser Fact-FindiThg-Mis.sion alLe 
am Konflikt beteiligten Staaten mit Ausnahme 
eines Staates besuchen. Diese Meinung hat 
er nun vor wentgen Tagen g,eändert. Die 
Presse hat sich damit bereits befaßt; ich ver
weise auf die "Wochenpresse" vom 30. JänneT 
mi t der UbeI1Schr,ift , , 1  : 0 für Pittermann", ich 
verweise auf einen Ar.tikiel in der 'englischen 
Zeitung "The Guartdian" vom 28. Jänner. 

Ich darf Sie deshailh fragen: Haben Sire, 
Herr BundeSllllinister, dren Herrn Bundeskanrz
ler aufmeflks'am gemacht, daß der Umstand, 
daß er in dieser BesumSJtour einen Staat 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Ich bin - nämlich I'Srarel - nicht besuchen wÜTde, 
gerne bereit, mein Interesse an einem raschen dem ,internat!ionalren außenpoliti'Schen .Aln
Abschluß, so wie ich das in der Vergangen- sehen OsteneiChs ISchaden könnte? 
heit schon getan habe, auch weiterhin zum 
Ausdruck zu bringen. Und ich bin bereit Präsident: Herr Bundesminister. 

- selbstverständlich -, sobald die Ergeb- Bundesminister Dr. Kirchschläger: Das habe 
nisse dieses AussChusses vorliegen und damit ich nicht gemacht. 
eine klare VerhandlungSigrundlage gegeben 
ist, auch zu versuchen, zum ehestmöglichen Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 
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Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr Bundes
minister! Sind Sie persönlich der Meinung, 
daß diese Änderung der Meinung des Herrn 
Bundeskanzlers, daß ·er auch dies'en Staat mit 
der Fiact-Finding.lMission auDsuchen müsse, 
nun dem Ansehen Osterreichs 'genutzt hat, 
denn ansonsten hätten wir unter Umständen 
durch das ursprüngl,iche Verhalten des Herrn 
Bund,eskanz1ers in eine sehr zwielichHge 
Situation kommen können? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirchscbläger: Herr Ab
geordneter ! Ich 'glaube, dilese Fact-Finiding
Mission der SoziaHsHschen Internationale ist 
eine Angel,egenheit der SoziaHstischen Inter
nationale und niCht eine Ang'elegenheit der 
österreichischen Vol'lZ'i,eh'Ulll'g. Ich bitte Sie da
her um Vierständn�s, daß ,ich von mir aus hier 
"klein Gutachten darüber 'abgeben ktann. (Bei
fall bei der SPo.) 

Präsident: Anfrage 5: Herr Abgeordneter 
Dr. Gruber (UVP) an den Herrn Bundesmini
ster. 

134'1/M 

Ist im Anschluß an die befriedigend erledig
ten Grenzverträge mit der CSSR eine baldige 
Wiederaufnahme der Vermögensverhandlungen 
zu erwarten? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kinhschläger: Herr Ab
geordneterl Sie haben richUg interpJletiert. Es 
ist so, daß seit dem Zum-Absturz-Bringen der 
zwei Flugzeuge, :bei dem vier Menschen den 
Tod gefunden haben, ,eine Erstarrung in den 
Bez-iehunglen zw,ischen der T,schechoslowakei 
und Osterr.eich ,eingetreten 'ist, die eIlSt la'lliJ
sam überwunden weJlden konnte. Ich -erinnere 
auCh an diesbezügliche Diskuss-ionen , die bLer 
im Hohen Haus darü:ber !stattg,efunden haben. 
Erst nachdem dieser Zustand überwunden wer
den konnte - das .ist gleit Mitte Dezember des 
vergangenen JahJles -, �st wi,eder eine 
gewisse Basis für die Vermög,ensveJlnandlun
gien gegeben. Vor:her war rsie nicht gegeben. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Gruber: Herr Bundesmini
ster! Sie mei:nen also, daß jetrzt bereits wileder 
ein Verhandlungsklima 'gegeben wäre. W,er
den Sie ,eine Initiative in dieser Richtung er
greifen, daß die Verhanldlung,en in absehbarer 
Zeit wieder auf.g'enommen werden? 

Präsident: Herr Minister . 

Bundesminister Dr. Kircbsdlläger: Ich habe 
eine diesbezügliche Initiative bereits ergriffen . 
Ich habe nur noch keine Antwort darauf, und 
ich erwarte, daß das, was man von dem allge
meinen Kilma in Europa sagt, daß es ein 
Klima der Entspannung ist, daß es ein Klima 
ist, in welchem die zwischenstaatliChen Streit
fragen einer vernünftigen Regelung zugeführt 
werden sollen, auch für das Problem der Ver
mögensverhandlungen gilt, das zwischen der 
TschedlOslowakei und Osterreich besteht. 
Jedenfalls wird von unserer Seite, von seiten 
der österreichischen Regierung sehr darauf 
gedrängt werden, daß wir endlich zum Ab
schluß dieser seit 1 956 laufenden Verhand-

Bundesminister Dr. Klrchschläger: Herr Ab
geordneter/ Von österreichischer Seite wurde 
die Unterzle'ichnung der heiden GI"enzverträg'e 
mit der Tschechoslowakei als ein Schritt ange
sehen, der den Weg 'Zur Lösung der weit,eren 
noch offenen Probleme - und dazu 'gehört 
inshesan:dere das Problem ,einer EntsChädigung 
für das 1945 entzogene Vermögen - führen 
soll. Man ist Ms 'Zum heutigen Tage alleI"dings 
nom kteinen Smrlitt weiter in der Lösung des lungen kommen. 

Verffiö'gensproblems gekommen. Ein gew,isser 
Grund mag auch darin liegen, daß mein tsChe
choslowakismer KoHeg,e au� Gesundheits

Bundesministerium für Bauten und Technik 

gründen nicht in der Lag,e wa:r, ,im Monat Präsident: 6. Anfrage : Herr Abgeordneter 
Jänner irglendwelche Aktionen zu unter- Horejs (SPU) an den Herrn Bundesminilster 
nehmen. für Bauten und T,echntk. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Gruber: Herr Bundesmini
ster! Habe ich Sile hier richtig v,erstanden, daß 
s,eit dem vergafilgenen Jahr im. der Frage der 
Vermögen keine weiter,en Verhandlungen 
stattg,efunden haben, daß also zwar di1e Grenz
verträg,e unter Dach und Fach glebracht worden 
sind, daß aber über das österr.eichische Ver
mögen in der 1'schechoslowakei seit dem Vor
jahr keine V;erhandlungen -in der Sache 'selbst 
geführt wur:den? 

1301/M 
Was war die Ursache, daß während der Haupt

reisezeit des vergangenen Sommers auf der Inntal
autobahn zwischen Wiesing und Schwaz auf eine 
Länge von 10 km die Geschwindigkeit auf 
60 Stundenkilometer beschränkt werden mußte? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Herr Abgeordneter! Im Zl1g:e der Her
stellung eines provisor:ischen Fahrbahnbelages 
in Asphaltbeton lin dem von IhI1len :genannten 
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Bundesminister Moser 

Absrnnitt der Inntalautobahn in der Zeit von 
etwa Mitte Mai 'bis 1 0. Juli vergang,enen Jah
res mußt!en beim Binb'au dies·es Belages Un
regelmäßig�eiten in der Oberfläc:henstruktur 
beanstandet werden. Die Hauptursache dieser 
Beanstandungen war eine zu hohe Asphalt
mastixanreic:herung an der Fahrib ahnOlb er
fläc:he, di,e di,e Griffi'gik:eit des Bellages stark 
herabsetzte. Zur Verme.idung von UnfäHen ist 
zwisc:hen 18. Juni bis 6. Juli 1973 im Rahmen 
d,er Haftungsv,erpflkhtung des Auftragmehmers 
diese Fahrbahn ,elfmal mit Sand und Splitt 
abg·estreut und 'die Ge'SchwindLgkeit auf 
60 Stundenkilometer herabges'etzt worden. 

Nac:h diesen Maßna;hmen haben sich keine 
Verkehrsunfälle mehr er.eignet und ist die Ge
schwind'igk1e.itS'besc:hränkung am 1 1 . JuH 1 973 
mit 80 Stundenkilometern und am 1 .  August 
1 973 mit 1 00 Stundenkilometern festgesetzt 
und am 3. Oktober gänzlich aufgehoben 
worden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Horejs : Herr Minister! Bei der 
V,erkehrsüber.gabe der Inntalautobahn wurde 
bekanntgegehen, daß die provisori'schen EIlSt
beläge illl g·echs oder mehr verscMedenen Re
zepturen aufgetr.agen wOI1den sind, um fest
zusteHen, welche Belagsarten ISlirn nach Abrieb 
und Grliffigkeit am besten eirgnen. Sind die 
Er.g,ebniss'e dieser TeststIrecken nicht aus'g·e
wertet wOI1den, um 'si,e für künfti.ge Beläge zu 
verwenden? 

Präsident: Herr Minister. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter I 
Wir haben ,im Rahmen meines Ministeriums 
schon vor längerer Zeit einen glen'auen Be
lagsplan für Autoba;hnen, BUIl'desschnellstra
ßen und Bundesstraßen eralibeitet. Dte Ihteutige 
Technik geht davon aus, daß ,es nidlt sinnvoJ.l 
erscheint, sofort nach HeIlstellung des EI1d
körpers den Betonhela'g aufzubringen, weil 
sic:h unt,er Umständen darunter Hohlräume 
bilden, die ni,e mehlTgeschloss'en wer.den kön
nen. Mit ,einer provisor.ischen Fahrbahndeck,e 
werden zuerst die-se Gefahren durch Benut
zung 'der Str.aße ausrgeschaltet, dann erst w.ird 
der endgültige Bel'ag aUfge'bracht werden. Im 
aHgeme'inen I"echnet man damit, daß die völ
Hge Ver.dic:hturrg und Ruhes·tellung des Kör
pers einer solchen Autobahn nach fünf Jahren 
eintritt. Ungefähr nac:h di,esem Zeitablauf 
hao'ben wir vor, die endgültigen Fahrbahn
belärge aufzubringen. 

Präsident: Anfrage 7: Herr Abgeordneter 
Dr. Sch.midt (FPO) an den Her:rrn Bundesmini
ster. 

1312/M 

Wann ist mit dem Baubeginn an der 5. Wiener 
Donaubrücke beim Donaupark zu rechnen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Im Bundesminirsterium für Bauten und Tech

nik wurde bisher von der BundesstraßenV'er
w1altung in Wien noc:h kein Projekt für di,ese 
fünft.e DonaubI1Ücke vOligel,egt. Nach mein.en 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Die PrÜlfungser,gebnisse dieser Beläge s.ind 

Informationen ist aber ·ein solches Proje�t s�i-
. . . tens der Bundesstraßenverwaltung Wl·en ,JIIl 

ausgewertet woroen. An ·s.lch 'lJst, wenn es sIrn 
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am di'eses Sach.v.erhaltes und .im Hinblick auf den 
besten vollzogen werden kann. AHerdmgs 
muß di·e Einarbeitung peinlich'st ·genau erfol
gen, denn sorust wandert durch die Belastung 
di,eses Fahrbahnbelages, durc:h den Druck der 
Kraftfahrzeug1e Bitumen an die Oberfläche und 
v,eTmindert in starkem Maße, zeitlich vorüber
gehend al1eI1dim'g!S, die Gr.iffi:gkieit des Belrage·s. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Horejs: Herr Ministerl Sie 
haben s'ich selbst dazu bekannt, d'aß auf Dauer 
gesehen die höchst'e Verk.ehrssicherheit auf 
den Autobahnen durch einen Betonf'ahrbahn
belag gegehen ist. Darf ich Sie fragen, wann 
etwa Idamit zu rechnen sein wiI1d,daß di,e II1Il
tal-Autobahn, um eben di,ese Verkehrs'Sicher
heit zu gewährleisten, mit 'einer Betonfahr
bahndecke versehen wird? 

Umstand, daß 'diese Brücke erst "in Planung 

ist, ist es mir auch noch nic:ht möglich, einen 
Zeitpunkt zu nennen, wann mit dem Bau die
ser Brücke begonnen wertden soll. 

Präsident: Zus·atzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! De·s'senung.e·ac:htet iISt in 
der Dr,illlglichk'eitsI"eiihung für Autobahnen und 
Schnellstraßen für .diese fünfte Donaubrücke 
die Dringlich�eitsrerhung 1 ,  also die höchste 
Dr1nglich�{eitsstufe vorgesehen. Nun kann man 
die fünfte DonaubMicke nicht isoliert betrach� 
ten. Sie ,stellte nach dem Bundesstraßengesetz 
das Verbindung,s'stück zwi'schen der A 5 un:d 
der umstr:ittenen A 20, nämlich 'der Gürbelauto
bahn, dar. Dieses letzte Stück der Gürtelauto-
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Dr. Sdunldt 

bahn zwisdlen DOIlJaukanal und der geplanten 
fünften Donaubrticke geht teilweis·e durch sehr 
dicht verbautes Gebiet in der Brigittenau. Ist 
Ihnen das bekannt, Herr Bundesmini·ster, UIlid 
glauben Sie, daß unter diesen Umständen der 
Standort der fünften Donaubrücke a11S optimal 
zu rechtferUgen äst? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Was den Standort dieser Brücke anlangt, s.o 
glaube ich, daß die Stall!dortwahl richUg ist. 
Eine andere Sache ist natürlich die Frag,e des 
Ausbaues des Gürtels und eine VerMndung 
über diese Brücke zur A 5. Es wird ·eine Frage 
der Uberlegl1Ilg der Planer der Stadt Wien 
sein. Idt persönlidl !bin davon informiert wor
den, daß bei der Erstellung dieses Projektes 
überliegt wird, zumiIlldesteinen proV'i,sori'schen 
Anschluß - allenfalls Handelskai, Engerth
straß·e - mitzuplanen. Aber diese Unter
suchungen sind noch nicht ·so weit gediehen, 
daß darüher b€reits eine endgültige Aussage 
gemacht werden könnte. 

Präsident : Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schmidt : Herr Bundes
ministerl Wär,en Si·e dann, wenn ein solches 
V,erb1ndungs'stück zwischen Donaukanal und 
fünfter Donaubrücke in der Weise g,eplant 
wird, wie ich es gesChildert habe, berei,t, ohn€ 
daß 'ein gesetz1idtes straßenbaurechtliches V'er
fahren, wie ;es zum Beispiel der Rechnungshof 
in seinem letzten Bericht vorschlägt, vor:ge
sehen ist, dafür zu sorg,en oder zumindest zu 
veranlassen, daß die Bewohner di'eses Gebietes 
gehört werden beziehungsweis,e zu dieser ge
plant,en Trasise SteUung nehmen könnten? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneterl 
Ich kann in die K'ompet,enz der Bundesländer 
nicht eingreifen. Sie wi:ssen ja, daß die Län
der die Planungshoheit ,im Bundesstraßenbau 
haben und vom Bund datür eine Pauscha·lent
schädigung bekommen. 

AndeTerseits 'glaube ich, daß der Standort 
dies·er Brücke auch .noch ,im Hinblick auf fol-
genden Umstand zu überl'egen war: W,enn ,ein-

Information .erteilen zu können. Denn Infor
mationen ·haben, wile ich glaube, nur dann 
einen Sinn, wenn man auch ,sa.gt, welche Mög
Jtidtkeiten es gtbt, und dailill mit der Bevölk,e
rung darüber diskuHert. 

So wi·e lidt die Dinge tS·ehe, v·erhält es sich 
heute so, daß nicht nur in Wien, .sondern aller
orten die Bevö}roerung außerordentlidt regen 
Anteil an 'solchen P,lanungen nimmt. Ich er
innere Sile etwa daran, daß vor kurzem mein 
Ministerium der Stadt Kit71bühel bemehungs
weise den Repräsentanten einer Bürgerinitia
tiv·e von Kitzhühel 'sowie den daran inter
essierten Kreisen dieser Stadt eine rg.anze 
Fülle von techni,sch möglichen Varianten zur 
Weiterbehandlung in di,esem Gremium vorge
legt hat, um eben di.e bestmöglich€ Umfah
rungslösung für Kitzbühel zu finden. 

Idt meine, daß dasse�be sicher auch in Wien 
der Fall 'sein 'wird. 

Präsident: Anfrage 8: Herr Abgeordneter 
J osef Schlager (SPO) an den Herrn Bundes
minister. 

1294/M 

Wie weit ist der Stand der Planung für den 
Ausbau des Bundesstraßenstückes Trieben
Hohentauern in der Steiermark gediehen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter I 
Für den zirka 9 km langen Aibsdmitt "Trie
ben-Hohentauern" .Ibesteht für den Belieich 
von etwa Km 3,0 bis Km 5,4 der vom Bundes
ministerium bereits 'genehmi,gte DetaHentwurf 
"Sunk-Brodjäger" . 

Für den ansch'ließenden Abschn'itt bis zur 
Paßhöhe gibt es noch keine Planungen. Der 
Bereidt von Trieben bis Sunk ist ja größten
teils, wie Sie w.i'ssen werden, aus,gebaut. 

Vom Amt der Steiemlälrkischen Landes
regierung wurden zum Zwecke der Erstel'lunrg 
von g,eneliellen Weiterplanungen FlugbilIdaus
wertungen für di,e 'gesamte Triebener Straße 
in Auftrag gegeben. Ergehni'sse lieg€ll meLnem 
MiIllisterium noch nicht vor. 

mal die Florid-sdoder Brücke generalüberholt Präsident: Zusatzfrage. 

werdefj. ;sollte, dann müßte eine Ausweich- Abgeordneter J osef Schlager: Herr Bundes-
brücke - das könnte diese fünfte Donau- minister! Dieses StJraßenstüCk von Trieben 
brücke se.in - zumindest vorübel'g·ehend zur 

nach Hohentauern wird von Woche zu Wocbe 
Verfügung 'stehen. 

Ich bin der Meinung, daß gerade im Ber,eiche 
der Stadt Wien bei aUen Planungen dire Be
völkerung nicht uninformi,ert bleibt. AI,ler
dings meine ich ,auch, daß man zunächst einmal 
das Projekt und die Varianten dazu unter
suchen muß, um überhaupt eine entspr,echende 

stärker frequentiert, dies einrersreit'S infol'ge 
einer Weisung der Steiermärkischen Landes
regierung, daß ein TeJil des Gastarbeiterver
kehrs 'auch die Route Hohentauern hinunter 
ins Murtal, Lavanttal benutzen soH, ander·er
s·eits wird aber auch der Fremidenverkehr ,im 
Bereich Hohentauern und in den anschließ,en-
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Josei Sdllager 
den Tälern Murtal, Pölstal, Puste rwCl'ldt al 
immer stärk!er. Diese Straße wird Jetzt unge
mein stark benützt. 

Sind Si e bereit, Ibei der StelermäJ1kismen 
Landesreg-ierung dafür elnzutreten, daß dte 
Planung "Brodjäger-Hohentauern" schneller 
vomngetrieben wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter !  
Ich bin gerne dazu ber,eit, das Amt der Steier
märkLsmen Landes'I1egilerung auf lhr heutig-es 
Vorbringen aufmerksam zu machen. 

Andererseits, Herr Abgeordneter, stehen 
wir in der Endphase der Dmnglichkeitsbewer
tung der Bunldes'straßen, bei der natürlich nicht 
nur vorhandene Frequenzen, sondern auch die 
künftige Entwicklung - die Entwicklung des 
FremdeuVierkehrs und so weiter - ,eine 
bedeutsame Rolle spielen. Erst dann, wenn 
di eSle Arbeiten endgülUg abg,eschlossen sein 
werden, wind man auch die tatsächUche nach 
dbj ektiv-en Kriterien festgestellte DringNm
keil von Baumaßnahmen auf unser,en Bundes
straßen erklennen können. 

Aber unbe'Smadet dessen bin .ich sehr daran 
Lnteressiert, daß Planung,en weH voraus erfol
gen, sodaß wir zum gegebenen Zeitpunkt bau
l'eife Projekte -zur Verfügung h'a'ben, wenn es 
uns die finanziellen M1ttel erlauben; auch mit 
dem B au b eginnen 'zu können. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Josef Schlager: Herr Bundes
minister! Si-e haben in ]hr,er Antwort g.esagt. 
daß ein Stl"aßenstück "Sunk---'Brodjäger" 
ber,eits proj ektiert sei. Können Sie mir vilel
leicht da einen BaubegiIliIl ,sagen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Ich bin, was die Frage von BaubegilIlnen an
langt, ein 'etwa-s zurückhaUender Minister, 
weil niemand 'gerade in der heutigen Zeit und 
im Hinblick auf die Frage T,rei'bstoffe zu sagen 
vermag, w,i'e sich IdJile Einnahmen ,entwickeln 
werden. 

Was ich früher gesagt habe, i'st der geneh
migte Detailentwurf " Sunk�Brodj ä'ger". 
Wenn es uns die Mittel -erlauben, bin ich g,ern:e 
bereit, mit dem steirischen Landesstraß,enrefe
renten über den Ausbaubeginn m'eses Stückes 
zu verhandeln. AlleI1dings werde Jm einen 
Uberblick über das neur,ig,e Jahr wahrschein
lich erst in ,einigen Monaten haben. 

Präsident: Anfrage 9: Herr Abgeordneter 
lng. Helbich (tJVP) an den Herrn Bundesmini
stier. 

134:0!M 
Werden Sie einer Gesetzesvorlage, durch die 

dem Straßenbau Mittel aus der zweckgebunde
nen Mineralölsteuer zugunsten der OBB entzo
gen werden, Ihre Zustimmung erteilen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter !  
Als Res,sortminister halbe lim den Standpunkt 
vertreten, daß di'e BiIl!dung der Bundesmineral
ölsteuer aufrechtel"halten bleiben sollte. Auch 
di,e Bundesr,egierung hat sich dazu b�kannt, 
daß an der Zweck!bindung nichts .geänlclert 
werde. 

Eine Gesetzesvorlage, die diese Bindung ab
ändern würde, lJiegt nicht vor; ich kann daher 
zu einer solmen auch heute noch nicht Stel
l ung nehmen. 

Ich darf Sie aber darauf verweisen, daß am 
8. F,ebruar di'e Verhandlungen rruit den Ver
tretern der Larudw.irtsma,ft weitergeführt wer
den sollen, daß der Herr Bundeskanzl,er s-einer
zeit ,ge,sagt hat, es wird zu prü{'en 'sein, wie 
den FOI1dterungen der Landwirtschaft entspro
chen werden könnte. Wenn die Landw:irtschaft 
die Forderung nach Senkung des Dies'eltreib
stoffpreiises auf den Heizölpreils :damit begrün
det, daß, ihr-e Maschinen nicht Straßenbenützer 
seien, dimn verdenk,e ich ,es 'allerdings den 
Eisenbahnern ruicht, daß -sie dasselbe Argu
ment für ihre Dieselloks 'ge'ltend machen. 

Präsident: Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Ing. Helbich: Herr Minister! 
Ich habe mir erlaubt, Si'e wegen der Bundes
bahn zu befmgen, und JSie antwort,en mir mit 
der Landwirtschaft. Wenn ,es zu leiner Lösung 
käme, so w,le es in einer �lausurtagung Ihrer 
Partei besprochen wurde, dann müßten doCh 
das erste Mal in der Geschichte der zweck
gebundenen Bundesmineralölsteuer Mittel 
anderwärtig ver:wendet werden. 

Im fmge Sie : Ist es richti'g, wenn ,es zu 
dieser Zweckentfremdung käme - Sie haben 
ja gera'de <gesagt, Sie sinld Ibetreffs Baubeginn 
doch ein sehr vorsichtiger Minister -, daß 
dann ab 1975 keine neuen Baumaßnahmen ,im 
österr,eichischen Straß-enbau mehr b egonnen 
werden könnten? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Wenn es dazu käme, Idaß der Treibstoff Diesel, 
soweit er von Ischii,eIllengebundenen Triebfahr
z,eug,en der Bundesbahn Vlerwendet würde, 
nicht dem Straß,enbau zur Verfügung steht, 
würde das nimt bedeuten, daß keine neuen 
Baumaßnahmen ab 1 975 auf unseren Bundes
straßen anlaufen könnten. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 
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Abgeordneter Ing. Helbid1: Herr Ministerl 
Ich nehme die Antwort ·zur Kienntnlis. und wi'l' 
werden ,es ,im Bauprogramm 1 975 sehen. Ich 
bin der Meinung. daß das so 'ein Eingrliff wälle. 
daß k,eine llteuen Baumaßnahmen begonnen 
werden könnten. 

Ich frage Sie nun auf Grund der g,egebenen 
schwli'erigen Situation: Sind Sie ber,eit. mit ,den 
politischen Baureferenten der Länder ein Ge
spräch 'zu führen. um hier zu iberaben. welche 
Maßnahmen getroffen weIden könnten. um 
weiterhin dem Bundesstraßenbau die nöUg,en 
Mittel zur V,erfÜogung zu ,steHen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Ich darf noch etinmal wi,ederholen. '<laß die 
Bundesreg,ierung beschlossen hat. 'grundsätz
lich an der Zweckbindung der Bundesminerai
ölsteuer für den Straßenbau �estzuhalten. In 
dieser Situati.on halte ich gegenwärtig ein. 
Gespräch zwischen mir und den Straßenbau
referent'en nicht für unbedingt erforderlich. 
Ich werode ab er zu tgiegebener Zeit �w,eifiellos 
mit den Straßenbaur,eferenten nicht nur über 
diese. sondern über vi,eIe 'andere den Straßen
bau betreffende Prdbleme eine Aussprache 
hahen. 

Präsident: Anfrage 10 :  Herr Abgeordneter 
Wuganigg (SPU) an den Herrn Bundesmini
ster. 

1295/M 

Ein Ergebnis dieser Untersudlungen Jliegt 
mir �ur Stunde noch IlIicht vor. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Wuganigg:  Herr Bundesmini
ster! Ihren Ausführung;en konnte idl entneh
men. daß anscheinenld eine St,ellungnahme der 
Stadtgemeinde Weiz nicht vorHegt. Darf ,ich 
vi eIl e idlt ganz kurz erigänzen : 

Die Stadtgemeinde We�z hat ursprünglich 
eine kreuzun.gsfreie Lösung angestrebt. Sie 
hat diesen Stan'dpunlkt in der Zwismenzeit 
aufgegeben und dem VorscMag des Landes
bauamtes zugestimmt. d'er eine niveaugleiche 
Lösung vorsieht. Da eine Unterführung weg'en 
des Grundwassers nicht möglich .ist. müßte die 
Uiberquerung der Straße und Ider Bahn dUTch 
Er,richtung ,etines Dammes oder ,einer Brücke 
erfolgen. Das würde aber außerorodentlich 
hohe KQlsten vrerursachen unrct damit viel[eicht 
die Realisierung des Projekts zumindest ver
zögern. Di,e Stadtgemeinde Wetiz ist aber 
äußerst 'intereS'siert daran, daß diese Umflah
rung 'gebaut wi�d und vor aUen Dingen sehr 
rasch g,ebaut wird (Zwischenrufe bei der OVP: 
Frage!), damit ,endlich der V,erkiehr aus dem 
Zentrum der Stadt hinaus'g'eführt wellden kann. 

Darum meine Frage an Sie. Herr Bunides
minister: Inwie,weit wi,nd diese Uberprüfung 
der bi'sherigen Planun'g'sarbeiten die weiter,e 
Durchführung verzögern? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
In welchem Stadium der Planung befindet sich Ich möchte Ihl1e Frag,e in zwei TlElile teilen. 

derzeit das Projekt der Umfahrung Weiz der 
Bundesstraße 72 ? 

Präsident: Bitte. Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Das Amt der Steiermärkischen Landesregie
rung hat im Jahre 1973 ein Detai'lprojekt 
.. Umfahrung Weiz" dem BautenmJinisteruum 
zur Genehmigung vorgelegt. Bei der Prüfung 
dieses P.rojekts mußte festgoestel'lt werden. daß 
im Zuge d1eser neu zu bauenden "Umfahrung 
Weiz" zwei niveaugleiche Kreuzungen - eine 
mit einer Landesstraße. ,eine mit der Eisen
bahn - .in diesem Detailprojekt vorgeisehen 
waren. Der .A!bstand dieser beiden niveaugl,ei
chen Kr,euzung,en zueinan1der .ist außerorldent
lich ,gering. 

Da's war der Grund. weshalb mein Mirui
sterium das einge:r.eichte Projekt odem Amt 
der Steiel1IDär,k,ischen Landesr,egierung mit der 
Bitte zu prü�en rückgemittelt hat. ob es bei 
dieser Situation, W1ie ich slie g'eschildert habe. 
nicht überlegefilSIW,ert wäI1e. niveaufIreie Kreu
zungen im Interesse des Verkehrsflusses und 
im Interesse der Verkehrssicherheit zu planen. 

Zunächst Isollte auch laktenmäßig eindeutig 
geklärt sein. warum eine niveaufreie Lösung 
in diesem Bereich nicht möglich i'st. Es sollte 
den StraßeIllbauern in der Zukunft nicht der 
Vorwurf gemacht werden ,können, nicht über
legt zu haben, warum man >bei der Neuan'lage 
einer Straß.e niv.eaurgl,eliche Kreuzungen in kur
zen Abständen hintereinaIllder baut. !denn die
ses System ist sicherlich nicht mehr das �eit
gemäße.  

Wenn sich aber nach Unte'I"suchung heraus
stellt. daß ,es keine ,andere Möglichkeit gLbt. 
als Illiveaugleiche Kreuzung,en <in Kauf zu neh
men. dann wird man auch diese Straße so 
bauen. wile sie geplant waT. 

Eine lange Verzögerung .im Baubeginn kann 
durch die von mir eI1betenen lJberlegungen 
und Untersuchungen nicht eint:[1eten. wenn. 
wie Sie 'sagen. diese Frag,en ber,eits Mnslicht
lich des GrundwasseTs. abe'r auch vielleicht 
hinsichtlich der Störung .aeis Land'Schaftsbildes 
und so weiter so weit geklärt erscheinen. daß 
man zu einem baldigen Ergebnis durchaus 
kommen kann. 
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Bundesminister Moser 

Sobald das Ergebnis vorlriegt, wird man Verbißschäden und Schälschäden 'sagen? Wel
natürlich trachten, auch dieses Bauwerk zu be- che Möglichkeiten sehen Sie, daß diese gewal
ginnen und dann - ich weiß, wie We.iz unter tig,en Schälschäden gemindert w,erden könD!en? 
der Durchfahrt le1det - ;auch zügi'g fortzu- Präsident: Herr Minister. 
setzen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Wuganigg: Herr Bundesmini
ster! Wenn nun diese Uberprüfung der Pla
nungsarbedten durchgeführt ist - wir wülden 
Ihn,en sehr, .sehr darukJbar :sein, wenn dias sehr 
rasch geschi.eht -, wann kann dann mit den 
Arbeiten an der Umfahrung 'der Stadt Weiz 
begonnen werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Ich bin .gern bereit, mit dem Land Steiermark 
dann zu verhandeln. Ich ha'be den Ländern ja 
in Aussicht gestellt, falls es .die finanzieUen 
Möoglichke:iten ,erlauben, lim Laufe des heuri
gen Jahres noch ,eine weitere Ver.g'aberunde 
zustande zu bringen, und ich werde nicht ver
säumen, wenn sich diese MöglidJikeit eröffnet, 
das Land Steie:rmark auf das ProbLem der Orts
durchfahrt in Weiz besoD!ders hiJIlzuweisel1'. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt
schaft 

Präsident: Anfrage 1 1 :  Herr Abgeordneter 
Pansi (SPO) an den Herrn Bundesmini;gt'er rur 
Land- und Forstwirtschaft. 

1293/M 

Können Sie sagen, Herr Minister, wie hoch in 
Osterreich die durch Wild verursachten Sach
schäden in den Privatforsten und in den Oster
reichischen Bundesforsten sind? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter! Ich habe vorhin gleich zu Be
ginn g,eantwortet, daß idie Bundesversuchs
anstalt jährlich mehr als 250 Milllionen SdtJil
ling an Schäl- und Vevbißschäden schätzt. 
Davon slind '2lwei Dr.ittel Schälschäden un!d ein 
Drittel Verlbiß'schäJden. 

Die einzige Möglichkeit, das Uberhand
nehmen zu verhinldern, hesteht in einer ent
spliecheruden Wildstanldsfiegulierung. Eine 
Wildstandsregulierung list aber nur möglich, 
wenn von den J ag.dbehör!den entspremen!de 
Abschußquoten festg.esetzt werden. Di,e Jagld
behörden s.ind allerdin'gs Behönden des Landes, 
auf die 'ich keine Ingelienz halbe. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Pansi: Herr Minister! Sind Sie 
bereit, an die Lanldeshauptleute mit dem Er
suchen heranzutre1!en, daß die Ja'gldge.s,etze 
- das 'sind ja Lan1desgesetze - entsprech'end 
geändert werden, damit diesem 'gewaltigen 
Mißstand entgegengetreten werden kal1!Il? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Ich bin 
gerne bereit, ein solches Ersuchen an die Lan
deshauptleute heranzutTaigen, damit in den 
Landesgesetzen Maßnahmen gegen Wildschä
den eingebaut werden. (Abg. D e u t s c  h
m a n  n: Sind drinnen!) Derzeit hat nur das 
Land Oberösterre'ich eine entsprechende 
gesetzliche Grurudlage. (Abg. K r  a f t: Keine 
Ahnung, Herr Pansi! - Weltere Zwischenrufe 
bei der OVP.) Bundesminister für Land- und Forstwirt

schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: Herr Abge
ordneter Pansi! Bei der Forstinverrtur 196 1 /70 

Präsident: Anfrage 1 2 :  Herr Abgeordneter 

wurden im gesamten österreichischen Wirt- Steiner (OVP) an ,den Herrn Bundesminister 

schaftswald Schälschäden im Ausmaß von für Land- und For.stwirtsch,aft. 

14,2 Millionen Schilling Vorratsfestmetern er
hoben. Von diesen entfallen auf den Besitz 
der Osterreichischen Bundesforste 3,4 Mil
lionen Vorratsfestmeter. Von der Forstlichen 
Bundesversuchsanstalt wurden die Schäden 
durch Schälen und Verbiß in Osterreich jähr
lich mit mehr als 250 Millionen Schilling an
genommen, wovon zwei Drittel auf Schäl
schäden und ein Drittel auf Verbißschäden 
entfallen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Pansi: Herr Ministerl  Wie 
hoch sind die Schälschäden !in Schilling ausg·e
drückt? (Rufe bei der OVP: 250 Millionen 
Schilling!) Können Sie mk die Vertei'lung auf 

I 363/M 
Wie hoch waren die Reste an zweckgebunde

nen Einnahmen gemäß § 40 Marktordnungsgesetz 
und BGBL Nr. 135/1969 für Absatz- und Verwer
tungsmaßnahmen im Rahmen des Preisausglei
ches bei Schlachttieren und tierischen Produkten 
zum 3 1 .  Dezember 19731 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter! Von den Mitteln nach § 40 
Marktordnungsgesetz waren am 3 1 .  Dezember 
26,268.9 18,68 S nicht verbraucht. Der nichtver
brauchte Rest an zweckgebundenen Einnah
men aus dem Importaus'gleich gemäß BGBl. 
NI. 1 35/69 betrug am gleichen Tag 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weibs 

24,361 .789,98 S. Insgesamt waren am Jahres- legungen vorgehen und insbesondere auf Ihre 
ende 1973 rund 50,6 Millionen Schilling nicht eigene Tätigkeit als Bundesminister hin
verbraucht. weis-en, obwohl Sie in diesem Fall j a  selbst 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Steiner: Herr Bundesministerl 
Das sagt al'so,  daß Sie dies-e rund 50 :Mil
lionen SchilHng, die Sie nun a'ls A!bsatzförde
rungsprograrrnm für die Exportlizerrzen ver
wenden, praktisch auf G rund dieses Gesetzes 
zur Verfügung halben. Ich glaube nun: Als 
Veru�sacher der Viehabsatzkrise, hervorgeru
�en durch eine R1elihe von FeMentJschei1dungen, 
die getroffen wurden, hätten Sie seinerzeit 
ei'9'enUich nicht auf iden Betrag von 130 Mil
lionen SchHling verzichten 'Sollen, delI vorhan
den war und den w:ir im F1inanzausschuß als 
Förderungsmaßnahme für den katastrophalen 
Viehabsatz g,efo:rdert haben. 

Ich frage Sie : Wie werden dieSle Mittel, die 
Sie j a  genaugenommen verpflichtet ,sind ein
zusetzen, nun verwendet? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Zuerst 
darf ich vielleicht noch bemerken, daß von den 
50,6 Millionen Schilling, die einer Rücklage 
für das Jahr 1 974 zugeführt worden sind, noch 
aus den Monaten November 1973 bis Jänner 
1974 Anforderungen zur Abrechnung von 
3 1 ,6 Millionen Schilling vorliegen. Wir haben 
bis 3 1 .  Dezember rund 67,75 Millionen Schil
Hing an Verwertungszuschüssen für den Ex
port bezahlt. Zu diesen Mitteln, die dann 
noch verbleiben, kommen die 50 Millionen 
Schilling Verwertungszusdmß für Bergbauern 
hinzu. Dazu kommt noch der budgetmäßig 
vorgesehene Ansatz von 95 Millionen Schil
ling aus dem Jahre 1974, der damit insgesamt 
für die Verwertung des Exportes zur Ver
fügung steht. 

Präsident: Eine' weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Steiner: Herr Bundesminister! 
Sie haben ein äußerst kompliziertes Verfahren 
entwickelt, um diese Exportzuschüsse bei den 
einzelnen Absatzveranstaltungen zu verg-eben. 
Es ist so, daß der einz'elne Landwirt nach 
einem längeren formalen Ablauf letztlich die
sen ,Beitrag ausbezahlt hekommt und die Land
wirtschaftskammer diesen Betrag zur Aus
zahlung bringt. In Ihr,en Richtlinien allerdings 
kündigen Sie auch einen Brief des Bundes
ministeriums an diese Bauern an, die das 
Glück. haben, 'einen Käufer zu haben, der 
exportiert - das ist ja das reinste Lotterie
spiel, weil sich ke.in Verkäufer den Käufer 
aussumen kann. 

Ich frage Sie :  Werden Sie nun diese Briefe 
so verfassen wie -etwa bei den AlK-Genehmi
gungen, wo Sie aus rein politischen Uber-

an der Viehkrise mit schuldtra'gend sind? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneten Steiner, zu Ihrer Aufklärung : 
N icht wir sind an der Viehkrise schuld, son
dern es dürfte Ihnen entgangen sein, daß der 
italienische Bedarf jährlich 750.000 Tonnen 
Fleisch betrug. Im vergangenen Jahr ist allein 
in Italien ein Konsumrückgang von 4 Kilo
gramm pro Kopf der Bevölkerung eingetreten. 
Wenn Sie das im gesamten umlegen, macht 
das allein schon 200.000 Tonnen aus, die 
weniger nach Italien eingeführt worden sind. 

Zum zweiten dürfte Ihnen bekannt sein, 
daß durch den Zusammenbruch des Milch
preises infolge von Milchlieferungen aus 
anderen Staaten der EG in Italien rund 1 Mil
lion Stück. Vieh abgeschlachtet worden sind, 
was ebenfalls rund 200.000 Tonnen Fleisch 
ergibt, sodaß diesmal Italien um 400.000 Ton
nen Fleisch weniger eingeführt hat. Wenn Sie 
das umrechnen, so macht das rund 1 ,8 Mil
lionen Rinder aus, die heuer weniger impor
tiert worden sind. 

Zum dritten: Ich schreibe keine Briefe aus 
politischen Gründen, sondern ich schreibe 
Briefe, um den Bauern darauf aufmerksam 
zu madlen, daß er diesen Betrag zu be an
sprudlen hat, denn man weiß, daß sehr oft 
vergessen wird, ihm den entsprechenden Be
trag zu gewähren. 

Präsident: Anfrage 1 3 :  Abgeordneter Pay 
(SPtJ) an den Herrn Bundesminister. 

1351/M 
In welcher Höhe werden im Jahre 1 974 Bun

desmittel für die Fortsetzung der Regulierungs
arbeiten der Kainach zur Verfügung stehen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter! Es ist 'Vorgesehen, im Jahre 
1 974 für die Kainachr.egulierung lBundesmittel 
in der Höhe von 1 5  Millionen Schilling zur 
Vel'fügung zu stellen. Das ist ungefähr doppelt 
soviel wie .im vergang,enen Jahr. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Pay: Herr Bundesministerl 
Das Siedlungsg,ehiet Lobming im Stadtgebiet 
Voitsberg allein war seit dem Jahre 1 967 
mit Ausnahme 'eines einzigen Jahres sechsmal 
von Hodlwasserschäden der Kainadl .in Mit
leidenschaft gezogen worden. Mit Genugtuung 
und Darrk'barkeit hat die Bevölkerung ver
merkit, daß nun seit dem Vorjahr gebaut und 
daß die Regulierung vorgenommen wurde. 
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Pay 

Nun wird aber aus ziemlich durchsichtigen 
Gründen öfter behauptet, daß dies nur ein 
Teil d�eser Arbeiten wäre und daß jetzt die 
Regulierungsarbeiten eing'estellt beziehungs
weise eingeschränkit werden. Können Sie mir 
dazu etwas sagen, Herr Bundesminister? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter! Ich habe in meiner ersten Be
antwortung gesagt, daß für die Kainach
regulierung .im Jahre 1 974 15 Millionen Schil
ling zur Verfügung gestellt werden, das ist 

doppelt soviel als im vergangenen Jahr. Milt 
diesen Beträgen wird di1e Reguli-erung in 
Mooskirchen, im Raum Wildon-W·eitendorf 
und in Voitsberg durchgeführt werden. 

Präsident: Anfrage 1 4 :  Herr Abgeordneter 
Hietl (OVP) an den Herrn Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Weihs : Idl darf 
zuerst einmal bemerken, daß die angestrebte 
Lösung, gefärbtes Dieselöl zu verwenden, eine 
Änderung des Gasölsteuerbegünstigungs
gesetzes zur Voraussetzung hat. Das fällt in 
die Zuständigkeit des Finanzministers und 
nicht in meine. Das möchte ich dazu erst ein
mal bemerken. 

Zum zweiten ist j a  Ihnen genauso wie mir 
bekannt, daß sehr intensive Verhandlungen 
auf diesem Sektor stattfinden und daß hier 
im Zuge dieser Uberlegungen allerdings 
schwerste Bedenken von seiten der Bundes
wirtschaftskammer eingebracht worden sind : 
a) wegen technischer Fragen, b) wegen der 
Verteilungsschwierigkeiten und ähnlicher 
Dinge mehr. 

Ich darf in Erinnerung rufen, daß Ihnen der 
Herr Finanzminister j a  bei der letzten Frage-

1364/M stunde einen diesbezüglichen Brief vorgelesen 

Aus weldlen Gründen lehnen Sie die Verwen- hat. 
dung des Ofenheizöls für landwirtschaftlidle 
Masdlinen ab? Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. Abgeordneter Hietl: Herr Bundesminister! 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Meine Frage an Sie war, ob der zuständige 

Abgeordneter ! Ich habe eine 'solche Äußerung 
Ressortminister heI1eirt: ist, diese Forderung 

nie getan. (Abg. K i n  z 1: Der Herr Bundes-
der Landwirtschaft innerhalb der Bundes

kanzler!) Ich wurde ja g'efragt. 
regierung zu vertreten. Ich darf noch einmal 
darauf v-erweiseu, daß die "Flucht .in tech-

Eine diesbezügliche Entscheidung st·eh! mir 
auch nicht zu, weil das nicht in di-e Zuständig
keit meines Ressorts fällt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter HietI: Herr Bundesminister ! 
Der Herr Bundeskanzler hat bereits vor den 
Wahlen .in Oberösterreich eine Zusage ge
troffen. Der Herr Finanzminister hat das an
läßlich einer mündlichen Anfrage des KoUegen 
Koller wieder in Ab:r;ede gestellt. 

Wenn Sie sagen, Sie haben das nie in der
artiger Weise in Abrede gestellt, dann darf ich 
doch den zuständigen Ressortminister, dem 
die Situation der Landwirtschaft bekannt sein 
muß und dem deshal'b auch bekannt sein muß, 
daß wir den höchsten Di,eselölpreis Europas 
haben und, wie hereits angekündigt, vor einer 
neuerlichen Erhöhung ,stehen - das heißt, 
rund 250 Prozent Teuerung Ül den letzten 
zehn Jahren bei gleichbleibenden Agrar
preisen -, fragen : Ist der zuständige Ressort
minister - das ist meine konkrete f'rage -
bereit, innerhalb d-er Bundesregierung im 
Ministerrat dafür einzutreten, daß die For
derung der Landwirt'schaft, diesen gefärbten 
Dieseltreibstoff für sich in Anspruch nehmen 
zu können und zu fahren, erfüllt wird? 

Präsident : Herr Minister. 

nische Schwierigkeiten" längst überhoLt und 
klargestellt ist, daß hier tedmische Schwieri,g
keiten nicht gege'ben sind und daß auch die 
Begründung, es könnten Verteilerschwierig
kei1en auftreten, ebenfalls nicht stimmt. Ich 
möchte noch einmal darauf verweisen, daß der 
derzeitige Punktewert bei bestem Wollen 
- das will niemand bestreiten - immer 
problematisch bleiben wird, da die Grund
verhältnisse eine Rolle spielen, die vielen 
Spezialgebi'ete, die es in der Landwirtschaft 
gibt, eine wesentliche Rolle spiel·en und daß 
daher das -einzig Gerechte, um eine ·gerechte 
Verteilung durchführen zu können, der ge
färbte Dieselkraftstoff ist. 

Ich wiederhole meine Frage: Sind S�e als 
Bundesminister 'bereit, in der Bundesregierung 
dafür einzutreten, daß diese Forderung der 
Landwirtschaft durch.gesetzt werden kann? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs : Ich 
will einer Gesprächsrunde, die bekanntlich 
am 8. Februar mit den Bauernverbänden statt
findet, nicht vorgreifen. Ich nehme an, daß Sie 
dafür Verständnis haben werden. 

Präsident: Anfrage 1 5 :  Herr Abgeordneter 
Egg (SPO) an den Herrn Bundesminister. 
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13S2/M eines Fonds "Osterreichisches Bundesinstitut 

Werden die durch die Budgetbindung vorge- für Gesundheitswesen" dem Ausschuß für Ge
sehenen Mittel für die Bergbauernförderung sundheit und Umweltschutz. 
freigegeben? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Im 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1974 sind im 
"Grünen P,lan Bergbauem-Sonderpro
gramm" 300 Millionen Schilling vorgesehen. 
Eine Budgetbindung ist bisher nicht ausge
sprochen worden. 

Präsident : Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! 
Der Kreis der zuschußberedrtigten Bergbauern 
ist dUrch 'eine Verbesserung der Berechnungs
grundlage wesentlidJ. größer geworden, daß 
beißt, heuer wird diese Förderung ,sicher eine 
größere Zahl ·erreichen. Ist hiefür Vorsorge 
getroffen, daß die dazu benötigten zusältzlichen 
Mittel auch tatsächlich dann zur Ausschüttung 
gelangen können? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Es ist 
Vorsorge getroffen, daß auf Grund des ge
änderten Systems die erforderlichen Beträge 
für den Bergbauernzusdmß zur Verfügung 
stehen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! 
Soweit mir bekannt ist, laufen }etzt die Er
hebungen in der Richtung, noch festzustellen, 
welche Betriebe zusätzlich mit solchen Berg
bauemzuschüssen bedacht werden sollen. Ist 
schätzungsweise bekannt, wie viele Betriebe 
zusätzlich in diese Förderung mit auf
genommen werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs : ICh 
kann im Augenblick die Zahl nicht nennen, 
weil von den einzelnen Ländern erst im Laufe 
des ersten Halbjahres die entsprechende An
zahl von Betrieben meinem Ressort gemeldet 
wird. Erst dann bin ich in der Lage, genaue 
Zahlen hierüber auszusagen. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf, Zuweisungen und Tagesordnung 

Präsident: Die in der letzten Sitzung einge
brachten Anträge weise ich zu wie folgt: 

Antrag 1 06/ A der Abgeordneten Stohs und 
Genossen betreffend die Änderung des Fami
lienlastenausgleichsgesetzes 1 967 dem Finanz
und Budgetausschuß und 

Ferner gebe ich bekannt, daß der seinerzeit 
dem Ausschuß für Gesundheit und Umwelt
schutz zugewiesene Antrag 48/A der Abge
ordneten Dr. Broesigke und Genossen betref
fend ein Bundesgesetz über Versuche an 
lebenden Tieren (Tierversuchsgesetz) vom An
tragsteller gemäß § 20 Abs. 3 der Geschäfts
ordnung zurückgezogen wurde. 

An seiner Stelle wurde der Antrag 1 05/ A 
der Abgeordneten Dr. Broesigke und Genossen 
betreffend ein Bundesgesetz über Versuche an 
lebenden Tieren (Tierversudlsgesetz) einge
bracht, der bereits auf der Tagesordnung des 
Ausschusses für Wissenschaft und Forschung 
vom 7. Feber 1 974 steht. 

Die seit der letzten Haussitzung eingelang
ten Anfragebeantwortungen wurden den An
fragestellern übermittelt. Diese Anfragebeant
wortungen wurden auch vervielfältigt und an 
alle Abgeordneten verteilt. 

Ich ersuche den Schriftführer Herrn Abge
ordneten Dr. Fiedler um die Verlesung des 
Einlaufes. 

Schriftführer Dr. Fiedler: Von der Bundes
regierung sind folgende Regierungsvorlagen 
eingelangt: 

Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsüber
leitungsgesetz geändert wird (Gehaltsüber
leitungsgesetz-Novelle 1 914) (1 009 der Bei
lagen) ; 

Bundesgesetz über die Hilfe an Entwick
lungsländer (Entwicklungshilfegesetz) ( 1 020 
der Beilagen) ; 

Zusatzprotokoll zum Abkommen über die 
kulturelle Zusammenarbeit zwischen der 
Republik asterreich und der Sozialistischen 
Republik Rumänien, abgeschlossen in Wien 
am 1 7. September 197 1  (1 027 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz betreffend die Ubernahme der 
Bundeshaftung für Darlehen und sonstige Kre
dite der Axamer Lizum Aufschließungs
Aktiengesellschaft ( 1 030 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Ausbildungsbeiträge für Probelehrer 
geändert wird (1031 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Arbeitslosen
versicherungsgesetz 1 958 und das Arbeits
marktförderungsgesetz geändert werden 
( 1 032 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Mutterschutz
gesetz geändert wird (1033 der Beilagen) ; 

Antrag 1 07/A der Abgeordneten Dr. Wie- Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahrgesetz 
singer und Genossen betreffend die Novellie- 1967 geändert wird (2. Kraftfahrgesetz
rung des Bundesgesetzes über die Errichtung Novelle) ( 1034 der Beilagen) ; 

100. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 15 von 96

www.parlament.gv.at



981 2  Nationalrat XIII. GP - 100. Sitzung - 5. Feber 1974 

SdlriHffthrer 
Bundesgesetz, mit dem das Studien- Punkte 9 bis 1 1  der heutigen Tagesordnung 

förderungsgesetz geändert wird ( 1 04 1  der Bei- unter einem abzuführen. 
lagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Schülerbeihilfen
gesetz geändert wird (1 042 der Beilagen) . 

Präsident: Die vom Schriftführer als einge
langt bekanntgegebenen Regierungsvorlagen 
werde ich gemäß § 41 Abs. 4 der Geschäfts
ordnung in der nächsten Sitzung zuweisen. 

Den eingelangten Bericht des Bundes
ministers für Auswärtige Angelegenheiten 
über die Tätigkeit des Ministerkomitees des 
Europarates im Jahre 1 912 (111- 1 1 8  der Bei
la gen) und 

den Bericht des Bundesministers für Aus
wärtige Angelegenheiten über die wichtigsten 
Ergebnisse der XXVIII. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen (III- 1 1 9 der Beilagen) 
weise ich dem Außenpolitischen Ausschuß zu. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Debatte über die Punkte 1 und 3 unter einem 
abzuführen; dies bedingt eine Umstellung der 
Tagesordnung in der Weise, daß Punkt 3 vor
gezogen wird uQ:d Punkt 2 sodann als Punkt 3 
zur Verhandlung gelangt. 

Wird gegen diese vorgeschlagene Um
stellung der Tagesordnung und Zusammen
ziehung der erwähnten Punkte ein Einwand 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden zuerst die Berichterstatter ihre Be
richte geben; sodann wird die Debatte über 
alle drei Punkte gemeinsam abgeführt. Die 
Abstimmung erfolgt selbstverständlich - wie 
immer in solchen Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese vorgeschlagene Zu
sammenfassung ein Einwand erhoben? - Das 
ist nicht der Fall. Die Debatte wird daher 
über die Punkte 9 bis 1 1  unter einem abg'e
führt. 

1 .  Punkt: Bericht des LandesverteIdIgungsaus
schusses über den Einspruch des Bundesrates 
(1007 der Beilagen) gegen den Gesetzes
beschluß des Nationalrates vom 14. Dezember 
1973 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
wehrrechtlidIe Bestimmungen geändert wer-

den (1024 der Beilagen) 

3. Punkt: Bericht des Landesverteidigungs
ausschusses über den Antrag 1 03/A (11-3085 
der Beilagen) der Abgeordneten Dr. Prader 
und Genossen betreffend Änderung des 
Heeresgebührengesetzes (1026 der Beilagen) 

erhoben? - Das ist nicht der Fall. Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1 .  und zum vorgezogenen 

Di,e Debatte über die Punkte 1 und 3 wird 3. Punkt der Tagesordnung, über die die 
somilt unter 'einem vorgenommen und der Debatte unter einem vorgenommen wird. Es 
j etzige Punkt 2 der Tagesordnung wird als sind dies : 
Punkt 3 verhandelt. 

Einspruch des Bundesrates gegen den Ge-
Ferner ist mir der Vorschlag zugekommen, setzesbeschluß des Nationalrates vom 14.  De

die Debatte über die Punkte 9 bis 1 1  der heu- zember 1 973 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
tig·en Tagesordnung unter einem abzuführen. dem wehrrechtliche Bestimmungen geändert 

Da es sich bei Punk:Jt 1 1  um 'einen Antrag werden, und 

,eines Ausschusses gemäß § 19 der Geschäfts- Antrag 103/A der Abgeordneten Dr. Prader 
ordnung handelt, lasse ich zunächst darüber und Genossen betreffend Änderung des 
abstimmen, ob über diesen Antrag unmittel- ' 

Heeresgebührengesetzes. 
bar in die zweite Lesung einzugehen ist oder 
ob er einem anderen Ausschuß zur neuer- Berichterstatter zu Punkt 1 ist der Herr 

lichen Vorberatung zugewiesen werden soll. Abgeordneten Egg. Ich ersuche ihn um seinen 

Nur wenn beschlossen wird, unmittelbar in Bericht. 

die zweite Lesung einzugehen, kann der An- Berichterstatter Egg: Herr Präsident! Hohes 
trag mit in die Verhandlungen einbezogen Hausl Ich berichte namens des LJande·sverteidi-
werden. gungs'aussdlU'sses über den Einspruch des Bun-

I h b' D d H d 'h desrates g,egen den Ges'etz'esbeschluß des c Itte j ene amen un erren, ie 1 re 
Nationalrates vom 14.  lDezember 1 973 hetrelt-Zustimmung geben, daß über den Antrag des 

Ausschusses für soziale Verwaltung betreffend fend ein Bundesgesetz, mit dem wehrredItliche 

den Gesetzentwurf, mit dem das Arbeit- Bestimmungen geändelit werden. 

nehmerschutzgesetz geändert wird (1040 der Der Landesverteidigungsausschuß hat den 
Beilagen) , unmittelbar in die zweite Lesung gegenständlichen Einspruch des Bundesrates 
eingegangen wird, sich von den Sitzen zu am 29. Jänner 1974 in Verhandlung gezogen. 
erheben. - Das ist einstimmig angenommen. Nach Wortmeldungen der AbgeordIl!eten 

Im Einvernehmen mit den Parteien schlage Tödling, Dr. Broesigke, Dr. Ermacora und 
ich nunmehr vor, die Debatte über die Mondl wurde über Antrag der Abgeordneten 
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Egg 

Mondl und Genossen mit Stimmenmehrheit 
beschlossen, dem Hohen Hause die Fassung 
eines Beharrungsbeschlusses zu empfehlen. 

Der Landesverteidigungsausschuß stellt so
mit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle be
schließ en : 

Der ursprüngliche Beschluß des National
rates vom 14 .  Dezember 1973 'betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem wehrrechtliche Bestim
mungen geändert werden, wird gemäß Alit. 42 
Abs. 4 des Bundes-Verfas'Sungsgesetzes in der 
Fassung von 1 929 w i' ,e d e r  h o l t. 

Falls Wortmeldung,en vorlieg'en, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuwickeln. 

Präsident: Berichterstatter zu Punkt 3 ist der 
Herr Abg,eordnete St,eininger. Ich ersuche ihn 
um seinen Bericht. 

Berichterstatter Steininger: Herr Präsident! 
Hohes Haus!  Ich bringe den Bericht des Lan
desverteiJdigungsausschusses über den Antmg 
der Abgeordneten i[)r. Prader und Genossen 
betJöeffend Änderung des Heeresgebühr'en
gesetzes. 

Der dem Ausschuß zur Vorberatung vorge
legene Initiativantrag der Abgeordneten 
Dr. Pr ader und Genossen hat eine Änderung 
des § 27 Abs. 3 des Heeresgebührengesetzes 
zum Gegenstand, durch welche die Höchst
begrenzung für die Entschädigung des Ver
dienstentganges, den Teilnehmer an Ubungen 
haben, von täglich 240 S entfallen soll. 

Der Landesverteidigungsausschuß hat die 
gegenständliche Vorlage am 29. Jänner 1 974 
in Verhandlung gezogen. In der Debatte 
ergriffen die Abgeordneten Mondl, Dr. Broe
sigke, Dr. Prader, Dr. Ermacora, Dr. Bauer, 
Blecha und Steininger sowie Bundesminister 
Lütgendorf das Wort. 

Bei der Abstimmung fand der Initiativantrag 
nicht die Zustimmung der Ausschußmehrheit. 

Der Landesverteidigungsausschuß stellt 'So
mit den A n t r a g, der Nationalrat wolle den 
vorliegenden Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Präsident: Es ist beantragt, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. -
Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Dies 
ist nicht der Fall. Wir 9,ehen so vor und gehen 
in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge
ordnete Tödling. Ich ertene €os ihm. 

Abgeordneter Tödling (OVP) : Sehr geehrter 
Herr Präsident I Hohes Haus ! Meine Damen 
und Herren von der SPO und von der FPO ! 
Si'e fassen heute einen Beharrung!sbeschluß 
über eine Novelle zum W,ehrgesetz, di.e von 

der Kadersituation her ges�hen 'bestenfalls ein 
Weitervegetieren unseres Heeres 'ermöglicht, 
nicht j edoch die Probleme löst. Wir haben bei 
der ersten Beschlußfassung d er W,ehrgesetz
novelle beziehungsweise dHS Mondl-Antrag'es 
schon unsere Begründung,en dargelegt, so daß 
ich mich heute auf eine kurze neuerliche Dar
stellung beschränken k ann; umsomehr, als der 
inzwischen ein.g'elangte Hericht über den Zu
stand des BundeshHHres ja Anlaß sein wird, 
eine umfassende Debatte hier im Haus·e abzu
führen. 

Die nach dieser Novelle mögliche berufliche 
W,eiterbildung iJst sozuSiagen di,e. V,erbrämung 
des Mondl-Antrag'es und an und für sich nichts 
Neues. Ich darf Sie erinnern, meine Damen 
und Henen von der ISPO : diese berufliche 
Bonifikation ist schon von uns anläßlich der 
Beratung der Wehrgesetznovelle 1 971  dar
gelegt worden; wir haben damals ent
sprechende Vorschläge gemacht, ·aber sie wur
den von Ihnen ja nicht beachtet. 

Nun zur Begründung des Bundesrates. Am 
29. Jänner hCiit der Abg·eordnete Dr. Broesigke 
im Ausschuß die Begründung des Bundesrates 
bemängelt. Ich gebe zu: die Begründung ist 
e twas ,global gehalten, aber desha}b nicht min
der richtig. Der Bundesrat stellt fesit, daß die 
OrienUerungsmöglichkEüt nicht gegeben sei. 

Herr Bundesminister, in dies'em Zusammen
hang muß ich Si,e ansprechen : Sie haben durch 
15 Monate an das Parlament keine Information 
geliefert, keinen Bericht erstattet, einfach 
nichts getan. Die Annahme liegt nahe, Herr 
Bundesminister, daß Si'e ja wollten - Si'e 
ha:ben ja 'eine diesbezügliche Aussage im Aus
schuß gemacht -, aber Sie durften anschei
nend nicht. 

Somit erhebt sich in diesem Zusammenhang 
eine Frage, Herr Bundesminister. Eine 
Äußerung Ihrerseiits in der Fragestunde gibt 
den Anlaß dazu. :Sie s agt'en : Den möchte ich 
k,ennen, der mir etwas zu bef.ehlen hat! Herr 
Mini'ster! Entweder Sie oder einer der Sprecher 
der sozialistischen Fraktion wird heute hier 
erklären, daß nunmehr der Bericht vorliege 
und das Argument der Nichtber.ichterstattung 
nun wegfaHe. Ich möchte hi,ezu sagen, daß 
schon ·eine flüchtige Durchsicht di,eses Berichtes 
zeigt, daß er nicht sonderlich ergiebig ist. 

Wenn weiterhin das Mißtrauen des Bundes
rates dadurch gewecklt wird, daß die SPO den 
Weg des Partei antrages und nicht den der 
Regierungsvorlage ,gegangen ist, so ist das 
begründet. 

Herr Minister! Ich habe Sie im Landesver
teidigungsausschuß bei der ·ersten Beratung 
gefragt, ob Sie an einer Regierungsvorlage 

614 
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gearbeitet haben. Sie haben damals j a  gesagt. 
Gekommen aber ist letztlich der MondI
Antrag. Die Sozialistische Partei hat Sie über
spielt. Man wollte Ihnen zuvorkommen, an
scheinend in der Befürchtung, daß der Lütgen
dorf -etwas " anstellt". In meiner Rede am 
1 1 . Dezember 1 973 habe ich Ihnen dieses Vor
gehen an Hand von Daten naChgewiesen. 

Nun, wa-s wollen Sie mit dieser Novelle 
bezweck.en? Sie wollen mi!t unzulängliChen 
Mitteln der katastrophalen Kadersituation be
gegnen und den totalen ZusammenbruCh des 
Reserv>eheeres hinauszögern. Mit einem Wort: 
Sie woUen bis 1 975 über die Runden kommen. 

Wir waren, meine Damen und Herren, in 
den letzten Jahren die Rufer in der Wüste. 
Nun aber sCh-e.int bei Ihnen die ErnüChterung 
und die Erkenntnis zu kommen, daß es im 
Sinne dessen, was Si'e eine Reform nennen, 
einfaCh niCht geht. In den Wahljahren 1 970 
und 1971 haben Sie der Bevölk:erung weis
zumaChen versucht, daß sechs Monate genug 
seien und man ab 1 976 auch auf die Inspek
tionen und Instruktionen verzidl.lt-en könne. 
Nun kommen, sozusagen als Flickwerk, die 
Reparaturen. 

W_ie unernst, meine Damen und Heuen, 
Sie an die Dinge berangehen, ze1gt, daß Sie 
j eweils im Ausschuß an der Reparatur zu 
reparieren beginnen. Zu dieser Nov-elle haben 
Sie im Ausschuß elf Abänderungsanträge ge
stellt. Von den 50 A:bänderungen, die Sie bei 
der Wehrgesetznovelle 197 1  vorgenommen 
haben, möchte ich nicht reden. Spätestens in 
zwei Jahren, meine Damen und Herren, wer
den Sie zugeben müssen - heute bestreiten 
Sie das noch -, daß der Aufbau der Bereit
schaftstruppe und der Landwehr naCh Ihrem 
System nicht mögliCh oder bestenfalls vom 
Zufall abhängig ist. Dann werden neuerdings 
Novellierungen kommen, sie werden notwen
dig sein. Ihre Methode ist also : zuerst große 
VerspreChungen, Ankündigungen, TäusChung 
der Bevölkerung, und nun werden die Zügel 
angezogen. Das, meine Damen und Herren, 
ist gegenüber der Bevölkerung ein unehrliches 
Spiel, und wir sind niCht bereit, dabei mit
zumaChen. 

Hätten Sie 1 971 ein umfassendes, ziel
führendes Konzept vorgel,egt und eine trag
fähige legistisChe Basis zu sChaffen die Absicht 
gehabt, Sie hätten damals unsere Zustimmung 
bekommen. Jetzt, -in Ihr-er Ausweglosigkeit 
gehen Sie k-einen neuen Weg, sondern den 
bequemsten. Mit di-eser Nov-el1e treffen Sie 
zwei engumrissene Personenkreis'e ,  welChe für 
das Heer oder hesser für die Landesverteidi
gung sChon einiges getan haben. 

NaCh dem neuen § 28 Abs. 8 wird auf ehe
malige Heeresangehörige zurückgegriffen, wo
bei gesagt werden muß, daß vom Leutnant 
aufwärts leidlich die notwendigen Leute vor

handen sind, gebrauCht werden alber dringend-st 
die Unterführer. 

Nach Auffassung einiger SpreCher der SPO 
im AussChuß bei der ersten Behandlung dieser 
Novelle gibt es zwei Kategorien von Reserve
offizieren. Die einen, welChe bei gesellsChaft
lichen Anlässen und beim Kameradschafts
bund mit der Uniform renommieren, und die 
anderen, die, aus welChen Gründen immer, 
eben keine freiwilligen Kaderübungen maChen. 
Diese Leute sollen nun ohne ihre Zustimmung 
zu Kaderübungen herangezogen werden 
können. 

Der zweite betroffene Personenkreis ist ein 
Teil der ehemaligen Neunmonatediener. Herr 
Bundesministerl Sie haben vom 1 .  August 1 97 1  
bis zum VerwaltungsgeriChtshoferkenntnis am 
5. Juli 1 973 widerrechtliCh 46_64 1 Mann zu 
Inspektionen und Instruktionen einberufen. 
Nunmehr bestimmt der § 33 a, daß diese Leute 
weiterhin zu Inspektionen und Instruktionen 
herangezogen werden können. 

ICh weiß, daß es siCh um ein sChwieriges 
Problem handelt, aber das war sChon 1 97 1  
bekannt. B e i  d e n  Ausschußberatungen zur 
Wehrgesetznovelle 1 971 haben wir Sie auf die 
Folgen aufmerksam gemacht, aber Sie von der 
SPO haben diese Einwände in den Wind ge
schlagen. Sie waren ja noch - ich möchte das 
so ausdrücken - im Taumel der gewonnenen 
Wahl und sahen nur den § 28, in dem nunmehr 
Ihre sechs Monate drinnenstehen. 

Heute wissen Sie, meine Damen und Herren 
von der SPO, daß man mit Gefälligkeiten 
keine SiCherheitspolitik machen kann. NiCht 
die OVP belehrt Sie hierüber, sondern die 
österreiChische Bevölkerung. 

Die Umfrage des IFES gibt deutliChe Auf
sChlüsse hierüber : 79 Prozent der OsterreiCher 
sind überzeugt, daß die Neutralität unseres 
Landes verteidigt werden muß, wir sind 
völkerrechtliCh dazu verpfliChtet. Diese 
79 Prozent stellen auCh fest, daß sie bereit 
sind, für diese Verteidigung ihren Anteil zu 
leisten. Wenn diese Studie von einem "ge
brochenen Verhältnis" des Staatsbürgers zum 
Heer spricht, obwohl seine Grundeinstellung 
positiv ist, so läßt dies den Schluß zu, 
daß siCh der OsterreiCher durch Ihre Sicher
heitspolitik gekränkt fühlt. Wenn der Staats
bürger am wiChtigsten Instrument der SiCher
heitspolitik zweifelt, so ist die SChuld niCht 
beim Soldaten, bei den Offizieren zu suChen, 
sondern SChuld und Verantwortung lasten auf 
der sozialistischen Bundesregierung. 
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Abschließend möchte ich nochmals die überflüssig halten!) Das möchte ich auch hier 
Gründe für unsere Ablehnung präzisieren. Sie noch zu bedenken g,eben, weil das eine uns 
haben die Wehrgesetznovelle 1911  ohne uns aUe angehende, grundsät2'iliche Frage ist. 
beschlossen, Sie haben nun auch die Folgen 
zu tragen. Auch diese Novelle gibt keine 
Gewähr, daß es nach 1 976 noch ein Reserve
heer geben wird. Der § 33 a tritt mit 31 . 1 2. 
1 916 außer Kraft. Bis dahin müssen, wenn ein 
Rahmen von 1 50.000 Mann gehalten werden 
soll, mindestens 25.000 Mann Reservekader 
neu vorhanden sein. Sind diese 25.000 Mann 

Die Begründung Ides Bundesrates enthält 
nur zwei Punkte. Es ist schon darauf hinge
w,i,esen wOl1den, daß die eine Begrün1dung lau
tet :  

"Trotz der vehementen FoI1derung nach Vor
lage eines Berichtes üb.er die Situation des 
Bundesheeres unJd den Stand der Bundes.heer-

nicht vorhanden, meine Damen und Herren, �eform hat der Bund,esminister für Landes
so schrumpft das Reserveheer auf etwa verteidigung bi:sher kleinen derartigen Bericht 
60,000 Mann. Und diese Novelle gibt keine erstattet." 
Gewähr dafür, daß es nicht so kommt. 

Das vorhandene Reservekaderpersonal hat 
ein Durchschnittsalter von 35, der aktive Kader 
ein solches von 45 Jahren. Können Sie sich, 
meine Damen und Herren, vorstellen, daß ein 
45- oder 50jähriger als Führer eines Zuges 
von Zwanzigjährigen auftritt? 

Hohes Haus ! Das sind die echten Probleme. 
Haben Sie von der Regierungspartei den Mut, 
das Scheit,ern Ihrer Reform einzugestehen; 
präsenUeren Sie uns Vorschläge, die ziel
führend sind, dann können Sie auf unsere 
Unterstützung rechnen! Scheinlösungen lehnen 
wir ab. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Blecha. 

Abgeordneter Blecha (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Wi[' müssen uns heute neuerlich 
mit dem Bundesgesetz, mit dem wehrrecht
lich,e Bestimmungen 'geändert werden, Ibefas
sen, weil der Bundesrat, wie mein Vorr,edner 
schon bemerkt hat, 'in seiner Sitzung am 
20. Dezember 1 973 'geg'en den von uns g'efaß
ten Gesetzesbeschluß Einspruch erhoben hat. 

Aber warum hat ,er Einspruch leI1hoben? Aib
geordneter Tödling hat :die Begründung kurz 
zu rechtfertig,en versucht. Aber das täuscht 
doch nicht darüber hinweg, daß diese wenige 
Sätze umfassende Begründung dürftig, pole
misch und unsachlich ist. Ich habe mir 'erlaubt, 
Begründungen von Einsprüchen des Bundes
rates, die in der Vergangenheit gefaßt worden 
sind, durchzusehen, und habe dabei festge
stellt, daß es noch nJi,ema'ls eine derartig amn
selige Begründung eines Einspruches UTIS'erer 
zweiten Kammer 'g.eg,eben hat. 

Dazu nur e.ines : Es war der Herr Bundes
minJster für Landesvertei1digung, der von sich 
aus angekündigt hat, einen Ber.icht dem 
Hohen Hause zuzuleiten. Der Bundesrat hat 
so etwas nicht ver'langt. (Abg. M a r w a n -
S c  h l o s  s e  r: Zwölf Monate . . . 1) Herr Kol
lege Marwan-Schlosserl >Der Nationalrat hat 
einen Bericht verlangt. Alber wann'? - Am 
14 .  Dezember 1973 ! Der Nationalrat hat am 
14 .  Dezember 1973 einen Bericht über die Lage 
der militärischen Landesverteidigung verliangt. 
Der Bundesminister für LandesverteLdigung 
hat schon am 19.  >Dezember 1 913 diesen Be
richt voryelegt. So etwas war noch ,gar nicht 
da. 

Aber die OVP-M'ehrheit im Bundesrat be
schließt a:m 20. Dezember einen Einspruch und 
begründet lihn damit, 'daß "trotz der vehe
menten Forderung nach Vorlage eines Be
richtes" dieser nicht vOI"liege. AI'So so etwas 
ist wirklich noch niemals p assiert. 

Zweite Begründung : Es w.ird behauptet, daß 
man Einspruch erheben muß, weil "der Herr 
Landesverteildligungsminister Karl Lütgendorf 
im Landesv,erteildigungsausschuß des Natio
nalrates" - aliso nicht 'dem Bunde'Slrat gegen
über, sondern 'im Nahionalrat - "erklärt hat, 
daß ,seim Ministerium bereits an der NoveUie
rung des Wehrgesetzes gearbeitet habe." Aber 
aus bestJimmten Gründen, auf di,e ich noch zu 
sprech,en kommen werde, ist ein Initiahiv
antrag eingebracht worden. 

Was sa,gt die OVP ... Mehrheit im Bundesrat? 
Es scheint, daß Idie Arb.eiten de's Landesv,ertei
digungsministers "von den SP-A'bgeordneten 
glatt unterlaufern" wOI1den wär,en, und daher 
muß Einspruch erhoben werden. 

Ja, meine Damen und Herren, sind Sie sich 
Diese Begründung, meine sehr ver,ehrten wirklich di'eser UngehJeuerlichkeit bewußt, die 

Damen und Heuen des Hohen Hauses, 1st ein da zum Ausdruck kommt? Hat das noch irgend 
Dokument, aus dem 'sicher jene eine Waffe etwas mit SacMichkeit zu tun? Lst denn die 
schmieden weIden, die heute schon :immer be- derzeiHge Bundesratsmehrheit unfähig, Geset
haupt'en, daß der Bundesrat überflüssig, un- zesbeschlüsse des Nationalrates auf ihre Not
nötig list und autg,elö'St gehört. (Abg. Doktor wendigkeit zu prüfen, wenn sie auf Initiativ
P r  a d e  r: Wer sind die, die den Bundesrat tür anträge von Abg'eordneten dieses Hauses 
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zurückgehen? Ist sie nur lin der Lage, Gesetz,es

beschlüsse zu prüfen und dazu Stellung zu 
nehmen, wenn sie auf Grund von Regierungs
vorlagen zustande gekommen sind? Ist das 
nicht das größte Armutslzeugnis, das hier die 
OVP-Mehrheit iim BUIlldesrat dem ganzen BUJIl

desrat ausstellt? Das sin1d di,e Fragen, die sich 
hier und heute aus dieser Vorgangswei1se er

geben. (Abg. S k r i t e  k: Betretenes Schweigen 
bei der OVP!) 

Und dann heißt es noch albschHeß-end : 

"Welche QuaLität dieser Initiativ-Antrag 

hatte, kJann man daran ermessen, daß die 

Initiatoren ihren eigenen Antrag in nicht weni

ge[' als elf Punkten während der Ausschuß
sitzungen ändern mußten ."  

Also der Bundesrat kritisiert eine l,egitime, 
demokratische , verfalssuIl!gsgemäße Vorgangs
weise. Er kann ni:cht zustimmen, er muß Ein
spruch erheben, weil elf Abänderung-en in 
einem Ausschuß des Nationalrates vorgenom
men worden 'sinld! Das stellt die beiden vorher 
angeführten Begründung,en noch in den 
Schatten. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Herr Präsident! Hohes Haus l Die von uns 

beantragte Novellierung - da auch mein Vor
redner, Abgeordneter Tödling, auf einige 
Punkte eing,egangen ist, muß dch auch noch 
auf einige eingehen - ist durch ein Erkoennt
nis des VerwaltuIl!gsg-edchtshofes notwendi'g 
g,eworden . Das list auch den Herren im Bun
desrat bekannt. Diles,es Erkenntnis des Ver
waltungs'gerichtshofes wurde durch eine An

fechtung ausgelöst, die di,e Auslegunlglsbr eite 
der Abs.  1 un!d 2 des § 33 a des Wehrgesetzes 

verursacht hat. Nur durch diese Novelle war 
es möglich, den Weiterbestand des allerdings 

nicht sehr großen Reserveheeres zu sichern. 
Und diese Sich'erung Ila,g uns und, wie sich 
durch die Zustimmung auch deutlich gezeigt 

hat, auch der FPO am Herz'en, Ihnen aber, 
meine Damen und Herren von der OVP, offen
sichtlich nur auf den Lippen! Monatelang haben 
Sie IhIie Argumentation damit 'bestritten, 
österreich als militärisches Vakuum hinzu
stellen. 

Aber trotz der hundertfachen Wieder
holung ist aus Ie/iner Lüge keine Wahrr'heit ge
worden. Die Ablehnung di eser Wehrgesetz

novelle ,im Nationalrat durch die OVP, vor 
allem aber der Einspruch des Bun:detsrates, 
durch die momentan hestehenrle Mehrheit der 
OVP ,erzwl.1Jl1gen, sind weder, wile ich schon 
ausg,eführt habe, sachlich hegründ.et noch 
irgend wie demokratisch bemäntelt worden. 

Sie haben eines .ganz deutlich rgezeiigt : Es 
muß,  koste es was es wolle, das, was Sie be
hauptet haben und was nicht stimmt, erreicht, 
Osterreich saH ein militärisches Vakuum wer-

den, und dJi.e Fortsetzung der Reform, di,e von 
Offizieren, höch,sten Offizieren, als :notwendig 
und richtig angesehen wird, soll in Fra·ge ge

stellt werden. 

Meine Damen und Herren von der OVPI 
Dj,e derzeitige altemativlose, destruktiVle, 
gefährliche, ich möchte fast sagen selbstzer
störerlische Wehrpo'liHk der großen Opposi
tionspartei findet keine Parallele in ,irgend

einem anderen demokratischen Land Europ as . 

Diese Novelle war notwendig , um durch 
eine unmißVleIiständ�iche Formulierung das 
klarzustellen, was Mandatar,e der SPO und der 
FPO seit 1 97 1  unablässig erklärt haben, daß 
nämLich ,in der Uberga:ngszeit vom aUen a:um 
neuen ReserVieheer die Angehörilgen bereits 
au�gestellter Reserveeinheiten noch bi's zum 
Höchstausmaß von 1 6  Tagen zu Inspektionen 
und Instruktionen einberufen werden können. 
Ein nicht unbeträchtlicher Teil der FJeservisten 
hatte bereits an Inspektions- und Instruktions

übungen vor 1 971  teilgenommen - das ist 
richUg. Jedem deIl!kenden Menschen aber war 
ebenso klar, daß durch !die Beschränkung auf 
1 6  Tage his zum Außerikraftsetzen dieses Para
graphen - nämlich am 3 1 .  Dezember 1 976 -
eine Erleichterung für j1ene Reservisten 'ge
schaffen wird, die nach d'eID alten Wehr'ges,etz, 

hätten wir - SPO und FPO - es mcht geän
dert, noch bils 124 Tage Ubungen abzulei'sten 
gehabt hätten. (Abg. Dkfm. G o r  t o n: Nennen 
Sie mir den, der es gemacht hatl) Wenn es 

erst von Dr. Prader ein.geführt worden ilst l 
1 24 Tage UbuIl!g,en konnten doch nicht in drei 
JahIlen konsumi,ert werden. (Abg. Dkfm. G o  r
t o n: Das ist Demagogie!) Das hat gar nichts 
mit Demagogtie zu tun, sondern Demagogie 
war das, w,as Sie eingeführt haben, denn Sie 
haben Ihr eigenes Ubungssystem offensichtlich 
nie €rnst genommen. ISi,e halben zwar 1 24 Tage 
verlangt, Sie wollten aber in Wirklichkeit die 
Leute nie aMersten IlciJssen. Das war eine sehr 
interessante Feststellung, die zu machen Sie 
in der ,großen Wehr1debaUe 197 1  noch nicht 
gewa'gt haben. (Abg. Dkfm. G o r  t o n: Wenn 
die Notwendigkeit gegeben istl) 

Sie ·haiben von einer Ungerechtigkeit g·e
sprochen( was den zweiten Punkt der Novel'Le 
betrifft. Die Ungeflechtigkeit hat unter dem 
Pmderschen System bestanden : 1 5  öis 20 Pro
zent der Neun-Monate-PräsenzdJ.ener sind ins 
Mob-Heer eingegliedert worden, sin<I 'zu 
Ubungen herangezogen WaIden, alber 80 lüs 
85 Prozent nie. Wals ist das? list das kei,nle 
UIligerechUgk,eit? (Rufe bei der OVP: Und 
jetzt? - Weitere Zwischenrufe.) Di'es,es Un
l1echt ist schon durch das W,ehrgesetz 1 97 1  
beseitigt worden. 
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Meine Damen und Herren ! Wir haben nach 

dem V:erwaltuIlIgsg'erlichtSlhoferkenntnis sofort 
gehandelt. In der ersten Sitzung des Nationa,l
rates nach dem Bekanntwerden di,eses Ver
walrunglS gerichtshoferkenntnisses haben w-ir 
den Irütiativ1antmg gestellt, was Si1e heute b e
mängeln. Ja ist das nicht im Interes'se der 
Aufrechterhaltung dieses Res,erveheeres not
wendig gewesen? Si,e verzögern Jetzt nur alles. 
(Abg. T Ö d l i  n g: Sie wollen immer wieder 
nur die gleichen! - Weitere Zwischenrufe.) 
Natürlich wollen Sie das verzögern, weil Sie 
kurzfristiig eiin mHitärisclJielS Vakuum schaffen 
wollen. Sie woBen nicht einmal dieses biss-erl 
Reserveheer aus Ihrer Zeit aufrechterhalten. 
Das .ist in Wirklichk!eit Ihre A:bsicht. (Beifall 
bei der SPO. - Heiterkeit bei der OVP.) 

Das ist der erste wesenWche Punkt di,eser 
heute neuerHch zur Diskussion stehenden 
Wehrgesetznovelle, und damit ist auch er
klärt, warum eis notwendi'g war, das nicht zu 
vel"scMeppen. Eine RegJerungsvofllage braucht 
ein veIlhältnismäß'ig lang,es Begutachtungs
verfahren. Es schJien uns nicht sichergestellt 
zu sein, wenn man diesen Weg einschlägt, mit 
1 .  Jänner 1974 - wie es im Interess1e des 
Heereis notwendi1g g,ewesen wäIie - dies,es 
Wehrgesetz in Kraft treten zu la,ssen. Si,e 
haben das nur aus Bestemm verhindert. 

Aber nun zum zweiten Punkt. Nach zwei 
Jahren Erfahrungen mit der Bundesheerreform 
ergeben sich natürlich auch Hinweise für Er
weiterungen und Verbesserungen. So hat sich 
zum Beispiel gezeigt, daß es sehr sinnvoll 
wäre, neue Anreize für die zeitverpflichteten 
Soldaten und Offiziere zu schaffen. Diese 
neuen Anreize sollen durch die Schaffung von 
verbesserten Berufsweiterbildungsmöglichkei
ten erreicht werden. (Abg. T Ö d 1 i n g: Die 
sind nicht neu, Herr Blecha!) Ja, nur haben 
Säe es nie gemacht. Wir schaffen sie j etzt. Sie 
stimmen dagegen; und das muß man der 
Offentlichkeit zur Kenntn:is bring,en. (Anhal
tende Zwischenrufe.) 

Sie hahen nie verllangt, daß zeitverpflichtete 
Soldaten die Möglidlkeit, die Z,eit bekommen 
sollen, bis zu einem Drittel des DienstV1er
hältnisses dazu vefIWenden zu können, um 
eine Berufsweiterbildung auf Kosten des Bun
des, auf Kosten der Republik Osterreich zu e r
halten. Das Wlird Jetzt reaHsiert. 

"Bisher" - nach dem vorwiegend durch Sie 
zustandegekommell'oo Wehrgesetz, " besagten 
die einschlägigen Besbimmungen, daß ab eine,r 
Dienstz,eit von drei Jahren der Längerdienende 
auf Kosten des Bundes eine Berufsausbildung 
erhalten könne, und zwar erst 'im letzten Jahr 
s einer Dienstz-eit und vor allem nur dallJl, 
wenn die Verwendung beim Bundesheer nach 

den 'gewerberechtMchen Bestimmungen die 
Voraussetzung zum Absdlluß einer solchen 
AusbNdung bildet." - So WaJI das bis j etzt. 

Nun aber sdlaffen wir für zeitv,erpflichtete 
Soldaten, die bersp.ielswelise b ei ,sechsj ähriger 
Verpflidltung bis zu zwei Jahre :iihres Dienst
verhältnisses für di'e kostenlose Berutisweiter
bi1dung verwenden können, neue, -echte An
reize,  um jene Männer zu ,bekommen, die wir 
in der Bereitschaftstruppe brauchen. Ich 
glaube, wir schaffen auch 'genügend neue An
reize für die Meldung von Offizieren, dli'e bei 
einer neunj ährig,en Verpflichtung immerhin 
drei Jahre dazu verwenden könmen oder inner
halb von dr,ei Jahr,en die notwendJig,e Z,eit 
bekommen, um etwa ,ein HomschulstudJium 
beenden beziehungiSlWeise beginnen und 
durdlfiihren zu können. 

Ein andefier Schwerpunkt dies,er Wehr
gesetznovelle ist die Gleichstellung - das hat 
Herr Abgeordneter Tödling, daher muß -ich 
darauf eingehen, am mei'sten moniert - der 
Reserveoffizi1er,e, de'r ReserveoffiZiiersanwärter, 
der Res.erv.eunteroffi:zie�e und jener Wehr
pfHmtigen der Reserve, dIe früher zumindest 
als zeitverpflichtete Soldaten Angehörige des 
Bundesheeres waren, mit j enen Res,erveoffi
zieIisanwärtern, die -sich s,eit 1 97 1 ,  seit Beste
hen des neuen WehJ1gesetzes, gemeldet haben 
und .in Ausbildung sind. Es i:st eine Gleich
stellung, denn der Reserveoffizj1eI nach dem 
neuen Weh:r:gesetz wird dann zu seiner Kader
übung einberufen, wenn die Lanldwehreinhetit, 
der er zugeteilt ist, übt. Sehen Sie nicht ein, 
daß Ihre Argurrnentation fadelllscheinig ist, 
wenn Sie sagen : Da wird eine Gruppe hart ge
troffen? 

Der R·eserveoffizder, der bis heute ,seine 
Ubungen dann machen konnte, wann er 
glaubte, am ehesten Zeit dafür zu h'aben, wa'r 
so lange tragbar, solange es keine Truppen ge
g eben hat, die er befehligen konnt-e. In dem 
Augenblick aber, wo es 'ein echt·es Reserv,e
heer 'gibt, ist es doch ein Schildbür·gerstreich, 
da wäre es doch in Wirklichkeit der Aus
druck edner echt·en "Operettenarnnee",  wenn 
die Offizilere ihre Ubungen aUein, im Exklusiv
kreis dann ableisten, wann es ihnen paßt, und 
die anderen WehrpflJichHgen, die zu den 
PfHchtübungen einberuf.en werden, wenn ,es 
die militärischen Erfoldemisse erzWingen. Da's 
p aßt doch nicht zusammen, dars muß doch Irepa
ri,ert wefiden! Das geschileht durch di,ese W,ehr
g,esetznovelle. 

Und dann haben wi.r nodl ei'nlig-e Änderun
gen, auf di.e hinzuweisen mi'r notwendig ,er
scheint. Wir haben Erleichterungen auf dem 
Gebiet der militärischen Laufbahn '9'eschaffen, 
indem die Be,stimmungen bes eiti'gt worden 
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sind, die festgel,egt haben, daß die Ernennung 
zu 'einer Charge, zu einem Unteroffizier oder 
einem Offizier der Reserv'e nur auf Grund 
eines freiWlilHg v,erlängerten Grurudwehrtlien
stes ad,er nach Ableilstung von Kooerübungen 
erfolgen kann. 

Nach der neuen Regelung lilSt ,es nun mög
lich, noch während des Grundwehrdi,enstes zur 
Charge ernannt zu werden, 'ist es möglich, 
schon .im fünften und sechsten Monat jene 
jungen Männer, die in der Reserve, in der 
Landwehr Führungsfunktionen übernehmen 
soUen, sei es al,s Truppkommarudant, als stell
v,ertretender Gruppenkommandant oder auch 
als Gruppenkommantdant, schon während der 
sechsmonatig.en Grundwoord1enstzeit für die'se 
Funktionen vorzubereiten. 

Da 'geht Herr Abgeordneter Tödling heraus 
und sagt: Wir könnten das Problem des Kaders 
n'icht lösen ! NatürHch können wir das. In 'ande
ren Armeen ist 'es üblich, daß Leute, die für 
Führungsaufgaben vorges,ehen sind, im fünf
ten und sechsten AusbHdungsmonat bereits 
auf ddese Führungsfunktionen vorbereitet w,er
den. Bei uns im österreichischen BUIl'desheer 
war das bisher nicht üblich. Jetzt 'soll es er
mögHcht werden. Die Kaderfrage ist daher lös
bar. D�ese Novelle weist den Weg dazu. 

Ich s'ag,e eines dazu: Wlir hahen keine Zeit 
zu verlieiren, denn di,eses neue Res,erveheer 
muß ab 1977 stehen. Deshalb richten wir aus 
diesem Anlaß an den Herrn Bundesminister 
für Landesverteidigung den Appell, auch in 
seinem Miruisterium die notwendigen Konse
quenzen dieser Novelle rasch�st durchzuset
zen. Denn man hat sehr oft den Eindruck, daß 
es in den Zentral,stellen - das geht quer durch 
die Richtungen .,-- Generäle und Beamte gibt, 
die di,e Heeres'gHederulJl'g 1972 ader Idie di,e 
gesamte von uns beschlossene Reform allS 
IlJicht durchfÜJhTbar deklarieren. 

Wir haben eiIlle ganz 'große Anzahl von 
Offizieren und Generälen, die 'sehr wohl wis
sen, daß die Reform durchsetzbar 'i:st und di'e 
uns das auch schon 'bewiesen hahen. Es wLrd 
di'e Aufgabe des Herrn Bundesmini1sters ,sein, 
zu verhJindern, daß jene, die die Reform billi
gen - so wie wir sie 1 971 beschlossen 
haben -, von jenen behindert werden, die 
damals und auch heute dag,egen waren bezi,e
hungswei'se ,sind. (Beifall bei der SPO.) 

Diese Novelle zu den wehrrechtlichen Be
stimmungen ist ein Gesetz,esauftrag - ich 
möchte das noch einmal unterstreichen -, den 
es durchzuführen gilt. Die Abgeordneten de,r 
Regierungspartei, der 'sozialistischen Frak
tion - ich nehme an, auch die Abgeordneten 
der Freiheitlichlen Partei -, werden a,lles tun, 
um sie bei der Vollzi,ehung zu unt'erstützen, 

um zu verhindern, daß Anträge im Sinne dieser 
Gesetzesnov:elle nicht durch andere Stellen 
verschleppt, verzögert, verwässert oder gar 
schubladiert werden. Das Armeekornmando, 
da,s die Reform durchfÜlhrt, ist davon über
zeugt, daß diese Reform nicht nur möglich, 
sondern sogar notwencHg �'st. 

W,k haben dann auch im Int€resse der 
neuen, integrierten Ausbildung, um L'eerlauf
erscheinungen auszuschalten, in diesem Weihr
gesetz verankert, Idaß das Zurückziehen einer 
freiwilligen Meldung für den verlängerten 
Grundwehrdienst auf acht Tage nach Zustel
lung des Einberufungsbef�hles Ibeschränkt ist. 

Das, melme 'Sehr ver:ehrten Damen und Her
ren, ergibt sich aus den Reformschr:itten, die 
getan worden sind, und aus den Erfahrungen, 
die man gesammelt hat. Das ,sind die Punkte, 
die ,dieser Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 1 4 . Dezember enthalten hat. 

Die der:z:eitige OVP-Mehrheit Jm Bundes
rat hat diese Punkte n:icht 'einmal 'geprüft. Sie 
hat al's v'erlängerter Arm der OVP-Zentral,e 
reagiert und damit nicht nur der Institution 
des Bundesrates schweren Schaden zugefügt, 
sondern durch diese Reaktion auch ednen 
schweJ1en Schlag gegen die letztlich von un's 
aUen 'gemeinsam zu bestimmende WehrpolHik 
geführt. 

Herr AbgeOIdneter Tödling hat hier schon 
wieder das Märchen in die Welt gesetzt, wir 
hätten kein Konz,ept für die Wehrpolitik und 
für die Sicherheitspollitik. Ich möchte da1s noch
mals ganz ,scharf zurückweisen! (Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a i  e r: Ein Demolierungsrezept haben 
Sie!) Die WehrpoliHk, Herd" Abgeordneter 
Tödling, list für uns ,ein Teil der S1icherheits
politik. Wer di,e WehrpoUtik 50 undifferen
ziert 'beurteilt, wie Sie das in Ihrem Debatten
beitrag heute getan haben, der untergräbt die 
gemeinsam zu ,gestailtende Sicherheitspolitik, 
denn di'e Zielvorstellungen der Sicherrheits
politik dieser Bundesregierung (Abg. T ö d
l i  n g: Sie haben die gemeinsamen Beschlüsse 
verlassen, nicht wir!) sind auch die Zielvor
stellungen unserer Wehrpolitik. 

Es ist in die,sem Haus, vor allem belim Kapi
tel Außenpolitik, schon oft darüber gesprochen 
worden. Ich möcht1e mit all,em Ernst nochmal,s 
wiederholen : Das grundl'egende Ziel jeder 
umfas'senden Sicherheitspolitik ist in lerster 
Linie di.e Friedenssicherung, die Friederuss:iche
rung in Europa, in der Welt und daher natür
lich auch für das ,eigene Land. Di'e zentrale 
Aufgabe der Sich,er:heitspolitik ist die Uber
windung ,des Krieg'es ; das ilst heute eine 
Schicksalsfrag.e für ldJi,e 'ganze Menschheit ge
worden. 
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Wir haben immer erklärt - zuletzt audl 
der Herr Bundeslcan21er anläßlidl des N atio
naUeierta'ges -, daß die atomare Absdlrek
kungsstrategie unserer Zeit sicherLidl zu einer 
Unbeweglidlkeit tim PolJitischen geführt hat, 
weil man mit der herkömmlichen Machtpolitik 
nicht mehr operier:en kann, letwa mit der Dro
hung einer kriegeri'schen AuseinandeI'lS'etzung, 
einfach deshalb, weil das Wagnis einer sol
chen Auseinanders'etzung zu groß ist. Es lei
tet sich daraus aber das Wagnis kriegerischer 
Ausweichop'erationen auf anderen Bbenen ab. 

Dieser allgemeinen Unlsicheroheit ist unserer 
Auffassung nach, 1971 und heute, waffen
technisch allein, also nur mit den Instrumenten 
der militärischen Landesvertffidigung, über
haupt nicht beizukommen. Im Gegenteil, ,es iJSt 
dieser Zustand Ausfluß des Standes der Waf
fentechnik, wie wir sie heute haben. 

Der Ausweg aus dieser Situation kann nur 
durch d1ie Politik. 'gefunden werden. So ergibt 
sich als Aufgabe für die österreidüsme Sicher
heitspolitik. die Sidlerung der nationalen Exi
stenz, die Festigung der !Sozialen Errungen
schaften ,dieser demokratisdlen Republik und 
die Erhaltung des Rriedens in Freiheit für 
unser Land UiIld seine Bevölkerung. Daher 
bekennen wir uns zu einer Verteidigungsdok
trin, die nicht auf die Anwendung, sondern 
eben auf die Verm�idung von Gewalt hinaus
läuft. 

Wir sind der Auffassung - das .iiSt hier 
schon oft kritisiert worden -, daß für öster
reich eine Außenpolitik entsdleidend ist, der 
es gelingt, um österreich eine Atmosphäre 
des Friedens, eirre Atmosphäre der Nichtein
miischung, der Entspannung und Zusammen
arbeit zu schaffen. Diese gute Außenpolitik, 
die vor allem auch uns'ere immerwährende 
Neutralität 'glaubwürdig macht, bed·arf des 
KOHelats der mi1litärischen Landesver1Jeidi
gung oder eines Instruments der militärischen 
Landesverteidigung, wie es das Bundesheer 
sein soll. Sie braucht es deshalb, weil die 
AußenpolitJik vemindern muß, daß gegen 
tJsterreich, diesem ,immerwähTood neutralen 
Staat, irgendwelche Formen der Brspressung 
angewendet wenden können. Das ist ungefähr 
auch eine Stcmdortbestimmung für das Instru
ment ,der militärischen Landesv-erteidigung, 
das Bunidesheer ,heißt. 

W:i'r haben die Notwendigkeit dieses Heeres 
1956 und 1968 ges'ehen. 1968 mit wesentlich 
g,eringeI1em Erfolg als 1956, als Vier-Monate
Diener an d'er Grenze den neutralen Status 
der Republik deutlich sichtbar vor den Aug·en 
der Weltöffentlichkeit bewiesen haben. 

Die eigentliche Aggressionsabwehr, die da 
immer lin den Debattenbeiträgen herumspukt, 
ist bei uns .immer an letzter SteUe genannt 
worden. Sie .ergibt sidl für uns erst daDlIl, wenn 
im Krisen- oder NeutraHtätsfall unsere Außen
po�itik versagt hat. Und wann kann denn 
diese Außenpolitik versagen? Sie kann nur 
dann versagen, wenn ihr das militärische In
strument der LandesV'erteidigung nicht zur 
Verfügung steht, beziehungsweise sie kann 
dann versagen, wenn sie eben alle anderen 
Möglichkffiten ausgeschöpft hat. 

Eine gute Außenpolitik kann meiner An
sicht nadl nicht versagen, wenn sie sidl darauf 
verlassen kann, daß das Bundesheer die ihm 
zugewiesenen und begrenzten Aufgaben und. 
Probleme im miUtäI1i'schen Bereich meistem 
kann, die sich aus einer international motivier
ten Krise ergeben können. - Denn Osterreich 
gleich angreifen, das tut Illiemandl Das Bundes
heer muß dn der Lage sein, die sidJ. vieUeidlt 
aus einer Kri.senersdleinung ergebenden p ar
tiellen V:erletzungen der Souveränität unseres 
Staatsgebietes zu verhindern. Nicht mehrl Das 
muß 'es können, das muß glaubwürdig 'sein. 

Daher tJ.'leten wir so entschieden gegen die
ses Krankj ammern des militäI1ischen Instru
ments auf, weil man damit auch die beste 
Außenpolitik Letztlich verunmöglicht. Wenn 
man nämlich ständ�g in fuage stellt, daß das 
Bundesheer für den Krisen- und Neutralitäts
fall ausreidlend list, '<lann untergräbt man die 
Glaubwürdigkeit der Neutralitätspolitik. 

Wir haben auch 'gehört, daß wir das gar 
nicht verwirklidlt hätten. Die OVP hätte 1971 
- das hat Herr Abgeoooneter Tödling jetzt 
gesagt - ohnedies der Wehrgesetznovelle 
beziehungsweise der Reform des Bundesheeres 
zugestimmt, wenn man all das überlegt, sidl 
an die Vorschläge der Reformkommi'ssiOlIl ge
halten hätte. 

Ja, meine Damen und Herren, wir haben 
uns an di'e Empfehlungen der Reformkommis
sion ·gehalten . Wir haben praktisch 'alles, auch 
in der WehrgesetznoveHe 197 1 ,  realisi,ert, was 
vorgeschlagen wurde, mit Ausnahme der 
Zwangsverpflichtung zum Länger:dienen und 
der ZwangsverpfliChtung zu Karlerübungen. 
Alle anderen Teile der Vorschläge haben wiif 
akzeptiert. Es dst daher auch historisch völlig 
unrichtig, wenn heute die Sache so dargestellt 
wird, als ob hJier die große Oppositionspartei 
überfahren woI'den wäre. 

Beim 'ganz,en Ablauf der Reform ist audl 
die Heeresgliederung 1972, die ständig sabo
tiert w.ird, als mit dieser Wehrgesetznovelle 
und mit der neuer.lichen Änderung der wehr
reChtlichen Bestimmungen durch den Beschluß 
des Nationalrates untrennbar zu betrachten. 

100. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 23 von 96

www.parlament.gv.at



9820 Nationalrat XIII. GP - 1 00. Sitzung - ö. Feber 1974 

Blema 

Für die Kris:enlbeheI1Tschulllg, die 1m Interesse 
der österfleichischen Sicherhei1lspolitik notweu
di,g ist - und nur das scheint mir der wesent
liche Punkt zu sein ; "Ag,gressionsabwehr" ist 
ja ein ,eig,enes Kapitel -, muß eilIl Instrument 
ausreichen, welches sich auf zwei Divisionen 
beschränk<en läßt. Für zwei Divi,Stionen beste
hen lin dies em Lanld alle notwendigen V,ersor
gungs- und Instands,etzungS'apparate. Für dies'e 
zwei Divi,s,ionen benötigen wir lediglich kleine 
technisch hervorragend 'ausgerüstete und gut 
ausgebildete KampfteHe. Di:ese K:ampfteile 
Siind . ,eben die Bereitschaftstruppen, die es 
gleichzeitig mit dem Ausbau des Milizsystems, 
praktisch der n'euen L ClJIlidw ehr, aufzustellen 
galt. 

An all 'diesen Änderungen, die ,im Zug'e 
dieser ,grundl'egenden Reform notwendig sirud 
und die 'Sich joedermann 'als nichUg aUlbieten, 
halben Sie, meine Damen und Herren von derr 
Volkspartei, immer Kritik geübt. Sie ha'bel). 
nicht nur Kritik 'geübt, sonld,ern 'auch nein da,zu 
ges:agt. 

Heute können wir feststellen, daß wir mlit 
der Aufistellung der Bereitschaftstruppe, mit 
den Aruderungen im Weh'Tlg,esetz selbst, etwa 
mit der Absdl'affung der Möglichk'eit, dann, 
wenn man in der Bereitschaftstruppe di,e Aus
bildung ,schon absolviert hat, die freiwiUige 
Meldung wieder zurückzu1Jiehen,' es 'gewähr
leistet hahen, daß di1e Bereitschaft.struppe in 
der Stärke, die wi!r immer vor Augen gehabt 
haben, in wenigen Monaten Wli'fkHch "stehen" 
kann. 

ßen WliIid, da so manchem Ta'g,espolitiker das 
Parteihemd nähelr a:ls der Sta'atsrock sein wird. 
Das sollte di,e AI1Il'ee von vornherein. mit Ge
lassenheit zur Kenntnis nehmen. Zu gl'eimer 
Zeit werden wilr immer wJieder feststellen, wi1e 
erstaunlich ,es list, wenn nur allzu viele mit 
differenter :Sadllkenntnis feststellen, daß das 
Bundesheer milserabel, die SoMaten demorali
siert und die Ausrüsturug ,im ZerfaU list, aber 
höchst eneIlgilsch dagegen auftreten, wenn all 
dies verbessert wenden 'soH; ,wobei auß,er dem 
Nein w.eder ein Altemativkonzept noch ein 
aussagekräftiger V,ertreter dess'elben vorge
stellt wird." 

An ff'nderer Stelle setzt Gene�al Spannocchi, 
der AI1ll1Je ekommanidant, fort : 

"Abschließend sollte folgenfde F'eststellung 
versucht wel1den: Die Reform war und dst 
zwingend. Sie wurde entg,egen ständi:ger Be
hauptung-en nach 'einem Konzept und in s'einer 
Konsequenz nach einem System g,eplant." 

Das ebenf.alls als Antwort auf dJie Ausfüh
rungen des Albg,eordneten Tödling. 

Das alte Syst'OOl - davon 'sind wir heute 
mehr denn je überzeugt - wa:r fialsch, in.effi
zient und unverantwortlich. Di,e Reform z'eigt, 
daß es anders, hess'er und insg,esamt für die 
österreichi'sche Sicherheitspolitik letztlich viel 
biUige>r 'geht. 

Ich möchte nun zum Schluß kommen und 
feststellen, daß wir aHe Voraussetzungen für 
die Durchführung di'eser vernünfUgen Refor
men unterstütz·en w,erden. Wir freuen uns 
über die ersten Erfolge, die der Beschluß unse-

Meine sehr verehrten Damen und Herren res Initiativantrages, dels Initiativantrages der 
des Hohen Hauses ! Damit wird arber auch zum SPO, dem die FPO zugestimmt hat, 'schon aus
Ausdruck g,ebracht - ,ich S'a!g'e das- 'ganz deut- gelöst hat. 
lieh noch einmal auch für j ene Herren :im 
Mi ni s t,eriUJlIl, dIe dies bis heute nJicht zur 
Kennmüs nehmen woNnen -, daß SPO und 
FPO natürlich den Durchdiener, den Acht
Monate-Soldaten - das entspricht ja Ischon 
dem neuen Einbeirufungssystem -, auch dn 
der B ereitschaftstruppe Isehen woHen. Es geht 
urus darum, daß er auch dort s einen Platz bat, 
daß er in dJi'e dortigen Einheit'en ,eing'egUedert 
WiIid. 

Diese Reform wird nicht nur von uns, SPO 
und FPO, die wlir das Wehl1ges'etz 197 1  ge
meinsam beschlossen haben, ,als Tichtig ange
sehen, .sondern da,s 'g,Ut 'auch für Offiziere und 
Generäle des BUnide'sheeres. 

Stellvertr-etend für j,ene, die dieSle Reform 
vorwärtstreib'en, möchte lieh hier General 
Spannocchi zitieren, tier .in der "Ostel'r,erichi
sehen Militärischen Zeitschrift" g.eschdeben 
hat, daß di:ese Reform auf "beachtlichen 
Widerstand, vor allem polHischer Natur, sto-

Ich darf hier nur berichten, daß es erstaun
licherweise - die v,i:e1en 'stärudi:gen Kritilmster 
de.s Bundesheeres mögen das 'zur Kenntnis 
nehmen - hundert Anmeldungen für die Mili
tärakademie gibt. Der Grund dafür Hegt Zlwei
fellos auch in der Verbess1erun'g, die hier be
schlossen w1rld. So gab ,es :im Zeitraum No
vember 1973 - da wurde dieg.e Wehflgesetz
novelle diskutiert - bis Jänner 1974 eine 
gewaltige Steig'erurug der M,eldulJ!gen :Ilür das 
Acht-Monate-Durchidiene.n, für den verlänger
ten Grundwehrrdi'enst bis zu 36 Monaten . Die 
Zahl der Meldungen ist im Zelitraum Novem
ber 1 973 'bis Jänner 1974 auf über 50 Prozent 
gestiegen. 

Bei der Bereitschaftstruppe hatten wlir im 
Jänner 56 Prozent an freiwilligen Meldungen 
zum Durchdienen und zum Längerdienen. Wir 
hatten beim 1. Korps, wo die Schwierig
keiten bes ondefos 'groß stnd, zUm'al der FII'em
denverkehr di,e Leute benötigt, eine Stei'ge-
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rung von 34 Prozent 'Im November 'auf 43 Pro
zent im Jänner, Wir haben bei der Flieger
trupp'e Steigerung,en auf 54 Prozent. beim 
1. Korps auf 51 Prozent. 

Meine Damen und Herren I Wenn es j emals 
eines Bewei's·es bedurft hätte. wie sachLich be
g,ründet. wie richtdg diese Änderung der wehr
rechtlichen Bestimmung,en i'st. die der Natio
nalrat am 14. Dezember beschlossen hat und 
die er heute durch einen Beharrungsbeschluß 
endgültig Gesetz werden läßt, so sind es diese 
Zahlen . 

aber es gehört zu den ,selbstverständlichen 
Recht,en, die der Abgeordnete hat; dies ist auch 
beim Strafrecht unbestritten gewesen, Ich 
möchte vermeiden. daß der Herr Bundesmirui
ster für Justiz eines Tages ·s'agt, wir behan
deln ihn sch'1echter al,s aIlJdere Mini'ster, weil 
wir von ihm mehr verlangen. 

Wi,r halben heute noch nicht das Protokoll 
vom 14. Dezember, Herr Präs.identl Ich weiß 
gar nicht, was damals gesp['ochen word,en 'ist. 
obwohl ich heute auf Grund des Inhaltes doch 
da:rauf beharren ·soll. Hier ist eben wi,eder 

Wir bedauern, daß uns dlie OVP hier nicht einer j ener Dutz'enden Punkte, wo all das, was 

fo1gt. Aber im Interess,e der W.irk'samkeit der nicht in der GeschäftsoI1dnung verankert i,st. 

letztlich alle Oster,reicher betreff,enden Sicher- allmählich dem Aobgeordneten entzogen wirtl, 
heitspolitik werden wir alle Maßnahmen der ohnehin 'schwerste Arbeitsbe'dingungen 

unterstützen. die darauf hinaus'laufen, ,aus dem hat. Es .ist für mich als Abg,eordneter selbst

Bunde,sheer eiin ernst zu nehmendes Instru- verständlich. daß das. was vor zehn Tagen im 
ment der Landesverteidigung zu machen ; wir Bereich der Justiz noch fiecht und bilLig war, 

werden diese Maßnahmen unterstützen, heut'e auch für die Landesv.erteidi'gung Igilt. Das i,st 

und in Zukunft ! (Beifall bei der SPO.) Sache des Obmannes des VerteilcUgungs aus-
schusses, Ich habe mich 'als Obmann des Justiz

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab- I ausschusses noch davon überzeugt, daß ,es an 
geordnete Zeillinger. 

I 
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dacht 1st ganz offen aus,�esp�ochen : Dle Her

Ich darf 'einleitend f.estst'ellen , daß wir frei
heitliChen AbgeOIdneten dem Beharrungs
beschluß zustimmen wel1den. W'ir stimmen 
damit dem Gesetz zu, wir sa'gen j a zu dem 
G esetz , zu dem Beharrungsbeschluß ; nicht je
doch ,gilt das Ja auch dem Stil der Re'gierung 
und der Mehrheit. Ich werde gl eich ,einige 
Punkte in diesem Zusammenhang in Erirnne

rung bringen. 
Wir hatten schon vor etwa zehn Taogen einen 

Beharrungsheschluß hier zu behandeln, den 
Beharrungs,beschluß über das Strafigesetz, Es 
war übereinstimmend die Meinung aller drei 
Parteien - ich möchte anerkennen, daß der 
Herr Bundesminister für Justiz 'es auch über
nommen hat. diese üb ereinstimmende M'ei
nnng in der Regierung. die ja verantwortltich 
dafür ist. durchzusetzen -, daß man bei der 
Behandlung eines Beharrungsbeschlusses 
selbstverständlich die Unterlagen über die 
ersten Beratungen zur Verfügung hat. Ich bin 
aber außerstande. heute über eine Sitzung und 
zu einer Beharrung zu sprechen. wenn das 
Haus nicht in d er Lage ist, das Protokoll zur 
Verfügung zu stellen. Ich darf den Herrn Präsi
denten dar'auf aufmerksam machen : Es steht 
nicht in der Geschäftsordnung, ,das w,eiß ich. 

stellung des Protokol,ls tle!gt ilIl der Hand d,es 
Ohefs der Druckerei . Aber bei aller Anerken
nung der Lei!stungen der Drucker - 'si'e arbei· 
ten hervor.raJgenid - kann man di'e Schnellig
keit der Herstellung natürlich r,egulieren, Man 
kann sagen : Druck ein bißch'en langsamer, ich 
hin ja gar nicht 1nteI1e'ssiert, daß heute 'bereits 
die Unterl ag'en zur V'erfügung stehen. 

Herr Präsident ! Die Erklärung dafür ist uns 
die Präsidialkonfel'enz schuldig geblieben, 
warum Sie das, was dm Bereich der Justiz 
selbstvel1ständllich list, ;im Her,eich der Landes
verteidi,gung nicht mehr anwenden. Wir dis
kutieren über eine Sitzung vom 14. Dezember, 
und d as letzte Protokoll 'stammt vom 1 0 ,  De
zember! 

Meiner persönHchen Ansdcht nach hätte der 
Punkt entweder heute abgesetzt werlden müs
sen, oder die Präsidialkonferenz hätte sich 
darum kümmern müssen, daß der Herr Bun
d,eskan�ler seliner selbstverständlich'en Pflicht 
nachkommt, dem Haus di'e Unt.erlagen und di,e 
Protokolle zur Verfügung zu steHen! Was für 
den Justizminister ,gilt, 'gHt auch für den Ver
teidi'gu.ngslIIl!inister! Die Regierung hat dies 
le1der G ottes gehilUgt. Die R'egierung hat hier 
ein Versäumnis begangen, indem si'e uns d'as 
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Protokoll his zur Stunde v.erweigert hat. Ich 
habe zu Beg,inn der Sitzung noch einm�l g'e
fragt. Heu Präsi!dent: Es ist noch nicht 'eing,e
troffen. 

Die Begründung 'dafür, warum wrrr ·freiheit
lichen Abgeordnet'en odem B eharrungsbeschluß 
zustimmen weriden, ist an und für sich sehr 
einfach zu geben. Sie eNoIgt nicht nur vom 
InhaH her, den :ich noch einmal kurz wieder
holen werde, sondern di-e eigentliche Begrün
dung ist der Einspruch de's Bundesrates 'selbst. 
Ich 'glaube, es ist schon notwendi.g, ein Wort 
darüber zu v,erlieren. Denn wenn sich die 
zweite Kammer dieses Hauses, die Länder
kammer - wobei auch Abgeordnete di,es,es 
Hauses interessiert sind, daß säe ihre Bedeu
tung behält -, se�bst derart abwertet, daß 
sie sich einfach über v'erfassungsrechtlrrche 
Aufträ.ge hinw,egS'etzt, ,so halten wir Freiheit
liche da'S für äuß'erst bedenklich. Hs heißt j a  
ausdrücklich 'im Artikel 42 Abs.  2 Bundes
VerfassungSigesetz, daß die Läniderkamme.r 
einen mJit Grülliden versehenen Einspruch er
heben muß. 

Herr Präsident! Wi,r haben ,schon im Aus
schuß da,rüber .gesprochen. Hs wäre notwen
di'g, den Vorsitzenden des B11Il!desrates auf
merksam zu machen, daß er di,eser verf'as
sungsmäßigen Bestimmung nicht n achgekom
men list. Ein mit einer Begl1ündung versehener 
Einspruch Uegt bils zur Stunde nicht vorl  Es 
hätte 'eigentlich 'schon im Stadium der Bera
tung dieses Punktes im Ausschuß - worauf 
mein Parteifr,eurrd Broesilgke hingewies1en hat 
und was j a  auch heute der Sprecher der Regie
rungsfraktion, KoUege Blecha, aufgegriffen 
hat -, es hätte also spätestens \in di,esem 
Zeitpunkt der Bundesratsvorsitzende darauf 
aufmerksam gemacht werden müssen, daß es 
nur einen Bericht gibt, der politische Feststel
lungen trifft. Aber ich bin nicht in der Lage, 
Herr Präsident, mich mit eliner Begründung, 
warum d'er Bundesrat EinspruCh erhoben hat, 
auseinanderzusetz,en. 

Am ehesten kommt noch j ener S atz dn die 
Nähe eine,r Begründung, in dem es heißt: "Es 
muß festgestellt werden, daß mangel1s leines 
Situatioll'sberichtes über das Bundesheer 
beziehungsweiise die Heeflesreform keinerlei 
Maßstäbe vorhanden 'sind, ob diese Novene 
überhaupt den sachliChen Notwendigkeiten 
gereCht wird." 

Bei weitestgeheruder Auslegung und größ
tem EntgegenkO'ffilIIlen geg,enüber der Mehrheit 
des Bundesrates könnte man unterstellen, daß 
vielleicht die j uristisch und gesetzgebertisch 
nicht geschulten Kollegen, die das verf.aßt 
haben - denn ein Praktiker kann das nicht 

verfaßt haben -, annehmen, das könnte allen
falls großzügig als B egründung ausgelegt wler
den. 

Herr Präsident I Ich darf noCh einmal s agen: 
Wenn der Bundesrat dazu übel1geht, Ein
sprüche zu erheben, Is.ich jedoch über die Ver
fassung hinwegzusletz,en und die Einsprüche 
nicht mehr zu begründen, so ist das ,eine Sache, 
mit der '$lieh zuerst primär die Präsidialkonfe
renz befa's's,en müßte. Auf je'den FaN ist die 
Frage offen, ob ddls überhaupt noch als Bin
spruch d es Bundesrates zu werten jlst. 

Da1bei sind dem BUJldesrat grobe Imtümer 
unterlaufen, die allerdings auch wieder auf 
SchwäCh'en ,im V,erteidigungsressort und auf 
Schwächen in diesem Haus zuriickzuführen 
sind. Darf ich d'aran erinuern, daß es im 
wesentDichen darum ,geht, ob es leinen BeriCht 
über die Situation im Heer g,ibt oder nicht. 
Das ist dieser B ericht. (Zeigt III- 1 1 5  der Bei
lagen vor.) Dieser Bericht ist laut 
Verte�diglIDgsminiisterium am 5. Dez'ember 
fertig 'gewesen. Aus mir nicht bekannten tak
tischen Gründen hat das Verteil<Hgungsmini
steriUilll den Bericht aber nicht am 5. Dezember 
vorgelegt, obwohl man wußte, daß das die 
Zentralfrag'e ,der Debatte werden wtlrd, 'Son
dern hat hier am 14. Dezember noch ,eine 
D ebatte darüber abroUen lassen, ob man die
sen Bericht b ekommt oder nicht. Ich komme 
dann später noch auf die Abstimmungspanne 
zu ,sprechen, di'e dabei ,einfach d eshalb pas
siert .ist - hier sind noch das Haus und vor 
allem der Herr Präsildent in ungeheure Schwie
dgkeHen ,gekommen -, weil der Bericht vom 
5. Dezember vom Herrn V'erteidigungsminister 
nicht dem Haus gegeben worden wär,e. Herr 
Minister! Es wäre die ,ganze Debatte über die
s,en Punkt am 14. Dezember hinfäHig gewesen, 
und das war der Schwerpunkt in den Ausfüh
rungen derj.eni.gen, die geg,en das Gelsetz 
waren. Es wäre der e,inzige Punkt, den man 
aUenfalls groß.zÜ'gi.g als den Punkt ausl,ey,en 
könnte, der die Begründung für den Einspruch 
des Bundesrates i'st, zu Fall g,ekommen . So 
sind Sie ,in terminmäßige Schwti'erigkeiten ge
raten, die aUerdings auch nicht vorla.gen. Denn 
- und -ich muß s agen, an und für sich müßte 
im Präsidium des Hauses mindestens der 
gl,eiche strenge Maßstab wtie b ei Gericht ange
wendet weJiden - der Bundes,rat hat genauso 
wie wir Abgeordneten diesen Beticht ,am 
19. Dez ember gehabt. Am 20. Dezember war 
im Bundesrat die Debatte. Wer s1e angehört 
hat, hat festst'eUen müs'sen, daß stundenlanlg 
darüber debattiert worden list, daß es diesen 
Bericht nicht gibt. Wir slind oben in der Frak
tion gesessen und Ihaben .g.esagt : So gehe doch 
endlich einmal 'e.iner hinunter - wir Frei
heitHchen sitZien nicht lim Bundesrat - und 
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sage den Bundesräten : Meine Herren! Der Be
richt ist doch im Haus , ,er liegt beim Präsiden
t,en, und man kann i:hn j ederzeit holen ! 

Die Bundesräte hCllben das nicht ,gewußt. Der 
Vorsitzende des Bundesrates hat das off.enbar 
auch nicht gewußt. Denn ,niemand hat die Bun
desräte auf ihren Irrtum aufmerksam gemacht, 
daß, zugegeben mit einer Verspätung, der Be
richt vom 5. Dezember, über den wir am 
1 4. Dezember ,einen Entschließungsantrag ge
faßt haben, daß wir ,ihn endlich bekommen 
woUen, am 19. Dezember eingetroffen ist. Am 
20. Dezember hat de,r Bundesrat dann be
schlossen, ,er erhebt Elinsp,ruch, weil dieser 
Bericht nicht Igekommen ist. 

Das i,st di'e rechtliche Situation. Herr Präsi
dent ! Es ,ist ,ein Fall, der zu koe'1ner Krise dm 
Haus führen wird, aber 'es kann eti.nmal ,eine 
ernster,e Situation geben. Ich glaube, Herr 
Präsident, es ist notwendig, daß man. sich 
rechtzeitig und ohne Druck über diese Fragen 
unterhält, denn hier ist zweifellos auch ein 
formaler Fehler vorhanden. Im darf noch ein
mal s'agen : Nachld,em. ldii eser Bericht am 19. De
zember da war, ,entfällt der einzig.e Punkt, den 
man allenfalls al,s Begründung für den Ein
spruch des Bundesrates ansehen kann. Wenn 
der Einspruch des Bundesrates k'eine Begrün
dung aufweist, dann wäre das Gesetz nach der 
Verfassung zu vedautbaren 'gewesen. 

Das list also j etzt die Fl'ag,e, mit der sim 
nicht nur die Juri'sten, sondern auch das Prä
sidium dieses Hauses zu befassen haben wird. 

Den Herrn Bundesminister für Landesvertei
digung darf ich noch einmal 'bitten : Wenn Sie 
einen Bericht am 5. De'xember fertig haben, 
von dem Sie wissen, daß er im Mittelpunkt 
der Verteidigungsdeh'atte am 14 .  Dezlember 
stehen wird, dann wäre 'es eine Entlastung 
und eine kolos'sale Er.leichterung für j ene 
Mehrheit gewesen, und zwar für die Regi,e
rungsfraktion und für die FreiheitlJichen, die 
in diesem Punkte des Wehrgesetz,es bereit 
sind, die RegierungsvorIoage, den abgeänderten 
Initi ativantrag zu unterstützen, wenn Sie diese 
Vorlage herg,eben und nJicht bis einen Tag vor 
der Bundesratsitzung zurückgehalten hätten. 
Ich ,bin zwar k'ein Bundesrat, aber ich kann mir 
vorst,ellen, daß ein Bundesrat 's'agt : Es kann 
auch eine Absicht dahinterstecken, daß man 
den Bericht erst einen Talg vor der Sitzung 
hergibt, um einerseoits das AI1gument, aber 
andererselits auch die Möglichk'eit zu nehmen, 
sich mit dem Lnhalt zu befassen. 

Das i'st di'e etwas ungewöhnliche Situation, 
die bekanntlich - :ich muß sagen, Her,r Präsi
dent, ich bedauere, daß das bi'S heute nom 
nicht besprochen worden i'st - dhren Aus
druck in einer Abstimmungspanne am 1 4. De-

zember gefunden hat. Wie Sie sim erinnern 
können, wurde über den Entsch1ießungsantrag, 
ob der Bericht irrs Haus kommen soll oder 
nicht, ob er verlangt w.ird, praktisch zwelimal 
abgestimmt. 

WährenJd der Alb stimmung wurde unter
brach'en. Bs wurde dabei auch die Frag,e auf
geworfen, ob und wann ein Präsident das 
Abstimmungs'ergebnils V'erkünden muß. Wir 
haben das Protokoll noch nicht, wir können 
noch nicht ü'berprüfen, wie der Ablauf tat
sämlich war. W.ir haben nur 'die sehr knappen 
Ausführungen der "Par:lamentskorrespon
denz".  Nach dies·er hat d,er Herr Präsident er
klärt, bevor er ein Ergebnis nicht verkündet 
habe, sei die Abstimmung nicht beendetj er 
hab e aher kein Eflg'ebruis V'erkündet. - Dazw1i.
smen lag ,eine v:i,ertel'Stündioge Unterbrechung 
und eine Wi,ederholung der AbsUmmung. 

Das war damals ein Fall, der bereinigt wer
den konnte. Das Interessante daran war, daß 
alle Abgeordnet'en dveses Hauses ohnehin für 
den Antrag waren j nur hatten die Kollegen 
von der Regiierungspartei teilw,eis,e das Auf
stehen übersehen. Das .i'st allen Fraktionen 
schon p assiert. Es ist d ann der Kollege Fischer 
mit einer WortmeLdung in die Abstimmung 
hinoeingebrachen, und der Präsident hat sich 
d araufhin geweigert, das Abstimmungsergeb
nis zu v,erkünden. Heraus'gekommen i'st nam 
einer langen Unterbrechung, nach einer zwei
ten Abstimmung, daß ein Bntschließungs
antrag, für den ,aUe drei Fraktionen geschlos
sen eingetreten sind, vom Präsidenten - lich 
muß nom einmal s agen, nur laut "Parlaments
korrespondenz" - als "mit Mehrheit" ange
nommen b ezeichnet ·worden ist. 

Herr Präsident ! Darum geht es aber nicht, 
sondern es geht um. folgendes : Es kann 'einmal 
eine Staatskrise entstehen. Es ist schon ,einmal 
vor Jahrzehnten 'in Osterreich aus einem, ich 
möchte sagen, geI1ingfügigeren Grund eine 
Staatskris,e entstanden. W'enn der Präs.ident 
des Haus'es tatsächlich meint, er habe daos 
Remt, 'ein ihm nicht opportun ersm,einendes 
Ergebni,s nicht zu v,erkünden und damit d,en 
Gang der Abstimmung aufhalten zu können, 
dann ,ist das eine Frage, über die man zu 
einem Zeitpunkt debattieren ,solUe, wo diese 
Frage nicht unmitte1bar ansteht und so nicht 
unter Umständen eine Staatskrise ,auslö'sen 
und die Tätigkeit des Parlaments vi'elleicht 
auf länger·e Z eit lähmen kann. Auch das war 
in dies,em Haus,e schon der Fall, auch diese 
Panne .ist damals p assäert. Es war damals ein
fach ein e  Fo1gewirkung: eine Panne löste die 
andere aus, und eiqentlich ist bis zum heutigen 
Tag noch keine Stellungnahme dazu erfolgt. 
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Ich möchte 'gleich sa'gen, und das gebe ich 
als p ersönlidl,e Erklärung ab : Idl w,erde mich 
nJie damit abfinden, daß es in der Hand des 
Präsidenten des Hauses, der jeweHs den Vor
sitz führt, Hegt, ob 'er ein Abstimmungsergeb
nis verkündet oder nicht, und daß eine Ab
stimmung - auch wenn sie ahgeschlossen 
ist - rechtHch erst dann als .A!bstimmung an
zusehen ,ist, w,enn der Prä!slident ihr Ergebni's 
verkündet hat. Das heißt nämlich, daß unter 
Umständen Jede dem j eweiligen Vorsitzenden 
nicht genehme Abstimmung aufgehaUen wer
den könnte. Es könnte jetzt beispiels,wei'se 
eine Abstimmung unter dem Zweiten Präsi
denten selin. Bs meldet sich interessanterweise 
plötzlich - obwohl in der Gesdläftsordnung 
nicht vorge,seben - ein Abg,eordneter der 
R€'gierungsfraktion zu Wort, es entsteht eine 
Unterbrechung, dann kommt es zu ,einem Vor
sitzwechsel, und -es kann der neue Präsildent, 
der einer anderen Partei 'ang,e'hört - nehmen 
wir an, es -ist w,ieder eiin präsident der Regie
rungspartei -, d ann nochmals abstimmen las
sen. In der Zwischenzeit hat man eventuell 
.A!bgeordnete hergeholt, die g'efehlt haben. 
Man kann eine viertel Stunde unterbrechen, 
man kann auch eine ganze Stunde unteIlbre
cb:en, dann kann m an die Abstimmung W1ieder
holen, und schließlich kann man das Er'gebnis 

Vierkünrlren, das Jeweils in den Wunsch dieser 
oder jener Partei p aßt. 

Ich 'sage da's deswegen - :ich habe auch in 
der Zeit der aVP-Regierung .immer schon auf 
derartige Fäl,le lhing,ewiesen -, weil lieh der 
Meinung bin, man muß immer daran denken, 
meine Herren von der Sozialistischen Partei : 
Es kann sich eines Ta'g,es dre Situation ändern, 
die avp k,ann wieder in der Regierung sitzen, 
wieder !in der Mehrheit sein und di esen Prä
judizfall einmal zum Nachteil Ihrer Parte:i und 
damit des 'ganzen Hauses anwend,en . Ich halte 
di'esen W'eg e-infach für bedenklich . 

Herr Präsident! Da's war am 14.  Dez,ember, 
und bis heute .ist Schweigen. Bils heute bleibt 
diese Frage ungelöst. Sie darf aiber nicht unge
löst bleihen, denn das ist die kritische'ste Frage 
seit Kriegsende, die !in diesem Parlament ent
st'anden list, nämlich die Frage : Kann ein Ab
stimmungsvoI'gang durch Wortmeldung unter
brochen werden, kann die V,erkündung des 
Abstimmungsergebnisses veI1hin'dert werden 
und kann nach läll'g,erer UnteI'brechurrg die 
Abstimmung einfach w,iederholt wenden? 

Ich muß noch einmal -sa'g-en : Ich kenne noch 
nicht d as Protokoll, darunter l eiden wir. Und 
wir haben die Vermutung , daß das Protokoll 
deswegen heute nicht ,zur Verfügung gestellt 
wurde, damit wir 'es nicht ziUeren können. 
Nach der "Parlamentskorrespondenz" 'soll es 
als mit Mehrheit beschlos'sen v,erkündet wor-

den sein. Das .ist auf jeden FaU falsch. Denn 
es wal1en die Sozia'listen dafür, die Volkspartei 
hat 'es beantragt, und wir Freiheitlichen haben 
zugestimmt. 

Hier ist 7iweiJellos eine Panne passiert, 
wobei lich den Schwerpunkt der Panne darin 
'sehe, daß eine Absttmmung nur ,einmal erfol
gen kann und ein A:bstimmungsvorgang durch 
eine Wortmeldung und durch eine UnteI1bI1e
chung der Haussitzung nicht 'aufgehalten wer
den kann, um zu einer W,iederholung zu kom
men, 

Nun 'in der Sach-e wieder zurück, Herr Bun
desrnJinister. Wir haben den Bericht, wjr wer
den über den Bericht über den Stand der 
millitärischen LandesV'erteidigung zu g'egebe
ner Zeit unsere Diskussion abfooI"en. Ich 
möchte aber heute schon anerkennen, Herr 
Bundesminister, daß es zweifellos Gebiete 
gibt, auf denen in Iden letzt'en Monaten Fort
schritte zu .erzi,elen waren, ICh verweise darauf, 
daß jener Unterausschuß des Landesverteidi
gung'srates, der die Verte,idigungsdoktrin aus
arbeitet, wesentliche Fortschritte 'gemacht hat 
und daß mit einem abschließenden Ergebnis 
in a'bs,ehbar,er Zeit >gerechnet weIiden kann. 

Ich darf ab er aU'f /der anderen Seite s·agen, 
Herr BundesmiIllister, daß 'es ,e;ine ganze Reihe 
von Entwicklung'en g,Lbt. KoUege Blecha hat 

auf die erfreulichen hingewliesen - ich möchte 
keine von ihnen schmälern -, aber er 'hat als 
Angehöri'ger der Regierunrg,sfraktion natürlich 
nicht jene aufgezählt, die weniger erf.reulich 
slind. Wir haben zwar eine unerhörte Initia
tiV'e auf anderen G ehi,eten, s:ind ,aber auf dem 
Gebiet der Larudes'Verteidigung hier ,im Hause 
nicht g,erade durch eine besondeIie Aktivität 
ausgez,eichnet, was ,�ich schon aus der Zahl 
der Sitzungen und B eratungsstunden ergibt, 
obwohl ,es sehr viel 'Zu besprechen ,gäbe. 

Ich erinnere zum BerispLel nur daran, daß 
di'e Situation unseres UNO-Kontingentes - es 
hat hier ein Abgeordneter der anderen Oppo
sitionspartei vor kurzem eine Frage an Sie 
gerichtet - keineswegs 'so optimistisch zu 
beurteilen i,st, Herr Bundesminister, wie Sie 
es getan haben. Ich möchte eigentlich j etzt 
nur einen Punkt deswegen Iheraus'gr,eifen, weH 
er uns bei der Beratung sehr im Wege steht; 
das .ist d er umstIiittene Bataillonsbef,ehl. Ich 

sag'e -ganz offen, ich habe mir unter größten 
Schwierigkeiten aus Isma'i-lia den Bataillonrs

befehl verschafft. Herr BundesmJinister! In di.'e
ser Form kann er auf gar keinen Fall aufrecht
erhalten werden, denn er muß zu Mißver
ständniss1en führen. 

Das h at gar nichts damit zu tun, daß se.lbst
verständlich die ADV und die Anweisungen 
der örtlichen Befehlsgewalt auch ,gelten. Aher 
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in dem Batail'lonsbefehl 'steht nicht, daß der 
SoLdat über militär,ische Geheimni'SlSe an 
Journalisten keine Auskünite geben darf -
in Ordnung ! -, sondern da drin steht, daß zum 
Beispiel der Soldat auch nicht dem Abg,eord
neten Zeillinger als Angehörigen des 
Landesverteirdi'gungsrates ,eine Information 
geben darf. Aber das glauben nämlich alle 
Soldaten. Ich 'schreibe nun verzweifelt j edem 
einzelnen zurück, daß diese Meinung Iselbst
verständlich kein Bataillonskommandeur ver
br,eHen darf. Herr BundesmJinister l Sagen Sie 
das Ihrem B at'aiHonskommandeurl Man ver
breitet nämlich bewußt diese Meinung. Die 
Leute getrauen -sich nicht mehr, uns zu infor
mieren, und das list 'gefährlich. 

Es ·stellt slich 'näml'ich bei den Informationen, 
die wir nur 'sehr kümmerlich durchbekommen, 
heraus, daß sehr vi,el,es ,nicht so rosig :ist, wie 
Sie angeben. Ich d'enk,e nur an den tragischen 
Unfall,  zu d em inneIihalb von acht Ta'g'en zwei 
Briefe gekommen Slind, .in denen die Soldaten 
gesagt haben:  Das Unglück ist j a  in der Luft 
geleg,en, denn wir ,haben �eine Minensuch
geräte, wir g ehen noch mit den Staberln. Ich 
we,iß 'es nicht, Herr Bundesminist-er, aber da,s 
teHen uns die Soldaten mit. Sie teilen uns mit, 
daß sie sich von den Polen, von den rSchwed-en, 
von den Amerikanern, von überall etwas aus
Leihen müssen : Minensuchg,eräte, Sankas, Ver
pflegung und so weiter, und sie bezeichnen 
sich s·elber aLs eines der schiech test ausgerü
steten anwesenden Bataillone. 

Herr Minlister! Das .ist die Meinung des Sol
daten. Ich habe eini'ge Briefe di'esbezüglidt 
bekommen, und nun veI1stehe idt den Befehl, 
daß man s'agt :  Das dürft ihr nicht mitteilen. 
Nur - entschuldigen Sie!  - uns dürfen slie es 
schon mitteilen. Es ;ist ein grober Irrtum, zu 
g,lauben, daß sie 'es nur Ihnen mitteilen dür
fen. Ihnen teilen si1e ,es ja nicht mit - das 
wissen Sie -, weH Isie Angst haben, daß 5:ie, 
wie es 'in dem B efehl steht, disziplinär ver
folgt werden. So müss,en w.ir effektiv auf 
Schleichwe:g1en, über persönlich Bekannte auf 
der Botsdlaft, mit den SoLdaten in Verbi,ndung 
treten. 

Sie haben den Befehl, den ·ein Kollege der 
OVP mit Recht angegriffen hat, hier noch v,er
teid1gt. Ich darf Ihnen offen sagen : Ich habe 
in einem Bri,ef mitgeteHt, der Be�ehl ist lin 
dieser FOIm zweifellos ein Mißverständnis. Ich 
habe es mit dem vornehmen Ausdruck "Miß
verständnis" bezeichnet, denn der Soldat, audt 
w,enn er !im Ausland ist, kann natürlich mit 
'seinem Abgeordnet'en oder mit einem Ange
hörigen des Landesverteidi'gungsrates, Wienn 
er g.laubt, ihm ·etwas mitteilen zu müssen, !in 
Verbindung treten. Ich bitte Sie also, Herr 

Minister, di,es·e Sache zu klär,en, ,bevor sie 
Weiterungen zieht. 

Unter unseren SoLdaten dort unten ist die 
Meinung verbreitet, daß das Kommando 
sdluld ist, daß bei'Spiel,s,weise das Unglück 
mit dem UnterOffizier passiert ist, dem der 
Fuß abgerissen lWurde. In dem Brief ste!ht -
Herr Minister nicht lachen ! -: Hätten wir so 
wie die .an'deren Einheiten Minensuchgeräte 
gehabt, dann wäre das nicht p a'S'siert. Aber 
man schickt uns mit diesen berühmten Staberln 
hinaus - ich weiß momentan nicht, wie der 
Fachausdruck lautet, muß ich zu meiner 
Schande gestehen -, mit den Sta'berln ,schickt 
man uns suchen, während die Kanadier elek
trische Minensuchgeräte Ihaben 

Mich würde nur interessieren : Stimmt es, 
daß }{.eine Minell'suchgeräte im österroeichi
schen Bataillon vorhanden ,sind? Wenn das 

stimmt , dann muß ich allerdlings sagen, daß 
es notwendi'g wiI1d, daß wir dringend zusam
mentreten und darüber Isprechen, ob das richtig 
ist. 

Am 29. Dezember haben sich unsere Solda
ten Verpfl,egung von den Amerikanern aus
leihen müssen, weil SchwlierJgk,eitoen mit der 
Verpflegung wal'en. San-Kraftwag'en haben 
wir von den Pol'en oder von den Kanadiern 
ausgeliehen . Also ,e's ist, wie mir einer ge
schr1eben hat, ein zusammengeflicktes B ataiil
Ion. 

Das sei Ihr·em Optimismus ge'g·enÜ'berge
stellt, denn hi'er liegt das Hindernis. 

Herr Minister! Wir ,sind in der Sache durch
aus bereit, w.ir verteidi'gen das Heer, Wlir ver
teidigen die Sache, wenn wir sie für richtig 
halten. Hier unterscheilden wir uns von der 
Meinung der anderen Oppositionspartei, die 

das Gesetz, auf dem w.ir beharr,en , für unrich
Hg hält. Wir s.ind a.}so durchaus bereit, diesen 
Weg zu .g.ehen , nur sind wir nicht ber,eit, 
gleidtzeitJig zuzuschauen, wenn man uns die 
Verbindung zu den Soldaten abschneidet. 
Damit kommen w.ir nämlich wieder zu dem, 
was wir seinefZieit beim OVP-Minti'ster Pr.ader 
bekämpft und verhindert haben . 

Daher meine Bitte, Herr Bundesminister: 
Ordnen Sie schleunli-gst an, daß der Batail
lonsbefehl lin eine gesetzlich ,einwandfreie 
Form ge'goss'en wird und daß vor allem die 
Soldaten au�geklärt werden, was ihnen wirk
lich verboten 'ist, was di,s,�iplinär geahndet 
wird. Es muß ihnen klargemacht werden, daß 
sie mit einem Abg'eoI1dneten di'eses Haus,es 
in Verbindung treten und ihre Sorgen und 
Klagen 'schildern können. Es ist übrig,ens die 
Rede von Kla-gen nach 'auß.en. Ich muß ehrlidl 
sagen, ich haUe ,es für einmalig - aber das 
hat jetzt nichts mlit der Landesverteidi'gung zu 
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tun -, daß man den Leuten sogar das Klagen, 
also das Jammern über etwas verbletet. ICh 
halte da,s übel1haupt für ungesetzlidl. 

Ich bitte also nodlmals, klarzustellen, daß 
der Soldat mit den Abgeordneten dieses Hau
ses und mit den Abgeordneten der österrei
chisdlen Landtage selbstverständlich j ederzeit 
in Verbindung treten und ihnen auch notwen
dig ersdleinende Mitteilungen machen kann. 

Meine Damen und Herren! Ich habe ein
leitend gesagt: Wir stimmen dem Gesetz aus 
den gleichen Gründen zu, wi,e wir dies am 
1 4. Dezember getan haben. Wir werden also 
den Heharrungsbeschluß unterstützen, weil 
wir die Verbesserung einer Panne - wir 
haben es ganz offen zugeg,eben -, die bei der 
ersten Beschlußfassung passi,ert ist, für not
wendig halten. Wenn die,se Korrektur nicht 
erfo.lg'en würde, wäre dies eine Gefährdung 
des Reserveheeres. Daruber hinaus sehen wir 
die Verbesserungen in der Berufsausbildung 
der Soldaten als entscheidend an und 'begrü
ßen sie. 

Vom Inhalt her und nachdem es der Bun
desrat außerdem unterlassen hat, eine einiger
maßen s achliche Begründung zu geben, wer
den wir Freiheitlichen dem Beharrungs
beschluß unser,e Zl1srt:immung geben. (Beifall 
bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Prader. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Prader (OVP) : Herr Präsi
dent! Hohes Haus ! Meine s ehr geehrten 
Damen und Herren! Ich bedaure sehr, daß 
der Herr Abgeordnete Blecha im Augenblick 
nicht .im Saal ist. Ich wollte ihm meine Be
wunderung darüber ausdrücken, wie fast 
bravourös er es v,erstanden hat, die Dinge 
auf den Kopf zu stellen, und wie sehr er die 
Methode beherrscM, mit einem Finger auf 
andere zu zeigen, statt "mea culpa!"  zu sagen 
und ihn zum Klopfen an die eig,ene Brust zu 
verwend·en. Im Detail werde ich mich später 
noch damit beschäftigen. 

Er hat unter anderem auch hier doziert, 
daß, seit die sozialistische Wehrpolitik in 
Kombination mit sozialistisdler Außenpolitik 
gemacht wird, nunmehr die Aggressions
abwehr an letzlter Stelle rangiert. Mir ist nicht 
erinnerlich, daß sie j emals .in der Planung 
an der ersten Stelle rang:i'ert hat. Hier also 
wieder absolut nidlts Neues außer dem Hin
weis, daß die Außenpolitik halt doch noch ent
scheidender ist als die Verteidigungspolitik. 

Wir haben nie behauptet, daß das oder 
j enes entscheidender ist, wir haben nur ge
meint, daß das eine ohne das andere über-

haupt nicht denkbar ist. Denn gerade in Kri
sensituationen kann eine vernünftige und er
folgreiche Außenpolitik ohne eine wirklich 
glaubhafte Verteidigungsbereitsdlat.t über
haupt nidlt gemacht werden. 

Das nur einleitend, und nun zu dem Begriff 
Krankjammern. Das ist ja Ihre Methode, 
meine Damen und Herren von der Linken, 
mit der Sie die Opposition abzuwürg'en ver
suchen, indem Sie sie diskriminieren, indem 
Sie versuchen, sie sl1spekt zu machen. 

Wenn man an diesem und j enem KriUk 
übt, was eigentlidl zu dem W,esen der Funk
tion einer Oppositionspartei gehört, dann be
zeichnen Sie das nicht als Kritik, di'e für Sie 
überleg'enswert wäre, weil es unter Umstän
den so sein könnte, daß auch Gedanken von 
Oppositionsabgeordneten absolut einer Uber
legung und ,einer vernünftigen Abwägung 
wert sind, sondern Sie sind in Ihrer unge
heuren Präpotenz ,einfach der Meinung, das, 
was von Ihnen kommt, ist Dogma, und alles 
andere kommt für Sie überhaupt nicht zur 
Ub erlegung in Betracht. 

Dieses Abwerten der Kritik, um sie damit 
wegzubringen und ung.laubwürdig zu machen, 
gehört j a  seLt lang,em zu Ihrem Regierungsstil. 
Ich habe mich schon vor einiger Zeit in ande
rem Zusammenhang mit diesem Thema beson
ders beschäftigt. Aber immer wi'eder ver
suchen Sie, hier diese Methode zu praktizie
ren. 

Zum Thema möchte ich Ihnen folgendes in 
Erinnerung ruf.en : Wir stehen nun am Beginn 
des fünften Jahres der sozialistischen Wehr
reform. Was ist das bisherige Ergebni,s? Bis 
1 977 soll es 29 Ber,eitschaftsbataillone .geben; 
vor Ihrem Eintritt in die Wehrpolitik waren 
es 5 1 .  Bis Ende 1974 woUen Sie zu 60 bis 
70 Prozent nach Ihren Mitteilungen di'e Be
reitschaftsverbände mit längerdienenden Sol
daten aufgefüllt haben; mit welchen, wurde 
nicht ,gesagt. Acht-Monate-:Diener zählen hter 
nicht. 

Auch der Herr Ahgeordnete Blecha hat mich 
mit seinen Zahlenangaben und seinen Pro
zentdarstellungen absolut nicbJt beeindrucken 
können. Das ist j a  di'e Methode, um über die 
Tatsachen hinwegzuwischen, weil hier pau
schaliert Dinge vorgegaukelt werden, die einer 
echten Prüfung einfach nicht standhalten. 

Bezüglich des neuen Reserveheeres aber, 
Herr Bundesminister und meine Herren von 
der sozialistischen Fraktion, hat man über
haupt keine Zeitzielsetzung gewagt, bis zu 
welchem Z,eiltpunkt dieses Reserveheer exi
stent ,g'ein sollte. Laut dem Herrn Verteidi
gungsminister - und ich glaube, daß das 
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richtig ist - sind die Sechs-Monate-Soldaten 
erst nach zwei Waffenübungen überhaupt be
dingt feldverwendungsfähig. Die ersten Waf
fenübungen der Sechs-Monate-Soldaten - das 
ist nur das erste, kleine Kontingent - waren, 
nehme ich an, 1 972. Wenn die zweite Waffen
übung des ersten Kontingentes zwei Jahre 
später ist, ist das das Jahr 1 974, das wäre 
also heuer. Bei der dritten oder nach der 
dr.itten Waffenübung - das weiß ich nicht 
genau - soll die endgültige Einteilung der 
Reservesoldaten in ihre Einheiten 'erfolgen. 
Diese Einheit muß eingespielt werden. Ich 
nehme an, daß man zum Einspielen bis hinein 
in den größeren Verband zumindest zwei, drei 
oder vier Waffenübungen nötig hat, wobei 
das schon Wundersoldaten sein müssen, wenn 
sie das in dieser Zeit bewältigen. 

Herr Bundesminister! Das bedeutet also die 
Jahre 1 976, 1 978, 1 980, bis die ersten Kontin
gente des neuen Reserveheeres feldverwen
dungsfähig vorhanden sein werden. Das ist 
ein sehr langer Zeitraum. 

Nach der Wehr.gesetznoveHe, selbst nach 
ihrer jetzig'en Ge'Waltregelung, die in diesem 
Beharrungsheschluß vorgesehen ist, sollen Sie 
nunmehr aber bereits im Jahr 1 976 oder mit 
Ende des Jahres 1 976 das neue Reserveheer 
stehen haben. Wir werden uns in diesem 
Zeitpunkt miteinander darüber unterhalten, 
Herr Bundesmini'ster, was dann tatsächlich 
vorhanden ist, und das wird der Gradmesser 
sein, aber nicht diese Pauschal angaben des 
Herrn Abgeordneten Blecha, mit denen er 
echt "Blech" gesagt hat und mit denen er 
reüssieren wollte. 

Dazu kommt die bange Frage, Herr Bun
desminister, wieviel Verbände wegen des viel 
Zl1 geringen Führungskaders überhaupt auf
gestellt werden können, und es kommt die 
Frage, wie so entscheidende Wartungs
probleme gelöst werden, die bisher Itotal un
gelöst sind. Dazu kommen die gewaltigen 
Budg,et- und Rüstungsprobleme. Die Personal
kosten und sonstigen gesetzlichen Verpflich
tungen laufen Ihnen ja davon! Sioe wissen 
ganz genau, daß sich gerade der jetZit wieder 
sich anbahnende neue verstärkte Inflations
sChub in Ihrem Ressort doppelt und mehrfach 
bemerkbar macht und daß die Beträge, die 
Ibnen diesbezüglich in einem minimal'en Aus
maß zur Verfügung stehen, auf minimale Be
träge in bezug auf die Disposttionsmöglichkeit 
zusammenschrumpfen werden. Und sChließ
lich.: die Wahlen kommen auch, und zur 
Wohnbaupolitik gesellt siCh, immer deutliCher 
für aUe erkennbar, bereits ein zweiter Pleite
bereich; vom Wirtschaftlichen gar nicht zu 
reden. 

Aus dieser Siltuation heraus ist die Husch
Pfusch-NoveUe zu verstehen, die Sie heute 
mit einern BeharrungsbesChluß bestätigen 
wollen. Der Bundesrat hat in seiner Ein
spruchsbegIÜndung dazu doch sehr deutlich 
eine Begründung gegeben, und hier muß iCh 
sowohl dem Herrn A:bgleordneten Blecha wie 
auch dem Herrn Abgeordnelf:en Zeillinger in 
d'er Auffassung widerspreChen, daß es sich 
um keinen genügend 'begründeten Einspruch 
des Bundesrates handle. 

Die schwächste Stelle dieser B ehauptung hat 
der Abgeordnete Zeillinger sChon vorgetra
gen. Er hat .gemeint, bei sehr wohlwollender 
Behandlung könne man unter Umsltänden als 
eine Art Alihibegründung jenen Passus an
führen, in dem der Bundesrat in s-einer Ein
spruch.sbegründung feststellt, daß mangels 
eines Situationsberichtes über das Bundes
heer beziehungsweise die Heeresreform kei
nerlei Maßstäbe dafür vorhanden sind, ob 
diese Novene überhaupil. den sachlichen Not
wendigkeiten gerecht wird. 

Ich glaube, daß dies eine sehr massive, 
sehr deutliche, sehr präzise Begründung ist, 
denn das ist j a  das entscheidende, ob eine 
gesetzgebende Körperschaft die MögliChkJeit 
hat, überhaupt festzustellen, ob man der Sache 
gereCht wird oder nicht! 

Herr Bundesministerl  Das haben Sie aber 
aus Gründen, die iCh noch anführen möchte, 
unmöglich g:emacht. ICh glaube, das ist eine 
ganz entscheidende Begründung, und hier 
kehrt jene Situd/tion .gleicherweise wieder, in 
die Sie die Opposition permanent bring,en, 
weil Sie ihr keine Sachinformationen zur Ver
fügung stellen, weil Sie ständig von uns Be
umeilungen und Entscheidungen verlang,en, 
ohne uns überhaupt die Grundlag,en zu geben, 
die solche Entscheidungen ermöglichen. 

Ich erinnelle Sie, Herr Bundesminister, an 
den Landesverteidigungsra:t, wo Sie als erste 
Retourlösung Ihrer Reformmaßnahme nun
mehr wieder den viermaligen Einberufungs
turnus anstelle der zuerst so hochgelohten 
Reform des dr.eimaligen Einberufungsturnus 
eingeführt haben. Lesen Sie doch die Begrün
dung nach, die Sie dem Verteidigungsrat zur 
Motivation diese's Antrag'es gegeben haben! 
Alles mögliche ist daraus herauszulesen, nur 
das eine nicht, was damit bewirkt werden soll 
und welch'e Folgerungen sich darauf ergeben. 
Jede Sachinformation, die wir benötigen, steI
len Sie uns nicht zur Verfügung. Und des
wegen haben wir auch verlangt: Zuerst muß 
ein Zustandsbericht, ein Situationsbericht 
über das Bundesheer in das Haus! 

Der Herr Abgeordnete Blecha - ich wun
dere mich, daß ,er das gesagt hat - hat ge-
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meint : Kaum elmge Tage, nachdem der Be
schluß hier gefaßt wurde, daß ein Situations
bericht dem Haus vorzulegen ist, w.ar der 
Situations'bericht schon da!  - Der Herr Ab
geordnete Blecha hat aber der Offentlichkeit 
nicht mitgeteilt, daß wir 'seit ü'ber einem Jahr 
permanent diesen Situationsbericht verlangt 
haben und daß Sie es .immer wieder abge
l�hnt haben, dem Parlament einen solchen 
Situaitionsbericht vorzulegen, und daß es nur 
unserer immerwährenden Initiative zu dan
ken ist, daß es überhaupt dazu gekommen ist. 

Herr Bundesministerl Ob das stimmt, was 
man so hört, daß Sie gern leinen vorgelegt 
hätten, aber nicht vorlegen durften, da.s steht 
auf einem anderen Blatt. Aber langsam glaube 
ich fast auch, daß das der Richtigkeit ent
spricht. Es muß ja seine sehr gute Begründung 
haben, warum sich dLe linke Seite, diese in 
Sachen Bundesheer so reformflieudige Seite 
so sehr gefürchtet h at, dem Haus einen Zu
standsbericht über das Bundesheer vorzulegen, 
zumal sie in Ihrer Oppositionszeit immer dar
über geklagt h at, daß da.s Parlament zuwenig 
über di,ese Dinge informi,ert w.ird, daß man 
das Parlament zuwenig beschäftigt und daß es 
Aufgabe dieses Hauses wäre, sich vor allem 
auch in Fragen der WeJhrpolitik intensiver zu 
beschäftigen und auseinanderzusetzen. 

Und nun wird der Situationsbericht vorge
legt. Herr Abgeordneter Zeilling'erl Auch 
w,enn er schon da war: solche Wund,erkinder 
sind wir nicht, daß wir ,in ,einem Tag abschät
zen können, ob die Gegebenheiten, die uns 
da mitgeteilt werd,en, tatsächlich entsprechen 
und ob - jetzt übertragen - diese Novene, 
die SIe vorgelegt ha'ben, in der Lage ist, di'e 
sich aus dem Situationsbericht heraus ,erge
benden Mänglel taJtsächlich zu beseitigen und 
zu bewälHgen. Darum geht es ! Denn hier 
sollte eine Form angewendet werden, die 
vi elleicht mit einer Landkarte V'erglichen wer
den kann, wo man im Wege ,eines Durch
sichtpapieres eine Skizze drauflegt, um zu 
sehen, wie die Situation tatsächlich ist. 

Ich habe Ihnen bei der ersten B ehandlung 
dieser Novelle gesagt, Herr Bundesmini.ster, 
daß j a  Mer wieder das Pferd vom Schweife 
aufg'ezäumt wird. Jetzt, nachdem Si,e diese 
Novel1e durchg,eboxt haben, nachdem wir gar 
nicht abschätzen können, was diese Novelle 
an Mängeln zu b edecken überhaupt imstande 
ist, ob sie ausreichend .ist, ob nicht eine Effek
tivität dadurch gag'eben ,ist, legen Si'e das vor, 
was wir vorher g,ebraucbt hätJten, um das be
w,erten und feststellen zu können. Das sind 
j a  die Methoden, die wir angreifen, und das 
sind jene Methoden, mit denen Sie es der 
Opposition einfach unmöglich machen, irgend
eine konstruk!tive Mitarbeit hier zu leisten! 

Man hat d'en Eindruck, daß das keine Zu
fälligkeit ist, sondern daß dieSle Politik be
wußt so gesteuert wird und daß Sie damit 
gewisse Absichten v;erfolgen - und dagegen 
wehren wir uns ! -, um dann die Njet-Sager
Politik herausstreichen 'zu können, oder was 
für Beinamen schmückender Art Sie 'Sonst zur 
Qualifikation der Haltung der Osterreichi
sehren Volksp artei vIerwenden oder di,e Soziali
stische Partei v,erwenden soll. 

Wissen Si,e : diese "Mir-san-mir-PoUtik" 
- ihr braucht nichts zu wissen, je weniger ihr 
wißt . . .  -, das ist eine Situation, die wir 
der SoziaListischen Partei auf die Dauer nicht 
abIl!ehmen werden und die auch die öster
reichisch'e Bevölkerung auf die Dauer ihr nicht 
abnehmen wird. 

Herr Bundesmini:ster! Eine sehr deutliche 
Klarstellung: Ich habe mir das genau ver
merkt. Sie haben am 1 1 . Dezember 1973 in 
der Budgetdebatte - ich glaube, iin der Be
antwortung bezüglich der BeJ:1eiche, di,e Ihr 
Ressort betreffien - hier lerklärt, Sie wären 
bereit  .gewesen, dem Landesverteidigungsrat 
am 6. Dezember 1973 einen Bericht vorzule
gen, aber die Vertreter der Osterreichischen 
Volkspartei haben keinen Wert darauf gelegt. 

Herr Bundesminister! Das ist eine völlig 
falsche Darstellung der Situation! Auch auf 
unseren AIl!trag, auf unser ständiges Drängen 
haben Sie leinen Kurz-Zustandsbericb:t, wenn 
man den überhaupt als solchen hez'eichnen 
kann, aus drei oder drei'einhalb Blättern 
Papier bestehend, dem Y;erte:idigungsrat vor
gelegt. 

Am 16. Oktober 1 972 ha:ben Sie diesen B e
richt eingebrach:t. Dieser Bericht kam nicht zur 
Verhandlung. Erst am 22. Novlember 1'973 ist 
er auf der Tagesordnung gestanden, und es 
war Zeit, darüber zu reden. Und da, Herr 
Bundesminister, h aben wir Ihnen gesagt, daß 
es 's,ehr schwer ist, anhand eines solchen B e
richtes jetzt Entscheidungen zu treffen. Dieser 
Bericht hat seinen Wert, aber als Zeitdoku
mentation, nämlich über den Zustand des Hee
res vor einem Jahr. Aber, auf diesen Bericht 
aufbauend, j etzt Entscheidung,en zu treffen -
ich muß sagen, Herr Bundesminister : Das ist 
ein bißchen stark. 

Allerdings ist dieser zeitdokumentarische 
W,efit 'sehr <interessant, denn - und das sage 
ieb hier mit aller Deutlichkeit und auch in 
vo.Uem Bewußtsein dessen, was ich Ihnen 
j etzt sage - es werden von dem Herrn Abge
ordneten Blech.a und von anderen Sprechern 
der Sozialistischen 'Partei in bezug auf die 
Vergangenheit - heute wieder: Einsatz
fähigkeit oder nicht - Dinge dargestellt, di,e 
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völlig in Widerspruch zu den Berichten ste
hen, die Sie, Herr Minister, dem Verteidi
gungsrat vorleg,ten. 

Was ist jetzt richtig? ,oas, was Sie dem 
VerteidigungsI1at vorlegen, oder das, was 
hier gesa'gt wird? Oder sagt man das 
hier, weil man glaubt, sich durch die 
Geheimhaltungspflicht abgedeckt zu wissen, 
die uns in bezug auf das bindet, was 
dem Verteidigungsrat vorgel'egt wird? - Die
ses Spiel werden Sie mit uns nicht treiben 
können. (Zustimmung bei der OVP.) Ich sag'e 
Ihnen: Wenn Sie das so weiteI'praktizieren, 
dann werden wir diese Geheimhaltungspflicht 
Mer nicht auf uns nehmen können. Das möchte 
ich hier mit aUer Deutlichkeit ausgesprochen 
haben. 

Dazu stelle ich eine zweite ZeHskizz,e : Vom 
1 1 . Jänner 1913 bis 8. Nov.ember 1 973 gab es 
keine Sitzung des Vert:eidigungsrates ! In be
zug auf den Verteidigungs ausschuß haben wir 
hier schon mehrmals die Situation dargelegt. 
Di,eser Verteidigungsausschuß hat sich .am 
5. November 1911 konstituiert, er ist erst
mali:g zusammengetreten am 6. Juli 1972. 
Dann hat sich bis zum Wiederzusammentritt 
eine Pause ,ergeben bis zum 19 .  November 
1973. Aber nicht, weil der Herr Vorsitzende 
dieses Ausschusses inaktiv gewesen wäre 
- er hat ständig gledrängt -, sondern weil 
die sozialistischen Vertreter in der Präsidial
kont.ere·nz ihr Veto gegen die Abhaltung einer 
Sitzung des \ToeIteidigungsauS'schusses einge
legt haben!  Ich möchte das mit aUer Deut
lichkeit hier sagen, weil dann unter Umstän
den wi-eder von Verzögerungstaktik -g.espro
chen wird. Deswegen ist es gut, diese Situa
tion in Erinnerung zu rufen. Jetzt plötzlich 
können Sie ,es in ,gewissen Ber;eichen nicht 
eilig g-enug haben! 

Daher, glaube ich, sollten Sie auch selbst, 
innerfraktioneIl, einmal überleg,en, ob denn 
eine solch·e Taktik, eine solche Verhaltens
weise ,einer Opposition überhaupt zugemutet 
werden kann. Wenn wir die gleiche Taktik an 
den Tag gelegt hätten, dann wären die Vor
lag'en, die da drinnen liegten, nicht so rasch 
verabschiedet worden oder hier v,erhandlungs
reif 'g-emacht worden, sondern es hätte nach 
dieser Taktik mindest,ens ein Dreivierteljahr 
oder länger gedauert. 

Das ist die angeblime Behinderung durch 
die Osterreichische Volkspartei. So schaut es 
in Wahrheit aus in bezug auf die Behandlung 
von Verteidigungsfragen in diesem Haus! 

Nun einige Klarstellung·en zum Inhalt die
ser WehrgesetznoVielle. 

Hier wird, um ·es kurz zu sagen, eine totale 

neuerlich zusätzlich 1 6  Tage Waffenübungen 
leisten. Auch solche, di,e bereits vorher min
destens schon 16 Tage Waffenübungen gehabt 
haben! Der Verwaltungsgerichtshof hat im 
Zuge -eines V'erfahrens entschieden, daß die 
bisherigen Wafienübungstage - oder nennen 
Sie sie Instruktions- oder Inspektionstage, das 
ist ja völlig gleich - ang,erechnet zu w€rdoen 
haben. 

Diese KOfI1ektur wird nun gemacht. Sie ist 
etwas problematisch, wie es immer pro'ble
matisch ist, wenn der Gesetzg,eber sich be
müht, eine Korrektur der Rechtsprechung 
nachträglich in 'Solchem Umfang herbeizufüh
ren. Aber -es giht sid1!erlich auch Soldaten, 
die noch nich,t in einem Reservev,erband ge
dient haben aus dieser Zeit. Diese werden 
ja nicht ,einberuf'en, sondern nur diejenigen, 
die ohnedies ber,eits permanent -zu Kader
übung-en -einberufen worden sind. Ich möchte 
das sehr deutlich herausstellen. 

Herr Bundesminister! Nach dieser Novell€ 
können Berufssoldaten - Reserveoffiziere, 
Res erveoffi'Zi ers,anwärter - nun 'bis zum 
50. Lebensjahr - zu Waffenübungen, zu 
Kaderübung,en herangezogen werden. Bisher 
war die Beschränkung enthalten: innerhalb 
der nächsten acht Jahre nach ihrem Ausschei
den. Dieses "innerhalb von acht Jahren" ist 
gefallen. Es heißt: 'bis zum 50. Lebensj ahrl 

Hier muß ich sagen, daß Ihnen ein Ergebnis 
sozialistischer Bundesheerpolitik zugute 
kommt. Es haben im Zuge des VertraU!ens
verlustes in bezug auf Ihre W-ehrpolitik sehr 
viele zeitverpflichtete Soldaten, sehr viele 
pragmatisi,erte Unteroffiziere, viel Kaderper
sonal das Heer vorzeitig verlassen. Diejeni
gen, die j etzt vor�eitig ausgesdüeden sind, 
oder dieJenigen, die sich nach Ablauf ihrer 
Verpflichtung nicht weiterverpflichtet haben, 
kriegen Sie j,etzt auf diesem Wege als Ge
rüst für das Iteserveheer. Das ist ein sehr wHl
kommen er Anlaß j ich ,g,ebe das zu. Ich möchte 
dazu sagen, daß man daraus auch sieht, 
in welcher ungeheur-en Zwangslage Sie sich 
befinden. 

Aber was die Wehrungerechtigkeit 
anlangt: Warum, Herr Bun:desminister - ich 
habe Sie im Ausschuß befragt, habe 
aber keine Antwort Ibekommen -, wurden 
nicht auch die Reserv.eunteroffiziere nun 
zu diesen KadeTÜbungen zwangswe'ise ver
pflichtet? - W!eH ja auch di·e Reserveoffiziers
anwärter Unteroffizier.e sind. Aber diejenigen, 
die Unteroffiz1ere sind, ohne gleichzeitig 
Reserveoffiz:j.ersanwärter zu 'sein, werden nicht 
verpflichtet. 

Wehrungerechtigkeit statuiert. Soldaten, die Warum werden nicht auch zu diesen Kader-
81/2 Monate gedi'ent haben, müssen ab nun übung'en die freiwillig v,erläng,erten Grund-

675 
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wehrdiener nach ihrem Ausscheiden aus dem I das, was wir Ihnen vorwerfen und was uns 
Heer verpflichtet? Was steckt da für ,eine Ab- die Zustimmung zu diesem Gesetz ,einfach 
sicht dahinter? Etwa die B.efürchtung, daß Sich unmöglich macht. 
dann niemand mehr meldet? Oder machen Sie 
es wieder so, wie es bezüglich der anderen 
Berufssoldatren geschieht, d aß dann, wenn sie 
dagewesen sind, Sie ihnen nachher wieder 
dieSte gesetzliche Verpflichtung aufe:rlegen, da 
si'e dann j a  ihre Meldung nicht mehr zurück
ziehen können, weil ;sie ihren verlängerten 
Präs,enzdienst bereits absolvi,ert haben? 

Das ist eine unehrliche Politik I mas ist, 
glaube ich, auch nicht r,ichtig, denn es muß 
jeder wissen, was mit einer Verpflichtung letz
ten Endes verbunden ist. 

Dazu kommt noch folgendes : Reserveoffi
ziere, die bisher viele freiwmig,e Wafienübun
gen geleistet haben, werden nun neuerdings 
verpflichtet, zusätzLich noch die gesamte Waf
fenübungsverpflicbtung, unabhängig davon, 
was ,gi'e bereits ,an Ze'itaurfwendungen für Waf
fenübungen geleistet haben, zu ,erfüllen. D as 
ist ·eine sehr, sehr harte Angelegenheit. Der 
Herr A'bgeordnete Blecha hat versucht, das 
dem Inhal,te nach herunterzuspielen mit einer 
Motivation, die die SachLage }{.einesfalls be
trifft. 

Bei den Chargen 'gibt 'es noch zwei Kader
übungen, oder viier bei Unteroffizieren etwa. 
Ich sage das deshalh ·so deuUich, wei:l wir 
einen Entschließung's antrag eing,ebracht hffben, 
der jetzt glekhz.eitig zur Verhandlung steht, 
und weil die Situation jetzt so ist, daß man 
aus dies·er Gegebenheit heraus auch das Hee
resgebührengesretz ändern müßte. Denn wenn 
ich den Betreffenden nun zu so schweren Ver
pflichtung/en heranziehe - und das in einem 
Zeitraum bis zum 50. Lebensjahr, wo jeder 
bereits in einer ,gehobenen Herufssituation 
steht - er etwa dann zum Heer · eing'elZogen 
wird, hat er nicht nur die Dienstverpflrichtung 
zu absolvieren, sondern während s,einer 
Dienstzeit auch ganz gewaltige Einkommens
verluste g,egenÜ'ber s,einem Einkommen als 
ZivH1st auf rsich zu n'ehmen. Das i5t unmög
lich. 

Und deswegen hahen Wlir diesen Antrag 
eingebraCht. Ich habe es an den ,erstaunten 
Gesichtern g·esehen - und das zeigt wieder, 
w.ie wenig überlegt das g,anze ist -, daß 'es 
überra'scht hat, daß hier so'1che ProMarne auf
tauchen. Man hat aber diesen Antmg einfach 

Das ist nicht 'in d�m Antrag Mondl g'e- niederg,estirrnmt. W:ie kann es 'anders sein? Ob 
standen, das ist nicht in Ihr·em Vor�chl�g zu� Vlernünftig oder nicht, .irst völilig gleichgÜ'ltig, 
A�sd�uck geko.mmen, �as war �lotz�lch e�n I es ist ein Antrag der OVP, der wird nieder
Bhtz,emfall, weIl man SIch der SItuatIon, dl'e gestimmt wi'e alles was von der Opposition 
hier besteht, gar nicht bewußt war. Im Aus- kommt! ' 

, 

schuß plötzlich - in der 'dritten Sitzung, oder 
war ·es in der zweiten? - ist Ihnen dLeser 
Gedanke gekommen, weil Si,e vorher g,ar niCht 
g'ewußt haben, d aß ,diese AnreChnung nor
malerweis·e im Gesetz verankert ist. 

Jetzt schaut di,e Di,enstverpflichtung folgen
dermaßen aus : Dienstverpflichtung 'eines 
&eserveoffiziers : ein Jahr als Einj ährig-Fr,ei
williger; zu di,esem einen Jahr zwei Monate 
Waffenübungen und zu diesen insgesamt 
1 4  Monate zusätzlich noch drei Monate Kader
übungsverpflichtungen. Das sind also zusam
mengezählt 17 Monate. Das ist eine gewaltige 
Beanspruchung, die man klar sehen muß. Das 
Paradoxe besteht ja - abgesehen von den 
Reserveoffizieren darin -, daß jemand, der 
sich verpflichtet, acht Monate in einem zu 
dienen, keine Waffenübungsverpflichtung 
mehr hat, während ein Soldat, der sich frei
willig auf länger, auf neun, zehn, zwölf 
Monate verpflichtet, zusätzlich dann nom zwei 
Monate Waffenübungsverpflichtungen hat. 

Hier sind viele Ungegorenheiten vorhan
den, die man alle hätte studieren s ollen, die 
man hätte regulieren können, aber niCht in 
einer Husch-Pfusch-Novelle !  Und das ist j a  

E s  w a r  für uns bedrückend, d i e  Motivation 
zu hören, warum man gegen diesen Antlia'g 
g,estimmt hat. Der Abg,eor:dnete Mondl hat 
g·esagt: Dars kann man nicht [m Wege eines 
Initiativantrages lösen, so ad hoc, so rasch, 
das muß überlregt werden, das muß studiert 
werden. Er hat nicht 'gesagt, eine Kommission 
muß ein'g'esetzt werden, aber ·er hat dem Herrn 
Bundesminister gesagt, das müss'e man Ja prü
fen, und e11st w,enn eine g,enaue Prüfung vor
Hegt, dann könne man darüber auch reden, 
welche ReguLierungen hi/er vOflg,enommen wer
den müs·sen. 

Und dann hat der Herr Abgeordnete Mondl 
gefragt, wieso denn die OVP überhaupt einen 
Initiativantrag ·einbdng,e. Er war er,staurrt dar
über, er, der selber - nicht der Herr Mini
ster - als Regierungsparte'i di,ese Wehr'ges,etz
novelle lim Wege eines Initiativantrages ein
gebraCht hat ! Wir mußten dem Herrn A:bge
ordneten Mondl sagen, daß es ü!g'endwie 
eigenartig wirkt, wenn sich ein Vertreter der 
Regierungspart,ei, der einen Initiativantrag 
einbringt, darüber bekla'gt, daß di'e Opposition 
einen Inititativantrag einJbringe. Denn nur Si1e 
haben ja die Möglichkeit, ,im Wege von 
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Regierungsvorla·g.en Gesetzesvorlagen ins 
Haus zu bringen; es list trauti'g, daß man 
sa-gen muß, daß dieser Weg einer Opposi
tionspartei nicht zur Verfügung steht, son
dern daß idi,e ·eimzi,g.e Mögliidlk'eit, die sie hat, 
di,e i·st, .im Wege ·eines Initiativantrages hier 
im Haus Gesetzesvorla-g,en zur Vef1handlung 
zu bringen. 

Nun haben Sie das wbge.lehnt. Herr Bun
desminister, Si'e wurden 'gefmgt, wann IIl1it 
einer Reg·elung auch di·eser beso1dungsredlt
lichen Fragen zu f1edlnen sei.  Wir haben �eine 
Antwort bekommen. Ich habe nur zwisdlen
durch aus Äuß·erungen 'gehört, daß das sehr 
teuer -sei. M-eine Damen und Herren ! Das 
stimmt, aber ich mußte Ihnen ,schon lim Aus
schuß und schon vorher hier öfters darltegen, 
daß Sie s.ich für das teuerste Wehrsystem 
entschlossen haben, das es überhaupt gibt. 
Aber wenn Sie sich dazu entschlossen haben, 
dann haben Sie -eben die Kons·equenzen zu 
tra.gen. Das war ja auch Gegenstand unserer 
Kr:itik 'in bezug auf das System, für das Sie 
sich so altefi.ert haben, weil man zuerst ge
glaubt hat, es 'sei so billig, s echs Monate 
seien bmi'ger 'a}s achteinhalb, und weil man 
nicht g,esehen h at, weldler Trll'gschluß da 
drinnen war. Oder man hat .gemeint, :s·echs 
Monate s'ei,en weniger Leerlauf als achtein
halb. Inzwischen hat Slich herausgestellt, daß 
s.ich der Leerlauf hei sechs Monaten Vie:rldop
p elt gegenüber einer Dienstz·eit von achte in
hal'b Monaten. Es ist ger,adezu tmgi'sch, daß 
man sich über solche GrunJdweigiheiten über
h aupt unterhaUen muß, aber da's :i!s t ja Ihre 
Methode, hier keline Einsicht zu .gewähren, 
damit die Offent1ich�eit diese Zusammen
hänge und den ganzen Scharlatanismus, der 
sich daraus ergibt, nicht erkennen kann. 

Wir werden daher 'Slehen, wii'e Sie diese 
Dinge meistem. Wir haben da's nicht aus Bos
heit gesa'gt, um Ihnen etwas ,anzutun, Herr 
Minister, sondern d esweg-en, weil wir die Be
fürchtung haben, daß der b etreffende junge 
Mann, der 'es auf sich nimmt, solche Dei
stungsv·erpflichtungen gegenüber anderen 
Staatsbürgern zusätzlkh zu erbringen, sich 
a1so dazu bef1eit ,erklärt, unter Umständen da
von abgehalten w1ird, wenn ·er w,eiß, daß er 
dann in seiner Lebenshaltuny, in seinem P.ami
lieneinkommen entsch'e1dende Einbuß.en er
fäihrt; denn ,er hat j'a dann Faanilie, und 1ch 
habe Ihnen gesagt, bi,s zum 50. Lebensjahr 
sind das Leute, die hereits in gehobenen Ein
kommenskategorien sind. Wie werden diese 
das verkraften? Sie haben Zlwar ein Limit 
von 7200 S. Aber bei dem InflationssdlUJb, bei 
den Preisstei'gerungen und bei der Lohnent
wicklung sind das Gegebenheiten, di·e einfach 
nicht aufrechtzuerhalten sind. 

Daher führt das unt-er Umständen dazu, daß 
trotz der Zwangsverpflichtung dann immer 
weniger da sind. Das ist aber nicht der Sinn 
der gan�en Same. Sie brauchen ja noch viel 
mehr Leute als die, die Sie 'g,egenwärti:g haben. 

Auch die Lösung, die Berufssoldaten Jetzt 
nachträglich zu verpflichten, Lst nur eine Zeit
krücke über 'ganz kurze Zeitinstanzen, weil 
die Menschen .immer älter werden, di,e Jahre 
·schr,eHen voran, und Sie können einfach nicht 
- es wurde heute 'schon von Tödliny g·e
sagt - mit fünfzigj ährigen Gruppen- und 
Zugsführern solch·e Verbände führen, außer 
Sie richten sich .auf ein Volkssturmsystem 
ein - b itte, unter dem letzten Auf-gebot sind 
audl solcbe Dinge mögHch. 

Wenn gesagt wurde, daß es auch früher 
B egrenzungen 'geg,eben h at, 'so war 'erstens 
die Lohnsituation eine völlig andere und zwei
tens war ,es bisher leine freiw.iHige V:erpmch
tung, während jetzt eine ZwangrS,verpUichtung 
an St,elle der freiwiUigen Verpflichtung trHt 
und damit ein wesentlicher Teil d·er hisheri
g'en Argumentation einfach wegfällt. 

Ich glaube, es ist Zeit, daß man -einmal 
- dazu angere·gt worden bin ich j a  durch dve 
Ausführung.en des Herrn Abgeordneten 
BI.echa - zur Klarsicht der Offentlichkeit hier 
eine Refo rmana.lys,e anst'elilt. Ich darf das in 
Sdllagworten tun. 

Zunächst die Frage : Was hat sich am Struk.
turaufbau des Heeres überhaupt verändert? 
Früher hat es Einsatztruppen gegeben ; j etzt 
h eißen sie Bereitschaftstruppen. Die Auf
gabenstellung i'st vötHg di'e gl,eiche. Früher 
hat es ein Feldheer gegeben; j etzt ·gibt es 
eine mobile Landwehr. Die AufigabensteUung 
ist völlig ' die -gleiche. F:I�üher h at es Landwehr 
gegeben, Grenzschutzkompanien und Siehe
rungskompanien;  j,etzt heißt das ortsfeste 
Landwehr. Di,e AufigabensteI.lung ist vöHi.g 
dieselbe. Eines hat sich geändert: dile Bez,eich
nung. Das ist aber alLes. Im tatsäch-1ichen stra
tegisdl,en Konzept hat sich nichts, ·gar nichts 
verändert. Aber der Unterschied besteht darin, 
wie idl nun diese Einsatz- oder Bereitschafts
verbände zusammensetze, aus welchen Men
schen ich sie rekrutiere. Da hahen Sie erfun
den, daß diese Verbände in ihrem Umfang 
weSienHich gekürzt wenden, aber aus laut'er 
BerUifssoldaten ·bestehen sollen. 

Lesen Sie die Deklarationen der Bundes
heer-Reformkommission, lesen Sie auch die 
diesbezüglichen Deklarationen der beiden 
Verteidigungsmini.ster nach mir, 'das war 
das Alpha und Omega. Dann ist man dazu 
übergegangen - schon um Konzessionen zu 
erreichen -, daß etwa 6 Pf,Q�ent des Kontin-
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gentes auch aus Sechs-Monate-Soldaten be
stehen könnte. Da's war aber alles. Und jetzt 
sind Sie froh, wenn Sie Adlt .. Monate-Solda
ten haben, die, Herr Abgeordneter Blema, 
nicht zum Waffendi'enst g,ebraucht werden , 

sondern als SystemkrüCken . 

Idl wiederhole Ihnen, was ach schon ge
sagt habe: die gäbe ,es übel1haupt nicht, wenn 
wir nicht damals bei den Wehrgesetzv,erhand

lungen das in El1kenntnis dessen, was kommen 
wil1d, beantragt hätten, das, was Sie gar nicht 
haben wollten. (Abg. B 1 e e h  a: Das war ein 
Vorschlag des Abgeordneten Zeillinger!) Seien 
Sie mir nidlt böse, den Vorwurf - sicher, 
die FPO hat ihn unterstützt - haben wir 
sehr kräftig g'ebracht. 

Daß ein Einsatz- ode'r Bereitscha'ftsverband, 
der aus lauter Beruf.ssoldaten besteht und 
nicht aus Präsen:z!dienstpflidltigen, ausbil-: 

dungsmäßig hesser ilst, das ist se1bstv,erständ
lidl. Sie haben da 'ein perfektes Berufshee r  im 
Rahmen des G esamtheeres geschaffen. Da 
können Sie mit dem Kopf beuteln, das ist 
ganz 'gl'eich, es ist SO i Sie wollen es ndmt 
gern hören, 'aber d.i,e Fakten sind die, die ,im 
Ihnen g,enannt habe. Die Frage ist nur, ob 
so viele Berufissoldaten aufbring'bar sinn. 

Das Sy·stem - ich habe es sdlon ,el'lWähnt -
ist derzeit das finanziell teuer,ste, das ,es gibt, 

denn die V,erkürzung der Wehrdienstzeit 
bringt ungeheure , ,gewaltig,e zusätzUche Per
sonalaufwendunyen mit sich. Das wiss,en Sie 
doch , Herr BundesminJister. Das glesamte 
System ist um mindest'ens 500 Millionen zu 
eiTIlem Zeitpunkt höher ,ein geschätzt worden, 
wo nodl 'g,ar nidlt die j etzig·eu Stei'gerungen 
mit aUem, was 'sich jetzt 'aus dem Inflations
schub ergibt, mit ,eing,er,echnet worden sind. 
Ob das aufbringbar ist, ob das verkraftet 
werden kann, das i'st die Fmge. 

Und die Frage j,st di,e - und das ist das, 
was uns interessiert hätte -: Wenn das nidlt 
möglich ti'st, was list dann? Da weroen wir 
wieder reformieren und sagen, das war eine 
Pleite. Aber da gibt 'es Ber,eich,e, wo es kein 
Zurück gibt, das ist di,e bang,e Frage . UnId mit 
der beschäfti'gen Sie sdch audl sehri gerade 
die Umschidltung auf vi,er Turnusse hat das 
wieder zum Gegenstand, um überhaupt zu 
halbwegs Ibrauchbaren Truppenkonting,enten 
zu kommen . (Abg. B 1 e e h  a: Das ist etwas 
völlig anderes als die Einberufungstermine 
zu Ihrer Zeit?) Das war ·ein völld'g ander,es 
System. Herr AbgeoI1dneter Bledla ! WeThIl idl 
Ihnen das j etzt erk,lären darf: Da 'ist les ja 
darum rgegangen, daß wir drei Turnusse 
gleich2leitig im Stand gehabt haben und da
durch natürl'ich die Truppen voll gehabt haben. 
Im Geg,ensatz zu. j etzt, wo Sie mit den v.i,er-

maUgen Einberufunglsturnussen dJie Lanld.wehr
einheiten überhaupt nur ein halbes Jahr auf
füllen können und wo Sie ,außerdem ein hal
bes Jahr die und lein halbes Jahr and'ere 
Eins atzverbände mit Truppen- und mit Wehr
pfLidltig,enkonting,enten zuteiLen. Es 'g,eht j a  
deswegen nicht , weH di,e KonstrU'ktion darauf 
aufgebaut ist, daß man überhaupt keine Wehr
pflichtig,en braucht, 'sondern daß es sich hier 
um lauter Berufssoldaten handelt . 

Aber ich glaube , es list schw,i.erig , von hi'er 
aus j,etzt eine detaiUiertere Dallstellung oder 
Di'skussion über diesen Probloember,eich abzu
führen. Das 'sind ja die Dinge , von denen Sie 
hoff,en, daß sie ni'emand versteht und ruiemand 
tn der Lage ist, den Erfolg Ihrer Wehrpolitik 
zu bew,erten. Wenn Si e di,ese Leutle nicht be
kommen, dann kann das System nidlt I1idl
Hg funktionieren. 

Si,e brau<hen j a  nicht nur einen �ader für 
die Bereitsdlaftstruppen, Si'e br,auchen ·einen 
VIerstärkten Kader längertdienender Sdldaten 
für die Ausbiildung. Je kürzer di,e Di.enstzeit, 
umso konzentrierter muß die Ausbildung 
SIein, ums 0 größer muß die Anzahl des per

fektionierten All'sbHid'ung,sp'ersonals sein. Sie 
brauchen das für die Schulen, Sie brauchen les 
für die ort'Sfes�en Anlagen , Sie brauchen es 
für ai,e gesamte territoriale Organilsabion . Das 
sind doch Ziffern, di.e Si,e nidlt zll'standebtin
gen weI1den. (Abg. B 1 e c h a: Die Ziffern sind 
ja schon da! Es sind doch viel mehr Länger
dienende, als Sie sich je haben träumen las
sen!) 

Aber vieHeicht j,etzt - und das hat mich 
so erheitert -: Der Herr Bundesminister hat 
uns jetzt Werbeunt,erlagen für das Heer zur 
Vierfügung gesteHt . Und v.ieil1eidlt ist es so, 
daß sich Ihre Politik tatsächlidl möglidlerweise 
ergänzt. Urud das ist das Wunderbare. Denn 
durdl Ithr,e sdlltechte 'Wirtschaftspolitik, mit 
dem sidl anbahnenden kbflachen der Kon-

j unktur, können Sie j etzt damit rechnen, daß 
Sie mehr Leute für !das Heer bekommen. Das 
j'st nidlt meine Erfindung . Hier in dieser 
Wellbebroschüre ist ein Aufruf des Herrn 
Armeekommandanten einge,Legt, ,ein "App,ell 
an die Bürger", an die das geht. Darin heißt 
es, "sie ,sollten sich überlegen, ob das nidlt 
ein tolles Angebot ist" - nämlich zum Heer 
zu kommen -, "gerade zu Z'eiten einer viel
leicht schwindenden Konjunktur". 

Das i'st j,etzt Ihr Hoffnungsschimmer in be

zug 'auf das Heer. Nur ob Sie dann, wenn die 
Konjunktur !schwindet, das G eld für das Heer 
haben werden, um die Leut,e zu bezaMen , die 
Sie auf Grund des SChwundes der Wirtsdlaft 
vieHeidlt vermehrt im Heer bekommen, das 
ist das Problem. 
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Das sind lhr,e Methoden. Erkennen Si,e die 
Situatdon auch. Es kann mir dalher niemand 
sagen, daß Sie die Dinge nicht wissen. Aber 
das Ärgerliche ist, daß Sie das wis'sen und 
hi,er ganz andelis r,eden. Sie waren leider nicht 
da (zu Abg. B I  e c h a gewandt), als dch Sie 
sehr "gelobt" habe, weil Sie es so verstehen, 
die Dinge auf den Kopf zu Istellen, noch dazu 
mit einem Augenau�schlag, daß man es direkt 
gl,auben könnte. Das ist eine beachtliche Lei
stung ,gewesen. 

Das sind die Probleme, die wir Ihnen doch 
auch immer wieder "sehr stark" sag,en mÜlS
sen. 

Was ,ich nun meine, Herr Abgeordneter 
Blecha ? Es sind das Uberlegungen, denen man 
aber nicht nachg'eihen kann, weil Si'e j a  n:icht 
diskutieren , Sie tstimmen ab. Sie 'stimmen Cllb, 
so wie das seinerz,eit war, als di,e -neue Armee
konstruktion festgel,egt wunde. 

Wir haben allso eIildärt, daß wir g,lauben, 
daß das System so nicht gut ist. Wir weIiden 
dann im Detail unsere Bedenken und Ein
würfe vorbringen. Der Herr Bundeskanzler hat 
erklärt, daß meine AusfüJhrung,en sehr inter,es
sant waren, dann ist abgesUmmt worden, und 
dile Mehrheit hat ,entschieden. So schaut die 
Behandlung und die Miteinbe�ehung der 
Opposition bei der Gestaltungsentscheidung 
der Verteidigungsber,eiche aus. So schaut ,es 
aus ! Sehen Sie : das ist der Unterschied. (Abg. 
B l e e  h a: Da müssen Sie sich mit dem Töd
Ung abstimmen! Er hat erklärt, Sie haben 
nur deswegen nicht dafür gestimmt, weil wir 
nicht tür die 15,000 Mann in der Bereitschafts
truppe gewesen sind! Sonst wäre Uberein
stimmung erzielt worden!) 

Herr Albgeol1dnet,er Blecha! W,ir reden jetzt 
von zwei völlig verschJi!edenen Dingen, und 
das ist immer 'schwierig. Ich habe von der 
Abstimmung über das neue Organi,sations
schema ,im Landesv'ert.eidigungsrat 'g'espro
chlen. Da habe jch leider Iliicht di,e Ehre, Sie 
dort als Partner zu wissen, und daher wissen 
Sie vi elleicht nicht genau, wie ,es dort zuge
gangen list. Ich habe Ihnen daher erzählt, wie 
man dort gemeinsame WehrpoHtitk betrJeben 
hat und wi,e das praktiziert wiTid. Das sind 
die Ding,e, die das unmöglich machen. 

Was ich nun aber meine, Herr KOlllege 
Blecha, :ist, daß man dilese Fakten, die vor
handen sind, nüchtern ·auf den TLsch legen 
muß, denn im Emstfall kann man nicht mit 
Proz'entzahlen der Aufwärtsentwicklung 
herumjonglieren und alles hineinmanipuLie
ren, also auf den Ti,sch le'gen und zu einer 
antderen Konzeption der Bereitschaftstruppen 
kommen, di,e auch budg,etär leichter verkraft
bar ist, anstatt an diesen Fiktionen permanent 

und ständig fiestzuhalten. Wenn ich aus ,allen 
Dingen nur immer w,Leder eines heraushöre, 
nämlich das Barett und den feschen Anzug, 
dann, muß ich sagen, wiI'kt das direkt provo
kant. Ich kann mich ,erinnern, zu meiner Zeit 
waren Si'e in der Frage des Barettes direkt 
allergisch; j etzt sind Sie begeistert. Das ,ist 
eben der Stimmungsumschwung, der sich lin 
Ihrer gesamten Politik permanent ,in allen 
Teilbereichen vollzieht. Das ,ist aber auch der 
Sinn des Artikels VIII Abs. 2 der Wehrgesetz.,. 
nOV1eHe 1971 gewesen, den Si'e aber jetzt, 
weil es Ihnen nicht paßt, ,einfach nicht prakti
zieren, wobei Sie keine Vorschläge ,auf den 
Ti,sch legen. 

Herr Abg,eOIdneter Blecha! Si,e haben ge
meint - ich habe mir das aillgesch:deben, es 
tut mir leid, daß der Abgeordnete Mondl 
heute nicht hier sein kann -, wir hätten keine 
Vorschläge. Wir haben, ich habe es eingangs 
gesagt, den Beginn des fünften Jahnes soziali
sUscher WehrreformpoLitik. Des füruft,en Jah
res ! Die Partei,enVierhandlung,en, di,e dama1s 
1m J'ahre 1 970 stattgefunden haben - ich war 
Teilnehmer an diesen Verhandlungen -, 
haben am 9. 1 2. 1970 dieses Papier, diese 
Vorschläge gebracht. Das war eine Dokumen
tation, ;ich habe '5'ie dann zUtSammengefaßt. 
Und, Herr Abgeordneter Blecha, darf ich Ihnen 
mittei,len, daß das Ausbildungsgänge ermög
licht hätte. Das war alles da drinnen, aber das 
haben Si,e al,l,es abgelehnt. Wir haben mit 
diesen Vorschlägen tdamals Sofortvorschläge 
vorgelegt in bezug auf die ,annähernde bezugs
rechtliche Äquidistanz, wenn [ch dieses Wort 
hi,er verwenden darf, zwischen doem, was Si,e 
hinsichtlich der B esoldung für die Längerdie
nenden vor-g,eschlagen haben gegenüber dem, 
was dann entstanden wäre in bezug auf die 
Besoldung der Offiziere und der Unteroffiziere. 
Das wurde als untraogbar weggewischt. Das sei 
k,e�n Probtern, das sei etwas völlig anderes. 
Alles das war da drinnen. Aber langsam kom
men Sie einzeln doch auf diesoe Dinge wieder 
z\lrück. Und da sagen Sie, wir hätten keine 
konstruktiVien Vor,schläge g,eleistet! 

Herr Abgeordneter BleCha ! Die Frage der 
Ausbildung haben w.ir lange praktiziert. Er
innern Sie 'sich vielleiCht - Si,e haben da sogar 
mitgestlimmt - 'an di,e Novel'le - es war sogar 
ein neu es Gesetz über den Heer,essanitäts
dienst -, wo el"!stmals die militärisch,e AusbH
dung in die Gesamtausbi1dung des Sanitäts
dienstes hine:inkomponi,ert wurde und wo be
wertet und festgetegt wurde, wo Ergänzurrg's
prüfungen zu mach,en sind. 

Herr Abgeordneter Blecha! Wie oft bin ich 
in diesem Saal krititsiert worden, weil wir 
Offizier,en das Studium 'gezahlt haben, um 
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Techn;j,ker und Medi'ziner für das Heer heran
zubilden. Diese Vorschläge, die j etzt da drin
nen sind, können Si,e aus den Vorschläg-en 
vom 9. Dez,ember 1 970 herauslesen. Das, 
glauhe 'ich, i,st zur Steuer der h�stor1schen 
Wahrheit mit ganz klarer Deutlicbk!eit hier 
auf den Tisch zu legen. A:ber Sie haben das ja 
alles weggewischt - so wie seinerzeit den 
StabilisierungsvorsChla,g , das Zehnpunktepro
gramm ,im Jahre 1971 . 

Aber die Erkenntni,s kommt -spät. Ich -glaube, 
Sie waren 'einer, der Igroß davon gesprochen 
hat :  Paraden und so weiter, das 'sei alles über
flüssig ; weg damit! Zu meinem größten. Er
staunen aber lese .ich Jetzt in einem Inter
view des Herrn Anneekommandanten, daß 
1974 sich die Armee wi,elder 'einmal zur Stär
kung des Selbstbewußtseins ·in einer tollen 
Parade w.ird präsenti,eren mÜsls,en. (Abg. 
B l e e  h a: Bei Manövern!) Nein, nein ! Das 
ist nicht dabeigestanden. Ja, und Manöv,er 
machen Sie j etzt auch wieder. Das war fruher 
einmal alles ,ein "BlödsInn". Jetzt {leiert die
ser Blödsinn wieder neue Urständ. Es war 
eLn Verbot ausg,esprochen . . .  (Abg. B I  e c h a: 
Wer hat gesagt, daß das ein Blödsinn is t?) 
Ein Verbot war ausgesprochen! (Abg. B I  e
c h a: Wer hat behauptet, daß Manöver ein 
Blödsinn sind?) Ih�e Seite l Ich weI1d,e V'er
suchen, Ihnen auch dafür eine Dokumentation 
zu liefern. Das sei hinausgeschmissenes 
Geld, haben Si-e hier ,gesagt. Ich werde ver
suchen, auch dafür eine Dokumentation zu 
liefern. Ich weiß das nur zu gut, weil !ich j a  
seinerzeit dazu Ste'llung nehmen mußte . 

Herr Abgeordneter Blecha ! Das Militär 
wurde ins Getto gesteckt, und die Angelobun
gen, be.i denen ,ich Iseinerz·eit angeordnet h abe, 
daß ,sire ,nicht im Getto ,einer Kaserne stattfin
den dürften, ,sondern draußen in den Gemein
den, auf den Ma�ktplätzen, unter Beteiligung 
der zivilen Gewalt -und der B evölkerung, wur
den -in dies,er Form verboten. 

Im November aber, Herr Minister, .ist ·ein 
Erlaß hinausgegangen, daß das j etzt , wieder 
durchzuführen .ist. So kommt -eines nach dem 
anderen wi-eder. Wir sehen .insofern wieder 
einen Lichtblick, als Sie .auch auf die andelien 
Dinge noch draufkommen werden. 

Wenn w.ir, di'e Osterreichische Volkspartei, 
durch das ständige Aufzeig·en d er Mäng1el die
,ser Wehrpolitik dazu beitragen, daß ,es dann 
wieder zu ,einem r,ichtigen He'er kommt, dann 
haben wir eine staatsp01itisch ungeheuer wich
tige Aufga'be erfüllt. (Beifall' bei der OVP.) 

Wir sind bereit, an j edem konstruktiven 
Vorschlag, der mit uns gemeinsam 'erarbeHet, 
gemeinsam auch durchgearbeitet wild, mitzu
wirken. Für eine Husch-Pfusch-Politik, nur um 

den Augenblick zu ,bewälUgen . ,  . (Zwischen
ruf des Abg. B 1 e c h a.) Herr AJbgeordneter 
Blecha! Lesen Sie sich diese Vorschläge durch 
in der Kombination und in dem Zusammen
hang! So wie Sie einen Teil nach dem anderen 
herausbrechen, ohne ein Gesamtkonstruktions
bild vorzulegen, kann man Ihren Gestionen 
absolut nicht zustimmen, weil dann eben die 
Mängel nicht behoben werden. Es tut mir leid, 
daß ich vieles von dem wiederholen muß, was 
ich schon Ig,esagt habe, al,s Si,e nicht lim BaUISe 
oder hi,er im Saal anwes,end waren. 

W,ir w.erden konstrukti'V'en Vorschläg,en zu
stimmen. WJir wenden Sie alber auch bewerten. 
Und dies,es R!echt, zu bewerten, werden Sie 
uns nicht streitig machen können. Genauso, 
w,ie wir Ihre WütschafbspoHtik mit den 6 his 
7 MiUiancLen MehI1einnahmen 'aus der · Lohn
steuer b ewert,en weIlden, die nach den neuen 
Berechnungen eine zUJsätzliiche Belastung pro 
Arbeitnehmerkopf von 3000 S bedeutet. Das 
sind Ding·e, die wir immer wi'eder auf den 
Tisch leg,en Iwerden. Sie können ständig nelin 
sa-gen und behaupten, das sei Obstruktions
politik. Das ,ist aber eine Politik im IntereSls-e 
des Staates, eine Polibik im Interesse der Wirt
schaft und eine Politik dafür, daß ,es in Oster
I1eich aufwärts 'geht. Und diese Politik betreibt 
die Volkspartei !  (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Ur. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der A!bgeordnete Dr. Broesigke. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Heuenl Ich muß 
im Anschluß an meinen Vonedll!er doCh noch 
einig·e Bemerkungen zu dem Einspruch des 
Bundesrates machen. Es ist sicher falsch, wenn 
kritisier,t wird, daß von einer Oppositions
p artei ein Initiativantr,ag eingebracht und nicht 
eine Regierungsvorlag1e abgewartet wird. 
Darin gebe .ich meinem Vorredner durchaus 
recht. 

Dasselbe gilt aber auch für den Bundesrat 
mit seinem Einspruch. Denn der Bundesrat 
kritisiert ja hier g·enau dasse�be, nämlich daß 
ein Initiativantrag ,eingebr,acht wUI1de, statt 
die Regierungsvorlage auf diesem Gebiet ab
zuwarten. Die Bilder gleichen einander also 
sehr stark, und ich wäre der Meinung, daß, 
wenn das eine falsch ist, das andere genauso 
falsch ist, .ganz abgesehen davon , daß man 
längere Betrachtungen d arÜlb er ansteHen 
könnte, wenn der Bundesrat kritisiert, daß von 
einem verfiassungsmäßigen Recht der Abge
ordneten Gebrauch gemacht worden ist. 

Diesen Teil der Begründung ,ebenso wie 
den weiteren Teil, den zweiten Punkt, mit den 
Abänderungen in .der Ausschußsitzung, hat ja 
hier ni,emand versucht zu rechtfertig,en. Man 
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kann das auch nicht rechtfertigen. denn es ist 
klar, daß der Einspruch des Bundesrat'es an 
der verfassungsmäß1ig vorg,eschriebenen Not
wendigkeit einer entsprecbenden Begründung 
vollkommen vorbeigeht. 

Nun aber noch 'zum Dritten. Es wird hi'er 
gesagt - ich zitiiere wörtlich -: "Es muß fest
gestellt werden, daß mang'els eines Situations
berichtes über das Bundesheer beziehungs
weise die Heeresreform keinerlei Maßstäbe 
vorhanden sind, ob diese Nov:elle überhaupt 
den sachlichen NotwendigkJeiten gerecht 
wird." - Ich will hi'er von dem ftehlerhaften 
Deutsch ahsehen. Die Amtssprache wäre auch 
für den Bundesr,at deutsch, und es wäre also 
die Begründung 'in einem einwandfreien 
Deutsch abzufassen. Aber das nur nebenbei. 

Aus dem Wort "überhaupt" 'ergibt sich, 
daß ja nur das leine zusätzliche Erwägung dar
stellt. daß also der Bundesrat zum Ausdruck 
bring'en wollte. daß di'e zwei anderen Dinge. 
daß es sich nämlich um einen Initiativantrag 
handelte und ferner daß er in verschiedenen 
Punkten im Ausschuß abgeändert wurde, die 
entscheidenden Punkte darstellten und der 
mangelnde Situationsbericht nur nebenbei oam 
Schluß noch erwähnt wurde . Wobei dahin
gestellt bleiben möge, ob eine parlamen
tarische Körperschaft einen Situationsbericht 
als Bedingung für 'eine gesetzgeberische Ent
scheidung ansehen kann. 

Auch 'ist nicht bekanntgeworden, daß -ein 
Versuch des Bundesrates stattg,efunden hätte, 
sich diesen mangelnden Situationsbericht zu 
beschaffen, wenn man wirklich nicht wußte, 
daß !er ber.eits vor der Beschlußfassung im 
Bundesrat im Parlament eingelangt war. 

Ich glaube, daß es notwendig ist, sich mit 
diesen Ding,en deshalb eingehend zu beschäf
tigen, weil 'eine solche Ar,t, die Erfordernisse 
der Gesetzgebung zu behandeln, als besorgnis
erregend angesehen werden muß i denn wenn 
die Verfassung eine Begründung vorschreibt, 
so wäre es ohne weiteres möglich gewesen, 
zu den einzelnen Punkten der Novelle, die 
dem Bundesrat nicht richtig erschienen, in der 
Begründung ,aufzuzeigen, was daran falsch ist. 
Die freiheitliche Fr,aktion wäre die erste ge
wes'en, die dafür ,eingetreten wäre, daß sach
lich punkteweise darüber verhandelt und ent
schieden wird. Aber nun nur formell sein 
Mißfallen zum Ausdruck zu bringen, da hätte 
man genauso statt der Scheinbegründung 
sagen können: Diese Novelle gefällt uns nicht, 
und aus diesem Grund 'erheben wir Einspruch. 

Nun zum zweiten Punkt, der hier behandelt 
wird, das ist der Antrag zum Heeresgebühren
gesetz. Es war nämlich nicht, wie mein Vor
redner sagte, 'ein EntschUeßungsantrag, son-

dem es i st ein lniHativantrag auf Ablehnung 
des Heer:esgebühreng,esetzes. Es handelt sich 
hiebei um j ene Entschädigung, die bei Ubun
gen den Betr:effenden .gewährt wird, wobei die 
Bestimmung überhaupt ,erst im Jahre 1 97 1  
geschaffen wurde. Denn früher betraf der § 27 
etwas anderes. Es ist also eine neue Bestim
mung im Zuge der Änderungen des Jahres 
1 97 1 ,  die bei der Entschädigung für den Ver
dienstentgang einen Höchstbetrag von 240 S 
pro Tag vorsah. Dieser Höchstbetrag von 
240 S pro Tag soll j etzt gestrichen werden, 
sodaß also j emand, der die Ubung leisten muß. 
seinen Verdienstentgang in beliebiger Höhe 
ersetzt bekommen müßte. 

Ich glaube sagen zu können, daß das in 
keinem Staat in dieser Form Gesetz ist, schon 
aus dem einfachen Grunde. weil ja sonst 
unter Umständen das Einberufen zu Ubungen 
für den Staat eine sehr teure Angelegenheit 
darstellen würde und die Heeresverwaltung 
auf die Idee kommen könnte, sich diejenigen 
zu holen, bei denen die Einbrufung besonders 
billig ist. Das i st im derzeitigen Rahmen na
türlich eine abwegige Idee. Aber ich kann mir 
vorstellen, daß, wenn die 240-S-Begrenzung 
wegfiele, die Einberufung etwa eines Opern
sängers nicht mehr stattfinden könnte, weil j a  
dann Entschädigungsbeträge ausbezahlt wer
den müßten, die eine exorbitante Höhe er
reichen. 

Es ist nun die Frage aufzuwerfen, wie das 
bisher gehandhabt wurde. Wie schon erwähnt, 
bestand die Bestimmung bisher nicht. Sie 
wurde erst 1 97 1  geschaffen. Die Parallelen 
aus der Vergangenheit sind im Familienunter
halt der Wehrpflichtigen gegeben. Sie hatten 
nach dem Heeresgebührengesetz in der ur
sprünglichen Fassung von 1 956 Anspruch auf 
maximal 3600 S unter Minister Graf. also eine 
Begrenzung nach oben, und ab 1 967 auf 5400 S 
unter Minister Prader, also auch eine Begren
zung nach oben. Natürlich eine Begrenzung 
narn oben, weil eine solche nun einmal erfor
derlich ist. Mein Vorredner hat gesagt, die 
Personalkosten laufen davon, und zwar nicht 
nur beim Heer, anderswo auch. Ich kann ihm 
da durchaus Recht geben. Nur sehe ich nicht 
klar, ob dieser Antrag nun geeignet ist, das 
Davonlaufen der Personalkosten irgendwie 
einzudämmen, sondern ich würde eher sagen, 
daß, wenn man diese Begrenzung heraus
streicht, noch eine weitere Vermehrung der 
Kosten eintreten wird. Und das, glauben wir. 
ist aus der Sache heraus nicht zu rechtfertigen. 
Zu rechtfertigen aus der Sache heraus wäre 
etwas völlig anderes, und zwar die Valorisie
rung der Beträge, die nicht nur hier. sondern 
auch in anderen Punkten des Heeresgebühren
gesetzes enthalten sind : etwa die Obergrenze 
des Familienunterhaltes ;  diese 240 S, die sicher 
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eine Valorisierung vertragen würden, bei 
denen eine Valorisierung sogar notwendig 
wäre, weil es ja eine bedauerlidle, allgemein 
bekannte Tatsache ist, daß in der Zeit seit 
der Einfügung dieser 240 S ins Gesetz, die 
240 S nicht mehr wert geworden sind, sondern 
weniger, genauso wie andere feste Beträge, 
die im Heeresgebührengesetz enthalten sind. 

Wir haben, wie ich festhalten möchte, vom 
Herrn Bundesminister im Ausschuß gehört, 
daß noch im Feber, also noch in diesem Monat, 
eine Novelle eingebracht werden wird, die 
eine solche Valorisierung anstrebt. Wir halten 
das für richtig und notwendig. Dagegen aber 
von j eder Begrenzung bei solchen Ausgaben 
abzusehen, das, glauben wir, würde ins Ufer
lose gehen. Aus diesem Grund wird die frei
heitliche Fraktion in beiden Punkten die Zu
stimmung geben. (Bei/all bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Tödling. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Tödling . (OVP) : Herr Präsi
dent! Sehr geehrte Damen und Hefl1en! Die 
Eskapaden des Herrn Abgeordneten Blecha 
zwingen mich zu einer weiteren WortmeLdung. 
Ich bedauere ·außerordentl1ich, daß ich mich 
nicht persönlich mit ihm unterhalten kann, 
aber vielleicht hat ,er auch - wie der Herr 
Bunde:skanzler irgendwo einen Laut
sprecher, daß er mich hör,en kann. Die Wand
lungen, die der Abgeordnete Blecha im Laufe 
der letzten Jahl1e durchg·emacht hat, sind son
derbar und ich muß sagen, bemerkenswert. 
Der Abgeordnete Blecha spricht von ,einem 
sozlialistischen Konz·ept, und wenn man das 
hier so via Fernsehschirm zum Ausdruck 
bringt, wird es möglicherweise Zuseher geben, 
die das glauben. Der Abg,eordnete Dr. Prader 
hat schon darauf hingewiesen, daß es leicht 
ist, hier Aussa'gen zu treftien ,in der stillen 
Hoffnung, es wird ohnehin niemand wissen, 
wie die Dinge wirklich liegen. 

Die Sozi.alistische Partei hat in dieser Frage 
wie auch in vielen anderen trotz der ang:eblich 
1400 Experten nie ein Konzept gehabt. Die 
Sozialistische Partei hat ab 1 970 nach dem 
errung,enen Wahlerfolg in der Frage der Lan
desverteidigung kein Konzept gehabt, j a  ich 
möchte sagen, k,eine Ahnung davon glehabt, 
wie es tat'sächlich weitergehen soll. Für Sie 
von der SPO sind j a  nur die sechs Monate 
als Wahlversprechen im Raum gestanden, und 
daher meinte ich in meiner ersten Wort
meldung, für Sie war lediglich der § 28 des 
Wehrgesetzes maßgebend. 

Wenn der Abgeordnete Blecha meint, daß 
alle Forderungen oder Empfehlungen der Bun
desheer-Reformkommission beachtet wurden 

und praktism Erfüllung gefunden haben, so 
muß man dazu sagen: Zu jener Zeit  - das 
soll kein Vorwurf sein, sondern nur eine Fest
stellung -, als wir ein dreiviertel Jahr lang 
in der Bundesheer-Reformkommission beraten 
haben, haben die sozialistischen Jugendlichen, 
deren Vorsitzender er j a  damals noch war, 
Transparente über den Rathausplatz getragen, 
auf denen zu lesen war : "Wir brauchen kein 
Bundesheer - uns genügt die Feuerwehr." 

Oder darf im den Herrn Abgeordneten 
Blecha erinnern an ein Gespräch im Zu
sammenhang mit der Beratung der Wehr
gesetznovelle 1 971  im Zuge der Ausschuß
beratungen, als er mir sagte : "Herr Abge
ordneter Tödling, geben Sie doch endlich Ihren 
Widerstand auf und machen Sie mit uns mit. 
Wissen Sie - ich gebe das sinngemäß 
wieder -, meinte er, wir sind gegen ein 
sofort einsatzbereites Heer, wir sind gegen 
ein stehendes Heer. Er hat dann noch Be
gründungen angeführt, die ich mir heute hier 

. ersparen mömte. 

Das sind also die Wandlungen des Herrn 
Abgeordneten Blecha, wenn er heute hier 
großspurig verkündet, alles sei erfüllt wor
den, was die Reformkommission empfohlen 
habe. Tatsache ist, daß nichts erfüllt wurde, 
außer daß ein Armeekommando geschaffen 
wurde, allerdings auch unter anderen Auspi
zien, als es etwa die Reformkommission vor
geschlagen hat. 

Aber, meine Damen und Herren, zwei Dinge 
sind es vor allem, warum ich mich nom einmal 
zum Wort gemeldet habe. Einmal das, was 
der Abgeordnete Blecha im Zusammenhang 
mit dem Reserveheer gesagt hat, und zweitens 
das, was er mit Personalmaßnahmen gemeint 
hat. Der Herr Abgeordnete Blecha sagte, bis 
1 976 müsse zweifelsohne das neue Reserve
heer stehen. 

Meine Damen und Herren ! Ich muß anneh
men, der Herr Abgeordnete ßl.ech.a weiß nicht, 
was er hier ·gesagt hat, denn er 'ist uns j a  
die Antwort schuldig geblieben, wie er sich 
vorstellt, daß bis 1 976 ein neues Res erv.eheer 
vorhanden sein beziehungsweise der neue 
Reservekader stehen soll. 

Wir wissen Ja alle, meine Damen und Her
ren, daß der Herr Abgeordnete Blecha es sehr 
gut versteht, mit Demagogie und Leichtfertig
keit hier zu agi,eren. Dafür ist er j a  bekannt. 
Der Herr Abgeordnete Blecha hätte zu dieSier 
Aussage : "Selbstverständlich muß bis 1 976 
das neue Reserveheer stehen" ,  auch sagen 
müssen, daß fast 2000 wertvolle Kaderleute 
während Ihrer Regi,erungszei.t das Heer ver
la·ssen haben und daß sich seit dem Inkraft
treten der Wehrgesetznovelle 197 1 lediglich 
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an die 150 Längerd1enende gefunden haben, 
die bereit sind, drei Jahre beim Bundesheer 
zu Vierbleiben. 

Der Herr Abgeordnete Blecha hätte auch 
sagen müssen, wenn er die Wahrheit hier 
pub1i2lieren will, daß das jährliche Aufkommen 
an freiwilligem Kader maX'imal bei 500 Mann 
liegt, in di,ese Zahl sind die Einjährig-Fre!i
wHligen mit eingerechnet. Wie will er da das 
neue Reserveheer oder den neuen Reserve
kader b'is 1 976 schaffen? 

Der Herr Abgeordnete Blecha hätte nur den 
Erlaß des Herrn Bundesministers vom 18. 2.  

1972 zur Hand nehmen müssen, in dem der 
Herr Bundesminister - ich habe ihn schon 
einmal hier zitiert, aber "Zur Auffrischung der 
Erinnerung des Herrn Abgeordneten Blecha 
möchte lich es noch einmal tun - damals 
sagte, daß die z,eLUiche Begrenzung der Mög
lidlkeit, Wehrpflichtige der Reserve zur In
spektion - Instruktion einzuberufen, zu per
sonellen NeU'besetzung des Mob-Heeres bis 
Anfang 1977 zwing,e. Hiezu wird ,ein Reserve
kader von mindestens 25.000 Mann benötigt, 
und zwar 5000 Reserveoffiziere, 8000 Reserve
unteroffiziere und 1 2.000 Reservecharg,en. 

Ja, Herr Abgeordneter Blecha, man muß 
wissen und es Mer sa'gen, daß das die Not
wendigkeiten s'inct, und nur bei Erfüllung die
ser Notwendigkieiten kann der neue Reserve
kader bis Ende 1976 stehen. Aber bei den 
Auspizien, wie wir sie gegenwärtig haben, 
also bestenfalls 500 Mann pro Jahr unter Ein
rechnung d er Einjährig-iFreiwilligen, w,ie soll 
man hier ,auf 25.000 Mann innerhalb der näch
st,en zwei respek,tive drei Jahre kommen?! 
Es war bisher nur möglich, meine Damen und 
Herren - und diese Zahl muß hier auch 
vergleichsweise ,ausgesprochen werden -, daß 
rund 5000 Reserveoffiziere und rund 
3000 Reservechargen herangebildet werden 
konnten. 

Das muß auch ausgesprochen werden, man 
kann hier nicht einfach "drüberreden" , etwa 
in der Art des Herrn Bundeskanzlers - ich 
muß sagen, M,er ist der Herr Abgeordnete 
Bl echa ja ein gelehriger Schüler -, und Fehl
informationen weitergeben . 

Herr Bundesminister, für mich ist das eine 
Ungeheuerlichkett, eine Ungeheuerlichkeit in 
der Richtung, daß Sie der Befehls'empfänger 
der Sozialistischen Partei sind, di,e Ihnen auf
trägt, personelle Veränderungen vor
zunehmen, daß das, was hier die Sozialistische 
Partei in Frag,en der W,ehrpolitik will, auch 
gemacht wird. So hat er es doch ausgedrückt, 
der Herr Abgeordnete Blecha. Herr Bundes
minister, ich unt'erstelle Ihnen, daß Sie hier 
auftragsgemäß im Sinne der Partei handeln. 
Die Parallele ist ja da mit der Novelle. Es 
wurde auch Ihre Idee nicht verwirklicht, son
dern ein Initiatirvantrag wurde gemacht. Herr 
Bundesminister! Ich fordere Sie auf, daß Sie 
heute und hJi.er im Laufe dieser Debatte di,e 
Gründe für die personellen Um- und Neu
besetzungen in Ihrem Ressort bekanntgeben. 

Der Herr Abgeor.dnete Blecha meinte, nun 
sollen endlich j ene Leute an die Schalthebel 
in Ihrem Ressort g,elangen, die auch Gewähr 
dafür geben, daß das geschieht, was die Regi1e
rungsfraktion will. Ich glaube, daß es auch hier 
um Weichenstellungen geht, die in die Zu
kunft reichen. 

Herr Bundesministerl Noch einmal zum 
Schluß : Geben Si,e uns Aufklärung, heute hier 
in dieser Sitzung, hinsichtlich Ihrer Personal
maßnahmen, Si,e erspaiien sich und dem Haus 
damit eine dringliche Anfrage, denn wir glau
ben, daß Si,e es dem Parlament schuldig sind, 
hier Aufklärung darüber zu geben, was ein 
Abgeordneter der Sozialistischen Partei hier 
ausg,esrpromen hat. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Wodica. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Wodica (SPO) : Herr Präsi
dent ! Hohes Haus ! Ich möchte mich eigentlich 
nur dem Punkt 2 zuwenden, aber einige Vor
redner zwingen mich doch, einige Bemerkun
gen zu machen. 

Der Herr A:bgeordnete Tödling meinte, er 
müßte uns unbedingt wieder einmal unsere 
soziahstischen Jugendlichen in Erinnerung 
bringen. Herr Abgeordneter Tödling, Sie sind 
ja dafür bekannt, daß Sie hier einmal behaup
tet haben, wir, die Sozialisten, seien gegen 
das Bundesheer. Sie wurden aber durch die 

Das war der eine Grund, meine Damen Tatsachen 'eines Besseren belehlit, und der 
und Herren. Der zweite Grund meiner Wort- Wahrheitsgehalt Ihr,er Feststellungen wurde 
meldung, Herr Bundesminister, betrifft nun damit 'in Frage 'gestellt . Mehr möchte ich dazu 
Sie. heute nicht sagen. 

Der Herr Abgeordnete Blecha sagte : Wir 
bitten den Herrn Bundesminister - ich gebe 
es sinngemäß wieder -, wir bitten den Herrn 
Bundesminister, er möge auch in seinem Res
sort für die notwendigen personellen Ver
änderungen sorg:en. 

Dem Herrn Abgeordneten Dr. Prader kann 
ich schon eher se1inen Schmerz nachfühlen, 
wenn er uns zu sag,en versucht, wie er die 
Dinge si,eht. Fast wäre man zu Tränen gerührt 
und müßte meinen, das Bundesheer habe mit 
Prader einen Mann verloren, der nie mehr 
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zu ersetzen ist - aber nur fast l Denn alles 
ist beim Bundesheer nicht so geschehen, Herr 
Dr. Pr ader, wie Sie ,es beute darzustel1en v,er
suchen. Wenn Sie heute die Behauptung 'in 
den Raum stellen, wir hätten für das Bundes
heer das teuerste System gewählt, dann wol
l,en Sie damit zugeben, daß Sie das billig'ste 
gewählt haben. Der Erfolg hat sich j a  bei der 
Tscheehenkrise eringlestel1t. (Abg. DoktOI 
P r a d  e I: Das war ein Fehlschuß!) 

Fehlschüsse haben Si'e schon mehr€re abge
geben, sogar Rohrkr1epier,er hat es g,egeben, 
Herr Dr. Pr,ader. 

Wenn Sie heute anzudeuten versumen -
ich weiß nicht, soll eS eiine Drohung sein? -, 
daß Sie unter Außerachtlassung der Geheim
haltung hier operieren we:r:den, so Meibt das 
Ihrem G eschmack. überlassen, Herr Dr. Pra,der. 
Wir werden diesem eventuellen Schritt ge
lassen entg,egensehen. Die Verantwortung 
dafür werden j a  Sie zu tragen haben. 

Herr Dr. Prader ! Es läßt sich heute auch 
leicht in den Raum stlellen: Das K aderpersonal 
hat d as Bundesheer verlassen. Ich möchte nur 
an einem Beispi,el ze1g;en, wie man dem Bedarf 
an Unterführern, Unteroffizieren tatsächlich zu 
entsprechen versuchte. Ich 'kJenne einen Unter
offizier, der dafür bekannt war, daß er 
sozialistischer B etriebsratsobmann war. An
scheinend dürfte nur das der Heweggrund 
sein, daß er nicht in das Bundesheer ,aufge
nommen wurde, denn zur gleichen Zeit sind 
andere, die ,einer ander,en politischen Part,ei 
angehörten, ohneweit1ers beim Bundesheer ein
gestellt worden. AbeT heute spricht man 
darüber, daß das Kaderpersonal d as Bundes
heer verl assen hat. 

Wenn Sie meinen, der A:bg,eo:rdnete Blecha 
spielt herunter, dann unterlassen Sie bitte das 
Hinaufspielen. Gerade Sie, Herr Dr. Prader, 
sollten nicht allzu viel davon reden. 

Sie irren sich, wenn Sie meinen, daß wir 
über Ihren Antrag: Aufhebung der Höchst
grenze, erstaunt waren. Von einern Dr. Pfader 
erstaunt ,eis uns Sozialisten nicht, wenn er nur 
für die Höchstverdiener eintritt. 

Damit darf ich schon zu dem kommen, was 
ich mir heute zu saglen vorgenommen habe. 

Wir sind für 'eine Änderung de's Heeres
gebührengesetzes. Wir sind aber nicht für eine 
Änderung des HeeI1esgebühr,engesetzes bei 
den höchsten Gebühren allein, sondern für 

damit nur aufzeigen, wi1e die Dinge wirklich 
lieg,en, und gar nicht sagen, daß das zuviel 
ist. Aber das Problem list j a  nicht so 'einfach 
zu lösen, daß man nur die Höchstgr-enzen auf
hebt und sich um 'allie anderen nicht kümmert. 
Das widerspricht 'vor allem uns, die wir der 
Meinung sind, wenn ,schon - das geben wir 
zu -, daß dann alles einer Revision bedarf. 

Es wurde hier schon, ich glaube auch von 
Herrn Dr. Broesigke, ang,eführt, daß der Herr 
BunJdesminister 'einen Vorschlag in allernäch
ster ZeH zur Begutachtung auszusenden beab
sichUgt. 

Wir sind uns bewußt, daß bei einer Reform 
des Heeres gerade in einer Zeit der Konjunk
tur die finanzielle :Sei,te zu beIÜc:ksichtig·en 
ist und alles zu ,geschehen hat, w,as den Dienst 
in unserem Heer attraktiver machen kann. 
Damit wollen wir aber nicht erst morgen 
b eginnen. Ich danf in Erinnerung ruffen, ,daß 
in der Zeit der sozialistischen Alleinregierung 
das Heeresgebührengesertz bereits zweimal 
novelli.'ert wurde: ,einmal im Jaht·e 1971 und 
einmal im Jahr 1972. 

Dies w ar nicht nur eine .erforderliche An
passung ,an die Wehrg,esetznovelle 197 1 ,  san
dlern es gab auch anldere entsch'eidende Ver
änderungen, wie 'etwa die Taggelderhöhung 
von 1 2  auf 20 S - das sind immerhin 65 Pro
zent -, di·e Erhöhung der Dienstgradzulagen 
auf das Doppelte, die Erhöhung der Be
messungsgrundl'age für den Familienunterhalt, 
die Miretzinsbeihilfe in der Untergrenz'e von 
1800 auf 3 1 00 S und in der Obergrenze von 
5400 auf 7500 S, und so weiter. 

Diese Erhöhung·en, Herr Dr. Prader, mußten 
nicht 'zuletzt deshalb kräftig ausfallen, weil 
es zur Zeit der OVP-Alleinregierung verab
säumt wurde, entsprlechende Maßnahmen 
rechtzeitig zu setzen. (Abg. Dr. P r  a d e  r: 
Nein, wegen deI Inflationsrate!) 

Dem Antrag Pradler und Genossen konnten 
wir deshalb die Zustimmung nicht geben, weil 
mit reiner Teillösung für 'eine Gruppe, noch 
dazu die höchste, der Gesamtkompl,ex nicht 
gelöst werden kann. 

Ich möchte mir abschließend nur die Be-
merkung 'erlauben, d aß keiner der Redner von 
der OVP die Fleststellung meines Partei
freundes Blecha wriderlregen konnte, daß sich 
der Bundesrat mit :seinem Einspruch leider 
selbst abg,ewertet hat. (Beifall bei der SPO.) 

eine Anpassung üherall dort, wo ,es notwendig Präsident 1Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist. hat sich der Herr Bundesminister für Landes-

Wenn die derzeitige Höchstgrenz,e 240 S pro 
verteidigung . .Ich erteile es ihm. 

Tag beträg,t, so sind das monatlich etwa 7200 S. Bundesminister für Landesverteidigung 
Das entspricht ung€fähr dem Bezug -eines Lütgendorf: Herr Präsident ! Hohes Haus ! Ich 
Oberleutnants oder Hauptmanns. Ich will darf vielleicht kurz einige Fragen des Herrn 
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Abgeordneten Zeillinger heantwor,ten, die er 
im Zusammenhang mit der Vorlage des Be
ridltes über den geglenwärtigen Stand der 
Landesverteidigung heute hier vorbrachte. 

Dieser Bericht wurde von mir nach ein
gehender Uberprüfung am 5. Dezember 
approbiert. Er kam dann in Druck, wurde <in 
300 Exemplaren vervielfältigt, gebunden und 
wurde am 1 1 .  Dez:ember dem Ministerrat vor
gelegt. Der Minirsterratdienst hat so dann den 
Bericht dem Rarlament z11geleitet, sodaß le,r am 
19. Dez·ember den Abgeordneten zur V,er
fügung stand. Es bestand von meiner Seite 
gar keine Absicht und schon ,gar kein Hinter
gedanke, den Bericht vielleicht noch zurück
zuhalten. 

Ich gebe Herrn Abgeordneten Zeil
linger vollkommen recht, daß natürlich j eder 
Wehrpflichtig,e - auch Wehrpflichtige der 
&eserv.e -, der zum Beispiel im Auslands
dienst steht, das Recht hat , seinen ihm be
kannten Abgeordneten brieflich über seine 
Gedanken zu orientieren und vielleicht auch 
seine Wünsche an ihn heranzutragen. 

Wir w,iss,en selbst - und ich habe auch 
eini-ge private Berichte bekommen -, daß 
natürlich nicht alles so wunderschön ist wie in 
einem österreichischen Ferienort oder in ,einem 
sehr beJi.ebten Reiseland wie Zypern, daß die 
hygi,enischen Verhältnisse dort, wo j etzt di'e 
UNO-Streitkrä'f1le eingesetzt sind, nicht so gut 
sind wie zum Bei'spiel hier bei uns in Mittel
europa und daß natürlich, wenn die Luft 
etwas eisenhältig ist, j ene, die in die.ser Luft 
zu 'atmen haben, manchmal vielleicht alles 
etwas 'emotionell sehen. 

Was den sehr bedauerlichen Minenunfall 
anbelangt darf ich sagen :  Erstens .  Für die 
UNO-Streitkräfte gelten ganz klare Bestim
mungen, welches Kontingent für welche be
stimmte Aufgaben zuständig ist. So 'ist zum 
Beispiel für das Minenräumen das polnische 
Kontingent zuständig. Der Raum, wo UNO
Streitkräfte, sei ,es j etzt zu Fuß oder motori
si,erte Patrouillen, eingesetzt wurden, wurde 
vorher hinsichtlich Minen abg'esucht und ,als 
minenfrei deklariert. Erst dann sind auch die 
österreichischen Einheiten beziehungsweise 
Verbindungstrupps auf die vorgesehenen 
Straß,en angesetzt worden. Diese angeblich 
minenfreie Straße,  wo der Landrover mit dem 
Offizierstellvertreter Friedl fuhr, war außer
dem noch trassiert, das heißt, Trass.ietbänder 
beiderseits der Fahr1spur :l!eigten an, daß inner
halb dieser Fahrspur keine Gefahr besteht. 

W'ir wissren darüber hinaus, daß man untren 
auch gauz einfache, primitiv g:efertigte Minen 
in einem Holzkistel eingesetzt hat, und sämt
liche technischen und auch elektronischen Ge
räte, die Minen suchen, sprechen heute nur 
dann an, wenn die Minen Teile von Eisen oder 

Buntmetall ,enthalten. Also alle sog,enannten 
Holzminen oder Kunststoffminen können mit 
den gegenwärtig bekannten und bei allen 
Armeen ,eingesetzten Minensuchgeräten nicht 
entdeckt werden. Daher ,geht man in solchen 
FäHen immer .auf die alte Methode der Minen
suchstäbe über, die zwar eine s ehr lang
wierige, aber dafür eine sichere ist. 

Die Polen machen es in einer anderen 
Form. Sie sprengen ,einfach j eweils das Gebiet 
vor sich und arbeiten mit einer sog,enannten 
Minenräumschaufel,  wo einem starken Ketten
fahrz,eug, sei ,es ein Panzer oder ·ein Schützen
panzerwag,en, ,ein Weitausleger oder eine 
Schaufel vorgebaut ist, und damit ackern S'i,e 
leicht etwa zwischen 10  bis 30 Zentimeter 
unter der Erdoberfläche durch. Dadurch wird 
natürlich die Mine entweder a11tomat'iscb. 
scharf oder sie heben si,e aus. Man kann also, 
was das Minensuchglerät anbelangt, nicht 
sagen, daß das österreichische Kontingent 
schlechter ausgerüstet wäre als andere Kon
tingente. 

Ich 'glaube, ,es muß ein Mißverständnis ge
wesen sein, Herr Minister Pr,ader, sofern ich 
Sie richtig v,erstanden habe. Ich habe niemals 
im Landesverteidigungsrat ,einen Zustands
bericht Bundesheer vor,g,elegt, der s'ich ,auf 
die Zeit eines meiner Amtsvorgänger bezoglen 
hat. Ich meiIl!e hier die Zeit vor 197 1 .  

I ch  darf auch i n  Erinnerung bringen, wie es 
inzwischen Herr Abgeordneter Broesigke 
schon gesagt hat, ich habe sehr wohl 'in der 
letzten Ausschußsitzung ,eine Antwort auf die 
Frage gegeben, ob und wann nun eine 
Novelle zum Heeresgebührengesetz vor,gelegt 
wird. Ich habe, wie Sie .sich erinnern können, 
damals erklärt, daß ich noch ,im Februar einen 
soIchen Entwurf einer Novelle 'in das Beg11t
achtungsv,erfahren seIl!den werde. 

Zu Ihr-er direkten Anfrage, sehr ,geehrter 
Herr Abgeordneter TödHng, welche Gründe 
für mich bei Neu- und Umbesetzungen im 
Ressort maßgebend sind, wobei Sie hier mit 
erhobenem Finger gleich ang'edeutet haben, 
daß deshalb vielleicht auch eine dringHche 
Anfrage in der Luft schweben könnte, möchte 
ich sagen: Ich .gl,aube, auch hier haben Sie den 
Herrn Abgeordneten Blecha nicht richtig ver
standen. Er hat nur erklärt, daß die Sozialisti
sche Partei mich 'in dem Bemühen der Durch
setzung der Heeresgliederung 1972 unterstützt. 
(Abg. T ö d l i  n g: Wenn der Abgeordnete 
Blecha das so bringt, muß ich das machen!) 

Was die personellen Veränderungen anbe
langt, d arf ich eines sagen: Zum Unterschied 
von früheren ZeHen s'ind bei mir in k,einer 
Weise parteipolitische Aspekte maßgebend, 
sondern ausschließlich sachliche, fachliche, ent-
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weder in der Person des Betreffenden gelegen 
oder es müssen Neubesetzungen zufolge Frei
werdens von DienstpOisten vorgenommen 
werden. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
P r  a d e  r: Ich werde das genauest analysie
ren! - Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Marwan-Schlosser. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Marwan-Sdllosser (OVP) : 
Herr Präsident! Hohes Haus! !Der Herr Mini
ster hat uns j etzt 'gesagt, w,ie es zu dem 
Bericht g,ekommen i'st, den er am 5. Dezember 
approbiert hat, _in 300 Exemplaren ausdrucken 
ließ und am 1 1 .  dann dem Ministerrat vor
legte. Am 1 9. kam dieser Bericht ins Haus. 
Er hat aber nicht dCi'zU gesCi'gt, daß die Oster
reichisc:he VoLkspartei mehr Ci'ls 'ein Jahr lang 
diesen Zustandsber.icht -angefordert hat. Und 
er hat uns auch nicht erklärt, was ihn bLs zu 
diesem Zeitpul1lkt abgehalten hat, einen Be
Ilic:ht zu geben. 

Herr MinJisterl  Hätten Sie diiesen Ber_icht 
früher vorg,elegt - und ,ic:h habe das von die
ser Stelle aus schon mehrfach gesagt -, dann 
würden uns vielleicht so manche Frag-eIl er
spart bI-eiben. Wir könnten aus dem Bericht 
manches entnehmen, was wir gerne w_isSlen 
würden, was wir aber nicht wiis-s'en und daher 
frag,en müssen. 

Herr Ministerl Wenn ,ich zu diesem Bericht 
dann noch teini'ge kurze Bemerkung-en machen 
werde, so nehme 1ch ,eine voraus : So viel kann 
man diesem Be flicht , den Sie vOI1geltegt haben, 
auch wieder nicht entnehmen. Es tsind sehr 
viele Seiten ddnnen, die meinetwegen leinen 
Sportler durchaus interessieren, di-e aber 
einem Fachexperten 'für Wehrpo1itik kaum 
das bieten, was ,er braucht, um die Einsatz
fähigkeit die5,es Heeres beurteilen zu können. 

Ich darf vieUteicht noch etwas berichtigen 
oder ergänzen, Herr Minister. Es iist tatsäch
lich 'so, daß Sie den Herrn Mini,ster Prader 
falosch v'erstanden halben. Ich habe vteUeicht 
ein bißchen besSler zug,ehorcht. Der Herr Mini
ster Pra-der hat .gesagt: Dem Landesvert'eidi
gungsrat - ,ich hin nicht dort, aber er hat 
das so gesagt - wurde ein Zustandsbericht 
Von drei Se:iten Länge vorgelegt, der aller
dings erst ein Jahr später behandelt wurde. 
Es ging al-so nicht darum, daß der Herr Mini
ster Prader gesa.gt hat, Sie hätten ,einen Be
richt vorgtelegt, der von irg,endeinem Vor
gänger stammt, 'sondern es ging um Ihren 
Beric:ht, den Sie im Jahre 1972 vorg,elegt haben 
- so halbe ich ihn verstanden -, der ein Jahr 
alt war und der dann er,st im Landesverteidi-

gungsrat behandelt worden ist. (Präsident 
P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Hohes Haus ! Ic:h halte es nun für notwendig, 
noch ,einmal auf ,eine Tats'ache hinzuweisen, 
denn auch di'e Ausführungen des Herrn Abg,e
ordneten Blecha haben 50 g-ek:lungen, als wenn 
die Osteueichische Volkspartei gegen alles 
und · gegen jtedes wäre. Ich darf festhalten, 
Herr Abgeordneter Blecha, meIne Partei hat 
- ich erinnere daran - bei der zweiten 
Lesung der Behandlung des Mondl-Antr,ages 
trotz dem vielen Hin und Her allen Punkten 
mit Ausnahme der Ziftern 3 und 8 - d'as sind 
die Schwerpunkte der Nov,elle - die Zustim
mung geg-eben. Bei der zweiten Lesung, wo 
w.ir die getrennt,e Abstimmung v.erlangt haben, 
haben wir allen positiven Punkt-en die Zustim
mung ,erteilt, weH w.ir, Herr Abgeordneter 
Blecha, diesem Bundeshreer gegenüber durch
aus po-sitiv eing,estellt waren und limmer sein 
werden. 

Aber SIe haben uns zwei Punkte unter
br,eitet, und zwar die Ziffern 3 und 8, wo Si,e 
sich selbst ü;ber die AUSiW.irkungen gar nicht 
im klaren sind. Und da erinner'e ich an die 
Ziffer 1 :  Wir haben im V;erteidigungsau'Sschuß 
bei der zweiten Sitzung zwei,einlhalb Stunden 
nur über Berufsausbi1dung oder Berufsweiter
bildung d1skutiert, unrl. Sie haben dann 5-e1OOt 
eine Auslegungsdefinition des Herrn Mini
sters, di.e er vorlegte, 'abgelehnt und halben 
gesagt : Das nehmen wir nicht so an, wite es 
der Herr Minister will, wir haben da andere 
VorsteHungen. Sie haben diesen Antra'g des 
Herrn Ministers, der ,schr.iftlich formuUert war, 
nicht als Ihren Antmg übernommen, obwohl 
ich Sie alts Vorsitzend.er aufmerk'sam gemacht 
habe : Der Herr Minister kann :keinen Antrag 
steHen, das müßte ein sozialistischer Abge
ordn.eter tun. Den Antraog haben Sie mcht 
übernommen. 

Tun Sie daher rucht so, Herr Abg1eordneter 
Blecha, als wenn die Osterre.ich:ische Volkls
partei nur negativ zur BundesheerpolHik ein
gestellt wäre. 

Im übrigen darf ich das unterstreichen, was 
der Herr Minister Prader g,esagt hat. Der Herr 
Minister Prader hat Iganz eindeuUg und klar 
erklärt: Das, was Sie jetzt im den übrig-en 
Punkten außer !in den Ziffern 3 und 8 bezüglich 
der Berufsfortbildung und Berufsw,eiterbildung 
machen, haben wir schon längst bei den Par
teienverhandlungen vorg,eschlargoen. Es könnte 
daher schon längtst Wirklichkeit -s'ein, wenn Si,e 
damals diesen unseren Vorschlägen beige
treten wären. 

Und nun zu den Ziffern 3 und 8. Die vor
geschlag,enen Lösungen halten w:ir für unge
recht, nicht zieltführ-end und für völlig un-
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g.enügend. Außerdem - das wiedeI1llOLe auch 
ich - �st diese Mondl-NoveUe ein undurch
dachtes und unausg€reiftes Flickwerkstück, 
das im Husch-Pfusch-V,erfahren zum Gesetz 
erhoben wurde. Es befaßt sich nur mit dem 
Reserveheer und enthält nicht Jene läng,st 
notwendigen Nov,eUierungen, dioe der Herr 
Landesverteidigungsminilster - so hat er uns 
gesagt - vorbereitet hat, 'aber wieder in den 
Panzerschrank 'einsperl1en mußte. 

Der Herr Abg·eordnete Blecha meinte, dies,er 
Initi ativantrag wäl1e gar nicht and·ers aus
gegangen, Herr Abgeordneter Blecha I Sie wis
sen ,selbst so w.te ich, daß der Ver,waltungs
g·erichtshof am 5. JuB 'entschieden hat. 

Ich fra,ge : Was hat deim ,den Herrn Ver
te1di,gun91sministJer daran 'g.ehlndert, ei,nen Ent
wurf zu machen und sofort ein Begutachtungs
verfahren einzuleiten? Warum hat ,er denn die 
Zeit vom 5. Juli his 'in den Oktober hmein 
verstreichen lassen, ohne daß · ein Begut
achtungsVierfahren durchgeführt worden [ost? 

Herr Abgeordneter B1echa l Darauf blieb man 
uns die Antwort schuLdig. Ich habe Ihnen 
schon eines 'gesagt, und ich kann nur diese 
Erklärung find'en, Herr Abgeolidneter Blecha. 
Der Herr V,erteidi:gungsminister hat .im Aus
schuß gesagt, er hätte ,eine umfasslende No
velle bl1ingen müssen, und davor scheuten Sie 
zurück. Er durfte nimt ·einmal die kleine 
NOVieHe einbringen, um das Res·erv.eheer 
herauszuheben, denn ,da waren j,a noch die 
Wahlen in Wien und dte Landtagswahlen in 
Oberösterreich. Daher durfte 'er diese zwei 
Zwangsj ac�en, di,e Sie jetzt hier ,eingepackt 
haben, ni mt bringen. 

Das weitere ist jetzt soglar noch unopportun 
für Ihre Partei. Wenn Sie an die R!eparatur 
des Gesamtheer,es herangehen, dann ,sind dort 
noch mehr Zwangs bestimmungen einzupacken, 
dessen können Sie sicher sein, Herr Abgeord
net,er! Wenn Sie techte R!eparatur'en voll
bringen wol,len, dann Wlind da noch manches 
drinstehen, und das paßt Ihnen auch j.etzt 
nicht. Dalher wurde di'e Novene des Herrn 
Ministers verboten, obwohl er schon längst 
Ver.spr.echungen verschiedenster Art 'gegeben 
hat. Er hat nämlich der Beschwerdekommiss:ion 
- ich wel1de heute nicht dazu r.eden - meh

rere Versprechungen geg,eben, daß Vierschie
dene Passagen im Gesetz geändert werden. 
Das kann er nicht, weil er seine Reg.i'erung-s
vorla·ge nicht vorleg·en darf. 

SteHen Sie les daher nicht so dar, Herr 
Abg-eordneter Blecha, als ob wir nunmehr 
etwas vel1Zög-ern wollten. Sie s elbst waren j a  
di-ej enigten, die 'es 1 7  Monate hindurch nimt 
zuließen, daß s:ich der Verteidigungs ausschuß 
auch nur einmal zusammengesetzt hat, um sich 

mit Verteidigung5lfragen dn diesem Staate zu 
befassen. (Abg.

· 
B I  e e h  a: Sie sind der Vor

si tzende, und Sie haben keinen Termin ge
nannt!) Herr Abgeordneter BlechaI Ich habe 
Ihnen schon dama1s gesagt, daß das eiJne sehr 
einfach.e Behauptung 'ist. Sie wissen ganz 
genau: Aum wenn ich ei.nberrnen würde, Ihre 
Fraktion würde zu tdi'es·er Sitzung nicht kom
men. Und ich kann nur ,einberuf.en, wenn eine 
Vorlage vorHe'gt, und d�e €rste Vorlage war 
der Bericht der Bundesh·eefibeschwerdeko'In-
miss'ion im Mai. Das wissen Sioe ganz g;enau. 
(Beifall bei der OVP.) 

Nun nochmals zum Problem der Ziffier 3. 
Sie nimmt ,ab nun alle Reserveoffizi'ere und 
Reserveoffizi,el'saIllWärter tn den Zwangsgriff. 
Ab nun hahen Reserveoffiziere und Reserve
offiziersanwärter zu üben, wenn ihre Truppe 
übt. Ich betone : Die mHitäri-sch·e Notwendig
koeit will ich nicht bestreiten. Aber j,etzt kommt 
noch die andere Seite, die persönlich,e Seite 
der Betroffenen, und Sie müssen gestaUen, 
daß wir uns auch dn die Seele dies,er Deute 
hineindenken. 

Meine Herren .A!bgeor1dneten .der ,sozialisti
schen Fmktion l Was i'st da's für ein Unter
smi,ed 'gegenüber der bisther:ig.en Fr·eiwliUig
keit, wo man a) die Ubungsdauer bestimmen 
und b) den Zeitraum auswählen konnte? Sie 
greifen jetzt auf Zwang zurück und gestatten 
es den bi'5heri<gen Reservteoffizieren g·ar nicht, 
nunmehr zu di,eSler neuen Lagoe Stellung zu 
nehmen und zu sagen : Kann 'ich das oder kann 
ich das nicht? 

Wenn der Herr Abgeordnete ßl.echa wieder 
das Wort "Operettenannee" dn den Mund
genommen hat und im Austschuß mehrfach ISO 
gekommen !Lst:  .die bisheri.gen R!eserveoffiziere 
übten }a nur, wei'l si,e eine Unifonn tragen 
wollen und w,eil sie einen Stern dazukriegoen 
wollen, so ,ist das eine Beletdigung aller jener, 
die bi'5her freiwillig diesen Dienst mit der 
Waffe gemacht haben. 

Und noch etwas : Sie haben eine Pauschal
Vierdächtigung in das Haus 981stellt, indem 
Sie sagten, es gäbe noch v:i,ele Offizileroe, die 
einfach nicht mitmachen wollen, diese neue 
NOV1elle zu v.erwirklichen. Sie v·endäeb.tigen 
damit auch wieder das -gesamte Offizierskorps. 
Ich erinnere dafian, daß 1 700 Offizier.e dhre 
Bedenkoen ang·emeLdet ha:ben. Es war,en dann 
mehr als 2000. Alle Offiziere erfüHen ihI'le 
Pflicht, wie es das Gesetz, das Si·e gemacht 
haben, vorschrei:bt. Aber eines können sie 
nicht : das Heer bes-ser machen, als Sie ihnen 
die Mittel g-eben, sodaß sie gar nicht in der 
Lage sind, das alles zu leisten, was Sie von 
,ihnen ·erwarten. (Beifall bei der OVP.) In 
dieser Richtunlg v.er:wa:hre 'ieb. mich dag·eg-en. 
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Und j etrzt Igeht es nicht nur um das "Dienen 
woUen", sondern audl um das "Dienen 
können". Hohes Haus ! Folg.en Sie mir 'bitte 
nunmehr bei folgender Uberle'gung: Das 
Hauptreser:voir für Reserveoffizilere wären die 
Einj ähr,ig-Fr,eiwiHigen. Von dort her müßte 
sich ein R eserveoffiziel1skorps bUrden. Und da 
sehe ich folgende ZaMen ,in dem Bericht, Herr 
Minister, den Si'e jetzt endlich vorgelegt 
haben: Im Jahr.e 1 968 hat es noch 1 804 mn
jährig-Freiwü:llig,e gegeben, im Jahre 1 973 nur 
mehr 303. Das ist nur mehr ein Sechstel vom 
Jahre 1 968. 

Und n och 'etwas dazu : Die so�ialisHsche 
Regierung macht ,es den Maturanten wahrlich 
nicht leicht, den Entschluß zu fassen, Ein
jähr:ig-Fm�!iw,iUiger zu werden. Der junge 
Maturant sieht ,sich mit verschiedenen MÖlg
lichk,eiten konfrontiert. 

Meine Damen lLIld Herren! Ich glaube, das 
ist doch ungeheuer wichtig, daß man lSich aB 
das vor Aug,en führt. Herr Abgeordneter 'Skl1i
tek, Sie können lachen, Si,e stehen nicht vor 
diesler Frag,e, aber der Vater eines Sohnes, 
der diesem raten soll, ob er Einjähr.ig-Frei
wilHger wenden 's oU, ,der über,nimmt einen 
Teil deT Mitverantwortung, daß sich slein Sohn 
'auf 1 3  Jahre ohne Lösung bindet. Unld da bitte 
,ich, jetzt doch �u über}egen, ob wir so unrecht 
haben, wenn 'Wir hi,er lieber ,einen W,eg durch 
eine Diskussion suchen 'wollten, der gangb ar 
ist, der braumbar ist, ,sodaß da:s Heer zu 
ReserV'eoffizli,eren kommt. 

Ähnlich wäre di'e Lage - aber ich möchte 
zum Schluß kommen - bei den übrig,en frei
willig verläng,erten 'Grundwehrdi,enern. Auch 
diese st,ehen vor der Frage, ob 'si,e diese ver
schiedenen Lasten lauf sich nehmen soHen. 

Erstens : Künfti'g wird er den Wehrdienst Herr .Albgeordneter Blecha hat gesalgt : Es 

ver,wei'gern können i ,er macht Wehrersatz· ist j a  wesentUch bes's,er ,gewonden, 56 Prozent 

di,enst. Durchdiener melden sich. - Herr AbgeoI1d

Zweitens :  Er kaJnn sechs Monate Grund
wehrdi,enst machen und 60 Ta'ge Truppen
übungen rzwöU Jahre hindurch . 

Drittens : Er kann gleich aUe acht Monate 
durchdienen ; dann hat er Ruhe vom Heer, 
also die Ruhe der Reserv·e. 

Viertens : Er kann, wenn ,er weiterstudiert, 
sich den W,ehrdienst auf 'zweimal drei Monate 
einteilen und eIlst 

Fünftens :  .oi'e Variante :  Ich werde Einjährig
Fr,eiwiUig,er. 

Und was nimmt er auf sich? Er muß 'er,stens 
einmal ein Jahr dienen und dann , 60 TaJg'e 
Truppenübung und 90 Tage Kaderübung 
machen. 

Hohes Haus ! Diese V,erpflichtung :ist un
widerruflich. Wer ,einmal diese Verpflichtung 
einge,gangen ist - egal, was dann passiert -, 
hat diese 273 Tage mehr zu dienen als jeder 
sonsUgle G rundwehrdiener. Das heißt a:uIf Ge
brauchsdeutsch übersetzt und g,lossiert, so wie 
mir ein Freund einmal sagte : Diese Unwider
ruflichkeit einer freiwHli'gen Meldung ist ärger 
a'ls eine Eheschließung. Bei letzterer kann man 
sich notfaI:ls scheiden lassen, von ,einer fl'ed
w.illigen Meldung nie. 

Wie ,schaut das aus, meine Damen unKl 
Herren? Es ist nicht s'ehr rzum Lachen , vor wel
cher Gewiss ensfrage der jung'e Mann, b'ei der 
Frage, ob ·er 'sich verpflichten darf, 'steht . Mit 

dieser Verpflichtung verpflichtet er s'ich auf 
13 J'ahJ1e. Das ist der Zeitablauf, in dem ,er 
}edes Jahr 1 5  Ta-g,e dienen muß, und zwar 
zu einem Zeitpunkt, wo ,er 'eing-ezogen wüd, 
und Illicht, wo es ihm sein Beruf zuläßt. 

neter mecha! Sie können .sich eninnern : Bei 
diesem wichtiog.en Punkt, den wir im Aus
schuß behandelt haben anläßlich der W,ehr
gesetznoVlelle 1971 haben wir und lauch die 
Freiheitliche Partei Ihnen g.eraten: Ermög
Hchen Sie doch das Durchdi,enen, denn dann 
werden an 1Stelle der f'elMenden FJ:1eiwillig,en 
wenigstens !Achtmonatedi'ener - wenn schon 
nicht Achtein'halbmonatediener - zur Ver
fügung stehen, dann können Sie wenigstens 
eine BereitschaJfts1:ruppe aufstellen, die etwa 
dem gleichkommt, was das früher ISO schwer 
verdächtigte und bezichHgte Heer' war. Sie 
dienen in der Ma·sse ja nur acht Monate; 
früher haben sie ,achteinhalb Monate gedient 
für etwas weni.ger Geld als jetzt. Das j etzige 
System ist schlechter und teurer al,s früher! 

Wenn Sie mir das nicht glauben, meine 'sehr 
Vierehrten Herren, dann 1eSle auch ,ich lhnen 
etwas vor, und zwar von General Duic. Dieser 
General Duic müßte ,es j a  ,wiss'en. Er Ischreibt: 

"Sol,ange kein ausreichender neuer Reserve
kader vorhanden ist - der alte wird von Ge
setz,es wegen etwa 1978 unverwendbar -, 
können j edenfalls nicht genügend Miliz ein
heiten for.miert und die sechs Monate lang 
ausgebildeten Reservisten der Landesverteidi
gung teilweise nicht nutzbar gemacht werdeu 
- damit verliert deren Ausbildung ihren 
Sinn." 

G eneral Duic ,schreibt dann ,weiter : 

" ,Zu 'groß' gilt auch für das gesamte 
, System' , sodaß auch zur ,Sy,stemeJ:1haltuny' 
vi'el zuviel Wehrpflichtige VleI1wendet weI1den; 
es sind über die Hälfte aller Wehrpflichtig·eu. 
Daran scheitern der Kampf ge9'oo. den. ,>Leer
lauf' und das Bemühen, di'e Wehrpfl,ichbig,en zu 
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Propagandisten des Bundesheere.s zu machen. 
Di'esen Zustand gibt ,es in keiner Wehr
pfIichti.g,enannee. Er 'ist auch deshalb untra1g
bar, weil für die Landwehrausbildung neben 
dem Bedarf der Ber:eitschaftstruppen und der 
Systemerhaltung kaum Wehrpflichtige übrig
ble.iben." 

So ilst di,e La,g,e, gesehen von ,einem aktiven 
General . Und S1e treten hier heraus und 
sagen : Dieses System ist .in !bester Ordnung. 

Wir können heute, nachdem es nur ein Be
harrungsbeschluß tst, linnerhalb. . . (Abg. 
B I  e e h  a: Von wann ist denn der Artikel? Es 
schaut doch heute alles ganz anders aus!) Der 
Artikel ·tst vom Oktober 1 973.  

Di.e Durchdi:ener werden 'sich melden. Das 
haben wir nie bestritten. Das war ein System, 
das wir Ihnen vorg'eschlagen hahen, wo Sie 
nur zurückg,egdff<en haben auf Gedankengut 
der Osterr.eichischen Volkspartei. 

Hohes Hausl Wir haben heute nicht di'e 
MögHchkeit, eine zweite Le'sung zu verlangen, 
das ist nicht drin. Wir können daher den 
übdgen Punkten nicht zustimmen, denen wir 
gerne unsiere Zustimmung geben würden. Dem 
Gesetz al's Ganzen müssen wir aber unsere 
Zustimmung v,erwei.g,ern. (Beifall bei der 
OVP.) 

schluß bei Anwesenheit der verfassungsmäßig 
vorgesehenen Anzahl der Mitglieder w i e
d e r h o l t. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
uber den Antra'g des Lanldesverteidtgungsaus
schllis'ses, seinen Bericht in 1 026 der Beilagen 
betreffend Änderung des HeereSigebüihrenge
setzes zur Kenntnis zu neih.men. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das ist die Mehrheit 
und a n  9 ,e n 0 m m e n. 

3. Punkt: Bericht des Landesverteidigungsaus
schusses über den vom Bundesminister für 
Landesverteidigung vorgelegten Jahresbericht 
1972 (111-92 der Beilagen) der Beschwerdekom

mISSIon in militärischen Angelegenheiten 
gemäß § 6 Wehrgesetz und Stellungnahme zu 
den Empfehlungen der Beschwerdekommission 

(1025 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
3. Punkt der neugereihten Tagesordnung : 
Jahresbericht 1 972 der Beschwerdekommission 
in militärischen Angelegenheiten gemäß § 6 
Wehrgesetz und Stellungnahme zu den Emp
fehlungen der Beschwerdekommission. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 

Wodica. I ch bitte ihn zu berichten. 
mehr 9,emeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht der Herr Berichterstatter das Schluß
wort? - Kein Sch:lußwort. 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g, di'e ich 
über beide Vorlagen g,etrennt vornehme. 

Wir gelangen zuerst zur Abstimmung über 
den Antrag des Landesverteidigungsausschus
ses, den ursprünglichen Beschluß des Natio
nalrates vom 14. Dezember 1 973, mit welchem 
dem Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
wehrrechtliche Bestimmungen geändert wer
den, die verfassungsmäßige Zustimmung er
teilt wurde, gemäß Artikel 42 Abs. 4 Bundes
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 zu 
wiederholen. 

Ich stelle zunächst die zur Wiederholung 
eines Gesetzesbeschlusses, gegen den der Bun
desrat Einspruch erhoben hat, gemäß § 6 1  
Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz verfassungs
mäßig vorgesehene Anzahl der Mitglieder 
fest. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
Ausschußantrag in 1 024 der Beilagen ihre Zu
stimmung geben, sich von den Sitzen zu er
heben. - Danke. Das ist die Mehrheit und 
angenommen. Damit hat der Nationalrat 
gemäß Artikel 42 Abs. 4 erster Satz Bundes
Verfassungsgesetz seinen ursprünglichen Be-

Berichterstatter Wodica: Hohes Haus ! Der 
Jahresbericht 1 972 der BeschweI1dekommission 
in militä!'ischen Angelegenheiten g·emäß § 6 
Wehrgesetz enthält unter anderem eine Uber
sicht über die von der Beschwerdekommission 
im Berichtsjahr behandelten Beschwerden 
sowie über die auf Grund von Beschwerden 
getroffenen Maßnahmen. Weiters werden die 
von der Kommission beschlossenen allgemei
nen Empfehlungen wiedergegeben. Die Stel
lungnahme des Bundesministers für Landes
verteidigung zu diesem Bericht geht vor allem 
auf die von der Beschwerdekommission be
schlossenen allgemeinen Empfehlungen ein. 

Der Landesverteidigungsausschuß hat die 
Vorlage in seiner Sitzung am 29. Jänner 1 974 
in Verhandlung gezogen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause die Kenntnis
nahme des Berichtes zu empfehlen. 

Der Landesverteidigungsausschuß stellt 
semit durch mich den A n  t r a g, der National
rat wolle den vom Bundesminister für Landes
verteidigung vorgelegten Jahresbericht 1972 
der Beschwerdekommission in militärischen 
Angelegenheiten gemäß § 6 Wehrgesetz und 
die Stellungnahme zu den Empfehlungen der 
Beschwerdekommission (III-92 der Beilagen) 
zur Kenntnis nehmen. 
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Präsident Probst: Zum Wort ist niemand treffend Auszahlung von Entschädigungsbeträ-
gemeldet. gen an landwirtschaftliche Betriebe, die durch 

das Auftreten der Maul- und Klauenseuche 
Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m- geschädigt sind, gestellt. 

Der Ausschuß für G esundheit und Umwelt
schutz hat die gegenständliche Regierungsvor
lage und den erwähnten Initiativantrag am 
16. und 25. Jänner 1 974 gemeinsam in Ver
handlung gezogen. 

m u n g über den AussChußantrag, den vom 
Bundesminister für Landesverteidigung vorge
legten Jahresbericht 1 972 der Beschwerdekom
mission in militärischen Angelegenheiten 
gemäß § 6 Wehrgesetz und Stellungnahme zu 
den Empfehlungen der Beschwerdekommission 
(111-92 der Beilagen) zur Kenntnis zu nehmen. 

Als Berichterstatter für den Ausschuß fun
Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu gierte zur Regierungsvorlage 977 der Beilagen 

ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen Abgeordneter Ing. Scheibengraf, zum Initiativ
zu erheben. - Danke. E i n  s t i m m i Ig a n- antrag 73/ A Abgeordneter Brandstätter. 
g e n o m m 'e n. 

4. Punkt: Bericbt des Ausschusses für Gesund
heit und Umweltschutz über die Regierungs
vorlage (911 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem das Gesetz. betreffend die Abwehr und 
Tilgung von Tierseuchen geändert wird (Tler
seuchengesetznovelle 1913), und über den An
trag 13/ A (11-2309 der Beilagen) der Abgeord
neten Kern und Genossen betreffend Auszah
lung von Entscbädlgungsbeträgen an landwirt
schaftlicbe Betriebe, die durcb das Auftreten 
der Maul- und Klauenseuche geschädigt sind 

(1018 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Tierseuchengesetz
novelle 1 973 und Antrag 73/A betreffend Aus
zahlung von Entschädigungsbeträgen an land
wirtschaftliche Betriebe, die durch das Auf
treten der Maul- und Klauenseuche geschädigt 
sind. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Ing. Scheibengraf. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Ing. Sdteibengraf: Herr Prä
sident ! Hohes Haus ! Die Bundesregierung hat 
am 27. November 1 973 die dben genannte 
Regierungsvorlage im Nationalrat eingebracht. 
Diese hat insbesondere zum Gegenstand: 

. 

di,e Schaffung ,der Voraussetzungen für frü
heste Erfassung und Bekämpfung von Seuchen
fäHen; 

An der Debatte beteiligten sich außer den 
beiden B erichterstattern für den Ausschuß die 
Abgeordneten Pansi, Dr. Marga Hubinek, Dok
tor Wiesinger, Sekanina, Vetter, Breiteneder, 
Dr. Gisei, Tonn, Kern, Dr. Frauscher, Samwald, 
Helga Wies er, Dr. Ermacora, Kammerhofer, 
Teschi, Hanna Hager und Linsbauer sowie der 
Ausschußobmann Abgeordneter Dr. Scrinzi 
und die Frau Bundesminister für Gesundheit 
und Umweltschutz Dr. Ingrid Leodolter. 

B ei der Abstimmung wurde die erwähnte 
Regierungsvorlage unter Berücksichtigung von 
Abänderungsanträgen der Abgeordneten 
Pansi, Sekanina, Ing. Scheibengraf, Dr. Wie
singer, Kern, Brandstätter und Dr. Scrinzi teils 
einstimmig, teils mehrheitlich angenommen. 
Der Antrag 73/ A ist damit inhaltlich als er
ledigt anzusehen. 

Abänderungsanträge der Abgeordneten 
Brandstätter, Dr. Frauscher, Kern, Kammer
hofer, Dr. Wiesinger, Dr. Marga Hubinek und 
Helga Wieser sowie ein gemäß § 1 9 des 
Geschäftsordnungsgesetzes gestellter Antrag 
der Abgeordneten Helga Wieser fanden nicht 
die Zustimmung der Ausschußmehrheit. 

Zu der vom Ausschuß beschlossenen Fas
sung des Gesetzestextes, die diesem Bericht 
beigedruckt ist, wird folgendes festgestellt: 

Zu Z. 2 § 2 a Abs. 4 :  

Der Ausschuß für Gesundheit und Umwelt
schutz gibt der Meinung Ausdruck, daß auf 
Berufungen gegen Bestellungsbescheide § 16 
des Tierseuchengesetzes Anwendung findet. 

Zu Z. 3 § 15 a :  

Der Ausschuß stellt zur Fassung des § 15  a 
fest, daß eine Beschränkung der Verfütterung 

eine Verbesserung der Vorschriften über die im besonderen die Art der Verfütterung im 
Schutzimpfungen sowie 'eine Neuregelung der Auge hat. 
Entschädigungsbestimmunglen. 

die Setzung von unmittelbaren und wirk
samen Sperr- und Sidlerhe1tsmaßnahmen, die 
unter Bedadttnahme ·auf die j-eweilig,e Größ,e 
der Gefahr der Verbreitung ·einer Seuche stu
fenweise ausgedehnt werden können; 

Am 2 1 .  März 1 973 hatten die AbgeoIdneten Zu Z. 1 7  § 52 Abs. 3 :  

Kern, Dipl.-Ing. Dr. l'eLtner, Brunn.er und Ge- Unter "zur Zucht vorgemerkten Schweinen" 
nassen den - auf die Fassung einer EntschHe- sind auch die zur Zucht gekennzeichneten 
ßung gleridtteten - Initiativantrag 73/A be- Schweine zu verstehen. 
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Zu Z. 19 § S2 c Abs.  1 :  

Unter dem Begriff "Gegenstand" sind auch 
tierische Produkte, wie Milch, Eier, Wolle und 
dergleichen, zu verstehen. 

Der Ausschuß für Gesundheit und Umwelt
schutz stellt somit durch mich den A n  t r a g, 
der Nationalrat wolle dem dem Ausschuß
bericht angeschlossenen Gesetzentwurf die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Probst: Besteht ein Einwand, Ge
neral- und Spezialdebatte unter einem abzu
führen? - Kein Einwand. 

Wir gehen .in die Debatte ein. Der erste 
Redner ist Herr Abgeordneter Tonn. Er hat das 
Wort. 

Abg,eordneber Tonn (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Hal.lJS ! Als im Jänner 1 973 der erste 
Maul- und Klauens'euchenf,all 'in Osterreich 
aufgetfoeten ist, stand man vor der Tatsache, 
daß zur Bekämpfung di'eser Seuche e in altes 
Gesetz vorhanden war. Dieses Gesetz wurde 
in den letzten Jahrzehnten fünfmal novelliert, 
doch stammten die Grundlage und die Sub
stanz dieses GeS'etzes noch immer ,aus dem 
Jahre 1 909. 

V;erwunderlich 'ist, daß man nach dem letz
ten größeren Seuchenzug .im Jahre 1 966 nichts 
getan hat, um dieses Gesetz den heutig,en 
Erfordernissen anzupassen. 

Es zeigte sich bei dem Maul- und Klauen
seuchenzug im J1ahre 1 973 'garnz; deutlich, daß 
dies'es alte Gesetz sehr viele Nachteile bei 
der Bekämpfung dieser furchtbar'en Seuche 
hatte, wobei man ,dazusagen muß, daß die 
Ü'ber uns gekommene Maul- und Klauen
seuche, bedingt dadurch, daß es zwei Seuchen
züge waren, ja alle GreD2en g,espr-eng,t hat. 

Es hat sich ,auch gezeigt, daß die Mobilität 
der Menschen in den siebziger J,ahren di'e Be
kämpfung !sehr erschwerte. Es wurden damals 
in vielen FäHen die ang,elegten Seuchen
teppiche ignoriert, man hat Gasthaussp,erren 
miß,achtet, es wur-den ,trotz Verboten manch
mal interne Sportveranstaltung'en durchg,e
führt, Ausflüge veranstaltet und ähnliches 
mehr. 

Auch die Beseitigung der �adaver wurde 
in sehr vielen FäHen nicht ordnungsgemäß 
durchg,eführt. Leider - und .das muß man 
auch hier sagen - war ,es am Beginn der 
Seuche so, daß das ,am meis>ten befallene 
Bundesland, nämlich Niederösterreich, sich 
nicht auf die Bekämpfung der Seuche konzen
triert hat, sondern dessen Landeshauptmann, 

der Herr Okonomierat Maurer, hat in der 
ersten Phase des Seuchenzug,es - ich weiß, 
das ist Ihnen unangenehm - eine Art poHti
sche Haxlbeißerei pr,aktiziert. Er hat nämlich 
damals den Kampf g,egen d'ie Bundesregierung 
geführt und nicht gegen die Seuche . Es war 
sehr erfreulich, daß spät aber doch, Ende Mai, 
die Vernunft 'eing,€'kJehrt ist und daß man dann 
darangegangen ist, auch in diesem Bundesland 
die Seuche so zu bekämpfen, wie es notwen
dig ist. 

Leider, muß man Isagen, war es ja am Be,ginn 
der Seuche so, daß man, anstatt eine Koordi
nierung zu suchen, sich ,in ,erster Linie dazu 
bereit erklärt hat, diese Seuchenkatastrophe 
der politischen Taktik zu unterordl1!en. Leid
tragende waren in diesem F>all die Landwirte 
und die ländliche Bevölkerung überhaupt. 

Aber es hat auch organisatorische Mängel 
gegleben. So hat unter anderem - und das 
wurde hier im Hohen Hause schon auf,ge
z eigt - das Bundesland Niederösterveich als 
eines der wenigen Bundesländer keine e ig·e
nen Seuchenfahrzeuge, obwohl gefiade dieses 
Bundesland das gTößbe 'agrarische Bundesland 
in unserem Staate ist. 

Alles das erforderte eine möglichst kurz
fristige Nov,elUerung. Dafür hat sich auch die 
große Oppositionspartei arn 1 9. Jun1 hier im 
Hause ausg,esprochen. Kl1ar war bei dieser 
Novellierung, daß man die Erfahrungen der 
letzten beiden Seuchenzüg'e mit in das Gesetz 
einbauen muß. 

Die Schwerpunkte dieser NOVielle wurden 
ebenfalls hier im Hohen Hause am 19.  Juni 
'bereits von der Frau Bundesminister skizziert, 
wobei festgestanden ist, daß bestehende Ge
setzeslücken die Bekämpfung erschwert haben 
und daß in diesem Zusammenhang Vierwunder
li ch ist, daß in den J,ahI1en vorber diesbezüg
lich nichts g,etan wurde. 

Die vier Schwerpunkte, die damals von der 
Frau Bundesminister angekündigt wurden, 
umfaßten folgende's: 

El1Stens die Schaffung der Voraussetzung für 
früheste Erfassung und Bekämpfung von 
Seuchenfällen. 

Zweitens die Festsetzung von unmittelbaren 
und w.irksamen Sperr-en und Sicherheitsrnaß
nahmen, die unter Bedachtnahme ,auf die mög
liche Ausbreitung stu�enweise ausgedehnt 
wer,den können. 

Drittens die Verbess'erung der Impfungs
vorschriften. 

Viertens die Neuregelung der Entschädi
gungs bestimmung,en. 

676 
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Diese Grundgedanken wurden .allgemein be
grüßt, und es wurde auch lim "Niederösterrei
chischen Volksblatt", der Zeitung der Oster
reich:ischen Vo�kspartei, dazu positiv Stellung 
genommen. Ich darf das "Ndederösterreichi
sche VolksblaU" vom 5. Dezember 1 913 zitie
ren. Hier wurde geschrieben : 

"Zum Novellierungsentwurf selbst, der 
durch die heuer in Niederösterreich wütende 
Maul- und Klauenseudte höchste Aktualität 
besitzt, k,ann gesagt werden, daß durch .ihn die 
Seuchenbekämpfung -grundsätzlich effektiver 
wird. Dies betrifft vor -allem den Umstand, daß 
Sperren von Gehöften, Ortsteilen oder g-anzen 
Gemeinden nunmehr wesentlich -rascher mög
lich sein werden und durch den Bür.germeister 
verfügt werden sollen ; dies betrifft die Frage 
der Tötung der ,gefährdeten Tiere in einem 
noch früheren Zeitpunkt, als dies j etzt der 
Fall ist, dies betrifft vor -al,lem auch die Frage 
der Entschädigung.en der betroffenen Land
wirte und der Gewerbetreibenden, j e  nach 
deren Einkommensminderung. " 

Auf diesen Vorstellungen basiert die heute 
in Behandlung stehende Regierungsvorlage. 
Die Dringlichkeit dieser Novelle w-ar ohne 
Zweifel g,egeben. 

Die Regierungsvorlage wurde am 21. No
vember dem Parlament zugeleitet. Da im 
Dezember das Budget beraten wurde, war 
eine Ausschußarbeit in diesem Monat nicht 
tnöglidt. Der Verhandlungsbeginn wurde 
daher mit 1 8. Jänner festgesetzt. 

Es muß zu diesen Beratungen des Aus
schusses für Gesundheit und Umweltschutz 
etwas gesagt werden, und zwar zur Ver
haltensweise der großen Oppositionspartei in 
diesem Hause. Als die Ausschußsitzung be
gonnen 'hat, war di,e eflste Foroderurrg der 
Volkspartei, man möge einen Unteraussch.uß 
einsetzen. Man hat schon in den Anfangs
phasen dieser Besprechungen erkennen kön
nen, daß es innerhalb der Osterreichi-schen 
Volkspartei Uneinigkeit gegeben hat (Heiter
kei t bei der OVP), zum Beispiel als der Herr 
Dr. Wiesinger, :der zum erstenmal 'an 'einer 
·solchen Ausschußsitzurrg teilg,enommen hat, 
zwei Anträg-en meiner Partei beitI1eten wollte 
und Sie dhn, F:I�au .A;bgeordnete Dr. Hubinek, 
ganz ohne Charme zurückrgepfiffen haben. 
(Ruf bei der OVP: Das ist aber selten! -
Abg. Dr. Marga H u b  i n e k: Das war ein Miß
verständnis!) 

Es war auch so, daß Sie im Ausschuß ganz 
klar und deutlich 'gesagt haben, es wäfle keine 
EHe notwendig, dies,e Novelle zu besdllii'eß'en. 
(Abg. Dr. Marga H u b  i n e  k: Man muß erst 
diskutieren! Es war eine schlecht vorberei tete 
Novelle!) 

Ich brJnge -eInIgle Aussprüdte : Der Herr 
Abgeordnet'e Brandstätter hat erklärt, ob die 
Nov.elle 'einige Woch'en früher oder später 
komme, wäre letzten Endes .egal. (Abg. lng. 
S c h m i t  z e r: Das hat er von Dr. Pittermann 
gelerntl) Er hat aber auch nach drer MiUags
z,eit .erklärt, es wäre nicht die notwendi'g,e 
Z eit zur Vorbereitung in der MittaJgsz'e[t g,e
wesen. (Abg. Dr. Marga H u b  i n e k: Weil 
Abänderungsanträge . . .  !) 

Der Herr A:bgleordnete K!ern, der hi.er immer 
sehr demonstrativ für die Roechte der Land
wirtschaft eintritt, hat zu unser,ern Erstaunen 
irrn Ausschuß erklärt : Eile mit Weilel (Abg. 
K e r n: Ja, Eile mit Weile!) Es muß also nicht 
so schnell 'sein. (Abg. Dr. Marga H u b  i n e k: 
Bessere Arbeit!) Und !(He Fmu kbgeomnete 
Hubinek hat klar Z'U erkennen geg-e'ben, daß 
die Osterreichische Volkspartei (Abg. Doktor 
B a u  e r: Mit oder ohne Charme?) - mit oder 
ahne Oharme, das lasse .ich dahingestellt, Herr 
.A!bg,eordneter Bauerl -, die immerhin seit 
dem 21. November dm Bes'itz der Regierungs
vorlage war, völlig unvoliber,eitet in den Aus
schuß gegangen 1,st, denn es wUllde dort ge
sa'gt, les wäre keine Zeit gle·wes'en, mit d en 
Experten ·zu reden. 

Man haUe den EiIlldruck, daß die 'g.roß,e 
Oppositionspart,ei rdies-e Nov-elle hinaus'zögern 
möchte. Ich habe als IlIi'ooerösteTfleichismer 
Abgeordneter den Eindruck, daß das anschei
nend im Konzept der ni,ederösterreichischen 
Volkspart,ei gei'egen wäre, denn ,lletzten Endes 
stehen im Oktober LandtagswaJlüen vor der 
Tür, und in diesem agrarischen Bundesland 
wäI1e es doch ein guter Schlager für SLe ge
w es·en zu sa-gen : Die bösen Sozdalisten haben 
die Novelle zum Tierseucheng.es.etz IlIicht ge
macht! (Abg. K e r n: Herr Tonn! Sie waren 
schon bedeutend besser als heute!) Herr Abge
oI1dneter Kern ! Es gibt eine MögHchlmit: Für 
den Fall, daß :ich Ihnen nicht g.efal'le, siIlld 
sehr viele 'f.üren vOflhanden, durch di,e kann 
man hinaus'gehen und hereingehen, je nach
dem, wie Si,e wollenl Es bleibt Ihn'en über
lass-en. 

Ich möchte nur sagen, daß sich bei den 
Verhandlungen auch gezeigt hat, daß man 
nach einer Richtlini'e od·er nach ,einem Zie.l
punkt ausgel1ichtet, vor,g,ehen wtll (Abg. Dok
tor T u 1 1  zu Abg. Kern: Sie waren noch nie 
besser!), nämlich 'alles dem Bund aufl asten un'Cl 
alLes den Ländern abnehmen. 

Es war auch sehr linteressant festzusteHen, 
daß die Osteneich'ische Volk,spartei, die einer
seits gegen j.eden Gesundheitsdienst bei den 
Menschen ist, andererseits beim Tierseuchen-

I gesetz in Form eines Tiervers>icherungs-

100. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)50 von 96

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 100. Sitzung - 5. Feber 1 974 9847 

Tonn 
gesetzes - und das ohne Beiträg·e l - einen Art und Weise bagatellisieren. Es waren vor-
totalen staatlichen T:i>ergesundheitsdienst erst in der Regi,erungsvorlag'e 3000 S vorge-
wdlUe. sehen. Man hat gesagt, das weroe völlig ge-

Das waren Ihre Ansichten, meine Herrenl nügen. 

(Zwischenrufe bei der OVP.) Das ist bei der Wir sinld auf dem Standpunkt gestanden, das 
Bang,seuche so yewesen, das war 'so bei der wäre einer Art K1avaliersdelikt angemessen. 
Rindertuberkulose und 'es war 'so b ei vielen Man kann zum Beispi,el den Schaden, der von 
anderen Punkten dieser Ausschußberatung. einem Autofahrer anger,ichtet wird, wenn 'er 
Das muß im Interesse Ider Wahrheit gesagt an ,einem autolos,en Tag fährt und vielleidlt 
werden. einige Liter Benz·tn V'erbraucht, aber bis zu 

Nun zu den Neuerungen .in diesem Gesetz. 
Die 'grundsätzliche B eschränkung des Gel
tUn'gsbereiches nur auf die nut'Zbaren Haus
tier,e war auf Grund der Erfahrung,en nicht län
ger vertr'etbar. Daher wurde :in die Novene 
eine Ausweitung durch Vierordnung auch für 
zu bestimmende T,ier,e in freier Wildbahn ein-
gebaut. 

Es war so - und das hat der letzte Seuchen
zug geZie:igt -, daß die AmtstLerärzte oft über
lastet waren. Daher können auf Grund dieser 
Novelle j<etzt audl ffieiberufliche Tierärzte zur 
Seuchenbekämpfung veI1pflichtet werrl,en. 

Der BÜflglermeister kann jetzt sofort vor
läuftg'e Sperren über verdächti'g,e Gehöfte ver
hängen. Audl hier .ist damit rSorge 'getragen, 
daß eine schnellre Vorbeugunrgsmaßnahme ge
wähdeiste't !ist. 

Es wurden letzten Endes die Entschädigungs
bestimmung,en 'greändert. Es wilid jetzt der 
volle Vierkehr'sw,ert des <g,etöteten TieI1es - bis 
j etzt war es j a  der gemeine Wert - berück
s'ichtigt, und es wird auch für Geg;eD.stände 
- ausg,enommen Dünger -, wenn si,e durch 
die behördlich'e Deslinfektion ISO 'beschädigt 
wUlid1en, daß 's1e nicht mehr 'bestimmungs
gemäß verwendet werden können, eine Ent
sdlädi'gung festgesetzt. 

Ich möchte nur betonen, daß da,s mehr ist, 
a1s ,im Antrag des Herrn Abgeordneten Kern 
79/ A gefordert wurde. 

Es wurden aber auch die Entschädigungen 
für die betroffenen Personen entscheidend ver
bessert, ob das nun Landwirte, Unternehmun
gen oder auch Arbeitnehmer sind. 

Letzten Endes wurde auch eine konkrete 
Regelung für die Ansprüche der Tierärzte 
durchgeführt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Eine sehr -lange und ausgieb�ge Diskussion hat 
es auch wegen der Strafhöhe dn d1es,em G esetz 
g,egleben. VOl1erst - idl mödlte "vorerst" be
tonen - hatte di-e Osterreichische VO'lkspartei 
dazu eine ganz ,ei'gene rMeinung, die sehr son
del1bar ist: Man wollte alles, was .im Rahmen 
di,eses Gesetzes oder was lim Zusammenhang 
mit Seuchen pa5'S1ier,en kann, auf ,eine gewisse 

30.000 S bestraft wird, kaum damit ver-gl,eidlen, 
wenn im Verlauf einer T1erlSeume Idi,es,e 
Seuche durch irgendwen - das muß kein 
Landwirt sein, das möchte ich -gleidl dazu
sagren - verschleppt w.il1d und Millionen
schaden entstehen kann. Daher muß man dies,e 
Strafbestimmunrgen ändern. 

Es ,ist audl so g,ewesen, daß im Begutadl
tungrsV'erfahfien nicht nur Ministerien, sondern 
auch dile Länder Ober6sterreich und Salz
burg, die Tierärrztlich'e Hochschule unter 
anderem, eine höhere Strafe v/erlangt haben, 
wobei eine höhere Stra�e unser,er Mei.nung 
nach letzten Endres auch den Schutz für den 
Landwirt bedeutet, weil j a  die Seuche, wenn 
sie V'erschleppt wird, s ehr 9'efährlich sein kann. 
Es ist sehr zu begrüßen, daß nunmehr, diesen 
Punkt betI1effend, ,ein Drei-Parteien-Antrag zu
standegekommen ist, den ,ich hiermit zur Ver
l esung bringe, und �war ein 

A n t r a ,g 

der Abgeordneten Tonn, 
Scrinzi und Genossen :  

Br,andstä tter, 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
,beschließen : 

Im Art I Z. 22 hat § 63 zu lauten : 

, ,§  63. (1)  Wer 

a) es unterläßt, eine Anzeige zu 'erstatten, 
die ihm nach diesem Bundesg,e,s.etz oder 
nadl den auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassenen Anordnung,en obHegt; oder 

b) bei Ausstellung von Tierpässen oder 
Ursprungshescheini'gungen die Unwahrheit 
bezeugt; oder 

c) den Vorschriften der § §  7, 8, 9, 1 0, 1 1 ,  
1 2 , 13, 14, 1 5, 1 5  a ,  19, 20, 22, 24, 31 'a, 32 
und 42 lit. a bis f oder den auf Grunrl dieser 
Bestimmungen erlassenen Anordnungen zu
widerhandelt ; oder 

d) den auf Grund dies·es Bundes-geset2Jes 
erlass'enen Anoronung,en über Schutz
:impfung·en zUWiidenhandelt, 

begeht ,eine Verwaltungsübertr,etung und 
,ist mit Geldstrafe bis 'zu 30.000 S, im Falle 
der UneinbringUchrkeit mit Arrrest :bls zu 
dr,ei Wodlen zu bestrafen. 
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(2) Wer die :in Abs. 1 angeführten Ver
waltungsübertrretungen aus Fahrlä'sSligkeit 
beg,eht, ist mit Geldstrafie bis zu 1 0.000 S, .im 
FaUe der Uneinbringlichkeit mit Arrest bis 
zu ziehn Tagen zu bestrafen." 

Ich bitte, Herr Präsident, diesen Antrag lin 
Verhandlung zu nehmen. 

Feststeht, daß diese NOViellierung notwen
di'g war, denn nur durch eine Nov.elle ist eine 
kurzfristitge Lösung mögHch. Ebemso, Hohes 
Haus, steht fest, daß w.ir ein vöUig neues 
Ti-ers'eucheng,esetz brauchen, um ,in Zukumt 
wirkung,svollere Bekämpfungsmaßnahmen Le
g'istisch gewährleirstet zu haben. Es .ist erfr,eu
lich, daß die VorarbeUen zu ,einem solchen 
Gesetzesentwurf 'begonnen haben, und res zeigt 
sich damit, daß d.iese Bundesmg:i'erung nicht 
nur von den Prob},emen red,et, sondern auch 
bereit ist, zu handeln. (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Abgeordnete Brandstättler. Er hat das Wort. 

Bevor lieh dem R,edner das Wort erteile, 
möchte ich noch nachholen, daß der soeben 
vorgelegte Antrag genügend unterstützt ist 
und auch. zur Verhandlung steht. 

Der Redner hat das Wort. 

Abgeordneter Brandstätter (OVP) : Herr Prä
sident! Sehr geehrte Damen und Herr'en! Wenn 
wir heute dLe Nov,eHe zum Tiel'ls:euch.engesetz 
beschließen, /lllöchte auch ,ich gleich zu Beginn 
sagen, daß dieSle Nov:elle ,grunldJeg,enlde Ver
besserungen enthält und wir daher dieser 
NoveUe dire Zustimmung geben, obwohl - ich 
werde 1m Verlaufe meiner Ausfühnmrgen noch 
darauf zu spr.echen kommEID - s,ehr wesent
liche unserer Vorstellungren nicht darin ent
halten sdnd. Aber weil der Herr Abgeordnete 
Tonn doch davon - ich weiß nicht, wie ich 
di,e Ausführungen nennen rsoU, sie sInd wirk
lich schon auf den Wahlkampf ausgereichtet -
g,esprochen hat, daß im Oktober in Nieder
österreich. ein Wahlkampf sein wind und er 
versucht hat, bi,er einen Beitrag z u  leisten, 
muß ,ich doch etwas darauf sagen. Wenn g,e
rade Sie meinen, daß Ni,ederösterreich. und 
der niederösterreidüsme Landeshauptmann 
einen Kampf gegen dLe Regierung geführt 
haben und nicht .gegien die Seuche, dann kann 
man da,s nur aIrS eIDen schlecht,en Wdtz bez,eich
nen ; a1s gar nichts anderes. (Beifall bei der 
OVP.) 

W'enn nicht der nirederö,steneichische Lan
des'hauptmann, di,e Jüederösterr.eichische Lan
desregilerung, alle Beamten und aUe j,ene, die 
eben damit beschäfUgt war,en, mit solchem 
Einsatz hier zu Be'ginn an der Front gestan-

den wären, dann wäre Ihlle Frau Minister noch 
viel hilfloser dagestanden, als sie es ohnehin 
'irst. 

Wenn Sie sagen, daß die Seuch.enf�hrzeuge 
nicht zur Vel1fügung gestanden wären, so muß 
da'z'U ges1a'git werden, Idaß die Bunldesans'talt für 
Vjrusseuchen in He�endorf bi,s jretzt immer 
anstandslos und klaglos den kbtransport 
durchgefUhrt hat und daß das reiben drer Grund 
war. 

Sie ,sind auch auf di,e Ausrschußsitzung zu 
sprechren 'gekommen. Sie sind damit nicht der 
erste, es war ja ,schon der Herr Abgeordnete 
Sekanina, der geglaubt rhat, hier polemi'sieren 
zu müssen. 

Mit welcher VOlibelieitung sind wir in den 
Ausschuß 'g,egangern? Wir sind mit der Absdcht 
in den Ausschuß gegang,en, 'ernsthafte "'er
handlungen zu fÜlhI1en, weil eben die R,egie
rungsvorla:ge .geze'ilgt 'hat, daß Ihier noch 
w.esentliche Änderungen notwendig sinJd und 
weil von Haus aus klar war, daß man das, 
wenn man zur Verhandlung beI1eit rist, nicht so 
im Husch-Pfusch-'V:erfahren in ,ein paar Stun
den erledigen kann. Das ist von Haus aus 
festgestanden und hat sich im Verlauf der 
AUSrschußberatungen dann noch 'g�eigt. 

Wenn Si,e sagen, daß ,ich behauptet habe, 
es kommt nicht dararuf an, ob das G esetz ein, 
zwei Wochen früher Otder 'später heschlossen 
wiI1d, dann stehe ich auch heute noch zu dies'er 
Aus'sage. Mir ist es Heber, wenn das Gesetz 
mit wesentllichen Verbess,erungen um zwei 
Wochen 'später beschlossen wi I'Id , als w.enn 
wir mit diesen Verlberssel'Ungen, die notwendig 
wären und bei denen es mÖ'glich rgewesen wäre, 
sie schon in diesem Ausschuß unterZ'Uibringen, 
erst wieder warten müssen, bis Wiir ein neues 
Tier,seucheng,esre1lz haben. 

Auch da's muß ich gLeich zu Beginn meiner 
Ausführungen feststeHen : Wenn wir di,e'se 

Novene heute beschl,ießen w,erden, wenn diese 
Nov,eUe auch wes'entliche VeI1besserungen 
bringt, muß doch unsere Forderung rnach einem 
neuen, nach ,einem umfassenden Ti,erseuchen
gesetz aufr,echt bleirben . .Im Gegenteil: Ich 
möcht'e sogar sa:gen, es wird notwendig rsein, 
daß die Arbeiten hier s ehr rasch w,eiteI1geführt 
weI1aen. Von ,einem Hinauszögern kann über
haupt keine Rede sein. 

Was Si'e mit dem staatlichen Tterg,esund
heit:sdienst gemeint haben, ,ist mir pel'lSÖnHch 
schleierhaft ; ich weiß nicht, was Sire sich 
darunter vOI1steUen. Ich habe ja rschon, als das 
G esundheitsministe:r:ium instaHi,ert wurde, ge
sagt: Da j a  die Frau Minister sehr wenig 
Möglichkeiten bei den AnHegen der Menschen 
hat, weil zum Beispiel der Herr V'i,zekanzler 
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Häuser k<eine Kompetenzen abg,egeben hat, 
hat 'ste halt die Y.eterinärkompeten�en er
halt'en. Ich habe damals sdlOn gesagt, si,e steht 
einem Mini,ster,ium für Tli1erg,esunrlheit vor;  
aber gerade der Seuchem:ug 'im Vorjahr hat 
gezeigt, daß s1e auch hier ihr'en Aufgaben 
nicht g'erecht wer-den konnte. 

Ich möchte nun doch grundsätzlich sagen, 
daß in der neuen Novelle wil1klich auch zum 
Ausdruck kommt, was ja sch1ießlkb überall 
gilt, daß Vorbeugen bess'er ist al,s Heilen. 
Es sind eben die vorbeugenden Maßnahmen, 
di'e in Zukunft wesentlich zum Trag'en 
kommen saHen j zum Beispiel gLeich die Ab
sperrmaßnahmen, die eben Jetzt verbessert 
werden können urud di,e sicher dazu beitragen 
werden, daß man in Zukunft, wenn nämlich 
diese Ahsperrmaßnalhmen rigoros durch
geführt werden, sicher Leichter Seuch,en ab
halten wird können. 

Ebenso ist es bei den Schutzimpfungen. Die 
Schutzimpfungen sind doch ,eine wesentliche 
Möglich�eit, um die Ausbreitung der Seuchen 
zu verhindern. Diese Erkenntnis hat sich aller
dings relativ ,spät ,im GesundheHsrninister.ium 
durchg'esetzt. Am Anfang wurde das ja aUes 
unterspielt, das war besonders bei den Ab
sperrmaßnahmen 'so. Als wir g,esa1gt haben, 
in Ungarn ist die M'aul- und Klauenseuche, es 
ist notwendig, daß hier Maßnahmen getroffen 
weooen, da hat uns die Frau Mini,ster g.eant
wortet:  aber das .ist ja gar nicht so schlilIllm, 
es ist j a  'gar nicht so gefährlich und es wirtl 
schon nichts sein. A'ls dann die F-rage auf
tauchte, ob man Impfschutzgürtel anleg,en 
sollte und die Impfung notwendig ,ist, damit 
sich die Seuche nicht 'so weit ausbr,eit,en kann, 
war es ,ebenfalls die Frau Minister, die gesagt 
hat : Das Impfen nützt sowieso nichts, also 
laSlSen wir es b1e-ihen l Das hat sich aber, wi,e 
gesagt, in der Zwi'sch'enze.it 'g,eändert. 

Ich möchte heute ,schon sag'en : Es wird lin 
Zukunft, wenn wJ·eder solch,e Seuchen auf uns 
zukommen sollt,en, sehr wesentlich davon alb
hängen, daß Jene Maßnahmen, die nunmehr 
im Ges,etz vorgesehen sind, auch ,entspr,echend 
durch'gezogen werden. Wenn 'es nämlich ,im 
Ges etz !steht, man das aber in WirkHchkeit 
unter'spielt und sagt, es s,ei nicht 'so schlimm, 
wird das verhältni,smäßig ,wenig il1üt�en. 

Ich möchte anerkennen, daß sehr viele Vor
schläg,e, die d1e Landwirtschaftskammern ge
macht haben, in der neuen Nov·el1e ·enthalten 
sind, und wir werden ja d azu sagen. Daß 
wesentliche Verbesserungen nicht durchge
führt werden konnten, 1slt auf :Dhre Methode in 
der Ausschußaribeit zurück�uführen, daß Sie 
unsere Vorschläge einfach .niedergestimmt 
haben. Ich konnte mich des Eindrucks nicht 

erweh r'en , daß Sie 'eLnfach die verhältnismäßig 
kurze Zeit, in der Ihnen die MehI1heit noch 
zur Verfügung .steht - Ste wissen ja genaut 
daß Si,e die nach der nächsten Wahl nicht 
mehr haben werden -, ausnutzen wollten. 
(Abg. Dr. Heinz F i s  e h e  r: Sind Sie schon im 
Wahlkampf?) Damit haben Sie allerdings ver
hindert, daß noch wesentliche VIerhesserungen 
durch:gefÜ!hrt werden konnten. 

Wenn ich gesagt habe, daß die Forderung 
nach einem neuen Tier'seuchengeset� aufI'lecht 
bl,eiben muß, dann s,ehr wesentlich deswe'gent 
weil ,es durch dies'e NoveUe zwangs,läufig zu 
Unstimmi,gkeiten zwischen alten und neuen 
Besbimmung,en kommt und weH einige Bestim
mungen verfassung,srechtUch bedenklich sind. 
Diese Prob1eme können nur ,in einem neuen 
Tierseucheng'esetz ,g,elöst werden. 

Sehr wes,entlich ,scheint mir, daß jetzt die 
Möglichk<eit von Absperrmaßnahmen gegehen 
ist. Es war j a  gerade Niederösterreich, das, 
als die letzten Maul- und KlaU!enseuchenfälle 
waren, diese Absperrmaßnahmen vor'exerziert 
hat, prakU,sch auf das Risiko der Niederöster
reidlischen Landesregi,erung und der PoliU�er, 
w.ie Maurer und Bierbaum. Di,e haben das 
Risiko auf 'sich g,enommen und 'gesagt: Wlir 
spefIlen diese Gemeinden ab, um di'e we.itere 
Ausbreitung der Seuche zu verhindern ! Ich 
kann es nicht bew.eisen, aher mir sch,elint, 
daß sich gezeigt hat, daß durch dioe .A!bsperr
maßnahmen eine bess,ere Möglichkeit bestleht, 
eine Ausbreitung zu verhindern, daß di'ese 
Maßnahmen mit dazu beigetra'gen haben, daß 
j etzt di,ese AbsperI1IIlöglichkeiten f.estg-ehaUen 
sind. 

Ich möchte auch besonders die Möglich�eit 
der Entschädi1gung ,er,wähnen, nicht nur für den 
Tierhalter, sondern für aUe, die Selb.ständigen 
und die Unse,lbständJigen, die von einer sol
chen Seuche betroffen werden. Es hat sich j'a 
im Vorjahr g,�eigt, daß ,ein Schaden, den die 
Landw.irtschaft hat, nicht in der Landwirtschaft 
bleibt, nicht allein die Bauern betrifft, sond,ern 
sehr rasch und 'sehr umfas'send auch aUe 
anderen Berufsgruppen mit hineinzieht, daß 
es letztlich nicht allein di,e Bauern s,ind, di,e 
den Schaden haben, sondern aHe Kr,eis·e d,er 
Bevölkerung. Der Bauer ist also w.irklich ein 
sehr wichtig,es Rad im Getr,i,ebe der all
gemeinen W·irtschaft. 

Wenn Si e dah·er heute 'in der "Arbeiter
Zeitung" schreiben: "Sie hetzen wied.er", und 
damit wieder einmal di,e Bauern meinen, di'e 
ihre ger'echten FOllderungen vorb�ingen, dann 
muß ich Ihnen in di'esem Zusammenhang eines 
s a'gen : Wenn Sie -glauben, aus poLitischen 
Gründen di,e Bauern wirtschaftlich zugrunde 
r.ichten zu müssen, dann ist das eine Maß-
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nahme, dii'e über kurz oder lang die gan'Ze 
Wirtschaft erfassen und bestimmt nicht bei 
den Bauern allein hänyenMeuben wird. Si'e 
wer:den dann sehen, wie Si,e die Arbeitsplätze 
erhalten müssen und dile Folgen dieser Maß
nahmen, die Si,e heute setzen, weH Sie den 
Bauern schaden woUen, in weitesten Kr,eisen 
der Bevölkerung und der Wlirtsmaft v,erspüren 
werden! (Zustimmung bei der OVP.) 

Sie sag,en, wir wär,en nicht vorbereitet ge
wesen. Wlir sind nicht mit fertig,en Ab
änderung,santräg,en g,ekommen, wie Sie das 
machen, weil Sie leinfach sag,en : Wir knallen 
den Abänderungsantrag auf den Tisch, und 
wenn die anlder,en nicht zustimmen wollen, 
ist es ihre Sache, rwir haben }a Idie Mehr
heit, die Abänderungsanträge zu beschließ'eIl ! 
Wenn wir das anders 'g,emacht haben, dann 
in der Uberz,eugung, daß man mit Ihnen im 
Ausschuß r,eden kann, und das kann man 
nicht, wenn man einfach einen fertiogen Antrag 
auf den Tisch knallt. Wir waren bereit zu 
verhandeln, w.ir halben ,es bew.i,esen. Wir 
haben durch zwei volle Ta'g,e v'erhandelt und 
manches zuweg'e gebracht, wie ich anerkennen 
möchte. Es list uns doch gelungen , Sie in man
chen Dingen zu überneugen, daß Ihr Stand
punkt nicht der richUge i'st, und Sie sind dann 
mit 'uns gegangen. Aber, w,ie .ges agt, ,es hätten 
leicht noch ander,e wesentliche "'er
besseruIl'gen durchgeführt werden können. 

Nun komme ich zu den Bestimmung,en, von 
denen wir glauben, daß ,slie ,im Gesetz nicht_ 
entspr,echend verankert sind. Bin Punkt sind 
die TieräI"Zte. Dile Tierärzt'e können nach der 
Novene verpflichtet weI1den, siich mit ihrer 
Ausrüstung dem Einsatz 'gegen die Seuche zur 
Verfügung zu stellen . Auf uns,efie Frag,e, wa'S 
mit der "Ausrüstung" gemeint i'st,  wul1de uns 
gesagt, daß da da's Fahrzeug nicht ,inbegriffen 
sei. Ich muß Ihnen 'sagen, meine Damen und 
Herren, das ist ,etwas, was wir überhaupt 
nicht ver,stehen, denn ,in der heuti g,en Zeit 
gehört zur Ausrüstung eines Tierarztes das 
Fahrzeug einfach dazu. Ich kann mir wirklich 
nicht vorstellen, wie ,es dann sein wird, wenn 
ein Tierarzt sagt : So, ich bin da, und j etzt soll 
j'emand tür 'ein FahrZ'eug so:r;gen ! Sie haben 
natürlich sofort wieder leinen Ausweg gewußt 
und gesagt : Da muß eben der Bürgerme'ister 
schauen, daß 'er jemanden findet, der den 
Derarzt führt! Auch ich bin überzeugt, daß sich 
jemand finden w.ird, der den Tierarzt führt, 
nur eines ist genauso sicher : daß dieses Fahr
zeug dann t,eur'er komrrnen wil'd, als wenn man 
gleich den Ti'erarzt mit seinem Fahrzeug ver
pflichtet hätte. Daß man ,einfach 'sagt, 'er soll 
sich halt ein Taxi nehmen oder ,sonst j emand 
suchen, der ihn herumführt, daß das dann 
billiger kommt, kann ich mir nicht vorstellen. 

Es stellt natürlich eine neue Belastung für die 
Gemeinde, eine neue BelCl!stung für den Bür
germeist'er dar, der dafür zu sorgen hat, daß 
der Ti,eraf'Zt für seinen Einsatz ein. Fahrzeug 
zur Verfügung 'gestellt erhält. 

Sie haben es sich auch 'Slehr leicht gemacht, 
wenn Sie sa'g,en, der Landeshauptmann habe 
Vorsorg,e zu treffen, daß .im Zuge der Beseiti
gung oder Verwertung von Tier,en, deren 
Tötung angeordnet wird, die Seuche nicht 
weiterverbreitet wird. ,Es ist natürlkh sehr 
eilnfach, wenn man den Landeshauptmann ver
pflichtet, bLer Vorsorg,e 'ZU tr,effen. 

Wenn Sie meinen, die Kadaverbeseitigung 
ist sowieso Sach'e des Landes, muß ich Ihnen 
'sagen, daß di,e KadaverbeseiUgung die gering
ste Rolle spielt, wenn entsprechend vorg,esoryt 
wird, w,enn di,e krankJen oder ,die verdächtigen 
Tiere recht�eiti<g aJbgeholt und geschlachtet 
werden. Es ist eine Tatsache, daß auch beim 
ver,gangenen Seuchenzug nur ,ein 'ganz gerin
ger Prozentsatz vefiendet 1st, und es hätten 
nicht so viele T,ilere ver,enden müssen, Wlenn 
entsprech'ende Fahrzeuge zur Verfügung ge-
standen wären. ' 

Die Fahrzeuge für den .A<btransport der 
kranken und der verdächtj'gen Tilere sind j<ene, 
,dile am t,euersten kommen, denn ,sie müssen 
Filter'einrichtungen und andere Einrtichtung,en. 
haben, damit beim Abtrang,port der Tiere di,e 
Seuche nicht weiterv,erschleppt wiro. Es list ,ein 
wesenHicher Unterschied, ob man lein ver
endetes Tier, oder ob man ein lebendes Tier 
abtransportiert. Dazu i'st ,eine wesentlich 
andere Ausstattung notwendig, und gerade 
di,ese Aus,stattung ist es, die g,enauso zugrunde 
geht, ob ein Fahrzeug nun im Einsatz list oder 
nicht. Wir wissen, Dichtungen und 'Sonstige 
Einrichtungen weI1den auch beim Stehen hin, 
auch wenn si.e nicht verwendet wenden. 

Das Ii'st der Grund, warum w.ir glauben,  
daß der Einsatz dieser Fahrzeug,e nur dann 
sinnvoll ist, wenn wirklich schlagartig viele 
Fahrzeuge bei ,einem größeren Ausmaß einer 
Seuche zur Verfügung stehen. Sie können 
aber nur dann zur Verfügung stehen, wenn 
sie der Bund ,in s,einem Bes:itz hat, 'auch wenn 
sie bei irgendwelchen Veiisuchsan'stalten 
stehen; aber daß der Bund si,e dann einsetzen 
kann , das wäre unsere Vorstellung g'ewesen. 
Nur so kann man wirklich sch1agartig vor
g,ehen. 

Es ist uns b ei den AU5'schuß'verhandlung,en 
i mmer wieder gesagt worden: Das war ja 
im Gesetz von 1909 auch so dI1innen. Meine 
Damen und Herren! Das ist heute einfach nicht 
mehr vergl,eichbar. Denn die massive Kon
Zlentration, wie die TieIie heute beisammen 
sind, das hat es vor dem Zweiten Weltkri'eg 
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Il!icht g'eg'eben. Heute, wo in Großhetrieben 
so 'große Mengen von Tieren zusammen sind, 
sind ganz ande-r,e VoraussetzuIl!gen g-egeben. 
Hi,er muß ein Fuhrpark genüg-end l,eistungs
stark 's'ein, wenn es nicht zum V,erenden der 
T.ier'e kommen soll. Es ist ja in unser aller 
Interesse, daß di'e Tiere rechtz,eitig abtranspor
tiert werden und nicht verenden. 

Das nächste Kapitel siIl!d di-e Velischarr
plätze, wo v,er-endete Tiere h'ing,eführt werden. 
Die GemeiIl!de w.ird jetzt nach den neuen 
Bestimmungen verpflichtet, einen solchen Ver
scharrplatz anzulegen, da.für Vorsorge zu tref
fen. 

Wenn das im G esetz von 1 909 steht, dann 
habe ich dafür vollste.s V,erständnis. Aber 
heute ist in der Tierzucht dadurch, daß die 
n,ere viel höhergezücht,et sind, die Gefahr des 
V,erendens weslentlich größ,er, bewirkt auch 
durch die Konzentration, wie ich schon 'gesagt 
habe. Ich habe selbst ,einen Maul- und Klauen
seuchezug Anfang der sechrzi'g,er Jahre mit
g,emacht. VereIl!det ,sind damals im 'ganzen 
Bezir'k ein, -z;wei, drei Stück. So war 'das früher, 
das ist aber heute ,einfach nicht mehr zu ver
gleichen. Wenn wir ein neue.s , ,ein modemes 
Gesetz schaffen und modeme Methoden zur 
AnwenduIi'g briIl!gen wollen, dann sind V,er
scharrplätze alles aIl!dlere als moderne 
Methoden. 

Ich möchte noch 'ganz kurz darauf hin
weisen : Was machen j>ene Gemeinden, in 
denen der Fr,emdenverk,ehr eine großle Rolle 
spielt? Wie stellen Sie slich das vor, wenn 
dort dile Tilere einfach verscharrt werden? 

Wenn Si,e nun sag,en, daß man das im Vor
j ahr machen mußte, weil man nicht zu Rande 
gekommen -ist, dann muß ich IhIl!en antworten, 
daß ersltens die Tierkörperverwerhmgsansta1t 
in Tulln Idamals noch nicht einsatzfähi'g war, 
sie war ja erst im Bau. W,enn Sie vielleicht 
dann sag-en werden, d aß 'si-e offiziell schon 
eröffnet war, dann rzeigen Sie mir eine neue 
so große Anlage, die sofort ohne Kinder
krankhe.iten voll funktioniert. Es kommt eben 
vor, daß es zu Beginn noch Anfangsschw.ierig
keit-en gibt ; diese Anfangsschw1erigkeiten 
haben uns im Vorj ahr zu schaffen gemacht. 
Aber wie das dann gelaufen ist, hat es voll 
funktioni,ert. 

Das V,er,schanen von KadaV'eIiIl kann einfach 
nicht die moderne Methode sein. Es kommt ja 
im wesentlichen auch auf die keimfreie He
seitiogung an. Wirklich keimfrei hes,eitig,en 
kann man di'e Ka.daver nur, wenn das in einer 
Beseitigungsanstalt rgeschieht. Ob das Jetzt 
Bes,eitJi'gung oder Verwertung ist, ist wieder 
ein ander-es Kapitel, das kann man halten, 
wie man will. Eines 'ist jredenfaHs S'icher : daß 

diese Methode, daß die Tiere nach w_ie vor 
verscharrt werden -sollen, alles andere ist, als 
einem modernen Gesetz ,entsprechend. 

Es .ist natürlich 'sehr srnwer: Wir haben ver
hältntsmäß'ig lange verhandelt, solang,e ,es 
eben ,bei Ihrer TCl!ktik möglich war. Di'e Fr.au 
Mini-ster hat dann einen Satz '9'esagt, der, Wlie 
ich glaUJbe, s'ehr bemerkenswert ist. Di,e Frau 
Minister hat gesCl!gt, s'i-e habe einen Brief des 
Finanzministers eI1halten, worin er 'ihr mitteilt, 
daß er 'Zusätzliche IMittel 'sowieso nicht zur 
Verfügung stellt. Da sind wir Wlleder dort, wo 
Sie polemis!i,eren, daß wir nicht vOJlbereitJet 
wären. Sie waren vorber,eitet - aber wie 
diese Vorber-eitunrg ausgesehen hat, das hat 
man hier wieder ,gesehen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Ich weiß w.irklich nicht, womit gerade die 
Landwirtschaft 'es verdient hat, daß sie so 
heimgesucht wird. Wenn wir schon d�esen 
schwachen Landwirtschaftsminist,er haben, der 
unsere Inter-essen in dieser ,sozialistischen 
R:egierung nicht vertl1eten kann, daß d ann 
w.eiters auch das Veterinärwesen bei der Frau 
Gesundheitsminrister .in so schwachen Händen 
ist, ist natürlich 'sehr hart. Das trauliige bei 
der ganzen AngeI,e'genheit ist nur das, daß die 
Bauern dafür dJi,e Zeche bezahlen müss-en. 
(Abg. Maria M e t z k e r: Die Zeche zahlen 
wir, nicht die Bauern!) 

Ja, sicher, das habe lich eingangls gesagt, 
Frau Abgeordnete. Ich weiß nicht, ob Sie bier 
waren. Ich habe zu Be-ginn meiner Ausfüh
rung.en gesagt, daß all das, was man d,en 
Bauern aufbürdet, über kurz oder lang dde 
g-esamte Bevölkerung zu spül1en bekommt. Das 
habe ich <ges agt, und dazu stehe ich auch, w,eil 
es nicht möglich li'st, daß man von einem Ge
triebe ein Rad herausbr-echen kann, dhne daß 
das gesamte Getriebe Schaden erleidet. Das l,st 
nicht möglich.. Die Bauern sind ein wesent
licher Teil :in diresem ganz,en Getni'ebe, das 
kann .ich Ihnen sagen. (Abg. P a n  s i: Die 
Bauern kriegen nur, sie brauchen in dem Fall 
gar nichts leisten! Sie verkehren die Tat
sachen!) Das i st immer Ihre Meinung, daß die 
Bauern nur kri'egen. W,enn von il1gendwelchen 
anderen Dingen die Rede ist, dann wrerfen 
Sie uns vor, daß wir jetzt ,eine P-ension krie
gen, tEe wir früher nicht bekommen haben. 
Sie haben immer Ausflüchte, daß die Bauern 
irgendwo etwa,s kri'egen. Daß andere das 
selbstver'ständlich erhalten, ohne daß davon 
die Rede ist, davon s agen Sie nichts. (Beifall 
bei der OVP.) 

Wenn Sie feststeHen, daß die Bauern etwas 
vom Tiierseuchengesetz bekommen, dann muß 
ich Ihnen -sag,en : Di'e Bauern haben auch nach 
dem alten Ti-erseuchenglesetz Ansprüche auf 
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Entschädigung g'ehabt. Was neu dazu
gekommen ist, sind die Anspruch'e für dJi'e 
Unselbständi-gen und für di-e Selbstänrld9en, 
die nicht in der LandwiIitschaft sind. Aber die 
Ansprüche der Bauern waren auch nach den 
früheren Bestimmungen des Tiers euch en
ges'etzes ger'egelt. Wenn Ste 'glauben, daß Sie 
den Bauern hier zusätzlich etwas geben, dann 
muß -ich Sie sehr enttäuschen, das ,stimmt nicht. 
(Beifall bei der OVP. - Zwischenruf des Abg. 
P a n  s i.) 

Ich muß noch eines hinzufügen, und zwar 
bezüglich der Tätigkeit der Freiwilligen 
Feuerwehr, die aum in diesem Bereich immer 
sehr notwendig und sehr wichtig ist. W-ir 
haben die Vorstellung vertreten und ver
treten sie auch heute nom, daß die Tätigkeit 
der Freiwilligen Feuerwehr im Gesetz hätte 
verankert werden müssen. Es ist einfach uner
träglich, daß als selbstverständlich angenom
men wird, daß die Feuerwehr immer dann, 
wenn sie gerufen wird, sofort zur Stelle ist. 
W enn irgend j emand etwas braucht, ist es 
selbstver,ständlich, daß die Feuer,wehr da ist. 

Ich 'habe 'schon vorher el1wähnt, daß die 
Tierärzte ohne Fahrzeug verpflichtet sind und 
daß die Feuerwehr mit irgendeinem Mann
schatftsfahrze1l'g einspringen soll. Die Feuer
wehr soll eben die Tierärzte führen. Wenn 
man die Feuerwehr braucht, dann ist es selbst
verständlich, daß sie da zu sein hat. Aber als 
wir gesagt haben, daß die Tätigkeit der Frei
willigen Feue:r.wehren, die sich wirklim 'be
währt haben, und zwar auch im vergangenen 
Jahr, im Gesetz verankert werden soll, hatten 
Sie dafür kein Verständnis. Ich muß sagen : 
Für mich ist das einfam unverständlich ! (Abg. 
S a m  w a l  d: Sie kann vom Bürgermeister, 
Kollege Brandstätter, jederzeit eingesetzt 
werden!) Ich habe j a  ;gerade g,esagt: Es ist 
selbstv-erständlich, d aß dann, wenn der Bürger
meister einen Pfiff macht, der Feuerwehr
kommandant mit seinen Leuten dasteht. Aber 
daß man das !im Gesetz -auch verankert und 
die Feuerwehr dadurm aufwert'et, indem man 
sagt: Wir werden dich im Ernstfall brauchen!,  
dafür hat man kein Verständnis. Das wäre 
sehr leicht möglich. Sie haben aber, wie s,ehr 
oft, dafür einf,ach kein Verständnils ! 

Abschließend noch einiges zu den Str,af
besHmmung,en: Auch das war so ein Fall, 
wo uns ,einfach ein fertiger Antrag bei den 
Ausschußberatungen ÜJberg,eben wurde. Ich 
muß allerdings hinzufüg·en, daß wir wirklich 
durch uns.ere Argumentation eneicht haben, 
d aß wenigstens eine kleine Erleichterung ge
schaffen wurde. In der Regierung.svorlag,e 
waren nämlich Strafen bis zu 3000 S vorg'e
sehen. 

S1e, Herr Abgeordneter Tonn, haben Mer 
Stellungnahmen ,erwähnt. Ich muß Ihnen die 
Stellungnahme des Justizmini'steriums in Er
innerung rufen, in der kOIl!kret auf dalS Straf
ausmaß bis zu 3000 S Bezug genommen wird 
und in der gesagt wir.d, daß das vollkommen 
in Ordnung ist. Wir konnben nicht vorbeI"eitet 
sein, wenn Ihr eigenes Justizministerium sagt, 
daß das >in Ordnung ist. S1e können nicht ein
fach mit einem Antrag kommen und sag.en: 
Wir wollen nicht 3000 S, 'sondern 30.000 S 
haben. 

Wir haben trotzdem unsere Argumente vor
gebracht und haben doch erreicht, daß wenig
stens bei Vorliegen ,einer Fahrlässigkeit j.etzt 
nur bis 1 0.000 S Stratfe vorgesehen ilst. Ich bin 
nach wie vor überz'eugt, daß 3000 S das rich
tige ,g'ewesen wä:r;e, Ich habe 'im Ausschuß 
gesagt: Wenn jemand vorsätzlich etwas macht, 
was gegen das Ges'etz verstößt, dann soll er 
schwer bestr,aft werden. Ich stehe auch jetzt 
noch dazu! Wenn aber für kleine Fahrlässig
keiten Strafen bis zu 1 0 .000 S im Gesetz vor
ges'ehen sind, so ist das meiner Auffassung 
nach zu hoch. Ich hahe aber trotzdem diesem 
Antrag zugestimmt, weil er gegenüber Ihr'en 
Vorstellungen, die Si,e zuerst gehabt haben, 
nämlim 30.000 S, doch eine Verbesserung dar
stellt und weil wir diese Verbesserung ,erreicht 
haben. 

Ich muß, weil von den Stliafbestimmungen 
di,e Rede ist, auch noch d,arauf hinwei'sen, daß 
der § S3 des Tierseuchengesetzes unverändert 
geblieben ist. Nam dieser Bestimmung ver
liert j eder Tierbesitzer seinen Anspruch sofort, 
wenn er sich eben nicht an die Vorschriften 
des Gesetzes hält. Es geht nicht allein um die 
Bestrafung der Tierbesitzer, sondern die Tier
besitzer verlieren einen Entschädigungs
anspruch, wenn sie die gesetzlichen Vor
schriften nicht einhalten. Deshalb glaube ich, 
daß es richtiger wäre, wenn bei Vorliegen 
von kleinen Fahrlässigkeiten die Strafen eben 
wesentlich geringer wären. Ich habe schon 
gesagt, daß wir sicher einiges erreicht haben. 
Das ist der Grund, warum wir dem Gesetz 
die Zustimmung geben. 

Aber ich möchte abschließend noch einmal 
darauf hinweisen, daß es in Zukunft sehr 
wesentlich darauf ankommen wird, daß von 
allem Anfang an entsprechende Maßnahmen 
gesetzt werden, wenn eine Seuchengefahr ge
geben ist. Das Ausland - das hat uns auch 
das Vorjahr gezeigt - geht sehr rigoros vor, 
wenn es um Absperrmaßnahmen geht oder 
wenn es um Maßnahmen geht, die den Import 
beschränken. Das Ausland hat uns diese 
rigorosen Maßnahmen vorexerziert. Es wäre 
im Interesse der gesamten Bevölkerung - ich 
habe das schon einigemale erwähnt -, also 
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der Tierbesitzer so wie aller übrigen Wirt
schaftskreise und Bevölkerungskreise, daß das 
Ministerium, wenn uns wieder eine Seuche 
drohen sollte, von allem Anfang an ent
sprechende Maßnahmen trifft. 

Ich möchte wirklich noch einmal feststellen: 
- Das Gesetz allein kann dann seine Aufgaben 
nicht erfüllen, wenn von seiten des Mini
steriums alles heruntergespielt wird und wenn 
von seiten des Ministeriums immer wieder 
gesagt wird: Es besteht ohnehin keine Gefahrl 
Die Maßnahmen treten ja erst in Kraft, wenn 
Gefahr in Vel"Z'Ug i'St. Wenn alles herunt,er
gespiel,t wird und wenn immer wi,eder be
hauptet wird, es sei keine Gefahr g,e.geben, 
dann kiann das Gesetz seine Aufgabe nicht 
erfüllen. 

Daher unsere Forderung: Damit das Gesetz 
auch durchgeführt wer.den kann, müssen ent
sprechende Maßnahmen von seiten des Mini
steriums gesetzt werden, um uns ärgere 
Schäden in der Zukurut zu ersparen, - Dankle. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Scrinzi. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren! Die 
heute zu verabschiedende Novelle zum Tier
seuchengesetz wird ni,emandem große Freude 
machen, und zwar in Anbetl1acht des Um
standes, weil eigentlich schon vor sechs J ahl'en 
ein komplett neues Ges,etz im Begutachtungs
verfahren war und weil wir mit dieseLNovelle 
eingestehen müssen, daß di,ese sechs Jahr,e 
nicht ausger,eicht haben, dem Haus ein tat
sächlich von Grund auf neues, den modernen 
Erfordernissen und wiSisenschaft'lichen Er
kenntnissen 'angepiaßtes Gesetz zur Beratung 
und Beschlußfassung vorzulegen, Es hat dieses 
tragischen Stimulus der Seuche des vergan
g,enen Jahres bedurft, um diese Novelle nun 
beschLeunigt ins Haus zu bring,en. 

Sie war in ihl1er ursprünglichen Fassung 
nicht gerade ideal konzipi,ert, aher wir woUen 
anerkennen, daß es in ,den jetzt zwischen den 
beiden anderen Parte.ien kriti'si'erten Verhand
lungen doch möglich war;, in zahlreichen, teils 
gemeinsamen, teils mehrheitlich eingebrachten 
Abänderungsanträgen die Novelle in eine 
Fassung zu bring,en, daß sie ihre vorüber
gehende Funktion, nämlich für den Fall ,eines 
neuen Seuchenzug,es eine Reihe von besseren 
Voraussetzungen für düe organisatorischen Be
kämpfungsmaßnahmen zu schlaffen und auch 
das Enbschädigung'sverfahren bes'ser zu re.geln, 
doch wird erfüllen können. D as waUen wir als 
positiv festhalt,en. 

Fast zu feiern wäre zugleich, daß wir mit 
diesem Tagesordnungspunkt und mit dem 
nächsten nach über zweij ährig,em Bestehen 
des Gesundheitsministeriums doch einmal eine 
im wes'entlichen apol:itisme Materie einstim
mig verabschieden. Das i,st, gliaube ich, ein 
gewisser Erfolg für uns alle und vor allem für 
die Betroffenen. Es war möglich, daß heide 
Seiten unter dem Eindruck von S.achargumen
ten Standpunkte korrigiert haben, sodaß diese 
Novelle zustandekommen konnte. 

Als drittes möchte lich hervorheben, daß mit 
dieser NOVielle in einer außerordentlich kri
tischen Situa.tion der österreichisdlen Land
wirtschaft, des östeneichischen Bauernstandes, 
nun, wenn auch für eine hoffentlich nicht ein
tret,ende Zukunft, 'ein Gesetz geschaffen wird, 
d as sie vor Sch'aden hesSrer als in der Ver
gang,enheit bewahren soll. Diese Uberlegungen 
haben ,auch meine Partei veranlaßt, der No
voeHe dann letzten End,es d1e Zustimmung zu 
geben und :im wesentlichen darauf zu ver
zichten, eine Reihe von AbänderungSianträg,en 
im Hause zu wiederholen, die wir im Aus
schuß g,estel1t, beziehungsweise angeregt 
haben. Ich mödrte ,aber trotzdem nicht ver
säumen, weil es vieHeicht für die Verfasser 
des hoffentlich bald kommenden modemen 
Seuchengesetzes als Anregung gewertet wer
den mag, ,ein paar Anmerkungen zu einz,elnen 
Bestimmungen des G esetzes in Eile ,anzu
bring,eu. Ich wiederhole nicht, was zum Teil 
schon von meinem Vorredner, aber auch vorn 
ersten Sprecher der Regierungspartei gesagt 
wurde. Ich verzichte lalso darauf, hier eine 
Fleißaufgabe zu erbringen. 

Die Nichtbei'stellung, die Nichtv,erpflichtung, 
das eigene Kra.ftfahflZeug beizu'Stellen - es 
wurde ausdrücklich wiederholt gesa'gt, daß 
zum Begriff der Ausrüstung, die der Tierarzt 
im Falle der Verpflich1tung mitzubringen hat, 
das Fahrzeug nicht gehört -, stellt k:eine 
ideale Lösung dar. Si,e stoo:t vor lallern, wie ich 
mich in einem G espräch mit sachlkundiogen 
Tierärzten veI1gewi'ssern konnte, in Wider
spruch mit der Wirklichkeit. Der tröstliche 
Hi:ruweis, es we:r1den ohnedies die Amtsfiahr
zeuge zur Verfügung 'stehen, i'st völlig 
i'Uus0 r1sch, weil zahlreiche Amtsltierärzte, also 
die beamteten Tierärzte, heute schon nicht 
über Dienstfahrzeuge ve:r.fügen, geschweige, 
daß es in allen tierärztlichen 'Sprengeln mög
lich sein wird, solche Fahrzeuge von amts
wegen durch die zuständigen Behörden beizu
stellen. 

Es wäre meines Erachtens vernünftig,er ge
wesen, die Verpflichtung, das Fahrzeug ,im 
MO'b-Fall rnitzubring,en, in da,s Gese� hinein
zunehmen. Das hätte allerd.ings erfordert, daß 
man eine befriedigende Schadenersatzregelung 

100. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 57 von 96

www.parlament.gv.at



9854 Nationalrat XIII. GP - 100. Sitzung - 5. Feber 1974 

Dr. Scrinzi 

für den Schadensfall getroffen hätte. Diese 
Reg,elung 'schi,en für die sozialistische Fraktion 
Grundsatzfragen aufzuwertien, die zu lösen 
sie sich im Zusammenhang mit dieser Novelle 
nicht aufr.affen 'konnte. Ich kann nur s agen : 
Schade, es wäre vemün.f.tig ,geweISen, es zu 
tun. 

Zum § 2 c, der die an sich vernünftige Rege
lung enthält, daß, um die Seuchenausbreitung 
innerhalb der Grenzen des Bundesgebietes 
zwischen den einzelnen Bundesländern wirk
sam zu bekämpfen, d er Bundesminister Ver
fügungen, also etwa Sperren, treffen kann. 
Diese vernünftige Regelung hätte meines Er
achtens ergänzt werden müssen mit der ge
setzlichen Bestimmung, daß in einer solchen 
Situation die Landeshauptleute sowohl ange
hört werden, wie auch die Möglichkeit haben 
müssen, ein allenfalls säumiges Ministerium 
durch eine Antragstellung in Bewegung zu 
setzen. 

Ich will die Diskussion über die Situation 
im vergangenen Jahr, als die Seuche mitten 
im Schwange war, nicht erneuern. Wir haben 
sie ausreichend kritisiert. Ich will diese Kritik 
nicht wiederholen. Aber manches hat damals 
gezeigt, daß es vielfach die Initiative der 
nachgeordneten Behörden war, die Maß
nahmen in Gang gesetzt hat. Dazu konnte sich 
die sozialistische Fraktion nicht aufraffen. Ich 
gebe aber zu, daß es bei einer vernünftigen 
Handhabung der Administration wohl selbst
verständlich ist, daß man Vorstellungen der 
Landeshauptleute im positiven Sinne, nämlich 
Sperren zu veranlassen, wie auch umgekehrt 
mindestens sehr sorgfältig prüfen wird. 

Der § 24/8, der die Bereitstellung von Ver
scharrungsplätzen und der erforderlichen Des
infektionsmittel für die Tierkörper in den un
mittelbaren Wirkungsbereich der Bezirksver
waltungsbehörden beziehungsweise Gemein
den verlegt, zieht nach unserer Auffassung 
die Kostentragung nach sich. Es wäre not
wendig gewesen, diese Kosten den ohnedies 
mehr als schwer belasteten Gemeinden abzu
nehmen und die aus den Bestimmungen des 
§ 24/8 erwachsenden Mehrbelastungen in den 
neuen, zum Teil alten Kostenkatalog mit auf
zunehmen. Hier ist aber die Frau Bundes
minister offensichtlich am harten "Njet" des 
Herrn Finanzministers gescheitert. Wir lassen 
dabei die verfassungsrechtlichen Fragen offen, 
vielleicht mit Hinblick. auf die erwartete Kurz
lebigkeit dieser Novelle im Vorfeld des ange
kündigten modernen Gesetzes. 

Dann möchte ich noch ganz kurz auf die 
Regelung des § 31 a Abs. 5 eingehen, der sich 
mit der Frage der Koordination der zur Seu
chenbekämpfung eingesetzten Mittel befaßt. 
Wir wären hier der Meinung gewesen, daß es 

besser gewesen wäre, statt eine Generalanord
nung an Idie Gemeinden zu erlassen, Ver
scharrungsplätze sicherzustellen - ein voll
kommen undurchführbares, unökonomisches 
Verfahren -, hier einen Mob-Plan zu erstel
len, der nach bestimmten Gesichtspunkten 
innerhalb von größeren Gebieten die Bereit
stellung von Verscharrungsplätzen regeln 
sollte. Es kam die Anregung im Rahmen von 
Gemeindeverbänden, solche Regelungen zu 
treffen beziehungsweise Seuchenfahrzeuge be
reitzustellen, welche, abgestellt auf Seuchen
anstalten, trachten sollen - jedenfalls für den 
Normalfall, also außerhalb akuter Seuchen
züge -, die Seuchenbekämpfung möglichst 
ökonomisch zu regeln, die aber auch bei nicht 
allzu schweren Seuchen in der Lage wären, 
für die Abfuhr verendeter Tiere und für ihre 
sinnvolle Weiterverwertung oder Vernichtung 
ZlJ sorgen. 

Auch hier verlassen wir uns, möchte ich 
sagen, auf die freiwillige Kooperation der Ge
meinden auf diesem Gebiet, meinen aber, daß 
es unabhängig davon sicher Aufgabe des 
neuen Seuchengesetzes sein wird, einen bun
deseinheitlichen Mobilisierungsplan für alle 
diese Maßnahmen zu schaffen. 

Zum § 52 b wird es einen Antrag des Herrn 
Dr. Frauscher von der OVP geben, dem ich 
beigetreten bin. Ich weiß nicht, ob sich auch 
die SPO entschließen wird, ihm zuzustimmen. 
Es wäre begrüßenswert. Es geht dabei einfach 
und schlicht darum, bei der Frage der Ent
schädigung die Selbständigen und die Unselb
ständigen gleichzustellen - es handelt sich 
eher um eine schlechte und unklare Formulie
rung -, die Betriebsinhaber, kleinere Unter
nehmer - und in erster Linie sind es j a  kleine 
gewerbliche Betriebe, welche durch eine 
Seuche geschädigt werden könnten - in bezug 
auf die Entschädigung mit den Unselb
ständigen der betroffenen Gebiete gleich
zustellen. 

Das, Frau Bundesminister, sind ein paar kri
tische Anmerkungen, wie gesagt unter bewuß
tem Verzicht auf die Stellung von Ab
änderungsanträgen, die ich öffentlich an Sie 
gerichtet haben möchte, mit dem Ersuchen, 
diese Anregungen in Ihre Uberlegungen für 
das neue Seuchengesetz mit einzubeziehen. 

Was schließlich den heute gemeinsam ein
gebrachten Abänderungsantrag zu den Straf
bestimmungen anlangt, wurde die Begründung 
bereits gebracht. Es ist auch unsere. Es war 
ja mit meine Anregung, in einer abgeänderten 
Fassung dieser Bestimmungen zu unter
scheiden zwischen bloßen Fahrlässigkeiten 
und Delikten, wo der - im Verwaltungs
bereich zwar nicht bekannte - Begriff der 
groben Fahrlässigkeit beziehungsweise des 
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Vorsatzes anzuwenden wäre. Dieser Anregung 
haben wir dann in gemeinsamen Verhandlun
gen in befriedigender Form Rechnung ge
tragen, weshallb ihie'r ·ein Dreiparteienantrag 
vorliegt. 

Damit, meine Damen und Herren, bin ich 
am Ende. Meine Fraktion wird im Hinblick 
auf die Erfahrungen aus der letzten Seuche 
dieser Novelle als einem Instrument ver
besserter Bekämpfungsmöglichkeiten zustim
men, zustimmen allerdings in der Erwartung, 
Frau Bundesminister, daß bis zur Regierungs
vorlage über ein modernes Seuchengesetz 
nicht weitere sechs Jahre vergehen. (Beifall 
bei der FP'O.) 

Präsident Probst: Zum Worte kommt der 
Herr Abgeordnete Samwald. 

Abgeordneter Samwald (SPO) : Herr Präsi
dent! Hohes Haus ! Wenn Herr Kollege Brand
stäUer gemeint hat, daß mein KoUege, der 
Herr Abg'eordnete Tonn, sich schon mitten 
im niederösterreichischen Landtagswahlkampf 
befindet, so muß ,ich zum Ausdruck Ibr.ingen, 
daß Herr Abg,eordneter �randstätter sowohl 
den Landtagswahlkampf in Niederösterreich 
im Herbst dieses Jlahres vorweggenommen 
hat, aber zugLeich auch schon den Auftakt zu 
dem der Nationalratswahl 1 975 g·eg,eben hat. 

Um ,aber auch hier einer politiischen Legen
denbildung vorzubeugen, möchte ich ,gl,eich zu 
Beginn meiner Ausführungen e:ines klar und 
deu1tlich zum Ausdruck bringen: daß mit die
ser Novelle zum Tierseuchengesetz eindeutig 
Vorteile für die lbetroffenen Hauern und für 
die Betroffenen .Im Falle ,einer Seuche .geschaf
fen worden sind. Hi,er möchte ich nochmals 
deutlich sagen : Von Nachteilen hier zu spre
chen wäre nicht gerecht und würde auch nicht 
echt das wiederg,eben, was im Rahmen dieser 
Nov,eUe auch zum Ausdruck. gebracht werden 
soll. 

Auf die Änderungen und Verbess'erungen 
durch diese Novelle selbst hat schon der Be
richt'erstatter teilweise hingewiesen. Nun 
wurde ,aber auch gleichzeitig in dieser Debatte 
auch von meinem KoUegen Brandstätter dar
auf hing,ewiesen, daß das Tierseuchenges,etz 
aus dem Jahr,e 1 909 stammt und natürlich auch 
mit Recht den heutigen Gegebenheiten und 
Realitäten ang,epaßt werden sollte. 

Alber .In dem gleichen Zusammenhang lauch 
dem Ministerium hier Vorwü!'fle darüber zu 
machen, warum man das Tierseuchengesetz 
nicht jetzt schon vollständig neu erstellt hat, 
glaube :ich, ist, meine sehr ,geehrten Kolle
ginnen und KolLegen von der OVP, sehr un
sachlich und sehr polemisch, weil Sie ja ge
rade auch hier schamhaft verschweiglen, daß 
es zur Zelt Ihrer OVP�Alleinregierung 1 966 

in Oberösterreich einen großen Seuchenzug 
gegeben hat und der damalige Landwirt
schaftsminister und der heutige Bundespart'ei
obmann der Osterreichischen Volkispartei, 
Dr. Kiarl Schleinzer, damals schon die Mög
lichkeit gehabt hätte, 'ein solches Tierseuchen
g,esetz hier dem Parlament vorzulegen. (Bei
fall bei der SP'O.) Wir wissen, daß er zwar 
einen Ausschuß ,eing'esetzt hat, dieser Aus
schuß vier Jahre tätig war, ,aber ohne End
ergebnis. 

Ich möchte aber darüber hinaus auch viel
leicht ,e.Ines zum Ausdruck bringen. Gerade 
im ver,gangenen Jlahr, bei diesem wirklich 
schweren und groß,en Seuchenzug, der be
sond·ers die ni'ederöst,erreichisch:en Hauern und 
teilweise dje burgenländischen Bauern getrof
fen hat, ist von seiten der Osterreichischen 
Volkspartei sehr uITsachlich in ider We�se vor
gegangen worden. � Man hat damals ver
langt - und das i'st mir vollkommen klar, 
das jst Ihr gutes Recht als Oppositionspar
tei -, sofort an die Schaffung beziehungs
weise an di'e Nov,ellierung des Tierseuchen
gesetzes heranzug·ehen, damit bei W,ieder
holung einer solchen Seuche auch durch 'echte 
Abwehr, durch echte Setzung von Maßnahmen 
wirksam Vorsorge getroffen werden k,ann, da
mit man die Seuche einigermaßen doch in den 
Griff bekommt. 

Wir Sozialisten würden Sie auch als Oppo
sitionspartei, meine Damen und Herren von 
der OVP, vi,elleicht falsch einschätz.en, wenn 
wir von Ihnen erwarten würden, daß, wenn 
hier die Regierungsvorlage von der ,soziali
stischen Alleinr,egierung vorHeg,t, Sie nur j a  
sagen und alles gut daran finden und nicht 
selbst offen hier auch Kliitik an dieser Novelle 
üben würden. DClIs ist nun einIDIal das Wes'en 
d er DemokraUe und das ist auch teilweise 
richtig. Nicht richtig ist, wenn dies,e Krttik 
dann unsachlich und polemisch in der Form 
vorgetragen wird, daß man dann später wie
der dem Minist,erium Vorwürfe macht, daß 
die Novelle zum T,ierseuchengeset'Z nicht rasch 
verabschiedet wird. Als w.ir dann zur erst'en 
Ausschußberatung kamen, als diese Novelle 
im Ausschuß beraten werden sollte, mußten 
wir feststellen, daß Sie fraktionell als OVP 
überhaupt nicht vorber,eitet waren. Sie sind 
überhaupt nicht vorbereitet in diese erste Aus
schuß'Sitzung gegang'en. Sie 'sind mi,t dem Be
wußtsein in die Ausschußsitzung ge,gangen, 
daß hier ein Unterausschuß .gebildet werden 
soll, daß hter noch einmal die Experten gehört 
werden soUen. Sie waren von Haus 'aus der 
Ansicht, daß di,ese 'erste Sitzung sowieso nach 
zehn Minuten ihr Ende finden wird, um hier 
diese Nov,eUe zum Tierseuchengesetz - ich 
will nicht sagen, zu verhindern, das wäre von 
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mir unsachlich - zumindest aber zu v,erzö- fenen ISO rasch wie möglich diese Novelle zum 
gern. Tierseuchengesetz heute hier dem Plenum vor-

Wie hat denn di,e Wirklichkeit hier bei di,e- zulegen. 

ser Novelle zum Tierseuch:engesetz ausge
sehen? Im vorigen Jahr, im Rahmen der 
Deb.atte zum Budgetüberschreitungsgesetz, 
haben Ihre Redner und Rednerinnen vehe
ment gefordert, so rasch wie möglich eine 
NOViellierung dieses Tierseuchengesetzes her
beizuführen (Abg. Dr. Marga H u b  i n e  k: Die 
Gesamtkodifikation!), zu einem Zei.tpunkt, 
KoHegin Dr. Hubinek, in dem -die Frau Mini
st,er ihre Beamten 'schon ang'ewiesen haUe, 
eine Novelle zum Tierseuchengesetz auszu
arbeiten . 

Nun ilst di,es,e Novelle im Ausschuß zur 
Beratung vor.gele,gen, und wir haben feststel
len müssen, obwohl hier die Begutachtung 
durch die Länder, durch die Inter,essenvertre
tungen erfolgt ist, obwohl hier sachliche Gut
achten vor.gelegen sind - mein Kollege Brand
stätter hat es hier 'schon zum Ausdruck g'e
b:mcht, daß wir teilweise sehr viele Vorschläge 
von der Präsidentenkonferenz der Land
wirtschaftskammer aufgenommen haben -, 
daß Sie bei der ersten Sitzung zum Ausdruck 
brachten, .die,se Novelle wäre überhaupt nicht 
durchberaten, es müßten nochmals Experten 
gehört werden, man sonte hier doch auch 
einen Unterausschuß bilden. Sie selbst, Herr 
Kollege Kern, w,aren 'es, der hier einen Ab
änderungsantrag ,eingebracht hat, der in kras
sem Widerspruch zur Meinung der Präsiden
tenkonferenz der Landwirtschaftskammer .ge
standen wäre. Sie haben dann diesen Abände
rungsantrag im Ausschuß zurückgezogen. 
(Abg. K e r n: Im krassen Widerspruch nicht! 
Sinngemäß gleich!) In krassem Widerspruch, 
sonst hätten Sie ihn nicht zurückgezogen, 
wenn er eine Verbesserung gebracht hätte. 

Aber ich möchte nochmals eines zum Aus
druck bringen: Si'e waren fraktionell in di'eser 
Frag,e der Novellierung des Tierseucheng'eset
zes absolut nicht vorbereitet und wollten 
diese Novelle lauf jeden Fall verhindern be
ziehungsweise verzögern im HinbUck auf die 
ni-ederösteneichiJsche Landtagswahl. Denn .g'e
rade im vergangenen Jahr hat Ihr Landes
hauptmann Maurer, der zukünftige Spitzen
kandidat der avp, im Zuge einer der tragisch
sten Seuchenzüge, der die Bauems�bJaft Nie
derösterreims betroffen hat, polemisiert ; an
statt gegen das Bundesministerium zu pole
misieren, wäre es vielleicht besser gewesen, 
rasche Maßnahmen und Vorsorge gegen die 
Seuche zu treffen. (Beifall bei der SPO.) 

Mein Freund, Herr Abg,eor,dneter Tonn, hat 
schon im besonderen darauf hingewiesen, daß 
durch diese Novelle vor allen Ding,en teil
weise den vete�inärmedizinischen Erkenntnis
sen Rechnung getragen werden soll. Besonders 
bei der Handhabung des Gesetzes zur Bekämp
fung der beiden Maul- und Klauenseuchen 
·im v,ergang,enen Jahr haben sich - und das 
wissen Si'e !Selbst - in verschi'edenen Rich
tung,en Mängel gezeigt, die vor allem die 
ra sche Anwendung , die nasche Anordnung 
wirksamer Maßnahmen verhindert'en, weil vor 
allem dazu auch j edwede ge,setzliche Basis 
fehlte. 

Natürlich war ,es in di,esem Zusammenhang 
auch notwendig, zahlr,eiche Bestimmungen des 
Tierseuchengersetzes neu zu fassen, um sie 
vor allen Dingen ,auch übersichtlicher zu ge
staUen, wobe'i auch vor allem verfa'ssungs
rechtliche Bedenken ausgeräumt wurden. Wir 
wissen s,elbst - dars muß man Jetzt ,auch sach
lich zum Ausdruck. bringen -, daß g·erade 
das Fehlen dieser ges'etzlichen Möglichkeiten 
besonders im vergangenen J,ahr die Bekämp
fung der Maul- und Khauenseuche ,in sehr 
hohem Maße erschwert hat. 

Vielleicht darf .ich in diesem Zusammenhang 
auch noch d'ar-auf hinweis,en, daß durch mehr 
R-echtsgrundlag,en auch die Möglichkei,t, die 
Basis, geschaffen worden ist, damit hier teil
weise schon zu Beginn solcher Seuchenzüge 
auch ri'gorose Maßnahmen gesetzt werden 
können. 

Sehr errreulich ist in di,esem Zusammenhang 
auch, daß schon in Zukunft durch die gesetz
liche Verankerung die Möglichkeit e:iner kom
pletten Isolierung von Ortschaf.ten bei Ver
dacht eines Seuchenfalles besteht. Wir wis
sen, daß ,g,erade im vergangenen Jahr im Zuge 
dieser Maul- und Klauenseuche auch 'hier ge
'setzlich die Handhabe gefehlt hat, um rasch 
diese Maßnahmen, rasch dies-e Organi'sations
form, komplette Isolierung der Ortschaf.ten, 
zu set�en. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch mit 
Genugtuung feststellen, daß diese Novene 
nicht nur - wie ich bereits erwähnt habe -
neue Rechtsgrundlag,en Ischafft, sondern es 
werden vor allen Dingen auch in dieser 
Novelle !die Entschädigungsbeiträge sowohl 
für die Arbeitnehmer laIs auch für die ,selb
ständig Erwerbstätigen neu ,ger,egelt. Auf die

Sehen Sie,  meine Damen und Herren von sem Sektor ist nun die finanzielle Entschädi
d,er OVP, gerade weil wir dieses Spiel durch- gung -in Katastrophenfällen gesetzmäßig auch 

schaut haben, i'st es uns darum gegangen, im für diese Berufsgruppen ver,ankert und damit 
Int'eresse der Bauernschaft und der Betrof- gesicher,t. 
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Ebenso wurde die Entschädigung für die und Herren - hier in dieser Novelle zum 
betroffenen Tierhalter selbst neu geregelt. Tierseuchengesetz enorme Lasten auf sich 
Auch in diesem Fall ist es zu 'einer echten nimmt. 
Verbesserung g'ekomm<;-ll. Schon das bestehende Recht bestimmt ja, 

Nun aber, meine Damen und Herren, noch daß auch die anderen Gebietskörperschaften 
zu einigen Abänderungsanträgen der Ost,er- die entsprechenden Belastungen auf sich neh
reichi:schen Volkspartei, die für uns als sozia- men sollten und nicht der Bund allein. 
listische Fraktion absolut nicht zu vert:peten 
waren. Beispielsweise das, was hier der Kol
lege Brandstätter ang,ezogen hat, nämlich der 
Antr,ag, bei d,en Sperrmaßnahmen nach § 24 
die freiwilligen Feuerwehren einzusetzen. Da 
muß ich meinem Kollegen Brandstätter sagen, 
daß das aus verfassungsrechtlichen Gründen 
und Bedenken abgelehnt werden mußte. Die 
Feuerwehr ist nämlich, nicht so wie in Nie
derösterreich, in vielen Ländern unserer Repu
blik eine Selbstverwaltungskörperschaft und 
unterliegt daher keinem Weisungsrecht durch 
eine Behörde. 

Das zweite, das sowohl Herr Kollege Brand
stätter als auch Kollege Dr. Scrinzi angezo
gen haben, war die Verpflichtung der Gemein
den zur Errichtung und Erhaltung von Des
infektionsanlagen und in diesem Zusammen
hang auch von Verscharrungsplätzen. Dazu 
wäre zu sagen, daß das nach. der derzeit gel
tenden R,echts'lage im eilgenen Wirkungs
bereich der Gemeinde liegt, und die Bezeich
nung als solche entspricht auch dem Ver
fassungsgebot der Verfassungsgesetznovelle 
von 1 964. 

Weiters hat Herr Kollege Brandstätter dar
auf hingewiesen, daß die Ausdehnung der be
hördlichen Impfungen auch für den Fall des 
W-iederauflebens der Seuche im Inland erfol
gen soll. Dies würde zu einer Durchimpfung 
des Gesamttierbestandes im gesamten Bun
desgebiet führen. Da muß ich auch hier sehr 
sachlich zum Ausdruck bringen : Dies wider
spricht vor allem den Exportinteressen der ein
zelnen Bundesländer, weil einige Staaten den 
Import geimpfter Tiere verbieten. Es ist 
j edoch die Möglichkeit der privaten Impfung 
gegen Maul- und Klauenseuche durch die neue 
Bestimmung in der neuen Novelle zum Tier
seuchengesetz im § 31 Absatz 4 gegeben. 

Gleichfalls hat Herr Kollege Brandstätter 
hier die Ubernahme der Kosten für die Be
förderung seuchenkranker Tiere, für die 
Schlacht stätten und die Verscharrungsplätze 
angeführt. Das geht nicht und würde zu einer 
übermäßigen Belastung des Bundes führen, 
das kann man nicht durchführen. Die Bekämp
fung von Tierseuchen erfordert die Aufwen
dung von großen Mitteln, sodaß alle Beteilig
ten, auch die ,anderen Gebietskörperschaften 
mithelfen sollten, wobei ja  schon der Bund 
im besonderen Maße - und das muß j a  auch 
zum Ausdruck. gebracht werden, meine Damen 

Die Verscharrungsplätze sollen natürlich 
nur Notlösungen darstellen, wenn Tierkörper
verwertungsanstalten nicht zur Verfügung 
stehen. Wir, die sozialistische Fraktion, geben 
uns in diesem Fall nicht der Illusion hin, daß 
wir in allen Ländern -zig Tierkörperverwer
tungsanstalten errichten werden können, weil 
diese ja wirtschaftlich nur zum Tragen kom
men können, wenn eine Seuche da ist. Wir 
werden solche Schlachtstätten für Seuchen
schlachtungen nur so weit verpflichten, als 
Seuchenschlachthöfe in diesem Zusammen
hang nicht greifbar sind; dann werden wir 
Tierkörperverwertungsanstalten heranziehen. 

Die gleiche Frage, die auch hier in diesem 
Zusammenhang angezogen worden ist, ist die 
Ausdehnung des Anspruches auf Entschädi
gung für Verdienstentgang auf Betriebe, die 
im Sperrgebiet ihren Sitz haben, aber nicht 
behördlich gesperrt wuroen, so wie auch auf 
Betriebe, die außerhalb des Seuchengebietes 
liegen. Das ist vor allem auf Grund des 
Systems des Tierseuchengesetzes und der 
neuen Novelle nicht möglich, auch eine Ab
grenzung der in Frage kommenden Betriebe 
läßt sich nich.t durchführen. Eine zukünftige 
Hilfe für derartige Betriebe, wenn sie von der 
Maul- und Klauenseuch.e betroffen sind, wird 
aber durch andere Maßnahmen, zum Beispiel 
auf steuerlichem Gebiet, zu erreichen sein. 

Gleichzeitig konnte aber auch nicht - weil 
diese Frage auch hier im AussChuß von einem 
Kollegen der Osterreich.ischen Volkspartei an
gezogen worden ist - von einer Verpflich
tung der Arbeitgeber zur Zahlung eines Vor
schusses auf die Verdienstentgangentsch.ädi
gung der Arbeitnehmer abgegangen werden. 
Denn, meine Damen und Herren dieses Hohen 
Hauses, würde diese Vorschußzahlung in das 
Belieben der Arbeitgeber selbst gestellt, so 
wäre natürlich keine Gewähr gegeben, daß 
die betroffenen Arbeitnehmer selbst während 
der Sperre in den Besitz der für ihren Lebens
unterhalt notwendigen finamzieUen Mittel !ge
langen würden. 

Es wurde auch - ich glaube, im Ausschuß, 
wenn ich nicht irre, von KoUegin Wies er -
vorgeschlagen, die Ubernahme der Kosten für 
die periodische Untersuchung von Tierbestän
den auf Bangseuche und Tuberkulose vorzu
nehmen. Auch hier darf ich namens meiner 
Fraktion zum Ausdruck. bringen, daß die 
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Kosten für die Bekämpfung solcher Seuchen 
in Tierbeständen, in denen sie aufgetreten 
sind, bisher schon immer der Bund übernom
men hat und sie auch jetzt noch immer über
nimmt. Nur die periodischen Untersuchungen 
erfolgen im Interesse des Tierhalters selbst 
(Zwischenruf der Abg. Helga W i e  s e r), vor 
allem aber hinsichtlich des Exportes, Kolle.gin 
Wieser, weshalb auch die Kosten dafür vom 
Ti,erhalter selbst zu ,tragen sind. 

,Meine Damen und Herren ! Vielleicht ab
schließend nur eines : Ich habe hier nur einige 
dieser Abänderungsanträge von der OVP
Fraktion herausgenommen und dazu auch 
Stellung genommen. Ich möchte ,eines zum 
Ausdruck bl"ing,en: Sie sind Ja nicht ger,ade 
ein Freund der Verstaatlichung. Hier haben 
wir ,fast optimal eine Verstaatlichung auf dem 
Ge'biet des Gesundheitsdienstes der Ti'ere er
r'eidlt, also da :sind Sie j a  ,eigentlich dafür 
eingetreten. Mit Wohlwollen 's,ehen wir nach 
Ihrer Haltung in dieser Frage nun ,auch Ihrer 
Haltung in anderen Fragen der Gesundheit 
entgegen. 

kber vieUeicht, meine Damen und Herren, 
darf ich doch noch eines fe'Sitstellen : Wenn hier 
durch die Redner der Oppositionsparte.i zum 
AUisdruck ,gekommen ist, ,daß diese Novelle 
keineswegs vollinhaltlich allen Gegebenhei
ten Rechnung trägt, daß dadurch wieder nur 
ein Teilbereich im Rahmen des T:ierseuchen
gesetzes g,ereg,el.t wurde, so möchte ich Ihnen 
doch sagen, daß dies nicht richtig i'st. Denn 
die wichtigsten M,aßnahmen in dieser Novelle 
sind doch vor allem im Hinblick auf die bei
den großen Seuchenzüge im ver'gang,enen J,ahr 
getroffen worden, und mit dieser Novelle 
wird doch vorerst auch sichergestellt, daß bei 

Novelle zum Tierseuchenges,etz, 'glaube ich, 
haben w.ir vor laUen Dingen Jene Vorausset
zung geschaffen, daß wir in Zukunft gewapp
net ,sind, daß wir Seuchen rigoros und wirk
sam bekämpfen können. Daher, meine Damen 
und Henen dies,es Hohen Hauses, geben wir 
als Sozialisten gerne unsere Zustimmung zu 
dieser NoveUe. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
Herr Abgeordneter Dr. Frauscher. 

Abgeordneter Dr. Frausdler (OVP) : Herr 
Präsidentl Hohes Haus l Mein Vorredner hat 
in sehr polemischer Weise zu uns,erem Ver
le.ngen nach Einsetzen eines UnteIlausschusses 
Stellung genommen. Er hat den Vorwurf er
hoben, wir hätten die Einsetzung eines Unter
ausschusses nur verlangt, um hier die Gesetz
werdung di,eser Vorlag'e zu verzögern. Diesen 
Vorwurf muß ich schärfstens zurückweisen. 
Uns ist es einzig und allein um eine gründ
liche Beratung di,elser Regierungsvorlage ge
gangen. Allein der Umstand, daß die Roegie
rungsfraktion 'selbst eine ganz'e Reihe von 
Abänderungs,anträgen zu dieser Vorlage ge
stellt hat, z,eig.t ja schon, daß die Regierungs
vorlage mangelhaft vorbereitet geWte,sen ist 
und daß eine gründliche Beratung 'in einem 
Ausschuß dazu notwendig war. Sie haben j a  
leider auch unser Verlangen zUIÜck!g,ewiesen, 
einen Vertreter des Verfassungsdienstes den 
Verhandlung'en beizuz-iehen. 

Namens meiner Fraktion habe ich ja Be
denken verfassung;srec:htlicher Art vorgebracht 
g,egen die Regelung zur Kost,entragungsver
pflichtung durch Bund, Länder und Gemeinden 
in dieser Regierungsvorlage. In der Reg.ie
rungsvorlage heißt es in der Ziftjer 20 : 

zukünftigen Ausbrüchen einer Maul- und "ner erste Absatz des § 61  hat zu lauten: 
Klauenseuche und anderen Seuchen diese Der Bund trägt die Kosten." - Dann folgt 
- und .ich betone es in di'esem Zusammen- die Aufzählung der einzelnen Maßnahmen, 
hang nochmals - wirtksam belkämpft wer- deren Kosten der Bund zu übernehmen hat. 
den könn'en. 

Ich darf aber auch in ,diesem Zusammenhang 
sa,gen, daß :im Hinblick auf .die große Bedeu
tung, a.ber ,eben auch hervorg,erufen durch die 
Tatsache, daß dieses Tierseudlengesetz seit 
1909 besteht, wir Sozialisten uns nidlt ver
schUeß,en werden, eine Neuregelung dieses 
Ti,erseucheng'es'etzes in Zukunft in Angriff zu 
nehmen. Es wird Isicherlich in der nächsten 
ZeH unverzüglich eine Gesamtreform dels 
Tierseuchenrechtes, in der Vollständigkeit und 
in der Gesamtheit gesehen, notwendig sein, die 
sicherlich natürlich auch ,aUen ErfoIidemi'ssen 
und Geg,ebenheitoen der heubig,en modernen 
Zeit Rechnung tragen wird. 

Aber .ich glaube auch eines a!bschließend 

Im Stammgesetz aus dem Jahr 1909 hieß 
es : "Die Kosten . . .  " - dann tfo'lgt die Auf
zählung der Maßnahmen "fallen dem 
Staatsschatz zur Last." 

Der Katalog wurde nun um einen Punkt 
erweitert und die Bestimmungen, die ganze 
Terminologie wurde der modernen Zeit an
gepaßt. Mehr wurde dazu auch in den Erläu
terndEm Bemerkungen nicht ausgesagt. Unsere 
Bedenken gingen nun in die Richtung, ob auf 
Grund des Finanz-Verfassungs,gesetzes aus 
dem Jahr 1 948 eine solch'e Regelung, eine 
solche Systematik überhaupt noch möglich ist. 
Es heißt dort im § 2 des Finanz-Verfassungs
gesetzes 1948 : 

zum Ausdruck 'bring,en zu müssen: Mit der "Der Bund und die übrigen Gebietskörper
heute hier dem Hohen Hause vorliegenden schaften tragen, sofern die zuständige Ge-
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setzgebung nichts anderes bestimmt, den Auf
wand, der sich aus der Besorgung ihrer Auf
gaben ergibt." 

Auf Grund dessen vertraten wir die Mei
nung, daß auf Grund der klaren Kompetenz
lage, die zur Tierseuchenbekämpfung gegeben 
ist, nicht jene Maßnahmen im Gesetz aufzu
zählen sind, deren Kosten der Bund trägt, 
sondern jene Punkte, wo die Kosten zu Lasten 
der Länder und Gemeinden gehen. Wir stütz
ten uns dabei auf das Gutachten der Nieder
österreichischen Landesregierung. Dieses Gut
achten beruft sich darauf, daß bei der Ent
scheidung, aus welchen öffentlichen Mitteln 
beziehungsweise von welcher Gebietskörper
schaft die bei der Vollziehung des Gesetzes 
entstehenden Kosten zu tragen sind, von der 
Kompetenzverteilung des Bundes-Verfas
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 sowie 
den Kostentragungsbestimmungen des Finanz
Verfassungsgesetzes 1948 auszugehen sei. 

Nach Artikel 10 Absatz 1 Ziffer 12 des Bun
des-Verfassungsgesetzes ist die Bekämpfung 
von Tierseuchen als Teil des Veterinär- 'be
ziehungsweise Gesundheitswesens eindeutig 
in Gesetzgebung und Vollziehung Bundes
sache. Nach dem Grundsatz der eigenen 
Kostentragung des § 2 Finanz-Verfassungs
gesetz 1948 habe demnach, so sagt die Nie
derösterreichische Landesregierung, der Bund 
auch den Aufwand, der sich aus der Besor
gung dieser Aufgaben ergibt, zu tragen. Nach 
Meinung der Niederösterreichischen Landes
regierung ist davon nach § 1 Absatz 1 Finanz
ausgleichsgesetz 1 913 nur ausgenommen der 
im Rahmen der Vollziehung des Tierseuchen
gesetzes in mittelbarer Bundesverwaltung an
fallende Personal- und AmtssaChaufwand. Der 
verbleibende Zweckaufwand belastet hingegen 
nach der Verfassungsrechtslage den Bund, 
weshalb auch die prinzipielle Forderung er
hoben wird, daß die Finanzierungsbestimmun
gen dieser Regierungsvorlage dieser Kosten
verteilungsregel Rechnung tragen müssen. 

Die NiederösterreichisChe Landesregierung 
sagt dazu: Sollte diese Forderung nicht volle 
Berücksichtigung finden, so müßte § 5 Finanz
ausgleichsgesetz 1913 angewendet werden, 
wonaCh der Bund mit den am Finanzausgleich 
beteiligten Gebietskörperschaften vor der In
angriffnahme von Maßnahmen, die Mehr
belastungen im Zweck.aufwand der Gebiets
körperschaften erwarten lassen, Verhandlun
gen zu führen hat. 

Meine Damen und Herren! Es geht ja um 
recht erhehliche Aufwendungen, di;e Mer zu 
decken sind. Es geht um die recht aufwendi
g,en Vorsorgeverpf1ichtungen des Landes
hauptmannes gemäß § 31 Absatz 5, es geht 
weiters um die Kosten für die Desinfektions-

maßnahmen und für die Bereitstellung von 
Verscharrungsplätzen nach § 24 Absatz 8 und 
um die AnsChaffung von Desinfektionsgeräten 
und die SChulung von Desinfektionsgehilfen 
nach § 2 b. 

Wir haben daher einen Abänderungsantrag 
gestellt, um auch die Kosten für diese Maß
nahmen in den Katalog des § 61 aufzunehmen 
und waren der Meinung, daß bei einer demon
strativen Aufzählung dies systematisch ge
rade noch vertretbar sei. Darum verlangten 
wir auch die Einfügung des Wortes "insbe
sondere" vor Aufzählung der einzelnen Maß
nahmen, deren Kosten der Bund zu überneh
men hat. 

Der Antrag wurde von Ihnen abgelehnt. 
Das ist Ihr gutes Recht. Sie übernehmen damit 
die Verantwortung für diese Regelung in die
ser Tierseuchengesetznovelle. Nicht in Ord
nung ist meiner Meinung nach, daß Sie unsere 
Bedenken einfach mit dem Hinweis abgetan 
haben, die Vorlage sei sowieso dem Verfas
sungsdienst vorgelegt worden und dieser 
habe keine Einwendungen erhoben. Unser 
Verlangen auf Beiziehung eines Vertreters des 
Verfassungsdienstes wurde nicht erfüllt und 
auch die Herren des Ministeriums waren ent
weder nicht in der Lage oder nicht willens, 
unsere Bedenken zu entkräften. Ich muß des
halb unsere Bedenken in dieser Hinsicht 
erstens auf Grund der Verfassungslage auf
rechterhalten 'lind zweitens, weil wir auch der 
Meinung sind, daß Länder und Gemeinden 
aus dieser Tierseuchengesetznovelle heraus 
nicht mit zusätzlichen Kosten belastet werden 
sollten. 

Ich bin der Meinung, daß bei einer Neu
kodifikation der ganzen Materie, die hoffent
lich bald erfolgt, hier unbedingt diese Frage 
mit den Ländern und Gemeinden besprochen 
und in einer befriedigenden Weise geregelt 
werden muß. 

Ich möchte noch auf einen anderen Pro
blemkreis zu sprechen kommen, auf die Ent
schädigungsbestimmungen der Gesetzes
novelle. Den Erläuternden Bemerkungen zu
folge zählt ja die neue Regelung der Entschä
digungsbestimmungen zu den inhaltlichen 
Schwerpunkten des Entwurfes. Und auch der 
Herr Bundeskanzler hat in seiner Erklärung 
vor dem Nationalrat am 24. Jänner auf die 
Tierseuchengesetznovelle Bezug genommen 
und festgestellt: 

Nach den unerfreulichen Ereignissen des 
Vorjahres wurde unverzüglich eine Novelle 
zum Tierseuchengesetz im Parlament einge
bracht. Die Schwerpunkte dieser Novelle sind 
verbesserte Vorbeugungsmaßnahmen wie 

100. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 63 von 96

www.parlament.gv.at



9860 Nationalrat XIII. GP - 100. Sitzung - 5. Feber 1 974 

Dr. Frausmer 

rigorose Sperren bereits bei Seuchenverdacht 
und eine adäquate Entschädigung der unselb
ständig und der selbständig Erwerbstätigen. 

Leider muß ich feststellen, daß es eine 
adäquate Entschädigung für selbständig Er
werbstätige nach der Vorlage nicht gibt. Die 
selbständig Erwerbstätigen sind nach der der 
Vorlage kraß benachteiligt. Ich wevde Ihnen 
dies auch bewei'Sen. 

Nach § 52 b Ziffer 1 erhalten Personen eine 
Entschädigung, die in einem Gehöft, das ge
sperrt worden i·st, ader in einem Gebiet, über 
das eine Sperre verhängt worden ist, wohnen 
oder b eschäftigt sind. Das ist die Regelung für 
die unselbständig Erwerbstätigen. Für die 
Selbständigen lautet nach Ziffer 2 des § 52 b 
die Regelung wie folgt : Personen ist eine 
Entschädigung zu leisten, wenn und soweit 
sie ' "  - es folgt die Ziffer 2 - ein Unter
nehmen betreiben, das gemäß § 24 Absatz 7 
wegen Maul- und Klauenseuche gesperrt wor
den ist oder in einem in Ziffer 1 beschriebenen 
Gehöft eine Betriebsstätte oder ihren Sitz 
haben. - Keine Rede ist also davon, daß 
auch eine Entschädigung zu leisten ist, wenn 
das Unternehmen im gesperrten Gebiet liegt. 

Hier liegt auf j eden Fall eine ungleiche 
Behandlung vor. Es soll durchaus anerkannt 
werden, daß gegenüber der Regelung des gel
tenden G esetzes die Entschädigungsansprüche 
auch auf selbständig Erwerbstätige ausge
dehnt werden. (Der P r ä  s i d e n  t übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

Es heißt da in den Erläuternden Bemerkun
gen auch, daß im InteIless,e des Gleichheits
gebotes unserer VeflfaSisung durch die Neu
fOl1mulierung des § 52 b eine Entschädigung 
für alle natürlidlen und j uristischen Personen 
sowie für die p.ersonenge'sellschaften des Han
delsrechtes vorgesehen werden Iso11, dte durch 
eine Erwerbsbehinderung infolge der im Ge
setz aufgezäMten Sperrrnaßnahmen einen Ver
dienstentgang ,erHUen. Zu den im Ge,setz auf
gezählten Sperrrnaßnahmen g,ehört zweifellos 
die Sperl1e ,eines Gehöftes und ebenso die 
Sperre 'eines Gemeindeteiles oder des ,gesam
ten Gemeindegebietes. Bei der Entschädigung 
für unselbständig Erwerbstätige wird auch Be
zug genommen sowohl auf die Sperre eines 
Gehöftes als auch ·aU!f di,e Sperre eines Ge

Es li.egt aber auf der Hand, daß auch ein 
solches Unternehmen ,einen Verdienstentgang 
erleiden kann, da ja durch di,e Sperre 'eines 
Gebietes das ge'samte W.irtschaiftsleben in die
sem Gebiet gelähmt wird. W,ir haben uns bei 
den Ausschußberatungen sehr darum bemüht, 
um an Hand von Beispielen diesen Sachver
haU einsichtig zu machen. Wir haben auch 
einen entsprech'enden Abänderungsantrag vor
gelegt. In diesen Abänderungs,antrag haben 
wir auch jene Unternehmen einbezogen, die, 
wenn auch nicht im Seuchengebiet gel,eg·en, 
infolg.e der Tierseuche Einkommensverluste 
erlitten halben, wobei wir selbst die Ein
schränkung vornahmen, daß es nur existenz
gefährdende Umsatz- und EinIkommensver
luste sein dürften, die Anspruch ,auf eine Ent
schädigung geben sollten. 

Der Antrag wurde von Ihnen abgelehnt. 
Allerdings hat der Sprecher der sozialistischen 
Fraktion, der Herr Abgeordnete SeikaniIlia, die 
Berechtigung unseres Anliegens ,gar nicht he
stritten; er hat nur g·e'sag,t, daß damit di,e 
ganze Reg,elung v:iel zu kompliziert würde. 
Nun, uns scheint, wenn ,es um eine gerechte 
Lösung für eine Frag'e geht, dann darf man 
sich nicht davon abschrecken la'ssen, daß diese 
Lö,sung vielleicht nicht ganz ,einfach ist. Wir 
können uns deshalb nicht davon abhalten las
sen, eine g,eflechte Lösung auch für die selb
ständig Erwerbstätigen zu verlangen. 

Der Herr Abgeordnet,e Scrinzi hat namens 
seiner Fralktion schon erklärt, daß er meinem 
Abänderung.santrag beigetreten i'st. Ich werde 
also neuerlich ,einen Abänderungsantr,ag ,ein
b:ringen. Ich be·schränke mich darauf, als Ent
schädigungsvoraussetzung die Sp'erroe ,eines 
Unternehmens oder ,eines Gebietes zu verlan
gen, w.ie es bei den Unselbständigen der Fall 
ist. Ich ,darf den Abänderungsantrag verlesen: 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Dr. Frauscher, Kammer
hofer, Dr. Scrinzi und Genossen zu 977 der 
Beilagen in der Fassung des Aus'schuß
berichtes 1018 der BeHagen. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Im Art. I Z. 18 sind im § 52 b Abs. 1 Z. 2 
nach dem Wort "Gehöft" die Worte "oder 
Gebiet " '  einzufügen. 

bietes. Bei der Entschädigung für BeI'lSonen, Damit würde klargestellt, daß auch die 
die ein Unternehmen betreiben, beschränkt selbständig Erwerbstätigen einen Entschädi
man sich auf die Sperre des Unternehmens gungsanspruch haben, wenn ihr Unternehmen 
selbst und darauf, daß es in einern gesperrten gesperrt ist oder wenn sie in einern gesperr
Gehöft e,ine Betriebsstätte oder ,seinen Sitz ten Gehöft oder in einern gesperrten Gebiet 
hat. Ein Unternehmen, das .in einem g,esp,err- ihre Betriebsstätte oder den Sitz ihres Unter
ten Gebiet liegt, aber se�bst nicht -gesperrt nehmens haben. Durch die Annahme dieses 
worden ist, würde demnach keinen Entschädi- Antrages würde nur Ihrer eigenen Forderung, 
gungs.anspruch haben. die Sie in den Erläuternden Bemerkungen ge-
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bracht haben, Rechnung getragen, daß hier 
nach dem Gleichheitsgrundsatz vorgegangen 
werden soll. Ich möchte nur betonen, daß da
mit j a  nicht den selbständig Erwerbstätigen, 
den kleinen Gewerbetreibenden irgend ein 
Geschenk zugesprochen wird. Sie müssen ja 
ihren Verdienstentgang selbst erst unter Be
weis stellen, wenn sie einen Entschädigungs
antrag stellen. 

Ich lade Sie daher ein, meinem Abände
rungsantrag zuzustimmen und hoffe, daß Sie 
durch Ihre Zustimmung Ihr Interesse an einer 
verfassungskonformen Regelung bekunden. 
(BeiJa11 bei der OVP.) 

Präsident: Der von den Abgeordneten Dok
tor Frauscher und Dr. Scrinzi eingebrachte Ab
änderungsantrag ist genügend unterstützt und 
steht mit zur Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist die 
Frau Abgeordnete Helga Wieser. Bitte. 

Abgeordnete Helga Wieser (OVP) : Herr 
Präsident I Hohes Hausl Herr Kollege Pansi! 
Es fällt mir eines besonders auf, 'seitdem dch 
hier im Hohen Haus hin: Wenn ir.gend etwas 
von der Landwirtschaft ,gesproch,en wird, dann 
begehren Sie fürchterlich auf, und es scheint 
Ihnen, daß die Landwirtschaft sowieso der 
größte Subventionsempfänger in Osterreich 
ist. (Ruf bei der SPO: No na!) Ich glaube, Herr 
Kolleg,e iPansi, daß es nicht 'so ist. Gerade 
auCh Sie müssen interessiert 'sein, daß wir eine 
sehr l'eistungsfähige Landwirtschaft haben, 
denn gerade in der letzten ZeU hat es siCh 
immer wieder erwiesen, daß man sich auf das 
Ausland überhaupt nicht vedassen kann und 
daß es sehr wohl wichtig i\st, unser,e heimi
sme Landwirtschaft aufrechtzuerhalten. 

Herr Kollege Samwaldl Sie meinten, es 
wäre ber,echtigt gewesen, daß Sie meine An
träge im Ausschuß abgelehnt haben, weil sie 
keine so große Bedeutung für die Seuchen
bekämpfung hätten. Darf ich Sie im Laufe mei
ner Ausführungen eines Besseren belehren. 
Für uns hat die Tbc und die iBangseuche eine 
sehr wesentliche Bedeutung, und ich ,edaube 
mir dann, das 'fa'st in einem Fachvortra'g, weH 
ich ja seIhst aus dieser Branche komme, etw,a's 
näher zu erläutern. 

Frau Bundesminister I Es wurde schon er
wähnt, daß wir sehr großen Wert darauf gelegt 
hätten, daß 'ein Unterausschuß ,eing,esetzt 
werde, weil eben dies'e 'Materie für uns so 
wesentlich ist; es wurde leider abgelehnt. Ich 
habe mir eigentlich 'gedacht, daß Sie für die 
Bauern 'etwa.s mehr übrig hätten. Aber es 
scheint ISO, ,als verbreite sich in :der gesamten 
Bundesregi'erung eine Abneigung .g.egen die 
Bauernschaft. Der Herr Bundeskanzler hat in 
seinem letzten Bericht im Padament über die 

wirtschaftliche Lage in Osterreich fast zwei 
Stunden gesprochen und die Landwirtschaft 
mit keinem Wort erwähnt. Es hat uns ,eigent
lich etwas schockiert, das muß ich ehrlich 
sa.gen, denn wenn der Herr Bundeskanzler 
auch keinen be'sonderen Wert auf dte Land
wirtschaft legt, <So hätte ich doch nicht ge
glaubt, daß er so unklug ist und diese 
Berufsgruppe wirklich total zerstör'en möchte. 

Im Ausschußbericht ,steht unter ander,em, 
,diese Novellierung des Tierseucheng,esetzes 
hätte die Schaffung der Vonaussetzungen für 
die frühest� Erfassung und Bekämpfung von 
Seuchenfällen zum Gegenstand. Dies trifft auf 
Grund der Nov'ellierung für die Maul- und 
Klauenseuche zU, alber ich habe schon 'erwähnt, 
daß das nicht die einzige Seuche ist, mit der 
wir Rinderhalter uns im besonderen beschäf
tigen müssen, sondern daß es auch den Bazil
lus Bang und die Tbc gibt. Wir haben j1a alle 
mit der MKS schon eine sehr traurige Erfah
rung gemacht, die Landwirtschaft, die Bauern, 
vor allem in Ni,ederösteneich und im Bur;g,en
land, di,e Frau Bundesmin1ster und ,aUe öster
reichischen Bauern, weil wir doch alle in Mit
leidensch,aft 'g,ezogen wurden. Deshalb wurde 
das Tieiiseumeng,esetz auch novelliert. Ich 
glaube, daß dieses Tierseucheng,es,etz -einiger
maßen zufri,edenstellend ist, ansollJSten hätte 
meine Fraktion j a  niCht zugestimmt. Tbc und 
Bang ,treten heute schon deshalb wesentlich 
seltener .auf, weil ,sie bereits auf Kosten der 
Bauern ausgemerzt wurden. 

Hohes Hausl Darf ich miCh vorerst etwas 
näher mit der Tuberkulose befassen. Jeder 
Laie in Osteneich weiß, daß Tuberkulos'e eine 
ansteck,ende Krankheit :ist. Frau Bundesmini
ster! Sie haben es im Ausschuß so hingestellt, 
als wäre sie gesundbeitspoliti<sch bedeutungs
los. Kollege Dr. Gisel hat es noch bestätigt, 
und ich als Nichtarzt sozusagen wurde, ehr
lich g,esagt, etwas unsicher, weil ich mir 
damte, jetzt kenne :iCh miCh überhaupt nicht 
mehr aus, ist Jetzt Tulberkulose ansteCklend 
oder nicht? Ich habe miCh inzwischen bei Tier
ärzten erkundigt, und ich muß sagen, es war 
allg,emeine Verwunderung. Die Tierärzte 
,seIhst hatten so etwas noCh nie 'gehört. 

Frau Bundesministerl Darf ich Sie eines Bes
seren bel'ehren? nie TubeI1k.ulose ist sehr wohl 
ansteckend und sQgar allein durch den Genuß 
von Milch übertragbar. Außerdem ist Tuber
kulose geg,enseitig übertragbar, ,also von 
Mensch auf Tier und von Tier auf Mensch. Ich 
glaube, daß ich Ihnen im Grunde genommen 
nichts Neues Isage, Si,e wollten nur eine Be
gründung finden, daß Si,e meine Anträge ab
lehnen. 

Ich frage mich auch, Frau Bundesminister: 
Wenn es nicht so gefährlich wär,e, warum 

617 
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impfen wir dann alle zwei Jahre? Dann wäre 1 be'kämpfen, denn sogar Abortus Bang i,st auf 
das doch bedeutungslos, dann könnte ,es uns Menschen übertragbar. Schon oft haben 
doch gleichgüLtig sein, ob wir Tbc haben oder Bauern, Stall personal oder .auch Tierärzte 
nicht. Oder darf ich kurz an die Fleisch- Abortus Bang bekommen. Man muß mit jahI1e
beschaukurse er.innern, bei denen sehr vehe- langem Fieber rechnen, man kennt lange Zeit 
ment auf die Tuberkulose hingewiesen wird. nicht die Ursache, bis man den Herd gefunden 
Wenn der kleinste Krankhei1lsherd auftritt, hat. Von unserem TLerarzt weiß ich, daß zum 
wird sofort Alarm ge'schlagen, und es muß der Beispiel ein Ti·erarzt in Deutschland j etzt eine 
gesamte Körperteil entJtiernt und vernichtet Rente beantI1agt hat, weH er von der j ahr.e
werden, weil Tuberkulose anscheinend doch langen Abortus Bang-Krankheit nicht mehr be-
gefährlich ist. freit werden koann. 

Darf ich Ihnen als Salzburgerin sagen, daß 
im benachbarten Bayern die Bestimmungen 
noch wesentlich Istrenger sind. Wenn auch nur 
ein stecknadelkopfgroßer KIiankheitsherd ge
funden wird, muß das g'esamt'e Tier vernichtet 
werden, und das ist bestimmt nicht nur zum 
Vorteil der Viehzüchter, w.ie Sie meinten, das 
können Sie mir glauben. 

Darf ich noch ,etwas dazu sagen, was im 
w esentlichen die Viehzüchter betrifft. Es ist 
uns bekannt, daß das Ti'er, wenn es aUe zwei 
Jahre geimpft wird und dann eine Reaktion 
auftritt, innerhalb einer kurzen Zeit wegge
geben werden muß. Ich kann Ihnen als Bäue
rin ,sagen, daß diese Ti'ere manchmal sehr gut 
an Leistungen sind, körperlich .gut bei,sammen 
sind, ·eine gute Milchleistung haben und sehr 
wohl in der Lage wären, j ährlich ihr Kalb zu 
bekommen, weH dieser kl·eine Krankheit·sherd 
manchmal überhaupt keinen Einfluß auf den 
Org.anismus hat, er kapselt 'sich ein, aber die 
Kuh reagi'ert. Ich glaube also, .daß es nur im 
Interesse der Volk1sge1sundheit ist, nicht .im 
Interesse der Viehzüchter, wie Sie meinten. 

Frau Bund·e,smini,sterl Darf ich auch noch 
zum Abortus Bang kommen. Diese Krankheit, 
muß ich sagen, ist für uns Bauern schon 
wesentlich g,efährlicher, weil sie vor allem 
einen sehr ,großen materiellen Schaden hinter
läßt. Dieses seuchenhafte V·erwerfen ist ge
fährlich und unter der Bauernschaft gefürchtet. 
Es handelt sich um eine Frühgeburt, die Kuh 
kalbt mit zirka sechs Monaten ab, sie wird 
krank, das Kalb ist durchweg1s nicht lebens
fähig, und vor allem gibt die Kuh keine Milch, 
weil sie aus rein natürHchen Umständen nicht 
darauf vorbereitet ist; sie hat Fieber, bekommt 
geschwollene Glieder und ist für den Bauern 
nur 'eine Bel,astung. Man hat nur die Mö,glich
keit, daß man das Vieh weggibt, aber meistens 
ist es Ischon zu spät, denn di'e Seuche verbrei
tet sich in Windeseile, und wenn im Stall ein 
Seuchenfall aufgetreten ist, ist damit zu rech
nen, daß der weitere V:iehbestand auch ange
steckt wird. 

Ich glaube also, FIlau Bundesmini·ster, daß 
es für die gesamte Bauernschaft, aber auch 

Ich ,glaube,  Frau Bundesminister, ,g"erade Sie 
als Gesundheitsminister müßten in di,eser 
Sache schon etwas mehr Einsehen haben! 

Daß wir heut'e UIl!seren Rinderbestand teil
weis,e von diesen Seuchen befDeH haben, ist 
vor allem der Tüchtigkeit unserer Bauern zu 
verdanken. Darf ich Ihnen auch noch sagen, 
daß in Salzburg alle.in di,e Abortus Bang- und 
Tbc-Bekämpfung bereits über 1 00 Millionen 
Schilling gekostet hat, und das mußten die 
Bauern aus ihrer eigenen Tasche aufbringen. 
Ich glaube, daß unsere Forderung wirklich 
berechtigt ist, und darum hat sich unsere Kam
mer auch schon des öt.teren an Sie gewandt. 

Die Untersuchungen kosten uns allein in 
Salzburg j ährlich 50 Millionen Schilling. Ich 
glaube auf Grund der großen Schwierigkeiten, 
die wir heute .in der Landwirtschaft haben, 
weil einfach die Betriebsmittel so teuer wer
den, daß wir mit unserem Einkommen nicht 
mehr Schri.tt halten können, müßten Sie, Frau 
Bundesminister, einen Schritt in der Richtung 
tun, di·e Bauernschaft zu unterstützen. 

Hohes Haus ! Noch etwas : Glauben Sie, 
wenn wir nicht so vorg·esorgt hätten, daß 
unsere Viehbestände seuchenfr,ei sind, daß wir 
auch nur einen Uerischen Artikel ,exportieren 
könnten? Man kann doch heute kaum noch 
etwas 'exportieren, zum Beispiel nach Amerika, 
wenn nicht die Voraussetzung dafür geschaf
fen ,ist, daß kein Vieh auch nur das geringste 
Anzeichen irgendeiner Seuche aufweist. Doch 
das scheinen Sie nicht zu wissen. 

Frau Bundesminister! Es tut mir sehr leid, 
daß Sie für die österreicMschen Rinderhalter 
nicht·s übrig haben. Die gesamte Bundesregie
rung hat leider für die Bauern und deren 
Sorg,en kein Verständnis. Ich will j etzt keinen 
Jamniergesang anstimmen, denn ich glaube, 
wir haben es nicht notwendig, daß wir große 
Lei'stungen 'erbringen und dann noch um jede 
Unterstützung betteln sollen. Sie hätten eine 
Mö.glichkeit gehabt, uns nicht zu enttäuschen, 
Sie haben ,es alber trotzdem getan I (Beifall 
bei der OVP.) 

für die Volksgesundheit schon von größt'er Präsident : Zum Wort gemeldet hat sich Frau 
Bedeutung wäre, diese Seuche vehement zu Bundesminister Dr. Leodolter. Bitte. 
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Bundesminister für Gesundheit und Umwelt
schutz Dr. Ingrid Leodolter: Herr Präsident! 
Hohes Haus I Vielleich.t gleich zu den Worten 
der Frau Abgeordneten Wieser. Ich habe nioe 
behauptet, daß es keinen Tbc-Typus bovinus 
gibt. Natürlich. gibt es einen Tbc-Typus 
bovinus, das ist der, den Idie Rinder haben 
und der auch auf den Menschen übertragen 
werden kann. 

Ich wiederhole :  Es gibt drei Typen von Tbc. 
Der Typus, den di,e Menschen haben, i'st der 
Typus humanus, der mit dem Typus bovinus 
der Rinder gar nichts zu tun hat. Allerdings 
kann der Typus bovinus, wenn da's Tier die 
Krankheit hat, auf den Menschen übertragen 
werden; da,s spielt aber heute bei uns über
haupt keine Rolle mehr. Es gibt dann noch 
eine Hühner-Tbc, über die wollen wir im 
Moment nicht reden. 

Ich habe al,so nie behauptet, daß di,e Rinder
tuberkulose nicht ansteckend wäre. Sie spielt 
aber bei dem, was im Ausschuß glesagt wurde, 
nämlich bei der Zunahme der Tuberkulose 
der Menschen, überhaupt keine Rolle, weil 
das eine .g,anz andere Erkrankung :i,st. 

Was die Tierseuchenautos betrifft, möchte 
ich nur sagen, daß sich der Herr Abg,eolidnete 
Brandstätter me.iner Meinung nach selbst 
widersprochen hat, wenn er meint·e : Heute 
sind ganz andere Verhältnisse, es gibt in den 
einzelnen Orten vi,el mehr Tiere, es wird also 
Mas!sentierhaltung betrieben. Dann kann man 
aber nicht sagen, daß die Autos beim Bund 
stehen ,sollen, .der Bund soll die Autos für den 
Abtransport der Ti.ere zur V,erfügung stellen. 
ICh glaube, gerede diese Seuchenzüge haben 
es bewiesen, daß jedes Land seine Autos 
haben muß. Wir haben schon fast in allen 
Bundesländern dte Autos, und sie wurden den 
Niederösterreichern zur Verfügung gelstellt. 
Das Auto würde beim Bund ebenso veralten, 
wie es bei den Ländern veraltet. Bei den Län
dern aber kann man es immer wieder einset
zen, weil j.a auch andere Krankheiten ver
ursachen, daß Tiere ste:rfben, und diese auch 
abtransportiert werden müs'sen. 

Nur noch ein Wort - ich kann mich kurz 
fassen, weH ja .eigentlich alles gesagt worden 
ist - zu den Verscharrungsplätzen. Es j·st 
selbstverständlich, daß sich -ein Gesundbeits
minister nicht wünscht, daß überall Verschar
rungsplätze sind. Natürlich legen wir auf die 
Ti'erkörperbeseiHgung den größten Wert, und 
gerade da woUen wir ja  Verwertungsanstal
ten haben. Aber für einen lSeuchenzug muß 
di·e Möglichkeit, einen Verscharrungsplatz zur 
Verfügung zu haben, g'egeben s,ein, weil wir 
nicht wollen, daß krankes Material von einer 
Gegend in die :andere verschleppt wim. Dafür 
gehört es. 

Wenn ich nur nodl einige Worte zum Gesetz 
sagen darf : Es ist klargeworden, das Gesetz 
stammt aus 1909. Es jst von 1945 bi·s 1970 im 
Landwirtschafbsministerium zwar an Entwür
fen gearbeitet word,en, es ist 1968 ein solcher 
Entwurf in die Vorbegutachtung gegangen, ·er 
wur.de aber verworfen, er hat nicht ,entspro
chen. Es wurde dann neu dJaran gearbeitet, es  
wurde eine Kommi'ssion eingesetzt. 

Das Bundesminister.ium für Gesundheit und 
Umweltschutz, das vor zwei Jah1"en gegründet 
worden ist, ist gleich mit der Seuche konfron
tiert worden, und es hat trotz der großen 
Arbeit, die wir damals mit der B€ikämpfung 
der Tierseuche hatten, Isofort die Bearbeitung 
einer Novelle auf sich genommen, weil wir 
gesehen haben - ich glaube, jeder, der diesen 
Entwurf gründlich liest, kommt zur selben 
Erkenntnis -, daß mit dies'en ge·se;tzlichen 
Grundlag·en eine ,effektvolle Bekämpfung der 
Maul- un.d Klauenseuche nicht möglich i'st. 
G eI1a:de das, was wir hier j etzt lang.e 'bespro
dlen haben, zeigt ja, daß dielse g,esetzliche 
Regelung nicht vorhanden war, sonst hätte 
man sie in die neue Novene nicht aufnehmen 
müssen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident : Nädlster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Kern . .  

Abgeordneter Kern (OVP) : Herr Präsident! 
Meine 'sehr verehrten Damen und Herren! Zu
nädlst eini·ge Bemerkungen zum Ahgeordneten 
Samwald, der neben Tonn auch glemeint hat, 
daß wir als landwirtschaftliche Vertreter im 
Ausschuß uns bemüht hätten, .die gesamte 
Gesunderhal;tung unserer T.iere dem Staat zu 
überantworten. 

Meine Damen und Herren! Davon war nie 
die Rede. Es geht hier einzig und allein darum, 
daß eine entsprechende Entschädigung für 
Sdläden durch MKS oder ,andere Seuchen, die 
im Interesse aller ·sdlnell und rigoros bekämpft 
werden müssen, gewährt wird. Daß der Land
wirt .soelbstvevständlich alle Schäden, die er 
auf Grund an.der,er Krankheit,en 'seiner Tiere 
erleidet, s'elbst zu tJ1agen hat, darüber hat 'es 
niemals Debatt·en gegeben, und unsere An
träge sind auch absolut nicht in diese Rich
tung gegangen. 

Der Herr Abgeordnete Samwald hat weiter 
geme.int, daß mein Kollege Brandstätter den 
Landtagswahlikamrpf und auch den National
ratswahlk'ampf bereits vOl"We'ggenommen 
hätte. Ich frage, Herr A:bgeoI1dneter Samwaltl : 
Steht denn die Nationalratswah'l schon dem
nädlst vor der Tür'? 

Herr Abgeordneter! W,enn Si,e behaupten, 
daß unsere Fraktion nicht vorbereitet gewesen 
wäre, dann mödlte idl nur eine Fr,ag,e an 
Sie richten: Wer hat den Hauptteil der De-
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Kern 
batte im Ausschuß belstritten? Welche Abge
ordneten? Wir oder Sie? Uns haben j eweils 
die Ministerial,beamten geantwortet und am 
wenigsten Ihre Abgeordneten. Das möcht,e ich 
dazu feststellen. (Beifall bei der avp.) 

Wir haben ni-emals die Absicht g-ehabt; 
irgendwie zu verzög-ern. Uns ging es - wie 
ich im Ausschuß schon ge-sagt habe - um 
eine sachliche Arbeit, uns ging es darum, daß 
man wirklich -eine Novelle macht, die allen 
Anforderungen entsprechen kann. 

Auf die Ausführungen der Frau Minister 
werde ich im Verlauf meines Debattenbeitra
ges noch zurückkommen. 

Ich möchte festhalten, daß wir von der Land
wirtschaft - das wurde vom Kollegen Brand
stätter bereit,s ,erwähnt - insbesondere die 
Verbesserungen, soweit 'es di'e Entschädigung 
nicht nur für den bäuerlichen iBerufskreis, son
dern auch. was die Selbständigen anLangt, 
wenn auch nicht ganz, ISO doch. als befriedi
gend begrüßen, besonders di'e Abstellung auf 
den Verkehrswert, wie ich und meine Kol
legen das belleits im März in einem Abände
rungsantrag deponilert haben, der jetzt auch 
in die Regierungsvorlage eingearbeitet wor
den ist. Wir begrüß-en diese Regelung wie 
auch den j etzt vorgesehenen Auszahlungs
modus. 

Leider gibt es eine 91an2le Reihe von Be
stimmungen, die nicht nur verfassungsl'Iecht
lich. bedenklich sind. Diese unser-e Ansicht 
konnten Sie und Ihre Beamten leider Gottes, 
Frau Minist'er, nicht eindeutig widerlegen. Es 
lieg-en aber nicht nur v-erfassungsrechtliche 
Bedenken gegen den heute zu !:fassenden Be
schluß vor , auch di-e praktische Handhabung 
ist zum Teil mehr als bedenklich. Denn das es 
im Artikel 1 0  Abs. 1 '/... 1 2  der Bundesver
fassung ausdrücklich heißt, daß die Veterinär
und Gesundheitsangelegenheiten sowohl in 
gesetzgebender Hinsicht wie auch in der Voll
z�ehung Bundessache sind, das dürfte wohl 
unbestrttten sein. 

Ich mödüe noch zwei Fragen anschneiden: 
Es werden insbesondere :im § 24 Abs. 8 den 
Gemeinden Aufgaben auferlegt, die weit über 
den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden 
hinausgehen und die von vielen Gemeinden 
gar nicht erfüllt werden können. So ist beab
sichtigt, daß in den Gemeinden entsprechende 
Verscharrungsplätze vorgesehen werden müs
sen. Ich habe im Ausschuß bereits darauf hin
gewiesen, daß es eine Reihe von Gemeinden 
geben wird, die gar nicht imstande sein wer
den, dem nachzukommen. Ich denke hier an 
Bergbauerngemeinden oder an Fremdenver
kehrsgemeinden, die einfach den notwendigen 
Grund und Boden hiefür nicht haben. Wenn 

dieser Passus so beschlossen wird, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, dann ist es für 
viele Gemeinden absolut unmöglich, das auch 
zu vollziehen. 

Kollege Primarius Dr. Wiesinger hat im 
Ausschuß auf die Kostenfrage ganz besonders 
hingewiesen. Sie werden sagen: Das wird 
sowieso nur für einige Gemeinden in Frage 
kommen. - Hoffentlich! 

Ich möchte aber doch noch auf einiges hin
weisen: Es ist im § 14 des geltenden Gesetzes 
statuiert, daß derartige Verscharrungsplätze 
durch mindestens 25 Jahre landwirtschaftlich 
nicht genutzt werden dürfen. 

Wenn man errechnet, welche Summe dabei 
herauskommt, die den Gemeinden zur Bezah
lung auferlegt wird, dann wäre es doch über
legenswert gewesen, Frau Minister, ob es 
nicht besser gewesen wäre, durch Errichtung 
von entsprechenden Verwertungsanstalten 
diese Frage moderner zu lösen. Daß diese Lö
sung nicht besonders modern ist und daß das 
gerade einer Regierung p assiert, die immer 
von Modernität redet, ist mehr als unfaßbar, 
das muß ich da'Z'U 'sa'gen. (Beifall bei der avp.) 

Nun zum § 31 Abs. 5, durch den die Lan
deshauptleute verpflichtet werden, für die Be
seitigung der zu keulenden Tiere zu sorgen, 
noch einige Betrachtungen. 

Zunächst vielleicht noch einmal zur Frage 
der Seuchenfahrzeuge oder der Fahrzeuge für 
den Abtransport dieser Tiere, wovon Sie, Frau 
Bundesminister, vorhin auch gesprochen 
haben. Sie haben gemeint, daß es doch billiger 
käme, wenn man den Ankauf den Ländern 
überantwortet, als wenn das, wie wir es vor
geschlagen haben, vom Bund gemacht werden 
soll. Wir haben neun Bundesländer. Wenn 
diese neun Bundesländer nun auf Grund die
ser gesetzlichen Verpflichtung, j edes Bundes
land für sich, zwei oder drei Seuchenfahrzeuge 
anschaffen müssen, so sind das im ganzen 
Bundesgebiet - 9 X 3 = 27 - 27 Fahrzeuge, 
Frau Bundesminist�rl 

Ich kann in der SchneUigkeit nicht errech
nen, da idl die Kosten pro Fahrzeug nicht 
kenne, wa's dias wirklich ikos1en würde. Wahr
scheinlich hätte man, wenn der Bund die An
schaffung zentral hesorgt und die Fahrzeuge 
dann zur VIerfügung stellt, milt weit wenig-er, 
wahrscheinlich nur mit der Hälfte oder mit 
einem Drittel 'an Fahrzeugen das Auslangen 
finden können. Sie werden natürlich sagen: 
Das hätte ja der Bund zu bezahlen gehabt: 
Richtig !  Ich gl,aube, es wäre sogar möglich 
gewesen, .daß di,e Länder entsprechende Bei
träge zur V'erfügung '9,estellt oder Mitzahlun
gIen geleistet hätten, wenn man das mit den 
einzelnen Ländern besprochen hätte. 
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Aber ich glaube, daß das auf keinen Flall 

eine Lösung ist, die insgesamt, auch vom 
Einanziellen her g-esehen, richtig ist, weil letz
ten Endes die St,euerzahler, egal, ob das Land 
oder der Bund das Geld ausgibt, immer wie
der die gleichen bleiben. 

Es ist davon gesprochen worden, daß Nie
derösterreich damals die Fahrzeuge nicht g'e
habt hat. Kollege Br,andstätter hat bereits 
darauf hingewiesen, daß schon während der 
letzten Jahre die Anstalt in Hetzendorf diese 
Frage ,gelöst hat. Die Fl"a-ge, warum nicht Nie
derösterreidl. auch Fahrzeuge zur Verfügung 
hat, ist praktisch lerst akut geworden, als man 
nicht mehr mit dem Abtransport zu Rande ge
kommen ist. J.edenfalLs - ich habe da einig,e 
B e'ispiele angeführt - waren wir der Auffas
sung, daß man diese Fragen in einem Unter
ausschuß eher hätte klären können, daß man 
hier eher zu einem echt !befriedigenden Er
gebnis hätte kommen können. 

Es hat der Abgeordnete Sekanillia in einer 
Wolitmeidung erklärt: Man kann in der kurzen 
Zeit nicht al1es klären, es sei j a  sowieso ein 
neues Gesetz notwendig. Es ist heute schon 
gesagt worden, daß -ein neues Gesetz kom
men soll ; hoffentl.ich bald. Der Abgeordnete 
Sekanina hat selbst zugegeben, daß seiner 
Auffassung nach die Beratung-en nicht ganz 
richtig durchgeführt worden ,sind, daß auch 
seiner Aufifassung nach hi,er echte Mäng,el be
stehen geblieben sind. Er verweist auf das 
neue Gesetz. Ich hage mich nur, ob es im 
Sinne einer soliden parlamentar,ischen Bera
tung gelegen i,st, wenn man bei der Novel
lierung eines Gesetzes nach Lang,er Zeit wie
der auf ein neues Gesetz verweilst, das kom
men wird. Hoffentlich kommt es bald. Denn 
als gel ernte Osterreicher wissen wir ja, daß 
Provisorien bei uns in Osteneich sehr lange 
halten. Aus diesem Grunde besteht die He
fürchtung, Frau Minister, daß es ,sehr lange 
dauern wird, bis wir zu einem neuen Gesetz 
kommen, mit dem dann 'aille di'ese Ungereimt
heiten aus der Welt gelschafft werden kön
nen. 

Es hat 'ein Kollege heut,e schon darauf hin
gewiesen, daß Sie vom Herrn Bundesmini
ster für Finanzen die Order erhalten hätten : 
Keinen Schilling mehr für dielses Gesetz ! Und 
aus dem Grund : Schnell über die Bühne, 'schnell 
die Beratungen zu Ende führen und abstim
men, di,e Sache ist erledigtl 

Fr,au Bundesmini,ster l Sie herben vorhin er
klärt, daß

' 
Ihre Meinungsäußerung im Aus

schuß betreffend Ansteckungsgefahr durch Rin
der-Tbc auf den Menschen von uns mißver
standen worden wäre. Wenn das der Fall :ist, 
dann IIlöchte ich darüber nicht mehr r,eden. 
Wir ha:ben es j.edenfalls so verstanden, nach-

dem Kollegin Wieser hier den Antrag einge
bracht hat, die Bezahlung der Tbc-Unter
suchungskosten sei dem Bund zu über,antwor
ten mit der Begründung, daß es sich hier um 
eine Maßnahme handelt, die letzten Endes 
auch im Interesse der Volksg,esundheit liege. 
Auf Grund Ihrer Antwort, die Rinder-Tbc wäre 
ja vom Standpunkt der Volksg,esundheit aus 
nicht in erster Linie als gefährlich anzusehen, 
mußten wir der Auffassung sein, daß Sie die 
Meinung vertreten, die Rinder-Tbc wäre nicht 
ansteckend. 

Ich habe eine Reihe von wLssenschaftlic:hen 
Albhand1ungen mit, und ich 'hätte Sie gefragt, 
wenn Sie das nicht selbst korrigi1ert hätten, 
wo Sie diese Meinung her haben. Denn die 
jüngsten Aussagen in der Richtung sind j eden
falls so, daß Rinder-Tbc sehr wohl für den 
Menschen ansteckend ist. Wenn das heute in 
der P!1axis nicht mehr so oft passiert, dann 
nur deswegen, ,weil 'wir in Osterreidl, Gott sei 
Dank ,schon s,elt längerer Zeit, im ganzen Bun
desgebiet die Tbc-Bereinigung 'in den bäuer
lichen Rinderhaltungs!betrieben durchgeführt 
haben und weil damit natürlich auch - das 
war ja auch mit ,einer der Gründe - dielse 
Gefährdung für viele weitestgehend 'weggefal
len ist. Aber Grundtatsache bleibt, daß die 
Rinder-Tbc auch für den Menschen Igefährlich 
ist. Aus diesem Grund ist der Antrag meiner 
Kollegin Wieser auch berechtigt, weil diese 
Forderung auch vom Standpunkt der Volks
g·esundheit sehr wohl berechtigt gelstellt wor
d en ist. 

Meine 'sehr g,eehrten DaIIlen und Herren ! 
Nun noch e'ini-ges zu dem, w1e hier - und es 
hat heute bereits Herr Kollege Pr-ader darauf 
hmgewiesen - im Hause Initiativen der Oppo
sition behandelt werden. Ich habe bereits 
darauf hingewiesen, daß ich und meine Kol
legen ber'eits im März, al,s die erste Seuche 
knapp vorüber und die zwe�te noch nicht aus
gebrochen war , einen Ant:r:ag eingebracht 
haben, der auch eine entsprechende Entschädi
gung für die Selbständigen in der gewerb
lichen Wirtsch,aft zum Inhalt hatte. 

Wir haben diesen Antrag dann neuerlich im 
Finanzausschuß eing,ebracht. In der Finanzaus
schußsitzung vom 1 3. Juni wu�de di'eser Antrag 
in einer einzigen Wortmeldung des jetzigen 
Herrn M,inisters Lanc - er w.ar damals noch 
Mi;tglied im Finanzausschuß - abgelehnt, mit 
der Begründung, Idaß dieser Antrag noch zu
weni'g ausgereift wäre und so w:eiter unld. so 
weiter. 

Interessanterweise hat dann kurz nach dem 
zweiten ,Seuchenausbruch der Finanzminister 
in Verhandlungen, Gott sei DaIlik können wir 
sagen, auch der gewerblichen Wirtschaft diese 
Ent'schädigung zukommen lassen. M ein An-
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trag ist dann letzten Endes auch bei der De
batte am 1 9. Juli anläßHch der Verabschiedung 
des 'ersten Budgetüberschr-eitungsgesetz,eg, in 
dem eine entsprechende Entschädigung für die 
MKS-Geschädigten vorgesehen war, von 
Herrn Abgeordneten Pfeifer mit dem Hinweis 
abgelehnt worden, daß dieser Antrag untaug
lich, daß er nicht ausg,ereift wäre und 'so wei
ter und so fort. 

Interessant ist nun, meine !Damen und Her
ren, soweit es die Entschädigung und auch die 
Meldepflicht anlang:t, daß dies,e Initiativen, die 
hier vorgeschlagen worden sind, inhaltsmäßJg 
weitestgehend tn der Regierungsvorlage, die 
erst im November eingelangt ist, aufscheinen. 

Ich möchte also meinen, Herr Abgeordneter 
Pfeifer, Sie müßten 'sich j etzt eine andere For
mulierung einfallen la.ssen, um diese damalige 
.A!blehnunrg heute noch zu begründen, weil es 
sich herausgest'ellt hat, daß diese Initi ativ,en 
doch nicht so schlecht waren, sonst hätte näm
lich die Regilerung oder die Frau Minister diese 
VODschläge nicht in .die Regierungsvorlage 
hineingenommen. Das ist meine Auffassung 
d azu. 

Und nun, meine Damen und Herren, noch 
folgendes, weil man hier heute von zwei Her
ren und auch früher 'schon im Ausschuß ,gehört 
hat, die Bauern hätten sozusagen das Bedürf
nis, sich alles bezahlen zu lassen, w,as hier an
fällt: Der letzte Seuchengang oder das Ab
flackern der Seuche, die letzten Seuchenfälle 
jedenfalls in Niederösterreich in Würmla und 
in Anzing ha:ben bewiesen , daß man mit rigo
rosen Maßnahmen diese Probleme schnell mei
st,ern klann. Wenn man solche rigorosen Maß
nahmen setzt, die mit entsprechendem finan
ziellem Verlust der Ibetroffenen Bevölkerung 
verbunden sind, muß man dann natürlich auch 
eine entsprechende Entschädigung bereitstel
len. Er,st dann hat man meiner Meinung nach 
auch das moralische Recht, diese Dinge im 
Interesse der Allgemeinheit zu verlang,en. 
Denn ,für den einzelnen ist e's ein groß'es Opfer, 
das ihm hier auferlegt worden ist. 

Fllau Bundesmini1ster!  Nun zum Abschluß, 
doch noch einige Bemerkungen über die Aus

' wirkung des damalig,en Seuchenganges aus 
der Sicht der Landwirtschaft. 

Ich habe bei der Debatte am 18. Juni des 
VorJahres besonders darauf hingewliesen, daß 
es zum damaligen Zeitpunkt meiner Auffas
sung nach verfrüht war, über Ursachen der 
Fehler, di'e begangen worden sind, zu reden -
aus volkswirtschaftlichen Uberlegung,en. Es ist 
dies,em G edankengang dann von den Abge
ordneten der Regierung'spart,ei nicht Rechnung 
getragen worden, die damals schon gemeint 

hat, man müsse insbesondere dem Land Nie
derösterreich den Schwarzen Feter zuschieben. 
Es ist Ihnen nicht gelung'en. 

Frau Minister! Ich möchte heute nicht alle 
diese Dinge ,aufzeigen, ,aber doch auf eines 
hinweisen: Meiner Ansicht nach war der 
Hauptf.ehler, der damals gemacht worden ist, 
an dem S'i'e wahrscheinlich am wenigsten 
schuld waren, der, daß man zu der Ze.it, wo 
man schon genau g,esehen hat, welche Dinge 
sich in Ungarn und in den anderen östlichen 
Staaten abspielen, noch immer Schweine im
portiert, noch immer T.iere hereingebracht hat, 
obwohl man dann natürlich auch nicht hun
dertprozenUg wissen konnte, wie aa's aus
gehen wird. 

Nach dem alten Motto, das dl'e SPO j a  groß
artig beherrscht, "Haltet den Dieb ' "  hiat 
damaLs die "Arbeiter-Zeitung" auf das Ver
langen der Lam:JJWirtschafflskammern nach so
fortiger Importsperre geschrien, die verlangte 
Importsperre würde nur dazu dienen, das 
Preisniveau anzuheben. Also ,kein Voerständnis 
für diese Dinge, absolut kein Verständnis! Die 
Zeche hat dann die Bevölk,erung zu bezahlen 
gehabt. Sie wi'ssen ganz genau, ,daß dieser 
Schaden in die Hunderte Millionen Schilling 
gegang·en sind. 

Frau Minis,ter! Ich kann Sie leider von der 
Schuld nicht fr,eisprechen, woran wir heute 
noch entsprechend negativ leiden : di'e Frage 
der Viehexporte. 

Frau Bundesminister! Sie haben das von 
Ihren eigenen Beamten sicherlich erfiahren, daß 
damals durch die Nichtinformation der Veteri
närstellen sowohl in Rom wie auch in Bonn 
die Exporte östeneichischer Rinder in di'ese 
Länder vorz.eitig g,estoppt wurden. Dadurch 
hat man natürlich einen Rückstau von Tausen
den Rindern erreicht. Das hängt uns unter 
anderem j etzt noch bei der ganz·en Vliehexport
frage nach. Das können Sie abolut nicht in 
Abr,ede stellen, das ist ausdrücklich und dezi
diert von den höchsten Beamten dieser aus
ländischen Veter,inärstellen gesagt worden. 
Durch unrichf:i.ge Information haben die ge
m eint, das stimmt alles, was in den Zeitungen 
geschrieben worden ist, daß die Seuche näm
lich in ganz Osterreich grassiere. In W.irklich
keit war sie j1a nur in einig,en Bezirken Nieder
österreichs. Man hat natürlich sofort die Gren
zen gesperrt, und da's spüren wir heute noch. 
Da's war eine Fehlentschei,dung, die heute 
noch, 'gerade beim Viehexport, unseren Land
wirten nachrJ:eilig nachhängt. Davon kann ich 
Sie nicht befreien, das ,i'st die Schuld, die Ihnen 
und auch Ihrem Ministerium anzullaSiten ,ist. 

Ich darf sag,en, daß wir im ,allgemeinen die
ser Novelle zustimmen. Hs ist gesagt worden, 
daß darin Positives enthalten ist, daß aber 
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vieles besser hätte gemacht werden können, Ich bitte somit jene Damen und Herren, die 
wenn man darüber noch entisprechend g'espro- dem vorUegenden Gesetzentwurf auch in drit
chen hätte. (Beifall bei der OVP.) ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 

den Sitzen zu erheben. - Dies ist e i n  s t i  m
Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge- m i  9 in dr.itter Lesung a n  g e n  0 m m e n. 

meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das i,st nichJt der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i  m
m u n g über den vorliegenden Gesetzentwmf 
in 10 18  der Beilauen. D.a sowohl ein Zusatz
antrag als auch ein .A!bänderungsantrag vor
liegen, lasse ich 'getrennt abstimmen. 

Zu Artikel I Z. 18 (§ 52 b) liegt ein Zusatz
antrag der Abgeordneten Dr. Frauscher, Dok
tor Scrinzi und Genossen vor. 

Ich lasse zunächst über den Artikel I bis Z. 1 8  
§ 52 b Abs. 1 Z. 2 einschließlich des Wortes 

5. Punkt: Beridlt des Ausschusses für Gesund
heit und Umweltschutz über die Regierungs
vorlage (976 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem das Tuberkulosegesetz geändert wird 

(2.Tuberkulosegesetznovelle) (1019 der Bei
lagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 5. Punkt der 
Tagesordnung : Bericht des Ausschusses für 
Gesundheit und Umweltschutz über die Regie
rungsvorlage (916 der Beilagen) : Bundes
gesetz, mit dem das TubeJ:1kulosegesetz ge
ändert wird (2. Tubel1kulosegesetznovelle) . 

"Gehöft" abstimmen. Ich bitte jene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, sich Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 

von den Sitzen zu erheben. _ Das ist einstim- Tonn. Ich ersuche um seinen Bericht. 

mig angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den Zusatzantrag der Abgeordneten Dok
tor Frauscher, Dr. Scrinzi und Genossen auf 
Einfügung der Worte "oder Gebiet" nach dem 
Wort "Gehöft" in Z. 2 § 52 b Abs. 1 .  Ich bitte 
jene Damen und Herren, die hiezu ihre Zu
stimmung geben, sich -von den Sitzen zu er
heben. - Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über die restlichen Teile 
des Artikel I Z. 1 8  § 52 b bis einschließlich 
Z. 21 (§ 62 a) abstimmen, zu denen keine Ab
änderungsanträge vorliegen. Ich bitte jene 
Damen und Herren, die diesem Teil des 
Gesetzentwurfes zustimmen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist einstimmig ange
nommen. 

Zu Artikel I Z. 22 § 63 liegt ein Abände
rungsantrag der Abgeordneten Tonn, Brand
stätter, Dr. Scrinzi und Genossen vor. Ich bitte 
jene Damen und Herren, die diesem Teil des 
Gesetzentwurfes in der Fassung dieses 
gemeinsamen Abänderungsantrages ihre Zu
stimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die 
restlichen Teile des Gesetzentwurfes sowie 
über Titel und Eingang in 1018  der Beilagen. 
Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung be endet. 

Berichterstatter Tonn: Herr Präsident! Hohe-s 
Haus ! Der gegenständliche Gesetzentwurf sieht 
eine Anpassung der Leistungen nach dem 
Tuberkulosegesetz an die Lei,stung.serhöhung 
nach der 30. Novelle zum ASVG vor. 

Der Ausschuß für Gesundheit und Umwelt
schutz hat die erwähnte RegierungsvorLage am 
25. Jänner 1 914 .in Verhandlung g-enommen. 
N ach Wortmeldungen des Berichterstatters 
sowie der Abgeordneten Dr. Marga Hubinek 
wurde -einstimmig beschlossen, .dem Hohen 
Haus die Annahme des von der Bundesregi,e
rung vorgelegten Gesetzentwurfes zu empfeh
len. 

Der Ausschuß für Gesundheit und Umwelt
schutz stellt somit den A n  t r a g, der Natio
nalrat wolle dem von der Bundesr-egi,erung 
vor.gelegten Ges-etz·entwurf die verfassungs
mäßi,ge Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie
gen, bin ich ermächtigt zu beantIlagen, Gene
ral- und Spezialdebatte in einem durchzufüh
ren. 

Präsident: Wird gegen den Antrag, General
und Spezialdebatte unter einem abzuführen, 
ein Einwand erhoben? - Nicht der Fall. Wir 
gehen so vor. 

Zum Wort gemeLdet hat sich die Fr,au Abge
ordnete Dr. Marga Hubinek. Bitte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (OVP) : 
Der Berichterstatter beantragt die sofortige Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 

Vornahme der d r i t t e n Lesung. Wird Ein- Heuen! Die vorliegende Novelle zum Tbc
wand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Gesetz ist notwendig geworden, weH die An-
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hebung der Geldbeihilfen für die Tbc-Kranken 
den eineinhalbfachen R1ichtsatz der Ausgleichs
zulagen in der Pensionsversicherung nach dem 
ASVG betragen muß. W,enn ,sich das ASVG 
ändert, ist jeweHs eine Novene zum Tbc
Gesetz notwendig. 

Ohne nun die Maßnahmen der wirtschaft
lichen Tbc-Hilfe gering achten zu wollen, han
delt es sich doch bei dieser Regierungsvorlage 
um e.in Gesetz von eher g,eringerer Bedeu
tung, keineswegs initiieIit vom Bundesmini
sterium für Gesundheit und Umwelt. Hier han
delte das Ministerium unter Zugzwang, weil 
sich das ASVG geändert hat. Und dennocb 
- davon bin - ich überzeugt - wird dieses 
Minigesetz, ähnlich wie die's bei anderen Ge
'setzen ähnlichen Umfanges der Flall w,ar - idl 
denke beispielsweise an die Apothekengesetz
novelle -, in der Le.istungsbilanz der Frau 
Minist'er aufscheinen und zweifellos einen 
Platz in der Statistik haben, die über da,s Wir
ken und den Erfolg dieses MinisteDiums be
ridl,ten soll. 

Das Bemühen der Frau Minister, einen 
Nachweils für die Existenzberechtigung ihres 
Ministeriums zu erbringen, bestimmt auch den 
Arbeitsstil im Gesundheitsausschuß. Es ist 
beim vorher,igen Ta,gesor:dnungspunkt aus
führlich von bei den Seiten über die Fr.age 
Unterausschuß oder nicht, wirksames, ,effizien
teres Arbeiten im Unterausschuß oder nicht 
lange di'skuUert worden. Aber e.ines sei hier 
ganz deutlich ge'sagt : Wenn Vorlagen des 
Ministeriums so wenig sorgfältig vorbereitet 
sind, daß noch vor Eingang in die Beratungen 
von der Re,gierungsfraktion ,eine Re.ihe von 
Abänderungsanträgen vorgelegt werden, kb
änderungsanträge, die ganz entscheidend die 
Vorlage verändem, so werden Sie doch der 
Oppositionspartei konzedieren müssen, daß sie 
auch diese Abänderungsanträge beraten will. 
W,enn Sie nun meinen, wü dürfiten .in Hinkunft 
keinerlei Unterbrechung vedangen, weil Sie 
glauben, damit würden wir Ihre Vorlag,en ver
zög'ern, das s,ei ein Moment der VeI"Schlep
pung'staktik, dann bedaure ich da's zutiefst, 
darf aber s agen: Sollange Sie Ihre Vorlagen 
nicht besser vorbereitet haben, müssen Sie lei
der hinnehmen, daß wir sie entsprechend vor
beraten und durchberaten, um die ärgsten 
Ungereimtheiten zu beseitigen. Wenn der 
Herr Abgeordnete Tonn meinte, ich hätte bei 
den Beratungen zum Tierseuchengesetz mei
nen Charme eingebüßt, so bedauere .ich das, 
kann d as a!ber leider nicht ändern. (Abg. 
G r a f: Das ist unmöglich!) 

Vielleicht noch ein Wort zum Verhandlungs

geberische Arbeit in lllIiem Ministerium ge
leistet wird, und mangels po1itisdl relevanter 
Vorhaben müs.sen Sie nun R>egierungsvorlagen 
von eher 'geringer Bedeutung, wi'e es audl 
bei der Tbc-Gesetznov'eHe der Fall ist, mög
liehst ,schnell durchpeitsmen. Frau Minister I 
Sie wären gut beraten, würden Sie sich bei 
Ihrem Verhandlungsstil ein Vorbild nehmen 
an Ihrem Amtskollegen, dem. Herrn Minister 
Broda. Er i'st durchaus bereit, Unterausscbüsse 
zuzug,estehen. Expertenladung,en werden ni,e
mals

· 
verwei'gert, im G eg,enteil, er i,st bereit, 

di,e Expertenliste noch zu ergänzen, und im 
Endeffekt erzielt ,er ein wesentlich besser,es 
Verhandlungsklima, als dies im Gesundheits
ausschuß der Fall [st. Die sdlnel,1ere Lösung 
erzielen Sie auf die beschriebene Weise. Las
sen Si,e mich hier ,ein 'banales Wort ibring,en: 
Druck ,erzeugt Gegendruck. Sie werden eine 
gute V:erhandlungsatmosphäre durch Ihre Art 
der Verhandlung .im Ausschuß roeineswegs 
erreich'ell. 

Die Situation ma,g für Sie, Frau Minister, 
nicht 9anz l,eicht s'ein. W.ir wi'ssen j a, daß ein 
sehr wichtig,es Vorhaben seit mehr als einem 
halben Jahr unerledigt im Aussmuß liegt i 
es ist dies di'e Novene zum Kralllk,enanstalten
g,es,etz. Und um kein MißVlerstärudnis auf
kommen zu lassen : Die Novelle zum Kranken
anstalteng,esetz bUelb nidlt durch die 
sch'leppende Arbeits'W,eise der Opposition lie
gen, sondern sie wurde durch di,e Tatsache 
verzögert, daß uns die Frau Min�ster dm Juni 
in Aussicht goestellt hat, ein Finanzierungs
konzept vorzulegen, und zwar wollte sie dieses 
Finanz'ierungskonrept innerhalb von 14 Tagen 
erbning,en. Nun, wir warten bis zur Stunde 
auf dieses Finanzierung,skonzept. 

Die GesundheitspoliUk 'hat ZJWeHellos widl
tig,e Vorhaben, Vorhaben, die wesentlich ent
scheidender sind, als es die gegenständliche 
Novelle ist, di,e letztlidl nicht unbedingt die 
Installierung eines eigenen Gesundheitsmini
steriums erfordert hätte. 

Das weSientlich,e Vorhaben, Frau Minister, 
haben Sie bisher noch nicht beginnen können, 
nämlich die Reform der Spitäler. Hier hat sich 
die RJegi'erung eine etwas ung,ewöhnliche Maß
nahme in den letzten Wochen einfallen lassen, 
nämlich sich mittels 'Zweier Meinungs
forschungsinstitute die Linie ihrer künftig,en 
Handlungswoetise vor�eigen zu la,ssen. Die Er
gebnisse d er zwei Meinung.sforschunglS
[nstitute sollten der Regi'erung 'einen Pinger
zeig Hefern, wi,e die dringend not'wendig,en 
Vorhaben finanz,iert werden könnten. 

stil im Gesundheitsausschuß. Frau Minister! Die Begleitumstände muten fast ein bißchen 
Ich habe durchaus Verständnis, daß Sie sich grotesk an. Ich darr Sie erinnern, meine sehr 
bemühen nachzuweis,en, welche gesetz- geschätzten Damen und Herrren, daß das Bud-
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g,et dies'er Bundesr,egLerung 1974 eine Aus
weitung um 20 Mi'lliarden SchilLing erfahren 
hat, und bei 20 Milliarden Sdtilling Aus
weitung war ,es dieser Regierung nicht mög
lich, ,im oIdentIichen Buldg,et 400 Millionen 
Schilling als 'ersten Schr:itt einer Sanierung der 
Spitäler unterzubr:ingen. Noch !in oder Regi,e
rung.serklärung hat der Herr Bundeskanzler 
g'emeint, diese Regierung betrachte die R'eform 
der Spitäler als eine vordringliche Aufgabe, 
der man aJbsolut,e Pr:iorität zuerkennen müsse. 

In der Stabilistierungsquote zum Budget sind 
400 Millionen Schilling vorgesehen, obwohl 
man beim besten Willen keinen Zusammen
hang zwlischen der notwendigen Sanierung 
der Spitä,ler und den Maßnahmen zur Stabili
sierung finden kann. Um dieses Geld für die 
Belange der Gesundheit flüssigzumachen, 
bedarf es eines 'gewaltigen Aufwandes. Zu
nächst hat vor .fast einem Jahr der Herr Bun
deskanrzler gemeint, daß man die Bevölkerung 
fragien müsse,  wa,s lihr die Gesundheit wert 
tst, und er ließ durchbli<k!en, daß man sich 
bei ,einem lentsprechenden Votum eine neue 
Steuer einfallen lassen werde. ALs dann die 
zwei Meinungsforschungsinstitute beauftragt 
wurden, d.ie MeLnung der B-evöl'k!erung zu 
erkunden, gab man noch, bevor das Ergebnis 
feststand, 400 Millionen Schilling in die 
Stabilisierung,squote. Si,e sollten, glaube ich, 
den Eindruck erwecken, es sei (Li'es'er Rlegie
rung ernst mit der Meinungsumfrage. 

Frau Minister! Ich 'g'l'aube, Sie hätten dem 
Herrn Burudeskanzl,er sagen sollen, daß es 
schade :ist, dieses Geld für die zwei Institute 
auszugte'ben, wenn man 's'ich dann über das 
Ergebnis der Befragung kühn hinwegs,etzt. 
78 Proz'ent der Befragten halben slich gegen die 
Einführung einer neuen Steuer ausgesprochen 
und meinten, daß durch Umschichtung und Ein
sp arung,en di'e nötigen Mittel aufzubringen 
wären. Ich glaube, 'es �e.igt doch von 'einem 
uIl!glaublkhen Hochmut, di,eses Votum zu 
ignorieren. 

In der Fra.g,estunde am 23. Jänner hatte der 
Herr Bundeskanzler, al's wür ihn befralgten, 
wieweit ,er nun di'e Er,gebnisse zur Richtschnur 
s eines Handeins mamen würde, eine Freuidsch'e 
Fehlleistung, 'als er sagte, daß die Frage
stellung n:icht aufschlußreich g,enug war, was 
die Antwort betrifft, die man haben will. Also 
man wollte eine ganz bestimmte Antwort, 
so 'smeint ,es , haben. Man habe dann die 
zweitbeste Antwort, di'e nam Meinung der 
Regierung die brauchbarste s ei ,  gewählt. Fast 
scheint es, Frau Minister, daß .in den Fragen 
der Gesundheitspolitik jew,eils di'e zweitbeste 
Lösung als Ma:JOime dieser Regi.erung gUt. Wir 
hoffen nur, daß nicht di,e zweitbeste Lösung 

aum bei der Besewng des Ressorts im Vor
dergrund stand. 

Der Herr Bundeskanzler war schlemt infor
miert, als er in der Fragestund'e sagte, die 
Bevölkerung habe nicht gewußt, daß ,es siro 
bei der Einsparung um einen B'etrag tin der 
Größenordnung von 500 Millionen S chilling 
gehandelt hätte, die man nicht gut einsparen 
kann. 

Der Herr Bun.deskan�ler hat übenehen - er 
war sdüecht informiert -, daß di,es'e Fra,ge 
sehr wohl dm Fragenkatalog aufgeschiienen 
ist. Man hat nur für di'e Itegi,erungsklausur 
einen Aillhänger g'elbraucht und die beiden 
Inst<itute g,edrängt, ,ein el'Stes Ergebnis der 
Meinung.sumfrage zu !'i'ef,ern. In diesem 'ersten 
Ergebnis war die Auswertung dieser Frage 
nicht enthalten. 

Frau Minister! Si'e häUen den Herrn Bun
deskanzler informieren müssen, daß im 
Fragenkatalog ,sehr wohl die Frage stand: 
"Halten Sie Einsparungen von 500 MiHionen 
Sch,iUing für Gesundheits21we<k!e für möglich?" 
Nur hätte man ergänzen sollen : 11' , • und dies 
bei einer Ausweitung des Budgetrahmens von 
20 Milliarden Schilling". 

Di'e Regierung will uns nun eine ZigafleUen
preiserhöhung unter dem Vorwand verkauf,en, 
daß der Erlös Zwecken der Gesundheit zug,e
führt wird. In der Fmg,esh1ll'de am 23. Jänner 
wurde der Herr Bundeskanzler über die Ver
wendung dieser zusätzlichen Mittel konkret 
befragt und ob er Slich dafür ,einsetzen werde, 
daß diese zusätzliChen MiUel restlos für den 
angegebenen Zweck v:erwendet werden. Wie 
antwortete doch der Herr Bundeskanzler 
s ophistisch :  "Ich wero,e mich dafür einsetzen, 
daß der Betrag, der bei einem solchen Zuschlag 
nach den üblichen G epflogenheiten verb1:eibt, 
rrestlos für di,eSlen Zweck verwendet wifld." -
Wahrlich 'eine'klare Aussage ! 

Ich darf daran er:innern, daß die Zi'garetten
pr,eis-erhöhung eine bel'iebte EinnahmsqueUe 
des Herrn Finanzrninist'ers darstellt und daß 
wir eine solch,e Erhöhung schon im Dezember 
1971 vom Herrn Bundeskanzller wie folgt be
gründet erhielten. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: 
Haben Sie nicht das falsche Manuskript er
wischt? Reden Sie doch zum Tbc-Gesetz! -
Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Darf man nicht über 
die Poli tik der Frau Bundesminister reden? 
Haben Sie Angst davor?) Ich komme schon 
noch zur Tbc. 

Die Begründung des Herrn Bundeskanzlers : 
"Die Zigarettenpreis,erhöhung, das ist über
haupt keine Frag,e, das haben wir schon abge
handelt. Da brauchen wir das GeLd, um die 
G esundheitspoHtik zu 'einem großen Teil zu 
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finanzieren, die erste Etappe, um unser'e Pläne 
zu realisi,er,en. Dazu habe ich mich ja immer 
wieder bekannt." 1 972 wurden nun die er
höht'en Preise kassiert. Für di,e SpitäLer - ,ich 
darf Sie er-innern - 'geschah nichts. 1973 
wurde ein relativ bescheidener Betrag für die 
Investitionsförderung vorgesehen. 

Der gewiegte Kenner der Haus'haltsordnung 
des Bundes sollte wiss,en, daß man sidJ. vom 
Vorjahr nichts auf.hebert kann, nichts d.n di!e 
Schatulle legen kann, um 'es für die mageren 
JahIie aufzuheben. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Auch 
keine Rede kann man sich vom Vorjahr auf
hebenl) 

Di'esmal hat d!i-e Bundesregierung oder, wenn Der Herr ,sundeskander s agte - was sich 
Sie woUen, das Gesundheüsf1essort di'e Täu- sehr leicht verifizieren läßt, scheint mir -, 
schung noch ,wesentlich plumper angelegt. Der daß er dile Haushaltsordnung doCh nicht ,so 
Staats'büflger soll glauben, daß mit dem zusät:z- genau kennt. Ich glaube, der Herr Bundes
lichen Schilling pro Packung die SpitäLer sub- kanzler, 'der slich i!mmer mehr b emüht, di'e 
ventJioniert wem,en. In WirkLiChkeit wird der Frau GesunidheitsminLster zu ers,etzen - ich 
Finanzmini'ster 'subventioniert, der Isich nun weiß n:icht, ob er sie überflüssig machen 
endlich in der Lage sileht, di,e Forderungen der will -, hat in den letzten ' Tag,en als Ver
Trafikanten zu befri'edi'gen. fechter der Gesundheitspolitik , auch 9'esagt, 

In diesem Zusammenhang erhebt sich die daß di,e zusätzlichen Gelder zur Sanierung der 

Frage : W'as gesch!alb. ,wiIiklich mit den Ertrag- Spitäler auf Grund des Krankenanstalten

nissen der Zigarettenpreiserhöhung, die 1971  planes, der die VergaJbekriterien enthält, ver

beschlossen wurde? Wohin ,sind eigentlich g,eben weI1den. Vi.eHeicht ,soUbe man den Herrn 

di,es'e Gelder g,eflossen? Wofür hat man sie Bundeskanzl!er informi'eren, daß der Spitals

ausgegeben, obwohl man si,e mit gesundheits- plan lediglich der Offentlichkeit, also der 

politischen Belangen motivierte? Presse, einmal vorgestellt wurde, er aber 
kein eswegs eine R'echtsverbindlichk,eit ent-

Vielleicht noch :ein'e Frage, Frau Minister :  hält. Als d1eser Spitalsplan, der eine 
Wie wird sich das nun bei den künftig,en Kategorisierung und eine MindestauS'stattung 
Erträgniss'en der bald zu erwartenden der Spitäler vorschr,eibt, in einer Pl'es'se
Zigarettenpreisel'höhung verhalten? Werden konferenz vorgestellt wurde, hat der Berauer 
das zusätzliche Mittel 's'ein oder sind das j ene der Frau Minist,er, Herr Dr. Umek, den wiir j a  
400 Millionen Schilling, die bel1eits im Stahili- . kennen, wörtlich glemeint, daß dieser Plan 
sierungsbudg'et ausgewiesen sind? Gibt es zu- !in der Luft hängt. Wie wahr sprach doch 
sätzliche Mittel oder sind Sli,e mit den 400 MB- Dr. Umek. Denn der Plan hängt zweifach in 
lionen idenUsch? Wenn j a :  Wird es 'sich in der Luft : eine:r:seits durch die Nov'elle zum 
Zukunft um eine Zweckbindung handeln oder Krankenanstaltenges.etz, die seit Juni 1973 
werden Sie die Zweckbindung nicht durch- unerledigt im Ausschuß Hegt und wozu das 
setz,en können? Finanzierung,skonzept der Frau Minister noCh 

Daß sich di,e Regierung etwa's unglaub
würdig verhält, darf ich vieUeicht an einem 
Beispiel zeigen. Der Herr Bundeskan'ller, der 
sich zusehends, wlie mir scheint, in Fragen 
der Gesundheitspolitik profiliert, meinte am 
1 2 . Jänner 1974 dn der Sendung des Herrn 
Bundeskanzlers, daß j a  di'e Spitäl,er zum aller
größten Teil von Gebietskörperschaften ge
führt und erhalten weI1den und nur zum gle
ringsten Teil vom Bund - soweit stimmt 
es -, der Bund hätte also nur g,anz wenig 
Verantwortung zu tragen - das stimmt schon 
wi'edef nicht. 

Aber dann meinte ,er :  "Aber dennoch wird 
j'etzt die Frau Gesundhei tsminister für di,e 
Spitäler rund 1 Milliarde SchiUing zur Ver
fügung haben. 400 Millionen Schilling von 
früher, 250 Millionen Schilling auf Grund des 
Finanzausgleiches, des letzten - und Jetzt 
noch di'e 400 Millionen Schilling, damit kann 
man schon eine ganze Meng,e tun und kann 
eine recht beträchtliche Hilifsstellung auf
bauen." 

aussteht, und z'Weit,ens, weil der Plan keinerlei 
Rechtsverhindtichk!eit besitzt. Dies,er Plan, 
Frau Minister - ich glaube, da W1e!1den Sie 
uns zustimmen müssen -, wurde in keinem 
politischen Gremium beraten. 

In sehr beachtenswerter Off,errheit hat der 
Herr FinanzminJister erklärt : "W,enn sich Län
der und Gemeinden nicht an die Richtlinien 
haUen, muß man ihnen das GeLd ja nicht zur 
Verfügung steHen." Wd,e steht es da mit dem 
Demokratiever:ständnis der Regü'erung Kr,eisky 
und des Herrn Finanzministers, daß man in 
di,e Kompeten�en von Ländern und Gemeinden 
eingr,eift, ohne diesen ein Mitspracherecht ein
zuräumen? 

Konkr:et darf ich Si'e frag,en, Frau Minister: 
Wenn ein BundeskrankenanstaUenplan Grund
lage der Ver,gabe öffentlicher Mittel darstellt, 
müßte er nicht nur mit den Anstaltenplänen 
,der einz'elnen Bundesländer koon:Hniert wer
den, sondern ,es gehörte vor allem auch di'e 
Frage der Finanzen abglestimmt und zunächst 
koordiniert. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Fällt Ihnen 
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zum Tbc-Gesetz wirklich nichts ein?) Da's sind 
Minigesetz e !  Di'e Vorlag'en des Ministeriums 
sind leider 1m aHg,emeinen so bedeutungslos, 
daß die einzi-g bedeutungsvolle im Ausschuß 
lieg,engebHeben ist. 

Uber die Kosten des Spitalsplanes .in Ver
bindung mit der Novelle zum Kranken
anstalteng'esetz g.ibt es keine Berechnungen. 
Ich hoff:e, daß die Frau Mini,ster ihr Wort ein
lösen wird, daß sie uns 'ein Finanzi,erungs
konzept vor Eingang in eHe Beratung'en vor
legt. 

Man sollte bei diesier Gelegenheit 'sagen, 
daß 'symptomatisch für den Arbeitsstil der 
Regierung und für den Arbeitsstil dieses Mini
seriums auch der .ganze letdige Komp!lex der 
VorsoI1g,euntersuchung ist. Ich find'e ,es zu
mind,est uns,eriös, daß Sie, meine Damen und 
Herren, seit 1 .  Jänner dieses Jahr:es auf Grund 
der 29. ASVG-NoveHe 'erhöhte Beiträge kas
sieren, Beiträge, die den einzelnen Dienst
nehmer mit 'ganz erheblichen finanziellen Lei
stungen belasten, und daß Sie Siel1bst k,eine 
Lei'stung erbringen. 

Man hatte damals di,e Beiträg,e zur ASVG
Novelle damit begründet, daß di'e Mittel be
reitzusteHen wären, um die Gesundenunter
suchungen durch�uführ.en. Die Beiträ-ge wer
den seit 1 .  Jänner kassiert, aber nicht einmal 
die Verträge mit den Ärzten sind unter Dach 
und Fach! Die nächst'en Besprechung,en mit 
den Ärzt,en finden Ende des Monats statt. In 
einer Fragestunde im Jänner hat die Frau 
Minister gemeint, s'i.e sei persönlich an einem 
raschen Abschluß der Verträge mit den 
Är:zten interessiert, j edoch werden mangels 
Kompetenzen d�e Verhandlungen nicht von 
ihI1em Ressort geführt, sondern vom Sozial
ministerium. (Zwischenruf des Abg. Doktor 
F j s c  h e r.) 

Frau Minister! Es sind nicht einmal die 
Drucks orten , nicht einmal die ForrnulaI1e vor
handen, welch'e di'e Ärzte benötig,en, und für 
die DruckJsorten und dJi'e Formulare ist Ihr 
Ministerium v'erantwortl'iCh, da können Sie 
kein anderes Ressort und �ein Fehlen von 
Kompetenz,en als Schuldig,e anführen. 

Am 24. Jänner hat der Herr Abgeordnete 
Sekanina den Bericht zur wirtschaft1:ichen Lage 
zum Anlaß g,enommen, die Gesundheitspolitik 
zu verteidigen. Er hat 'es nicht soehr über-
2leugend gemacht, aher er hat dennoch auf 
"richtun:gweisende Initiativen" Ider Frau 
Minister verwtesen .  Er hat allerdings ein
geschränkt bemerkt, daß es wohl anfänglich 
Schwierigkeiten g,egeben habe, die im Ressort 
begründet waren. 

Ich darf dem Herrn Abgeordneten Sekanina 
sagen, daß sich dies ,in den l,etzten Monaten 
ganz 'entscheidend geändert hat. Die Schwi,e
rigkeiten, die nun zus;ehends bemerkbar 
werden, liegen nicht nur im Ressort begründet, 
sondern leider auch in der P.erson der Frau 
Minister und in ihrem ungetrübten und S011g
losen Redefluß. 

ICh möchte mich .nicht über ,ein sChwebendes 
Gerichtsverfahl1en verbfleiten, meine Damen 
um Herren. (Abg. S k r i t e  k: Das auch noch!) 
Frau Minister Leodolter wird wiss'en und wird 
ihr.e guten Gründe 'g,ehabt haben, warum sie 
sich des Star anwaltes der SozialistJi'schen Par
tei ,in -ihrer Aus,einandersetzung mit zwei 
Journalisten bedient (Abg. S k r i t e  k:  Wegen 
des Anwaltes wird sie Sie fragen!), und es 
wiI1d der Herr Bundeskanzl,er auch seine guten 
Gründe haben, Herr Abgeordneter Skritek, 
warum er sich in der Offentlichkeit mehr und 
mehr zum SpIiecher für 'g'esundheitspolitisme 
Fragen macht und warum die Frau MiIl!ister 
zusehends zum Schweigen verurteilt wird. 
Die Gewichtung !iffi 'fe am Kreisky, ,das für die 
Bevölkerung so bi,enenfI.eißig aJ:1beiten wollte, 
mag eben unterschiedlich sein. (Zwischenruf 
des Abg. Dr. F i s c h e r.) 

Die Notwendigkeit der Schaffung eines 
eigenen Gesundheitsmini,steriums zu begrün
den, wiI1d wahrsmeinLich auch Ihnen schwer
fallen, Herr Abge oroneter Fischer, und das 
ljegt nicht nur lin der mangielnden Ausstattung 
mit Kompetenz,en, zu welcher Ausstattung sich 
die Regierung- offensichtlich nicht aufraffen 
konnte, sondern zweifellos auch in der Person 
der Frau Minister, die mit ihrer 'g,efling-en 
parlamentarischen Viertrautheit und mit der 
mangelnden politischen Durchsetzbarkeit e ine 
relativ g,eringe �enntn:is von den Problemen 
der Gesundheit, den Problemen des Umwelt
schutzes hat. (Neuerlicher Zwischenruf des 
Abg. Dr. F i s  c h e r. - Ruf bei der SPO: Aber 
das wissen Sie ganz genau!) Ich glaube, Sie 
wellden mir recht 'geben (Ruf bei der SPO: 
Nein!), daß si,e eine goering;e politische Durch
setzbarkeit 'g,egenüb er dem Sozialminister 
Häuser hat, g,egenüber einem Herrn Fin5lnz
minister Androsch. Ich glaube, das haben wir 
alle leidvoll erfahren. (Abg. Z i n g l  e r: Wie 
das mit der Tuberkulose zusammenhängt?) 

Es gibt Vorlagen, wte wir heute eine zu 
beschließen nCllben, näm1ich die 'MininoveUe 
zum Tbc-Gesetz. Natürlich werden wir zu
stimmen. Aber auch diese Novellen reCht
fertigen nicht die Schaffung eines ,eigenen 
G esundheHsministeriums. Di'ese Nov,ellen 
wären auch durch ein Soz,ialmin:isterium durch
aus zu betreuen g,eweSlen. (Beifall bei der 
tJVP.) 
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Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? 

Wir gelangen nunmehr zur A b s H ro
m u n 9 über den Gesetzentwurf samt Titel 
und Eingang in 976 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, di,e h�ezu 
ihre Zustimmung g,eben, sich von den Sitz-en 
zu erheben. - Das ist einstimmig ange
nommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Ein
wand wird nicht erhoben. 

Ich bitte daher j ene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Auch in dritter 
Lesung e i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

6. Punkt: Beridll des Aussdtusses für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft über die Regie
rungsvorlage (875 der Beilagen) : Vertrag zwi
sdten der Republik Osterreich und der Bun
desrepublik Deutsdtland über die Führung 
von geschlossenen Zügen (Zügen unter Bahn
verschluß) der Osterreichischen Bundesbahnen 
über Stremen der Deutschen Bundesbahn in 
der Bundesrepublik Deutschland (1022 der 

Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 6. Punkt der 
Tagesordnung: Vertrag zwischen der Repu
blik tJsterreich und der Bundesrepublik 
Deutschland über die Führung von geschlos
senen Zügen (Zügen unter Bahnverschluß) der 
Osterreichisdlen Bundesbahnen über Strecken 
der Deutschen Bundesbahn in der Bundes
republik Deutschland. 

B'erichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Kittl. Ich ersuche um seinen Bericht. 

Berichterstatter Kiltl: Herr Präsident! Hohes 
Haus ! Der vorli'egendoe Voertrag, der am 
15.  Dezember 1 971 in Bonn unterzeichnet 
wUfide, 'grenzt nunmehr eindeutig di,e g'egen
seiiti-gen Rechte unid Pflichten heider Vertrag
staaten :in diesem Voerkehr sowohl ,im Inter
esse der R.!eisenden als auch in dem der daran 
beteiligten Eisenbahnen bezi,ehungsweise Be
diensteten ab und bringt eine b eachtldche Ver
kü:rzung und Beschleunigung d es Eisenbahn
Vlerkehr-s in der Vel1bindung Salzburg-Inns
bruck. 

Da der Vertrag zum Teil gesetzändernd, zum 
Teil gesetzesergänzend, hinsichtlich seiner 
Artikel 3 Abs. 2 erster Satz, Artikel 4 
�bs. 3 erster und zweiter Satz, Artikel 4 
Abs. 4, Artikel 8 Abs. 2 zweiter und 

dritter Satz und Artikel 16 Abs. 1 verfas
sungsänidernd ist, darf :er gemäß ArUkel SO 
Abs. 1 im Zusammenhalt mit Artikel SO 
Abs. 3 Bundes-Verfassungsg,es,etz nur mit 
Genehmi'gung des Nationalrates unter 'sinn
gemäßer Anwenidung des Artikels 44 Albs. 1 
Bundes-�erfassungsg-es,etz abgeschlossen 
weI'den. 

Der Ausschuß für Verkehr und E1ektI1izti
tätswirtschaft hat die geg,enständlich-e Regie
rungsvorlage in seiner Sitzung am 29. Jän
ner 1974 in Verhandlung genommen. In der 
Debatte .ergriffen außer dem Ber.ichterstaUer 
ai,e AbgeoI1dneten Dr. Schmid t und Kraft so
wie der BunJdesmilllist,er für Verkiehr Lane das 
Wort. Der Aus·schuß nahm in der R.!egi'erungs
vorlage auf Seite 4 ,eine Druckfe'hlterberichti
gung insofern vor, als das letzte Wort in der 
fünftten Zeile d'es Abs. 2 des Artikels 1 6  r.ich
tig " v,erfolgender" zu heißen hat. 

Der Ausschuß 'hat einstimmig beschlos-sen, 
dem Nationalrat die Genehmigung .des Ab
schlus's'es des gegenständlichen Vertrages 
unter Berücksichtigung der oben ang,eführten 
Druckfehlerberichtitgung zu ,empfehlen. 

Der Ausschuß für Verkehr und EI,ektri(lli
tätswirtschaft hält :im vorUegenden Falle die 
Erlassung von Gesetzen lim Sinne des Arti
kels 50 Abs. 2 Bundes-Voerfas,sungsgesetz in 
der geltenden Fassung zur Erfüllung dieses 
Vertrag,es für entbehrlich. 

Als Er.gebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für Voerkehr und ElektriZlitätswirtschaft 
somit den A n  t r :a g, der Nationalrat woUe 
beschHeßen: 

Der Abschluß des Vertrages zw.ischen d,er 
Republik Osterreich und der Bundesrepubliik 
Deutschland über die P.ührung von geschlos
senen Züg,en (Zügen unter Bahnverschluß) der 
Osterneidüsch,en BUllldesbahnen über Str,eooen 
der Deutschen Bundesbahn in der Bundesrepu
blik Deutschland (875 der Beilagen) , dessen 
Artikel 3 A,bs. 2 erster Satz, Artikel 4 
Ahs. 3 ,erster und 'Zlweiter Satz, ArN'kiel 4 
Abs. 4, Arbik!el 8 Abs. 2 zweiter und dI1itter 
Satoz und Artikel 1 6  Abs. 1 verfas,sunglS
ändernd sind, wird unter Berücksichti'gung der 
vorerwähnten DrucktehIerberichtigung verfas
sungsmäßig genehmigt. 

Für den Fall, daß WortJme'ldungen vorlie
gen, beantrag.e ich, General- und Spezi al
debatte unter ,einem durchzufühuen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 

Da der gegenständliche Staatsvertrag ver
fassungsändernde Bestimmungen enthält, 
stelle ich zunächst im Sinne des § 61 Abs. 2 
der Geschäftsordnung die für die Abstimmung 
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Präsident 

erforderliche Anwesenheit der verfassungs- Gemäß seinem Artikel 1 4  gelten die Regeln 
mäßig vorgesehenen Anzahl der Mitglieder des Ubereinkommens nicht für Kriegsschiffe 
fest. sowie Staats schiffe, die ausschließlich für 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g über 
den Antrag des Ausschusses, dem Absdlluß 
des gegenständlichen Staatsvertrages in 815 
der Beilagen, dessen Artikel 3 Abs. 2 erster 
Satz, Artikel 4 Abs. 3 erster und zweiter 
Satz, Artikel 4 Abs. 4, Artikel 8 Abs. 2 
zweiter und dritter Satz und Artikel 16 Abs. 1 
verfassungsändernd sind, die Genehmigung 
zu erteilen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist e i n  s t i m  m i g a n
g e n o m m e n. 

7. Punkt : BeriCht des Ausschusses für Verkehr 
und Elektrizitätswirtsmaft über die Regie
rungsvorlage (938 der Beilagen) : Protokoll zur 
Änderung des am 23. September 1910 in 
Brüssel unterzeichneten Ubereinkommens zur 
einheitlichen Feststellung bestimmter Regeln 
über Hilfeleistung und Bergung in Seenot 

(1023 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 1. Punkt der 
Tagesordnung: Protokoll zur Änderung des 
am 23 . September 1910 in Brüssel unterzeidl
neten Ubereinkommens zur einheitlichen Fest
stellung bestimmter Regeln über Hilfeleistung 
und Bergung in Seenot. 

Beridlterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Kammerhofer. Idl ersuche um seinen Bericht. 

Berichterstatter Kammerhofer: Herr Präsi
dent! Hohes Haus! Durch das Protokoll vom 
21. Ma;i 1961 zur Änderung des Uiber,einkom
mens vom 23. September 1 9 1 0  zur einheit
lich-en Feststellung bestimmter Regeln über 
Hilfeleistung und Bergung in Seenot (RGBl. 
Nr. 33/1913 ;  Artikel 234 Z. 1 1  des Staatsver
trages StGBI. Nr. 303/1920) wird das zitierte, 
auf Gesetzesstufe stehende Ubereinkommen 
geändert. 

Das Ubereinkommen vom 23. September 
1910 steht zwischen einer großen Anzahl von 
Staaten, darunter den wichtigsten seefahren
den Nationen, wie den USA, Frankreidl, Groß
britannien, der Bundesrepublik Deutschland, 
den Niederlanden, der UdSSR, Italien, Grie
chenland, Schweden, Japan und Spanien, in 
Geltung. Aber audl Staaten ohne unmittel
baren Zugang zum Meer gehören ihm an. 
(Osterreich, Schweiz, Ungarn.) 

einen öffentlichen Dienst bestimmt sind. 

Von der XII. Session der Brüsseler Diplo
matischen Seerechtskonferenz wurde im Mai 
1961 unter Beteiligung Osterreidls ein Proto
koll angenommen, mit dem der Artikel 1 4  
des zitierten Ubereinkommens geändert 
wurde. Dieses Protokoll sieht vor, daß die Be
stimmungen des Ubereinkommens grundsätz
lich auch auf Hilfeleistungen und Bergungen 
Anwendung finden, die seitens oder zugun
sten eines Kriegsschiffes oder Staatsschiffes 
oder eines vom Staat oder von einer Körper
schaft des öffentlichen Rechts betriebenen oder 
gecharterten Schiffs erfolgen. 

Durdl das vorliegende Protokoll wird das 
zitierte, auf Gesetzesstufe stehende Uberein
kommen geändert und darf daher nur mit 
Genehmigung des Nationalrates abgeschlos
sen werden. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi
tätswirtschaft hat die gegenständliche Regie
rungsvorlage in seiner Sitzung am 29. Jänner 
1914 in Verhandlung genommen. Zum Gegen
stand sprachen außer dem Berichterstatter Ab
geordneter Ing. Letmaier und der Bundesmini
ster für Verkehr Lanc. 

Der Ausschuß hat einstimmig beschlossen, 
dem Nationalrat die Genehmigung des Ab
schlusses des gegenständlichen Protokolls zu 
empfehlen. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi
tätswirtschaft hält im vorliegenden Falle die 
Erlassung von Gesetzen im Sinne des Arti
kels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz in 
der geltenden Fassung zur Erfüllung dieses 
Protokolls für entbehrlich. 

Als El'Igebnis seiner Beratung stellt der Aus
sdluß für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
somit durdl midl den A n  t r a g, der Natio
nalrat wolle beschließen: 

Der Absdlluß des Protokolls zur Änderung 
des am 23. September 1 9 1 0  in Brüssel unter
zeidlneten Ubereinkommens zur einheitlichen 
Feststellung bestimmter Regeln über Hilfe
leistung und Bergung in Seenot (938 der Bei
lagen) wird verfassungsmäßig genehmigt. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich 
vom Ausschuß ermächtigt zu beantragen, 
General- und Spezialdebatte in einem abzu
führen. 

Das Ubereinkommen regelt im wesentlichen Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 

die Belohnung für Hilfeleistung oder Bergung Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g über 
in Seenot und die Pflidlt der Kapitäne, in den Antrag des Aussdlusses, dem Abschluß 
Seenot geratenen Personen Beistand zu lei- des gegenständlichen Staatsvertrages in 938 
steno der Beilagen die Genehmigung zu erteilen. 
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Präsideu.t 
Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu zu erheben. - Das ist e i n  s t i m  m i g a n

ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen g e n  0 m m e n. 
zu erheben. - Das ist e i n  s t i m  m i g a n- Somit w e  i s e ich die Regierungsvorlage 
g e n  0 m m e n. (867 der Beilagen) : Bundesgesetz über 

die Elektrizitätswirtschaft (Elektrizitätswirt

8. Punkt: Bericht des Ausschusses für Ver": 
kehr und Elektrizitätswirtschaft über die 
Regierungsvorlage (867 der Beilagen) : Bun
desgesetz über die Elektrizitätswirtschaft 
(Elektrizitätswirtschaftsgesetz) (1021 der Bei-

lagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 8. Punkt der 
Tagesordnung: Elektrizitätswirtschaftsgesetz, 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Ing. Scheibengraf. Ich ersuche um seinen Be
richt. 

Berichterstatter Ing. Sdteibengraf: Herr Prä
sident ! Hohes Haus! Der Ausschuß für V,er
kehr und ElektrizitätSlwirt'5charft hat in seiner 
Sitzung am 24. Oktober 1973 die obgenannte 
Regierungsvorlage in V:erhandlung genom
men. Der Ausschuß hat zur Vorbehandlung 
dieser Regierungsvorlage einen Un1:!erausschuß 
eingeset'zt, dem von der Sozialistischen Partei 
Osterrelichs die Abg·eordneten Alberer, Dok": 
tor Heindl, Köck, Wille und ningler, von der 
Osterreichischen Volkispartei die Abgeordne
ten lng. Gradinger, Kammerhofer, DDr. König 
und Neumann ,sowi,e von der Freiheitlichen 
Partei Osterreichs der Abg1eordnete Doktor 
Stix angehörten. 

Der Ausschuß für V,erk'ehr und Elektrizi
tätswirtschaft kam auf Grund der im Bundes
gesetz vom 1 1 .  JuJ.i 1973 über die Zahl, den 
Wirkungsbereich und die Einrichtung der Bun
desmißJi.ster:ien (Bundesmdnister.i,engesetz 1973) , 
Bundesg,esetzblatt Nr. 389, nornüerten Kom
petenzlage in s,einer Sitzung am 29. Jänn:er 
1 974 einhellig zu der Auffa..ssung, daß zur wei
teren Behandlung der gegenständlichen Re'gie
rungsvorlage d.er Handelsausschuß zuständdg 
sei. 

Der Antra,g, dem Nationalrat 'in diesem 
Sinne zu berichten, wurde einstimmig ang·e
nomm,en. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts
w.irtschaft stellt somit den A n  t r a g, drer 
Nationalrat wolle diesen Bericht zur EenntIllis 
nehmen. 

Präsident: Wortmeldung liegt keine vor. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g über 
den Antrag des Ausschusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft, seinen Bericht in 102 1  
der Beilagen zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 

schaftsgesetz) dem Handelsausschuß z u. 

9. Punkt: Beridlt des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage (928 
der Beilagen) : Bundesgesetz über die Arbeits
inspektion (Arbeitsinspektionsgesetz 1973) 

(1037 der Beilagen) 

1 0. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung betreffend den vom Bundesmini
ster für soziale Verwaltung vorgelegten Be
richt (111-114  der Beilagen) tiber die Amts
tätigkeit der Arbeitsinspektorate im Jahre 

1972 (1039 der Beilagen) 

1 1 . Punkt: Bericht und Antrag des Ausschus
ses für soziale Verwaltung über den Entwurf 
eines Bundesgesetzes, mit dem das Arbeit
nehmerschutzgesetz geändert wird (1040 der 

Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zu den Punkten 9, 
10 und 1 1  der heutigen Tagesordnung, über 
die die Debatte unter einem abgeführt wird. 
Es sind dies : Arbeitsinspektionsgesetz 1 973 ; 
Bericht des Bundesministers für soziale Ver
waltung über die Amtstätigkeit der Arbeits
inspektorate im Jahre 1972 ; Änderung des 
Arbeitnehmerschutzgesetzes. 

Berichterstatter zu Punkt 9 ist der Herr 
Abgeordnete Hellwagner. Ich bitte um seinen 
Bericht. 

Berichterstatter Hellwagner: Herr Präsident I 
Hohes Haus ! Mit dem Arbeitnehmerschutz
g,es,etz, BGBl. Nr. 234/1972, wurde eine neue 
gesetzliche Grundlage für den Schutz des 
Lebens, der Gesundheit und der Sittlichkeit 
der Arbeitnehmer geschaffen. Der Geltungs
bereich dieses Gesetzes erstreckt sich auf die 
der Aufsicht der Arbeitsinspektion und der 
Verkehrs-Arbeitsinspektion unterliegenden 
Betriebe sowie darüber hinaus auch auf Be
triebe und Einrichtungen, die bisher vom 
Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion aus
genommen sind, wie etwa die vom Bund, 
einem Bundesland, einem Gemeindeverband 
oder einer Gemeinde geführten Kranken
anstalten oder die öffentlich-rechtlichen Kör
perschaften. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
die gegenständliche Regierungsvorlage in sei
ner Sitzung am 30. Jänner 1 974 in VeFhand
lung genommen. In der Debatte, an der sich 
die Abgeordneten Wedenig, Melter, Dr. Rein-
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Hellwagner 

hart. Dr. Schwimmer. Dr. Hauser. Kammer
hofer. Linsbauer. Pichler sowie Vizekanzler 
und Bundesminister für soziale Verwaltung 
Ing. Häuser beteiligten. wurden von den Ab
geordneten Dr. Hauser. Dr. Reinhart. Melter 
beziehungsweise Hellwagner. Melter. Doktor 
Hauser beziehungsweise Melter. Dr. Hauser. 
Dr. Reinhart gemeinsame Abänderungsanträge 
gestellt. 

Gleichzeitig mit dem oberwähnten Abände
rungsantrag der Abgeordneten Dr. Hauser. 
Dr. Reinhart. Melter, mit dem im Einklang 
mit der Strafrechtsreform die vorgesehenen 
Arreststrafen eliminiert wurden. wurde ge
mäß § 19 Abs. 1 Geschäftsordnungsgesetz ein 
selbständiger Antrag auf Abänderung des 
Arbeitnehmerschutzgesetzes gestellt. 

Im Zuge der Beratungen wurde im Aus
schuß einvernehmlich die Auffassung vertre
ten. daß das Wort "jederzeit" im ersten Satz 
des Abs. 1 des § 3 im Sinne der Ausführun
gen des Verwaltungsgerichtshofes im Erkennt
nis vom 1 8. Feber 1964, Zl. 1015/1016/63, zu 
dem gleichen Wort im § 1 7  Abs. 2 des 
Bäckereiarbeitergesetzes. Bundesgesetzblatt 
Nr. 69/1955. in der geltenden Fassung. auf die 
betriebliche Arbeitszeit zu beziehen ist. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs
vorlage unter Berücksichtigung der oberwähn
ten Abänderungsanträge einstimmig ange
nommen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 
somit den A n  t r a g. der Nationalrat wolle 
dem dem Ausschußbericht angeschlossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustim
mung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen. habe ich 
den Auftrag, namens des Ausschusses zu be
antragen. General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident: Danke. Berichterstatter zu 
Punkt · l 0 ist der Herr Abgeordnete Pichler. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Pichler: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Auf Grund des § 16 des Arbeits
inspektionsgesetzes 1956. BGBl. Nr. 1 47. haben 
die Arbeitsinspektorate alljährlich dem Bun
desministerium für soziale Verwaltung Be
richte über ihre Tätigkeit und ihre Wahrneh
mungen auf dem Gebiete des Arbeitnehmer
schutzes zu erstatten. Diese Berichte sind vom 
Bundesminister für soziale Verwaltung in zu
sammenfassender Darstellung dem National
rat vorzulegen. 

krankheiten. über die relevanten gesetzlichen 
Vorschriften und internationalen Ubereinkom
men sowie über die Organisation beziehungs
weise das Personal der Arbeitsinspektorate. 
Ferner enthält der Bericht einen umfangrei
chen Tabellenteil. 

Im Berichtsjahr wurden in 1 09.768 Betrie
ben 1 1 1 .3 1 1 Inspektionen durchgeführt ; die 
Zahl der inspizierten Betriebe war im Jahr 
1972 um 1 i 78 und die Zahl der Inspektionen 
um 1206 kleiner als im Jahr 1 97 1 .  Durch die 
Inspektionstätigkeit wurden 1 ,564.666 Arbeit
nehmer erfaßt. das sind um 70.260 mehr als 
im Jahre 1 971 . Die gesamte Außendienst
tätigkeit zur Wahrnehmung des Arbeitneh
merschutzes wurde von 204 - im Jahre vor
her 206 - Arbeitsinspektoren durdlgeführt. 

Im Durchschnitt entfielen auf einen Arbeits
inspektor rund 939 - im Jahre vorher 917 -
Amtshandlungen. Bei Amtshandlungen von 
Arbeitsinspektoren in den Betrieben ergaben 
sich im Jahre 1972 insgesamt 162.684 - im 
Jahre vorher 172.522 - Beanstandungen. die 
unfaUtechnische oder arbeitshygienische Män
gel betrafen. Von den Beanstandungen im 
Bereich des Verwendungsschutzes erfolgten 
im Hinblick auf Arbeitszeitvorschriften 5533 
- im Vorjahr 4892 -. die Vorschriften über 
Sonn- und Feiertagsruhe beziehungsweise die 
Ersatzruhe 879 - im Vorjahr 750 -, das Ver
bot der Nachtarbeit 506 - im Vorjahr 650 -
sowie in bezug auf das Bäckereiarbeitergesetz 
1269 - im Vorjahr 1 380 - Beanstandungen. 

Im Jahre 1 972 erhielt die Arbeitsinspektion 
von 1 1 1 .229 Unfällen - gegenüber 1 09.530 im 
Jahre 1971 - Kenntnis, von denen 407 - im 
Vorjahr 383 - Unfälle tödlich verliefen. Von 
diesen 407 tödlichen Unfällen entfielen 45 auf 
ausländische Arbeitskräfte. das ist ein Anteil 
von rund 1 1 ,5 Prozent. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
den gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
am 30. Jänner 1 974 in Verhandlung gezogen. 
An der Debatte beteiligten sich die Abgeord
neten Melter und Burger. 

Bei der Abstimmung wurde einstimmig be
schlossen, dem Nationalrat die Kenntnisnahme 
des Berichtes zu empfehlen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 
somit durch mich den A n  t r a 9, der National
rat wolle den vom Bundesminister für soziale 
Verwaltung vorgelegten Bericht (IU-l 1 4  der 
Beilagen) über die Amtstätigkeit der Arbeits
inspektorate im Jahre 1 972 zur Kenntnis neh
men. 

Der vorliegende Bericht enthält neben einer Für den Fall von Wortmeldungen stelle ich 
Einleitung Kapitel über die' Tätigkeit der den Antrag. General- und Spezialdebatte in 
Arbeitsinspektorate. über Unfälle und Berufs- einem durchzuführen. 
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Präsident: Danke. Zum Punkt 1 1  berichtet sinnvoUe Weiter,entwicklung ,des Arbeits-
der Herr Abgeordnete Hellwagner. Bitte. inspektionsgesetzes im Zusammenhang mit 

Berichterstatter Hellwagner: Im Zuge seiner 
Beratungen über die Regierungsvorlage 928 
der Beilagen betreffend ein Bundesgesetz über 
die Arbeitsinspektion hat der Ausschuß für 
soziale Verwaltung einen Antrag gemäß § 1 9  
Abs. 1 Geschäfts'ordnungsgesetz beschlossen, 
der im Einklang mit der StrafreChtsreform eine 
Eliminierung der Arreststrafen im Arbeitneh
mersChutzgesetz vorsieht. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 
somit durch mich den A n  t r a g, der National
rat wolle dem dem AussChußbericht ange
schlossenen Gesetzentwurf die verfassungs
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, stelle ich 
den Antrag, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Präsident: Es ist der Antrag gestellt, in 
allen drei Punkten General- und Spezial
debatte unter einem abzuführen. Wird ein 
Einwand erhoben? - Es ist nicht der Fall. 

Wir g-ehen in <d1e DebaUe ein. Zum Wort 
g,emeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Treichl. Bitte. 

Abgeordneter Treichl (SPO) : Herr Präsident I 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren I Die 
sozJiale Entwicklung der letzten Jahr·e befaßte 
sich auch !:immer wi,eder mit den Fragen der 
Sicherheit am Arbeit'splatz, und das meines 
Erachtens vollkommen zu Recht, denn auch 
heute noch verbringt der arbeitende Mensch 
einen ·sehr großen T,eil seines Lebens am 
Arbeitsplatz lim BetTi,eb. Die Humanisi·erung 
der Arbeitswelt, die Anpassung der Arbeit 
an den Menschen sind heute Forderung,en, di·e 
aus dem Sozialprogramm aller Staaten einf,ach 
nicht mehr wegzudenken sind. 

Durch die Herausnahme des Arbeitnehmer
sChutz,es aus den Vorschriften der Gewerbe
ordnung und die Schaffung eines neuen, eige
nen und modernen Arbeitnehmerschutzgeset
zes war ,es notwendig, auCh das Arbeitsinspek
tionsges'etz neu zu fassen. 

Der gegenständ�khe Entwud baut in seiner 
Grundtendenz auf das ADbeitSlinspek.tions
gesetz 1956 auf, das eine W.iederverlaut
barung des Gesetzes aus dem Jahr,e 1 947 dar
stellt. Es wUIiden jedoCh bei diesem neuen 
Gesetz di'e sich ergebenden Notwendigkeiten 
berück.sichtigt, die sich durch die Erlas'Sung 
des Arbeitnehmer.schutzges1etzes ergeben 
haben, und es wurden auch jene Abänderun
gen vorg,enommen, die 'Sich hei der Hand
habung des Al1beitsinspektionsgesem;es 1 956 
8'1·s zweckmäßig ·erwiesen haben, aI.so eine 

dem ArbeitnehmersdlUtz. 

Gestatten Sie mir, meine Damen und Her
r,en, nunmehr zu den 'einzelnen Bestimmungen 
dieses Gesetzes kurz Stellun'g zu nehmen. 
§ 1 regelt den Geltungsbereich in sachlicher 
und persönlicher Hinsicht. Wenn auch der 
WirkungsbereiCh der Arbeitsinspektion eine 
Änderung erfahren hat und erweitert wurde,  
so bin ich doch der Meinung, daß es für uns 
Sozialisten weiterhin das Ziel bleibt, eine Ver
einheitlichung der Arbeitsaufsicht zu errei
chen. 

NatürliCh bejahen auch wir Sozialisten den 
Arbeitnehmerschutz und die Arbeitsaufsicht 
für den öffentlichen Dienst. Daß durch die 
Einbeziehung der durch Gebietskörperschaf
ten geführten Krankenanstalten der Schutz 
der dort Beschäftigten indirekt auch jenen 
Arbeitnehmern zugute kommt, die nicht unter 
die Bundeskompetenz des Arbeitnehmerschut
zes fallen, soll hier entsprechend hervor
gehoben werden. 

Desgleichen bejahen wir die Einbeziehung 
der öffentlich-rechtlichen Körperschaften in 
den Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion. 

§ 2, der die Aufgaben der Arbeitsinspek
tion umschreibt, wurde durch die in bezug 
auf die betrieblichen Einrichtungen für die 
Durchführung des Arbeitnehmerschutzes not
wendig gewordenen Änderungen ergänzt. 

Aus meiner Tätigkeit her kann ich heute 
bereits sagen, daß die im ArbeitnehmersdlUtz
gesetz aufgezählten betrieblichen Einrichtun
gen sich in den Betrieben bestens bewährt 
haben. Ich bin daher auch der festen Uber
zeugung, daß diese Maßnahmen und die in 
diesem Gesetz verankerten Bestimmungen 
über die Weiterentwicklung des Arbeitneh
merschutzes uns sicherlich in die Lage ver
setzen werden, viel menschliches Leid, das 
als Folge von Unfällen entsteht, zu lindern 
und dadurch einen Beitrag zur Humanisierung 
der Arbeitswelt zu leisten. 

Wir Sozialisten bekennen uns zur Zusam
menarbeit mit den Interessenvertretungen der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, weil wir 
auch aus der Erfahrung wissen, daß diese 
Zusammenarbeit Ersprießliches bringt. 

Meine Damen und Herren! Daß die Arbeits
tnspektor.en aber auch befugt 'S'ind, die vom 
Arbeitgeber den Arbeitnehmern beiog,esteUten 
Wohnräume und Unterkünfte j'ederzeit zu be
tl1eten und diese zu besichtig.en, erachte ich als 
überaus notwendig, auch dann als überaus 
notwendi'g, wenn bezüglich d1eser Bestim
mung dn dem neuen Gesetz Bedenken ange-
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meldet wUIden. Idl bin aber der Ansicht, daß 
di,ese Unterkünfte unbedingt audl außerhalb 
des Betriebsbereiches kontrolHert w,erden 
müssen, denn gerade für mich als Vorarlber
g,er Abgeordneten 'stellt ,sich in diesem Zu
sammenhang die Fliag'e : Wo und vor allen 
Dingen wie Slind zum Beispi.el in Vorarlberg 
we rund 25.000 oder derzeit 23.000 Gastarbei
ter untergebracht, in einem Land, ,in dem ohne
hin schon vliel zuwenig Wohnungen vorhan
den sind? W.ir haben gerade auf di'esem Ge
biet schon die abenteuerlichsten Dinge erlebt. 
Wenn ,es sich v:ielfadl - das mödlte idl dazu 
sagen - aum nur um Außenseiter handelt, 
so ist eine bessere und vor aUen Dingen eine 
verstärkte Kontrolle doch nur zu begrüßen. 

Bei den Beratung.en :im Aussdluß wuroe zu 
§ 3 Abs. 1 die Ansidlt vertreten, daß diese 
Formulierung die Möglichkeit einer Schikane 
offen läßt. Meine Damen und Herren ! Ich 
stehe nidlt an, hier zu erklären, daß wir 
Sozia}ii,sten, wie d'ies audl im Ausschuß deut
lich gesagt wurde, 9,egen j.ede ,schikanöse Aus
legung grind. Aber ich bin der Meinung, daß 
die hier getroffene Regelung, die übrigens 
auch der ,einschlägi'9'en Judikatur des Verwal
tungsg,enichtshofes entspricht, für einen wirik
samen Schutz der A:r1beitnehmer von eminen
ter Bedeutung ist. 

Ganz besonders mödlte lich auf die Bestim
mungen der Absätze 4 und 5 des § 3 hinwei
sen, die die Beiziehung von Organen der Be
triebsvert,retung sowie die Beiziehung von 
Leitern der innerbetrieblimen Dienste und der 
Sicherheitsvertrauenspersonen zu Inspektio
nen obligatorisch machen. 

Die Bestimmungen des § 4, die primär dem 
Arbeitnehmerschutz dienen, werden von uns 
als für die Arbeitnehmer besonders notwen
dig erachtet. Daß der Gesetzgeber die Arbeits
inspektoren unter anderem zur Durmführung 
von Messungen ermächtigt, sei hier besonders 
hervorgehoben. 

Mit besonderer Genugtuung stelle ich aber 
auch fest, daß dieses Gesetz auf die Verwal
tungsökonomie Bedacht nimmt und eine Ver
einfachung der Verrechnung der Kommissions
kosten der Arbeitsinspektorate in § 8 fest
legt. Ebenso nehmen wir mit Befriedigung zur 
Kenntnis, daß der Herr Bundesminister für 
soziale Verwaltung nunmehr nam den neuen 
Bestimmungen das Recht hat, Beschwerden 
gegen Besmeide von Verwaltungsbehörden, 
die in letzter Instanz ergangen sind, wegen 
Redltswidrigkeit beim Verwaltungs gerichts
hof einzubringen. 

Zum Abschnitt 3, der die Organisation der 
Arbeitsinspektorate regelt, fühle im mim ver
pflichtet, hier allen Damen und Herren der 

Arbeitsinspektion für ihren Einsatz und für 
ihren Idealismus, mit dem sie ihren Dienst 
erfüllen, ein herzliches "Danke schön'" zu 
sagen. (Beifall bei der SPO.) Meine Damen 
und Herren I W'ir aUen wissen, welche Fach
leute mit profundem Wis's'en bei der Arbeits
inspektion tätig sind, die bei gleicher Tätig
keit in der Prüvatwirtschaft ·ein anderes Ent
gelt 'erhalten wÜliden. Es ist daher angeZieigt, 
den Idealismus dies·er Beamten hier besonders 
lobend zu ·erwähnen. 

In diesem Zusammenhang soll aher ,auch 
hervorgehoben werden, daß die Bestimmun
gen des § 14 Abs. 3 die Möglichkeit geschaf
fen haben, unter Bedachtnahme auf das inter
nationale Ubereinkommen Nr. 81 über die 
Arbeitsaufsicht im Handel und Gewerbe und 
die Vorschriften der Dienstpragmatik eine 
Ausnahme vom Verbot der Führung eines 
Betriebes zu statuieren. Wir hoffen damit sehr, 
daß die vom Herrn Sozialminister im Aus
schuß angekündigte erfolgreime Auffüllung 
des Personalstandes bei der Arbeitsinspek
tion bald ihre Früchte zeitigen wird. 

Dies gilt insbesondere für die in der Arbeits
inspektion beschäftigten Ärzte. Denn wenn im 
Tätigkeitsbericht der Arbeitsinspektorate im 
Jahre 1972 ingesamt nur vier Arbeitsinspek
tionsärzte ausgewiesen werden, ist das mei
nes Erachtens ein untragbarer Zustand, vor 
allen Dingen dann, wenn man weiß, daß bei
spielsweise für die westlichen Bundesländer 
zusammen nur ein Arzt zur Verfügung ge
standen ist und derzeit dieser Posten meines 
Wissens überhaupt noch nicht besetzt wer
den konnte. 

Zum gemeinsamen Antrag des Sozialaus
schusses, aus den Strafbestimmungen des 
Arbeitsinspektionsgesetzes und des Arbeit
nehmerschutzgesetzes die Strafe des Arrestes 
zu eliminieren, sagen wir Sozialisten zustim
mend ja, denn die Entkriminalisierung des 
Strafrechtes ist für uns ja nicht nur ein lip
penbekenntnis. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Nachdem der Sozialausschuß ,Slich einstimmig 
zu den Grundsätzen der Regierungsvorlage 
bekannt hat, nehme ,ich an, daß auch das Hohe 
Haus einstJimmi'g dies'e,g Gesetz über die 
ArbeitsinspektJion beschließen wird. Damit 
setzt unsere Generation WÜldig die Intentio
nen fort, die einst zur Anna:hme des Gesetzes 
über die Bestellung von G ewerbeinspektoren 
geführt haben. 

Die Erkenntnis, daß di·e besten sozialen 
Schutzgesetze ,nicht ausreichen, wenn ihr,e Ein
haltung nicht durch 'staatliche OI1gane kontrol
Hert wird, z,eigte s:ich schon bei den Beratun
gen des G es,etZles im Jahre 1 883 im Abgeord-

678 

100. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 81 von 96

www.parlament.gv.at



9878 Nationalrat XIII. GP - 100. Sitzung - 5. Feber 1974 

Treidll 

netenhaus, als über den Entwurf des Gewerbe
aussdl"ll!sses über das Gesetz betr,effend di,e 
Bestellung von Gewerbeinspektoren verhan
,delt wurde. Es meLdete 'sich damals in der 
Debatte kein Kontraredner. Und welche Er
wartung;en dn di·e Tätigkeit der Gewerbe
inspektion gesetzt wurden, kennzeichneten 
di.e Ausführungen ,eines Abgeordneten, der 
damaLs bemerkte, daß ohne Gewerbeinspek
tor-en die 'g,esamte gewerbLiche R,eformgesetz
gebung kaum das Druckpapier wert sei, das 
si'e verschling·e, oder si,e werde ,gar zur 
Heuchelei und zum aufreizenden Hohn. 

Meine 'sehr geehrten Damen und Herren I 
Es ist hesonder.s ,erfr,euLich feststeHen zu kön
nen, daß Idie V,erhesserung des Arbeitll'eh
merschutzes, die dieses Gesetz zweilfellos 
bringt, ohne finanzi,elle Mehrbelastung des 
Bundes erfol,gen kann. Es ist ein Gesetz mit 
besonderen Vorteilen für die Arbeitnehmer lin 
diesem Lande, ,ein Gesetz, das aber 'auch ent
sprechend Rücksicht auf die MögLichkeiten der 
Wirtschaft nimmt. Es ,ist zu hoften, daß auch 
di,eJenigen, ,die d:i'es,es Gesetz betrifft, die 
Wohltat desselben erkennen und ,anerkennen 
werden. 

Aus all dieslen Gründen bekennen wir 
Sozialli,sten uns uneingeschrärukt zu dJi,es-em 
Gesetz und geben diesem daher gerne unsere 
Zustimmung. (Beifall ,bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab
geordnete Melter. 

Abgeordneter Melter (FPO) : Herr Präsident! 
Sehr ,geehrte Damen und Henen! Namens der 
freiheitlichen Abgeordneten in dies-ern Hohen 
Haus,e habe ich unsere Stellungnahme zu den 
Vorlag,en darzustellen. Das Arbeitsinspelk
tionsgesetz hat an und für sich schon e-ine 
,sehr lange V:ergangenhei,t, glibt -es doch schon 
seit nicht weniger als 90 Jahren Bestimmun
gen über die Uberprüfung des Gewerbes. 

Es ist ganz !selbstverständlich, daß ,im Zug,e 
der wirtschaftlichen Entwicklung und auch der 
sozLalen Fortsdui:tte die Notwendigkeit be
,st,eht, .im Zuge der Inspektionstätigkeit neue 
Bestimmungen zu schaffen, die es ermög1.ichen, 
die Interessen der Arbeitnehmer wahrzuneh
men, insbesondere im Hinbllick ·auf den Schutz 
des Lebens, der Gesundheit und der Sitt
lichkeit. Es :ist deshalb zu begrüßen, daß die 
Bundesregi'erung, besonders �m Zusammen
hang mit dem neuen Arbeitnehmerschutz
gesetz, das der Nationalrat vor etwa zwei 
Jahren !beschloss·en hat, nun auch das Arbeits
inspektionsgesetz neu formuliert hat. In die
sem Zusammenhang sind naturgemäß zwangs
läufig Modernisierungen und Anpassung,en 
notwendig g-ewesen, di'e sicher ,im großen und 

ganzen im Rahmen der Neufassung auch ent
sprechende Berücksichtigung gefunden haben. 

Ein besonder-es Kapitel stellt jedoch der 
W-irkungsbere.ich des Gesetz.e,s dar. Man hat, 
da,s sei nicht bestrütten, die Aufgaben der 
Arbettsinspektoren erweitert und manche Ein
richtungen der Inspektionspflicht neu unter
worfen. Das ist durchaus 'Zu begrüßen. Frag
lich ist nur, ob diese Ausweitung ausreichend 
ist und ob es nicht zweckmäßig gew,esen wäre, 
manche anderen Bereiche mit einzubinden und 
vielleicht auch das Arbeitsinspektorat und das 
Verkehrsarbe-its'inspektorat zusammenzufas
sen, inshesondere im Zusammenhang mit den 
Möglichkeiten des Einsatzes der Inspektoren 
und der intensiveren Einsatzmöglichkeiten, die 
dann gegeben wären. 

Herr Abgeordne:ter Treichl hat schon dar
auf hingewiesen, daß di'e Arbeitsinspektionen 
personell unrterbesetzt sind und daß .dadurch 
manche Uberprüfungen unterbleiben oder 
nicht mit der Intensität durchgeführt werden 
können, die unter Umständen sehr zweckmä
ßig wäre -im Interesse der Arbeitnehmer, 
manchmal auch im Intel1esse der 9'ewerblichen 
Betriebe, weil Ja das Fachwi-ssen der Inspek
toren oft die Grundlage dafür ist, manche 
Arbeitseinr.ichtungen so auszugestalten - oft 
ohne besonderen Eins,atz von finanziellen Mit
teln -, .daß das Arbeltsergebnis ,ein wesent
lich besseres wird. Das heißt also, die ArbeHs
inspektionen sind nicht allein die Gewähr für 
die Einhaltung der Ig,esetzlichen Bestimmung-en 
zum Arbei;tnehmerschutz, sondern sie 'sind 
vielfach auch die Ursache und die Anreger 
für Investitionen im Betriebsbereich, die ge
eignet sind, das Betriebsergebnis zu verbes
-sem. 

Nun zurück zum Wirkungsbereich der 
Arbeits:inspektoren. Hier hat ja Kollege 
Treichl schon darauf hingewiesen, daß es auch 
Ziel der soziaUstischen Fraktion wäre, eine 
VereinheitLichung herbeizuführen. Von di'eser 
Vere-inheitLichung sind wir noch sehr weit 
entfernt. Allein das Bestehen von zwei In
spektionen - VerkehI1s- und Arbeitsinspek
lion - beweist dies. Ein weiterer Beweis 
ist viel1e'icht auch der Entschließungsantrag, 
der s'eitens ,einiger OVP-Abgeordneter noch 
eingebracht wer,den wird und dem wir Frei
heitlichen zus.timmen werden, wobei UIl!S nur 
wundert, daß bei den Antragstellern Kollege 
Dr. GCl!sperschitz au�smeint, der als Gewerk
schaft.schef v.ielleicht doch der Spitz-enverhand- ' 
lungspartner mit der Bundesr-eg-ierung ist und 
der demzufolge die weitestgehenden Möglich
keiten hätte, die Bundesregierung zu einer 
positiven Einstellung in bezug auf di,e Aus
dehnung der Inspektion auch auf den öffent
lichen Dienst auszuüben. 
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Hier sei auch ,darauf hingewiesen, daß an- die Erfordernisse des Arbeitnehmerschutzes 
läßlich des 7. Gewerkschaftstages der öffeJ,lt- einer wesentlich besseren Beachtung bedür
lieh Bediensteten 'Vom 6. bis 8. November 1 973 fen, als dies bisher der Fall ist. 
eine ganze Serie von Forderung,en zum DieIl!st
nehmersehutzgesetz 'erhoben worden ist. Hier 
sei nur -auf d1e Anträge der Bundessektion 
Hoheitsverwaltung, der Wirtschaftsverwal
tung, der Finanz, der Landesvorstände Kärn
ten, Oberösterreich, Steiermark sowie Tirol 
und des Frauenreferates hingew,iesen. In die
sen Anträgen wird in verschiedener Weise 
kritisiert, welche Umstände maßgebend sind, 
derartige Anträg·e einzureichen. Es wird ins
besondere gefordert, daß das Arbeitnehmer
schutz.gesetz als Minimalnorm auch im öffent
lichen Dienst Geltung ha!ben sollte und fest
gestellt, daß der öffentlich,e Di,enst vielfach 
unter schlechteren Arbeitsbedingungen zu lei
den habe. 

Man sollte an und für sich gerade von einer 
soziaHstischen Regierung doch annehmen kön
nen, daß 'sie diesen Wünschen und Forderun
gen der Gewerkschafter im öffentlichen Dienst 
etwas mehr Rechnung iträgt und daß sie dazu
sieht, dort, wo sie auch eine direkte Einfluß
möglichkeit hat, entspr,echende Vorsorg,en zu 
treffen. Aber da 'ist man offensimtUch auch in 
einer sozialistischen Bundesregierung wesent
lich zurückhaltender als im BeIieich der Forde
rungen gegenüber der gewerblichen Wirt
schaft. 

Es wird gerade von der Sektion Einanz dar
auf hingewiesen, daß schon wiederholt der
artige Forderungen erhoben worden sind, 
ohne daß 'sie bi,sher Berü<ksichtigung gefun
den haben, und daß. zum Beispiel g'erade auch 
im öffentlichen Dienst bei den Neubauten 
oft nicht entsprechende Vorsorge getroffen 
wird, die Erfordernisse eines geeigneten 
Arbeitsplatzes zu berücksichtigen, lalso die 
Ausgestaltung der Di,ensträume unter Berück
sichtigung des Lebens und der Gesundheit der 
Dienstnehmer vorzunehmen. 

'Es hat auch der Landesvorstand Oberöster
reichs ausgeführt, daß es vielfach menschen
unwürdige Büros und auch menschenunwür
dige Arbeitsstä.tten gibt. Es wäre Sache des 
Herrn Viz-ekanzler.s, !bei seinen Kollegen und 
vielleicht auch im eigenen Bereich darauf hin
zuwirken, daß Arbeitsstätten gesmaffen wer
den, die auch den Beamten und Vertrags
bedi,ensteten eine Arbeitsleistung in Verhäl;t
nissen ermöglich-en, die -ihre Gesundheit nicht 
beeinträchtigen. (Präsident Dr. M a l  e t a 
übernimmt den Vorsitz.) 

Der Hinweis, daß viele Arbeitsräume unzu
länglich und insbesondere die hygienischen 
Anlagen unzureichend sind, gerade von setten 
der Frauen beanstandet, sollte doch ein deut
licher Wink sein, daß im öffentlichen Dienst 

Nachdem die sozialistische Regierung doch 
schon ·einige Jahre tä.tig ist, zum Teil sog'ar 
mit absoluter IMehrheit ausgestattet, müßt'e 
man annehmen, daß es möglich gewesen se.in 
,sollte, derartige Wünsche zu berück.'sichtigen 
und Verhältni,sse zu :schaffen, die man heutzu
tage im allgemeinen als selbstverständlich 
voraussetzt. 

Die weitere Errtwicklung des Arbeitnehmer
schutzes 1'st insbesondere durch das Arbeit
nehmerschutzgesetz vollzogen worden. Es ist 
von größter Bedeutung, daß ge�ade für 
Jugendliche und Lehrlinge, für Frauen und 
Mütter besondere Bestimmungen bestehen 
und daß für deren Uberprüfung auch 'beson
dere Inspektoren eingesetzt werden können. 
Es bleibt 'zu haften, daß diese Funktionäre 
ihr·en Aufgaben gerecht werden können und 
daß sie 'es durch dauerndes Nachstoßen und 
Nachwirken zustande bringen, daß die Bean
standungen doch nach und nach zurückgehen. 
Ich werde bei meiner Stellungnahme zum Be
richt über die Amtstätigkeit der Arbeits
inspektoIiat'e noch kurz auf dieses Problem 
zu .sprechen kommen. 

Im Arbeitsinspektion�gesetz erscheint mir 
von besonder,er Bedeutung, daß größter Wert 
darauf gelegt wi�d, die Zusammenarbeit zw,i
schen den Arbeitsinspektionen und den Be
trieben zu fördern, daß auch darauf geachtet 
wird, daß die Betriebsvertretungen bei den In
spektionen zugezogen, angehört und daß ihre 
Wünsche berück.'sichtigt werden und daß 
schließlich und endlich auch G espräche mit 
den Interessenvertretungen durchzuführen 
sind, um eine gerechtfertigte Inspektionstätig
keit in j eder Beziehung zu ermögliChen. 

Ich glaube, daß der beste Fortschritt dann 
zu erzielen ist, wenn eine .gute Zusammen
arbe.it zwischen dien überprüfenden Behörden 
und ihren Vert�etern und den Betrieben geübt 
wird - ,im gegenseHigen Interesse, zum be
sonderen Wohle aller Arbeitnehmer. 

Wenn man nun den Bericht über die Amts
tätigkeit der Arbeitsinspekitorate für das Jahr 
1 972 überprüft, kommt man zu der Feststel

lung, daß .immer wieder darüber Klag,e geführt 
wird, daß die Inspektionen unter Personal
mangel zu leiden haben. Insbesonder'e fehlen 
die  qualifizierten Kräfte, Techniker und, wi-e 
schon gesagt wurde, Ärzte. Hier muß man 
sagen, daß vielleicht doch manches in di'esem 
Auf.g.abenbereich nicht in Ordnung ist. Wenn 
nämlich an und für sich di-ese Tätigkeit sehr 
vielseitig und umfassend, also interessant ist 

100. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 83 von 96

www.parlament.gv.at



9880 Nationalrat XIII. GP - 100. Sitzung - 5. Feber 1 974 

MeIler 

für einen ,entspretn.end vor;gebildeten Men
schen, müßte audl das Interesse an der Aus
übung eiIlter deralitigen Tätigkeit besonders 
groß Isein. Offensimtlich g,elingt es aber den 
zuständigen Behörden und insbesondere dem 
Ministerium nicht, die Vorauss,etzung,en zu 
schaffen, daß dies'er Auf,gabenbereich perso
nell so gut besetzt ist, daß die Aufgaben aus
reichend und dem Gesetz lentsprechend wahr
genommen werden können. Hier zeigt offen
sichtlich auch di,e Arbe<itsmarktverwaltung ge
wisse Schwächen, denn sie war bisher nicht 
in der Lage, den ArbeH:sinspektionen entspre
chenden N ad:twudls zuzuführen. 

Wenn man überprüft, welche hauptsäch
lichen Beanstandungen im Inspektionsbericht 
erfolgen, ,so muß man feststellen, daß manche 
Ding,e besonders ,im Vordergrund 'stehen, wo
bei man den Eindruck. ,gewinnt, daß oft die 
beteHigten Parteien, und zwar Isowohl Dienst
geber wi"e Dienstnehmer, dLe gesetzlichen Be
stimmungen zuwenig kennen. Es ist also sicher 
oft nicht der Unwille oder die Ablehnung von 
Leistungen maßgebend, sondern die Unkennt
nis. Hier zeigt sich der besondere Wert der 
Einrichtung der Arbeitsinspektion, kann doch 
immer wieder Rat erteilt werden, kann Aus
kunft gegeben werden und können Hinweise 
g'egeben werden ,im Interesse der Zufrieden
heit und des Schutzes der Dienstnehmer, aber 
auch im Interess'e 'einer einwandfreien Be
triebsführung. 

Hei der Beratung des Gesetzes haben die 
drei Fraktionen ,sidler gut zusammengearbei
tet. <Dies war auch die Voraussetzung dafür, 
daß doch dr,ei Abänderungsanträge gemeJn
sam eingebracht und einstimmig -beschlossen 
worden sind. Das hatte zur Folge, daß unter 
andeI1em auch die Arreststrafen als Verwal
tungssstrafen aus den Strafbestimmungen des 
Arbeitnehmel1schutzges,etz'es und ,des Arbeits
inspektionsgesetzes eliminiert wor:den sind 
- ,ein Umstand, der an und für 'sich ,schon 
bei der Regierungsvorlag'e hätte Berütksichti
gung finden müssen, nachdem das Justizmini
sterium entsprechende Bedenken gegen diese 
Bestimmungen geltend gemacht hatte. Warum 
dies nicht gleich geschehen ist, entzi,eht sidl 
unserer Kenntni,s. Der Herr Vizekanzler hat 
diesbezüglich keine Äußerung ,abgegeben, 
außer der Zustimmung zum Abänderungs
antrag. Aber wir wollen audl dies posi:tiv 
vermerken. 

Zum Abschluß darf ich also 'sagen, daß w,ir 
Freiheitlichen dem Arbeitsinspektionsgesetz 
1 974 unsere Zustimmung geben, daß wir den 
Bericht über die Amtstätigkeit der Arbeits
inspektionen 1 972 mit Anerkennung für die 
vollbrachten Leistungen zur Kenntnis nehmen 
und daß wir hoffen, daß .im Bereidl des Arbeit-

nehmeJ1schutzes im Interesse der Arbeitneh
mer in den gewerblichen Betrieben und 
schlußendlidl in naher Zukunft hoffentlich 
auch im öff,enUichen Dienst eine posiitive Fort
entwitklung stattfinden wird. (Beifall bei der 
FPtJ.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Schwimmer. Ich er
teile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (OVP) : Hohes 
Haus ! Es ist erfreulich, daß die einvernehm
liche V.erabschiedung des Arbeitnehmer;schutz
gesetzes vom 30. Mai 1 972 heute durch eine 
ebenso einheUige Beschlußfassung über das 
ArbeUsinspe�tionsgesetz 1 974 'seine Fortset
zung findet. 

Die OVP hatte schon am Arbeitnehmer
schutzgesetz, so wie es hier vor 'eindreiviertel 
Jahren beschlossen worden ist, einen wesent
lichen Anteil ,einerseits dadurch, daß im 
Sozi,alministerium unter Sozialminilster Rehor 
schon wesentlichste Vorarbeiten geleistet 
wOIden waren, es war ja audl schon 'ein 
Ministerialentwurf fertiggestellt, und anderer
seits dadurch, daß beim Arbeitnehmersdmtz
gesetz eine Reihe von Ände,rungsvorschlägen, 
die von der OVP kamen, .in die Vorlage Auf
nahme g,efunden haben. 

Das neue Arbeitsinspektionsg'esetz, das das 
bisherige ablöst, ,ist jetzt, wenn auch erst fast 
zwei Jahr'e nach der Beschlußfas,sung über 
das ArlbeitnehmerschUitzg'esetz, eine logische, 
beinahe zwangsläufige Fortsetzung. Die OVP, 
die sich zu einem modernen, praktikablen 
Arbeitnehmel1schutz bekennt, ,stimmt daher 
auch dem neuen Gesetz über die Kontrolle der 
Einhaltung des ArbeHnehmer.schutzes, dem 
Arbeitsinspektionsge,setz 1 974, zu. 

<Die Arbeibsinspektion Ul1Jd ihre Bedienste
ten haben schon vor der Beschlußfassung über 
das Arbeitnehmerschutzgesetz 1 972 bewiesen, 
daß sie eine wertvolle Tä:tigkeit ,im Sinne 
des modernen ArbeitnehmeJ1schutzes und da
mit auch der Volksg,esundheit ausüben. 

Man muß dabei aber auch feststellen, daß 
es der Gesetzgeber den Arlbeitsinspektionen 
nicht unbedingt Leicht mamt, ,sinnvolle 
Arbeitsinspektion im Sinne eines modemen 
und praktikablen Arbeitnehmerschutzes zu 
betreiben. Ich meine damit nicht, daß 
es den Arbeitsinspektoren an gesetzlichen 
Grundlagen für ihre Tätigkeit fehlen 
würde, vielmehr müssen wir immer mehr 
einen legistischen Uberperfektionismus fest
stellen, in dem alles und jedes perfektest ge
regelt werden muß, was bei ,einem Arbeiits
inspektor, der seinen Dienst ernst nimmt, was 
ich von allen Bediensteten der Arbeitsinspek
tion annehme, wahr:scheinLich ständig das Ge-
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fühl wecken muß, er mache nicht alles, er 
kontrolliere nicht alles, was er nach. dem Ge
setz sollte. 

Angesichts eines solchen legistischen Uber
perfektionismus w.ird ·sich zwangsläufig ein 
W,ide,rspruch entwickeln müssen zw,i'schen dem 
ges'etzlkhen Auftrag und einer praxisbezo
genen, auf der Lebens- und Beru�serfahrung 
beruhenden Tätigkeit der Arbeitsinspektion. 

Das ist aber wahrscheinlim ein Problem der 
Legistik ganz allgemein, daß bei ·e.iner Flut 
von Gesetzen und Ge-setz·esnov,ellen immer 
wieder das B estreben besteht, auch dort zu 
novellieren und neu zu formulieren, wo 
eig,entlich dafür kein Bedürfnis bestünde. 
Etwas weniger wäre hier oft mehr. 

Diese allgemeine F,eststellung .ist meine ein
zig,e kritisch,e Bemerkung zum vorliegenden 
Gesetz, aber für mich ·ein Grund mehr, den 
Beamten, die die-se Gesetze vollziehen müs
sen, mit ihnen fertig werden müssen, dafür 
den Dank auszusprechen, daß 'es ,ihnen gelingt, 
eine sinnvolle Arbeitsinspektion zu praktizie
ren. 

Hohes Haus l Wir haben nun zum Arbeit
nehmerschutzgesetz als Ergänzung das 
Arbeitsinspektionsgesetz. Damit sind die 
materiellen Arbeitnehmerschutzb90stimmungen 
und die Bestimmungen über Behörd'en und 
Verfahren der Uberwachung des Arbeitneh
merschutzes -aufeinander abgestimmt. Wer 
glaubt, daß man mit Gesetzen allein alles 
erreichen kann, was man auf diesem 
Gebiete anstrebt, für den ist im Bereidl 
der Privatwlrtschaft jetzt alles in Ordnung. 

schon mancher von uns gesagt, wenn er auf 
diversen Ämtern herumg,ekommen ,ist, hier 
dürfte wirklich kein Arbeitsinspektor herein
schauen. Und ich weiß auch nicht, ob nicht so 
mancher Arbeitsinspektor selbst 'sagt, meine 
eigenen Amtsräume dürfte ich eigentlich nicht 
inspizier-en. 

Für den öffentlichen Dienst gibt es aber 
leider wed'er Arbeitsinspektion noch einen ge
setzlichen Arbeitnehmer,schutz, wie das be
reits mein Vonedner gesagt hat. Abgesehen 
von der fehlenden Vorbildwirkung des Di-enst
gebers Bund ist es meiner Ansicht nach den 
Bediensteten des öffentlichen Di'enstes ein
fach unzumutbar, daß .ihnen jeglicher Arbeit
nehmerschutz vorenthalten wird. Der Abg,e
ordnete Treichl, der als -erster Redner zu die
sem Gesetz :sprach, hat gemeint, mit di,esem 
Arbeitsinspektionsgesetz würde würdig von 
unserer Generation die Tradition fortgesetzt, 
die seinerzeit mit dem Gesetz über die Ein
ridltung der Gewerbeinspektion begonnen 
wurde. Aber genauso warten seit damals 
Generationen von Bediensteten im öffentli
chen Dienst darauf, daß ,ihnen ,endlich. auch 
einmal die VOI1schriften über den gesetzlichen 
Arbeitnehmerschutz zugute kämen und daß 
von neutraler Seite eine Uberwachung des 
Arbeitnehmerschutzes vorgenommen wird. 

Ich habe daher schon am 30. Mai 1972 bei 
der Verabschiedung derg Arbeitnehmer.sdmtz
gesetzes diesen Arbeitnehmerschutz und 
eine verfassungsrechtlich 'einwandffleie Kon
trolle des Schutzes urgiert und eine dement
spI1emende Entschließung eingebracht. Die 
Stellungnahme des damaligen SPO-Hauptspre-

Ich meine -aber - und auch mein Vorredner chers ,ist 90S wert, heute noch einmal wieder

hat zu diesem Problem schon gesprochen _, holt zu werden. An die OVP gewendet hat 

daß hier etwas noch sehr Wesentlimes fehlt. damals der Herr Abgeordnete Steinhuber zu 

Der größte Dienstg'eber 'in diesem Staat ist unserem EntrSchließungsantrag -ausgeführt: 

der Bund selbst. Und das Vorbild des Dienst- "Heute wollen Sie -einen Entschl.ießungsantrag 
gebers Bund für die privaten Dienstgeber einbringen, den wir behandeln sollen. Wir 
müßte in den Fragen des Arbeitnehmerschut- werden zu ,einem solchen Beschluß kommen, 

zes ein wesentliches Element neben den ge- aber nicht durch Ihren Entschließungs.antrag." 

setz lichen VorschriHen und neben der Die SPO hat damals dementsprechend unse
Arbeitsinspektion daI1stellen. Bei den derzei- ren Ent'schließung-santrag ,abgelehnt; zu einem 

ti gen Verhältnissen muß man aber froh sein, Beschluß über e.in Arbeitnehmerschutzgesetz 
daß ;sich die privaten Dienstgeber den Dienst- für den öffentlichen Di'enst, g,eschwe,ige denn 
g,eber Bund nidlit zum Vorbild nehmen, denn zu einer Regierung'svorlage ist es j edoch bis 
wenn -es ,in der privaten Wirtschaft Zustände heute nicht gekommen. Das ist eben der Unter

gäbe, wie sie heute noch in g-enug Amtsräu- schied zwischen den Taten und den Worten 
men und Amtsgebäuden anzutreffen sind, dann bei der SPO, die der anderen Partei dann ein 
würden die Arbeitsinspektoren wahrscheinlich 

I 
Neinsag-er-Image andichten w.ill. 

resignierend ihre Arbeit einstellen, weil sie 
mit den Beanstandungen nicht nachkämen. W,ir bringen daher heute wieder einen Ent-

Der Bund mißt hier eindeutig mit zweierlei 
Maß. Was -er als Gesetz-geber vom privaten 
Dienstgeber verlangt, .ist er als Dienstgeber 
nimt bereit -einzuhalten. Sicher hat rgich auch. 

schließungsantrag ein, der .auf die Beseitigung 
dieser eklatanten Ungleichbehandlung des 
öffentlichen Dienstes im Arbei;tnehmerschutz 
zielt. Ich darf Ihnen den Entschließungsantrag 
zur Kenntnis bringen: 
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E n t s c h I  i e ß u n 9 s ·a n t r a g  schriften für den Dienstnehmerschutz hätten 

der Abgeordneten Dr. Schwimmer, Wede- auf bestehende Dienststellen des Bundes nur 

o.ig, Dr. Gasperschitz und Genossen zu insoweit Anwendung finden sollen, als die 

928 der Beila'gen in der Fassung des Aus- dadurch bedingten Änderungen ohne wesent

schußberichtes 1 037 der :Beilagen. liche Beeinträchtigung des Dienstbetriebes und 
ohne unverhältnismäßigen Kostenaufwand 
durchführbar sind. In der Debatte zum Arbeitnehmerschutz

gesetz am 30. Mai 1972 wurde von den 
Abgeordneten der Osterreichischen Volks
partei ein Entschließungsantrag eingebracht, 
in dem eine Regierungsvorlage betreffend 
ein Bundesgesetz zum Schutz des Lebens, 
der Gesundheit und der Sittlichkeit der 
Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst ver
langt wurde. 

Damals hat der sozialistische Abgeord
nete Steinhuber versprochen: "Wir werden 
zu einem solchen Beschluß kommen, aber 
nicht durCh Ihren Entschließungsantrag. " 

Da von der Bundesregierung in der Zwi
schenzeit noch immer keine diesbezügliChe 
Initiative ergriffen worden ist, stellen die 
unterzeichneten Abgeordneten folgenden 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Aus Anlaß der VerabsChiedung des Ar
beitsinspektionsgesetzes wird die Bundes
regierung aufgefordert, dem Nationalrat 
ehebaldigst eine Regierungsvorlage über 
ein Bundesgesetz über den Schutz des 
Lebens, der Gesundheit und der Sittlichkeit 
der Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst 
zuzuleiten, das auch eine verfassungsrecht
lich einwandfreie Kontrolle der Einhaltung 
der Arbeitnehmerschutzvorschriften analog 
der Arbeitsinspektion und die gesiCherte 
Finanzierung der Abstellung von Mängeln 
und Mißständen vorsieht. 

Nun kurz zum Abgeordneten Melter, der 
hier die Frage gestellt hat, wieso auch mein 
Klubkollege Dr. Gasperschitz als Antrag
steller bei diesem Antrag aufscheint, der doch 

Also wenn der Bund dann glaubt, es ist eine 
Beeinträchtigung des Dienstbetriebes oder das 
kostet zuviel, dann dürfe sich der Bund nach 
den Vorstellungen der sozialistischen Bundes
regierung jeden Dienstnehmerschutz einfach 
schenken. Das sind die Vorstellungen der 
Sozialisten vom Dienstnehmerschutz, wenn 
sie den Dienstgeber stellen. 

Meine Damen und Herren von der Regie
rungspartei !  Si,e haben daher die Wahl : Ent
weder diesem Entschließungsantrag Ihr,e Zu
'stimmung zu geben und damit zum Ausdruck 
zu bringen, daß 'Sie ,es 'ernst meinen mit dem, 
was der !Abgeordnete Treichl hi,er ausgeführt 
hat - von Humanisi·erung der Arbeitswelt 
und der Anpas'sung der Arbeit an den Men
schen - oder Si,e können auch wi,e 1 972 'ge gien 
di·e Interessen der öffenUich Bedilensteten die
sen Entschlioeßung,santrag aJblehnen und damit 
einmal mehr zleigen, wer die wirkliche Nein
sag,er-Partei in diiesem Haus,e i,st. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der vom Herrn Ab
geordneten Dr. Schwimmer und Genossen ein
gebrachte Entschließungsantrag ist genügend 
unterstützt und steht daher mit in Verhand
lung. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Vize
kanzler Ing. Häuser. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Meine sehr geehrten 
Damen und Herrenl Den Debattenbeitr,ag des 
Herrn Dr. Schwimmer möchte ich zum Anlaß 
nehmen, um sachlich · h.ier fo1gendes festzu
stellen : 

als Obmann der Gewerkschaft des öffentlichen Die Forderung nach ,einem Dienstnehmer
Dienstes genug Möglichkeiten hätte, bei der 'schutzg,esetz für den öffenHichen Dienst i,st 
Regierung ein solches Gesetz durchzusetzen. von glewerkschaftlicher Seite schon vor Isehr, 
Das liegt eben gen au in dieser Frage. Ich habe sehr lang,er Zeit erhoben worden. Aber auCh 
vorher vom Dienstgeber Bund gesprochen, das Hohe Haus hat am 1 .  Dezember 1966 einen 
der es verabsäumt, als Vorbild für die private e,instimmigen Beschluß g,efaßt, mit dem die 
Wirtschaft zu wirken. Seit eine SPO-Regierung Bundesregierung - damals hat der Text aller
im Amt ist, ist auch der Dienstgeber Bund dings "ersucht" geheißen - ·ersucht wurde, 
gegenüber seinen Bediensteten weit härter als in den Dienst- und Organ'isationsvor'Schriften 
das j eder private Dienstgeber in der öster- des Bundes .ausreichende, für den Dienst
reichischen Wirtschaft gegenüber seinen Ar- nehmer,schutz der Bundesbedi,ensteten ,erfor
beitnehmern ist. derliehe Maßnahmen zu treffen. Am 1. Dezem-

Ich darf Ihnen zum Beispiel vorlesen, was ber 1 966. 

im letzten Entwurf des Bundeskanzleramtes Vi,elleicht darf iich lin di'9sem Zusammenhang 
für ein Dienstnehmerschutzgesetz des öffent- auch zur einleitenden Behauptung des Her.rn 
lichen Dienstes hätte stehen 'sollen : Die Vor- Abgeordneten Schwimmer ,etwas 'sagen, der 
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gemeint hat, daß an dem Arbeitnehmerschutz
Hes,etz, das wir lim Mai 1972 heschlossen haben, 
die Ostefl1eidüsche Volkispartei 'einen wesent
lichen Anteil hat. Der Anteil besteht darin, 
daß das ursprüngliche Gesetz über den Di'enst
nehmerschutz 1965 vom damaliogen Sozial
minister Proksch zur Begutadltung ausgesen
det wm1de und dann mit der Re,g;verung.süber
nahme der OstleHeichvschen Volkspart,ei ,ue
g,engteblieben ist, bis wir ,es 1970 wieder aus 
dem Dornröschensdllaf tgeweckt ,haben . Das i'st 
also das Verdienst der Osterreicblisch>en Volks
partei . 

In diesem Zusammenhang darf im auch nodl 
zum Dienstnehmersmutz b ezügl,ich des öffent
lichen Dienstes 'etwas sag,en : Der Herr .A!bgte
ordnete Schwimmer hat hi'er einen Passus vor
'gelesen. Er hat allerdings nic:ht gesa-gt, von 
wann d:ies,er Entwurf ist, den er hier voroge
l'esen hat. Er stammt nämLich aus der Uber
gangszeit zw,ischen 1 965 und 1970. Ich darf 
feststellen , meine Damen und Heuen (Abg. 
Dr. S c h w i m m e r: Das ist Polemik wider 
besseres Wissen!), daß nach Abschluß des 
Dienstnehmerschutzg'Bs,etzes durch das Sozial
ministerium lim Rahmen des Bundeskanzl,er
amtes ,eine 'entsprechende Adaptieruny dieses 
ursprünglichen Entwurfes .für den öffentlichen 
Di,enst vorgenommen wurde und daß di,e Be
ratungen darüber mit den Vertl'letern des 
öffentlichen Dienstes und tihren GeweI1k!schaf
ten s,eit langlern laufen. (Abg. Dr. S c  h w i m
m e r: Aus diesem Entwurf stammt der Passus, 
den ich vorgelesen habe!) Auf Grund dies,es 
Entwurfes hat es 'ständig derartige Verhand
lungen g.egeben, und daher ist die Ent'smUe
ßung, die Sie heute bier 'eingebracht haben , 

weni.g sinnvoll. Ich daI1f Ihnen noch sa'gen 
- .ic:h habe mim erkundigt -: Am 5. März, 
Herr Abg:eoI1dneter Dr. Schwimmer - und 
das wundert mic:h vom Kollegen Gasper
sdlitz - findet ,eine weitere Beratung zwi-schen 
dem Bundeskanzleramt und der Gew.erk,schaft 
öfientlicher Dienst hezügl:ich dieses Dienst
nehmer,schutzg,esetzes 'statt. Ich weiß al,so 
nicht, warum hier ,etwas beschlüssen werden 
'soll, das bereits im Laufen list. Daher betrachte 
ich also. di,ese . .  ' (Abg. Dr. S c  h w i m m e T: 
Wollen Sie uns das Antragsrecht absprechen?) 
Ich ha!be eine sac:hlicbe R'ic:htigstellung zu 
machen , daß im Bundeskanzleramt bereits 
Verhandlung,en mit der Gewerkschaft geführt 
weIden. Ich darf Ihnen konkret sagen, daß am 
5. März neuerlich ein sülches Gespräch statt
findet und daß die Verhandlungen über di,ese 
Frage au�g:enommen sind. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Meine Damen und Herren ! Ich würde 
bitten, sich auf aUen Seiten zurückzuhalten. 

Von der Regierungsbank her hat man einer
seits das Recht, seine ,e�gene Auffastsung sach
Lic:h zu interpretier,en, ohne eine polemisme 
Bewertung damit zu verknüpf'en , damit also. 
die Stimmungen nicht aufg,eschaukelt weroen. 
Seinen Standpunkt kann natürlich jeder ver
treten, sonst hat ja eine Disikussion keinen 
Sinn. (Zwischenrufe.) 

Zum Wort gemeldet ,ist der Abg,eordnete 
Steinhuber. Ich ,erteile es lihm. 

Abgeordneter Steinhuber (SPO) : Herr Prä
sident ! Hühes Haus ! Meine sehr vel1ehrten 
Damen und Herren! Den vürliegenden Bevicht 
über die AmtstäHgkeit der Arbe'itslinspektion 
im Jahre 1972 mödlte ich heute nicht als einen 
für sic:h abg,eschlossenen Bericht betrachten, 
sondern fich werde diesen BeI1icht im Zusam
menhang mit dem heute zu beschließenden 
Arbeitsinspektionsg,esetz und mit dem am 
30. Mai 1972 einstimmig beschlossenen Ar
bei tnehmerschutz-ges,etz v.en ti1ier,en . 

Der Abgteol1dnete Melter hat ber,eits darauf 
verwiesen, daß seit Jahren di'e Arbeitsinspek
torate unt'er PeI1sonalmangel, besontder,s Fadl
persünalmangel leid.en. Darüber hinaus ist es 
katastrophal, daß eine so starke Unterbeset
zung beim arbeHsinspektionsärztlichen Dienst 
vürhanden ist. Diese Unterbesetzung wiro nun 
sic:herHch bald behüben sein, weil im neuen 
Arbeits'inspektionsg,es,etz ein Verbüt der 
Pra�isausübung für ArheitsinspektJionsärzte 
ruicht mehr geg,eben ,ist. Das weiß auch der 
Herr Abgeolidnete MeUer. Es i,st nun grund
sätzlic:h mögLich, mit Ärzten "'erträge über 
HalbtagS'beschäftigung,en oder über stund,en
weise Beschäftigung abzuschließen . 

Es list notwendig - das wissen wir 'al,s 
Belegschaftsvertreter -, Ärzte in den Fac:h
di.enst der Arbeitsinspektionen aufzunehmen. 
Es ,i'st Tatsache, daß im gtanrz,en Bundesgebiet , 

wie aus dem Beric:ht 1 972 zu ersehen ist, 
1 9  Arbeitsinspektorat,e vorhanden sind, aber 
nur v.ier ArbeitS'inspektionsärzte. Aber, Herr 
AbHeürdneter Melter, trütz dieser Sch.wLerig
keiten .ist es meines W:issens gelungen , in 
das Süzialmin>lsterium 'zwei Ärzte aufzuneh
men, und für weiter,e zwei Ärzte läuft bereits 
ein Aufnahrneverfahlien. 

Ich glaube , ,es list richtig : Es muß alles 
unternommen werden, um den Per'sonalman
gel in diesem Bereich zu beseitigen, damit 
wir einen weiteren Fürtsch:I1itt zum Schutz des 
Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmer 
bei ihIier beruUichen Tätigkeit erre'imen . Del1Jll 
die Entwicklung der Technik führt ,in den 
Betrieben immer wieder zu ÄnderuIlJg1en, tsei 
,es durch Einführung neuer Al1beitsverfcuh:ren, 
neuer Arbeitsstoff,e oder durch neue masch�
neUe Binrichtungen. Damit :ist vielfach eine 
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Änderung der iBedingung-en am Arbeitsplatz 
selbst verbunden, die sehr oft im Sinne des 
Di,enstnehmersdtubes positiv -zu Ibeurt'eilen 
list. 

trauenspersonen, von skberheitstedmismen 
und hetrlebsäI'Ztlichen Diensten bei hestimm
ten B etrieben in AJbhängigkeit von der Zahl 
der Besdtäfti'gten vor. Idt �e.rme eiIllige Be
tI!tebe, die dvese 'gesetzlichen Bestimmun.g,en 
noch nidtt erfüllt haben. Auf weldte Weise i'st 

Bei soldten Änderunog,en im Produktions
ablauf muß man hesoI1ldets darauf amten, daß 
sich keine nadtteiligen Auswirkungen auf das 

sichergestellt, daß di,ese .Einr!idttung,en und 

Leben und die Gesundheit der Dienstnehmer 
VorsdtIliften ,entsprechend besteHt und die in 

ergeben. 

In \1Iersdüedellien IndustIiezwei,gen w-erden 
noch 'immer ,eine Reihe von Arbeits'Stoffen 
v-erwendet, die als g·esundheitsschädlich be-
2'leichnet w,eI1den müslS,en, die aber durdl weni
g,er gesundheitsschädliche Stoffle sicherlich er
setzt werden könnten. Soweit mir bekannt 'ist, 
lauf.en auf linternationaler Ebene Bestrebun
gen, di,esbezÜ'gliche Empf.ehlung,en �auszuarbei
ten. Es smeint mir zum Sdtutz-e der Gesund
heit der Dienstnehmer anlge�eigt, audt in 
Osterreich di,eser Frage näherzutreten. 

Betracht kommenden Personen ;in aus�eidt'en-
dem Maßle ausg,ebild-et werden, ,sodaß ihre 
TätigkJeit den entspr,echenden Erf01g bringt? 

Und nun Izum Strahl,enschutz. Das Strahlen
schutzgesetz besteht s-eit 197 1 ,  und seit 1 912 
haben wir die Strahloensdtutzverordnung. Vom 
medizinisch·en Fachpersonal wlird vielfadt dar
über Kla'ge 'g,eführt, daß die vorhandenen 
Schutzmaßnahmen oft nicht ausreichend sind 
und den gesetzlidten Vorsdtl1iften nidlt ent
spfleefl,en. 

W,elche Schritte wurden s,eit ErlaSisung der 

Ich weiß auch, daß in der IndustI1i,e zum Strahlenschutzbestimmungen in dieser Rich

Teil noch Fanbstoffe verwendet werden, wo bei tung unt,ernommen, und auf welche W,eise 

einem Arbeitsvorgang der MAK-Wert um soll der Schutz der Arbeitnehmer auch bei 

das Drei- bis Vi,eI'fache Ü'betsduitten wiI1d. der medizinLsroen Anwendung lioIllisieliender 

Es ist erwiesen, daß in dieser Arbeitssparte Strahlen 'in dem vom Gesetzgeber vorg,esduie

sehr häufig BerU'fserkrankungen auftreten, benem Ausmaß erreicht werden? 

weil in dies·en Lösungsmitteln für Farbstoffe Schließlidt möchte ich nodt die Aufmerksam
der Aromate";Gehalt weit über dem zulässigen keit des Herrn Bundesmini'sters 'auf die beson
Grenzwert vorhanden ist. 

Es wäre daher zweckmäßig, eine Dek'lara
ti onspflJicht bei Farbstoffen ,einzuführen, wo 
der Aramane-Gehalt iin Form von Benzol, 
Toluol, Xylol iin ppm pro Kubikmeter anzu
geben 'i-st. Da-s Arbeitnehmerschutzgesetz 'gibt 
uns j-et'zt dazu die Möglichkeit. 

Nun, meine -sehr v,erehrten Damen und 
Herren, gestatten Si,e mir -einigle Worte zum 
Problem der JuglendbelschäfUgung. 

Da:s Unternehmen "STOP" hat gezleigt, daß 
die Einhaltung der Bestimmung-en des KJinder
und Jugendsdlutzgesetz-es 'in einig,en Betri,ebs
zweigen nidtt ernst genommen wird und 
daher ..,tr,eng'er,e Kontrollen seitens der Ar
beitsinspektoren ,erforderlich sind. Hier wäre 
eine Intensivi-erung d�r Kontrolltätig�eit ganlZ 
dringend notwendig. Aus meiner Sicht ge
sehen, kann nur durch -eine v,erstärkte Kon
troUe 'ein wirksamer Schutz für d.ie jugend
lichen AI1beitnehmer ,erlieidtt wenden. 

In di,esem Zusammenhang mödlt,e ich nun 
über die p raktisdten Auswirkung-en des Ar
beitnehmersdtutzgesetzes spr-echen und zu
gleich eine Frage an den Herrn Vlizek,anzler 
r:ichten. 

1973 i.st das Arbeit-

deren Belastungen l'enken, denen Dienstneh
mer durch moderne Arbeitsmethoden in Büro 
und Werkstatt ausges-etzt _sind. Idt denke da 
zum Beispiel an die Elektronische Datenver
arbeitung oder an Tätigkeiten, die an den 
Arbeitstakt g,ebunden sind. Es wäre zu be
grüßen, wenn seitens des Bundesministedums 
für soziale Verwaltung d,i-e Durdtführung 
wissenschaftilidter Untersuchungen veranlaßt 
werden könnte, um auf obJektive W,eise das 
Ausmaß solmer Belastungen feststellen zu 
lassen. 

Nun einige sehr ernste Worte zu den Ar
beitsunfällen. Auf Baustellen ist die Zahl der 
Unfälle bedauerlicherweise relativ hoch, wo
bei auch bei vorschriftswidrig'en Erdaushub
arbeiten immer wieder Tote zu beklag,en sind. 
Hier muß es -ganz einfach möglich sein, und 
-zw.ar durch eine rege Inspektionstätigkeit, auf 
die streng-ere Einhaltung der ges,etzUchen Vor
sch�iften rigoros hinzuwirken. Denn die Zahl 
der ArbeitsunfäHe w.eist eine st,eig-ende Toen
denz auf, 1 1 1 .229 gegenüber 1 09.530 im Jahre 
1 97 1 .  

Tragi,sdt i'st die Tatsache, daß audt die töd
lichen Arbeitsunfälle angestiegen sind, und 
zwar von 383 auf 407 um 24 UnfäHe oder um 
6,3 Prozent mehr als 1971 . 

Sei t dem 1 .  J änn€T 
nehmerschutz,g.es,etz in 
sieht die Bestellung 

Kraft. Di,eses Gesetz Dazu muß aber 'gesagt werden, daß natürlich, 
von Sicherheitsver- so bedauerlich 'es 'ist, die steigenden UnfaUs-
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ziffern nur im Zusammenhang mit der steigen- und daß seither von d er Regierung her nichts 
den Zahl der Beschäftigten gesehen werden g,etan wurde. Der Passu.s, den Dr. Schwimmer 
können. vorgelegt hat, stammte aus dies,em Entwurf, 

Aber etwas sehr Wesentliches möchte ich 
in bezug auf die Unfälle doch s'agen : Wie hoch 
wären die Unfallsziffern, würden unsere 
fleißigen Arbeitsinspektoren nicht nahezu Tag 
und Nacht in gewissenhafter PflIichterfüHung 
im Einsatz seinl Dies,e Zahl ist nämlich nicht 
zu eruieren. Diese Zahl wissen wir nIcht, die'se 
Zahl k,ennen wir auch nicht. Aber ich wage 
hier zu behaupten, daß dje UnfäUe ohne Kon
trO'lltätigkeit rapid anstei:gen wiiI1den. Sie wür
den sich v,erdoppeln, wenn nicht sogar v'er
dreifachen. Denn allein im JahI1e 1912 wurden 
bei Amtshandlung,en von Ar:beits,inspektoren 
in den Betnieben insg'esamt 1 62.684 Beanstan
dungen festgest,eUt. Diese Beanstandungen, 
diese UnfaHsfallen würden doch, 'gäbe es k,edn 
Arbeitsinspektionsgesetz, gäbe ,es keine Ar
beitsinspektoren, nur ,im geringen Ausmaß 
- davon bin ich über:zeugt - von den Unt,er
nehmern behoben werden. 

Für diese umfangr'eiche Tätigkeit uns,erer 
Arbeit'sinspektoren zum Schutze des Leben.s 
und der G esundheit der Arbeitnehmer saoge 
iCh im Namen aller .in Osterreich Beschäfti,gt,en 
herzlichen Dank! (Beifall bei der SPO.) 

Mit diesem Dank verhinde ich nochmals 
meine Bitte, die ich in der Budgetdebatte an 
den Herrn Bundesminister für soziale Verwal
tung Inog. Häuser gerichtet habe, nämlich eine 
im Rahmen des Besoldungsschemas mögliche 
finanzielle Besser,stellung des Arbeitsinspek
tionspersonals, und zwar desha�b, weil durch 
Sondervertragsahsmlüsse unter,schiedl,iche 
Entlohnungsverhältnisse ,entstehen. Durch 
diese Sonderrverträg,e werd,en die Neueintre
tenden oft finanziell hessergestellt als das 
vorhandene :Personal. 

Ich ,bin f,est d avon überzeugt, daß Sie, Herr 
Bundesminister für soziale Verwaltung, auch 
hier einen Weg finden werden, um die dabei 
auftretenden Unger,echtigkeiten zu beseitigen. 

Den Bericht des Arbeitsinspektorats, 111-1 14 
der Beilagen, nehmen wir Sozialisten gerne 
zur Kenntnis. (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist Abgeordneter Linsbauer. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Linsbauer (OVP) : Herr Präsi
dent ! Hohes Haus ! Meine 'sehr geehrten Da
men und Herren! Zu der Aussag;e des Herrn 
Vizekanzl'er,s , daß d.er letzte V'erwaltung,sent
wurf der Reglierung Kreisky eine Verhand
lungsbasis gewesen wäre : Vor,gelegt wurde 
dieser Entwurf im Frühjahr 1913. Darf ich hier 
r,ichtigsteUen, daß von heiden Fraktionen der 
Gewerkschaft diesrer Entwurf abg1elehnt wurde 

den die G ewerksChaft mit heiden Fraktionen 
abgelehnt hat. Herr Vizekanzler! Si'e sagten, 
vom Minister ,P,roksch wäre ein Ministerial
entwurf dagewesen, der in der Schublad,e g,e
blieben wäre während der Zeit der Minister
schaft Rehor, und erst dann, unter Ihrer Mini
stersch,aft, wurde dieser Entwurf · ausg,egraben 
und die j etzi'9'e NoV'elle daraus gemacht. ,Es 
wurde mir mitgeteilt, daß wesenUich,e Dinge 
vom Minist,erialentwurf der Frau Minister 
Rehor stammen, und das sind di,e bess,eren 
gewesen. 

Herr V.iz·ekanzler! In der Regi'erung.svorlag,e 
zum ArbeitsinspektJionsg'esetz 928 der Bei
lagen heißt der letzte Satz: 

"Bei Gesetz'werdung des Entwurf.es ist ein 
zusätzliCh,er P,ersonal- und Sachaufwand nicht 
zu ,erw arten." 

Nach dies'er Novelle sind aber unter die 
Kontrolle der Arbeitsinspektion zusätzlich die 
Krankenanstalten, die Kuranstalten und 
Pfleg'eanstalten auf.g,enommen worden. Wenn 
nun, wie der letzt'e Satz heißt, k,eine Ver
mehrung des Personal'es notwendi'g ist, dann 
frage ich mich :  Warum haben die Arbeits
inspektoren bisher '50 v/iele Uberstunden 
machen müssen, um ihren Tätigkeiten doch 
dem Gesetze nach bestmöglich nachzukommen? 
Herr V1zekanzler! Di,ese ArbeitS!inspektor'en 
mußten diese Uber.stunden verrichten, weil lsie 
ansonsten der Durchführung dieses Gesetz'es 
gar nicht 'g,er,echt w,erden konnten. 

Und darf ich Si,e, Herr Vizekanzler, ,etwas 
Besonderes und Spezi;elles fragen. Seit dem 
Inkr.afttreten der 24. Gehaltsgesetz-Novelle, 
das war mit 1 .  Dezember 1972, haben diese 
Arbeitsinspektoren in Osterreich eine ordent
liche Abrechnung lihrer Uberstund'ßTI noch nicht 
erhalten. Di'e östeneichische Republik schul
det also den ö'sterreichischen ArbeitsinSipek
toren seit 1 .  Dez,ember 1 972, da,s sind mehr als 
14 Monate, die Auszahlung der Uberstunden. 
Es wird 7Jwar vorläufi-g ein Pauschale weiter
g,ezahlt, aber die Uberstunden, dte ja neu 
verrechnet werden, ergeben, wie mir mitge
teilt wurde, pro Beamten einen Betrag von 
4000 bis 6000 S. Di'ese Beträge schuldet die 
österr:eichlisChe :R.epuMik, das Sozialministe
r.ium den Beamten. 

Es ist richtig, wi,e manche Vorredner aus 
allen Fraktionen 'gesagt haben, daß die Be
amten ihr,en Dienst zur vollen Zufr.iedenheit 
gemacht haben. Aber Herr Vizekanzlerl Di:ese 
Beamten können doch n:icht nur den Dienst zur 
vollen Zufri,edenheit tun und 1 4  Monate auf 
ihr Geld warten. Herr Vizekanzler! Es haben 
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sich bereits die Personalv.ertreter einges,etzt. 
Es wurden :in Graz und auch lin Linz Resolu
Nonen gefaßt, und trotzdem wurde bisher 
nichts für eine baldige AuszahlUIlig getan. 
Herr V,i,zekanzler und Bundesminister I W,as 
soHen d1eSle Beamten nun tun, daß Isie lendlich 
zu ihr·ern Geld kommen? 

Herr Bundesministerl  Ich habe hier nur von 
Uberstunden 'gesprochen und nicht von An
reisezeiten und von Wartez,eiten, das Isind 
also die Zeiten, die notwendig waren, um den 
Di,enst zur vollen Zufdedenheit zu ierfüllen. 

EigentümHcher,weis,e steht in der Nov,eHe 
928 zur Arheits:insp·ektion, und lieh zitier,e hi'er 
§ 2 ( 1 ) ,  Punkt 4 :  Der Arbeitsinspektor hat für 
die Wahrnehmung der Arbeitszeit in den Be
trieben zu sorgen. Also er hat zu sorgen, daß 
die Arbeitnehmer, die in Privatbetrieben be
schäfHgt sind, in ordentlicher Arbeitszeit ihren 
Dienst versehen, und wenn sie Uberstunden 
machen, daß sie entlohnt werden. Ja, wie 
müssen sich denn die Arbeitsinspektoren vor
kommen, wenn sie in den Betrieben danach 
trachten müssen, daß die Arbeitnehmer ihr 
Geld bekommen und sie selbst 14 Monate lang 
darauf warten müssen? 

Herr Vizekanzler l Es ist eigentümlich, daß 
man hier nicht einen Modus finden kann, um 
die V'errechnung dieser Ubeiistundengelder 
durchzuführen. Nun kommt aber dazu, daß 
Sie die KrankenanstaIten einbezog'en haben, 
und Sie sagen, es gibt keine Vermehrung 
von Personal- und Sachaufwand. - Ja wer 
wir.d denn die Krankenanstalten überprüfen? 
Glauben Sie denn nicht, daß hier weitere 
ArbeitslnspektoI1en notwendig ,sind? Nor
malerweise, das .ist Ihnen so wie mir bekannt, 
meliden sich ja 'seihr wenige Diplom
ingenieure und Ärzte zum öffentlichen Dienst, 
weil sie in den diesbezüglichen Gehalts
schemen vielleicht weniger velidi'enen, als man 
sonst in der Privatwirtschaft verdienen kann. 
Es kommt zu Sonderverträgen. Nun gibt es 
bei den Sonderveliträgen Schwierigkeiten 
zwischen den Beamten, die im Gehaltsschema 
drinnen stecken und '7Jwi'schen denen, die 
die'sen SonJdervertraJg haben. Ich würde 
meinen, Herr Vi:zekanzler, wenn PeIlSonal 
für die Arbeit'sinspekfionen nicht zu be
kommen ist, dann bitte Sonderverträge in 
einem tragbaren Verhältnis zu den Beamten. 
Vielleicht gäbe es Zulagen für die Belamten, 
die dort wirklich zur Zufriedenheit ihren 
Dienst v.eI\sehen. 

Nun, Herr Viz'ekanzler, möchte ich zu den 
Zeiten kommen, die die Beamten der Arbeits
inspektion brauchen, auch wenn sie Uber
stunden machen : zu den Anreisezeiten und 
Wartezeiten. Im Bereich ,des Sozial-

ministeriums v.ersehen gerade ,im be,sonderen 
die Arbeitsinspektoren, die Beamten und Ver
tragsbe,diensteten hei Betriebsbes.ichtigungen, 
als Amtssamverständige, bei Erhebungen bei 
Unfällen überwiegend ihren D�enst im Außen
dienst. Zur Erreichung dieses Ortes der Dienst
verrichtung muß entweder ein M'assen
beförderung,smittel, allso ,Eisenbahn oder Auto
bus, oder ein Dienstkraftwagen, ein eigener 
Personenkraftwagen oder fallweise auch ein 
Fahrrad verwendet werlden. Erforlderlichen
falls muß der Ort der Dienstverrichtung auch 
zu Fuß erreicht werden. Nun gibt es Vor
stellungen vom Bund her, daß man .sagt, der 
kürzeste Weg und das bilhgste Fahrzeug 
müssen henutzt werden. Das heißt also, daß 
ein Arbeitsinspe'ktor, der ,in ein Gebiet, das 
mehr als 1 00 Kilome,ter entfernt ist, zu 'einer 
Dienststelle, zu einem Betrieb fahren muß, 
dafür keinen Schnellzug verwenden darf, son
dern nur den Eilzug. Verwendet er den Schnell
zug, muß er den Schnellzugszuschlag selbst 
bezahlen. Ich glaube, Herr Vizekanzler, das 
ist ungerecht, hier müßte man eine bessere 
Lösung finden. Diese Arbeüsinspek.toren fah
ren j a  nicht auswärts, außerhalb ,ihrer Di'enst
stelle de,swegen, weil es ihnen Vergnügen 
macht, sondern weil 'sie ider j ewei'lige Vor
gesetzte dazu einteitlt und sie diesen Dien!s't 
dort zu versehen haben. Ich wür.de Sie daher 
bitten, die Reis'ezeiten, die be.i den Arbeits
inspektoren eine Notwendigkett zur EI'füllung 
ihres Dienstes sind, als volle Dienstzeit anzu
erkennen und als Uberstunden zu bezahlen. 

§ 1 6  des Gehaltsgesetzes, in dem es heißt, 
daß die Reisezeiten als Uberstunden zu werten 
sind, würde dazu die Möglichkeit geben. 

Vielleicht könnte man nun so sagen, und ich 
würde das in zwei, drei Punkte kleiden: Dem 
Beamten gebührt für die Reisezeit, die er für 
die Zurücklegung des Weges zwischen der 
Dienststelle und der Dienstverrichtungsstelle 
oder umgekehrt braucht, eine Reisevergütung. 

Als zweiten Punkt würde ich sagen: Reise
zeiten sind Dienstzeiten und daher wie Dienst
zeiten zu entschädigen. 

Und drittens: die Reisevergütung gebührt 
für j ede Stunde, die außerhalb der dienst
planmäßigen Zeit liegt, in Höhe der Uber
stundenvergütung nach § 16 des Gehalts
gesetzes. 

Nun nochmals kurz zur Arbeitsinspektions
gesetz-Novelle - es wurde über den öffent
lichen Dienst so viel gesprochen - und zu 
den Arbeitsinspektoren in ihrer eigenen 
Dienststelle. Wenn ich nur die Fichtegasse 
nehme. Mir hat man gesagt, wenn Angehörige 
von kontrollierten Firmen selbst in die Fichte
gasse kommen, daß sie sich wundern, daß man 
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in den Betrieben etwas beanstandet, was in 
der Fichtegasse selbst durch die Arbeitsinspek
toren zu beanstanden wäre. Aber das sind ja 
noch Kleinigkeiten in der Fichtegasse. 

Herr Vizekanzler und Sozialminister! Sie 
kennen ja die Bakteriolog:isch-serologisch,e 
Untersuchung,sanstaU in Linz. Diese Anstalt 
würde geschlossen werden, wenn dort ,ein 
Arbeitsinspektor die Möglichkeit zur Kon
trolle hätte. Da werden auf einem Pult drei 
verschiedene Arbeitsgänge durcbgeführt, ohne 
daß Fließwasser dort ist, ohne daß es einen 
Aufenthaltsraum gäbe <für die Leute. Sie haben 
nicht einmal Umkleideräume. 

In der Lebensmitteluntersuchungsanstalt .in 
Graz, Herr Viizekanzler, i'st es ähnlich, und 
die Verhältnisse in der Lebensmittelunter
suchungsanstalt in Wl,en hahe .ich schon bei 
Frau Minister LeodoLter angegeben. Wird 
diese Lebensmitteluntersuchungsanstalt W.ien 
nicht geändert, dann wird man nicht imstande 
sein, das neue Lebensmittelgesetz, diese No
velle dort durchzuführen. 

Ich würde Sie bitten, Herr V.izekanzler, daß 
Sie den von mir vorgebrachten Problemen, 
bezogen auf Auszahlung der Uberstunden für 
die Arbeitsinspektoren, bezogen auf die Rei'se
zeit der Arbeitsinsp'ektoren Aufmerksamkeit 
zuwenden. Dieses Gebiet geht dann noch v,iel 
weiter, es betrifft ja nicht nur die Arbeits
inspektoren, sondern ich möchte es hi·er nur 
anführen, das sind Reisezeiten für den öffent
lichen Dienst im ,allgemeinen ; hinsichtliCh die
ser Reis,ezeiten werden derze.it Verhandlungen 
geführt. 

Ich würde Sie bitten, Herr Vizekanzler und 
Sozialminister, daß Sie ,diesen meinen 
Problemen, die ,ich Ihnen 'so vorgele.gt. habe, 
Aug-enmerk schenken und daß Sie dafür sind, 
daß wenigstens den Beamten das Geld aus
geZlahlt wird und daß· ,in Zukunft diese Reise
zeiten auch .in 'irgendeiner R.!elation zur Aus
zahlung kommen. 

Nun zum Arbe.itnehmerschutz für den öUent
lichen Dienst. ,Meine Kollegen haben dies 
bereits angeführt. Ich möchte das nicht wieder
holen. Nur wur,de mir ,soeben von nr. Ga'sper
schitz gesagt, daß für den 5. März kein Ver
handlung'stermin vorgesehen ist. Sie haben 
behauptet, Herr Vizekanzler, der 5. März wäre 
vorgesehen. Soll es auch ein anderer Termin 
sein:  Ich würde Sie ersuchen, sich .im Sinne 
des Arbeitnehmerschutzes für die öffenUich 
Bediensteten, di'e ihn genauso notwendig 
ha ben wie die privaten Dienstnehmer, dafür 
einzusetzen, daß der größte Arbeitgeber, der 
Staat, dafür sorgt, daß auch im öffentlichen 
Dienst Dienstnehmerschutz und ArbeLts
inspektion Geltung haben! (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zu einer tatsächlichen 
BeriChtigung hat sich Herr Abgeordneter Dok
tor Gasperschitz zum Wort gemeldet. Ich 
mache ihn darauf aufmerksam, daß nach § 49 
der Geschäftsordnung die Redezeit mit fünf 
Minuten beschränkt ist. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Gasperscbitz (OVP) : Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der Herr Vizekanzler hat behauptet, 
daß mit der Gewerk,schaft für 5. März 1974 
ein Termin bezü.glich der Erarbeitung eines 
Dienstnehmer,schutzgesetzes anbeIlaumt sei, 
und er wundere sich deshalb, daß ich so ,einem 
Entschließungsantrag die Unller:schrift gebe. 
Ich ·stelle f.est, daß mit der Gewerkschaft weder 
für den 5. März 1974 noch für eine spätere 
Zeit ein Termin ,anberaumt worden .ist. Der 
letzte Entwurf stammt vom Frühjahr 1973, 
seither ist in dieser Frage nichts g,esmehen! 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Staatssekretär. Ich erteile 
es ihm. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Laus
ecker : Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus ! Bei diesem TagesoI'dnungspunkt ist aus 
konkretem Anlaß eine- Frage ,in Diskussion 
geraten, die von allgemeiner Bedeutung ist. 
Der Herr Abgeordnete Linsbauer hat die Frage 
der v.ergütung von Reisezeiten, die ja nicht 
nur eine Frage der Arbeitsinspektion darstellt, 
sondern eine allgemeine Frage des öffentlichen 
Dienstes, ins Gespräch ,gebracht. Ich möchte 
mir erlauben, dazu und zu der Frage des 
Dienstnehmerschutzes im öffentlichen Dienst 
eine Bemerkung anzubringen. 

Bei der Frage de,s Dienstnehmerschutzes be
ziehe ich mich ,auch auf eine Antwort, die 
schon einmal auf eine mündliche Anfrage ge
geben wurde. 

In der Frage des Dienstnehmerschutzes 
stehen wir im öffentlichen Dienst seit vielen 
Jahren 'schLicht und einfach vor der Schwie
rigkeit, daß der Herr Sozialminister im Be
reiche der Arbeitsinspßlk,tion Auflagen erteilen 
kann, die ihre Grenzen dort finden, wo es um 
die MinisterverantwortIichkeH g'eht, daß' es 
weg,en der verfassungsrechtlichen Stellung der 
Bundesminister nicht möglich ist, daß der Herr 
Sozialminister im Bereiche des öffeIlitlichen 
Dienstes so w,ie bei einer Privatfirma verbind
liche und verpflichtende Auflag,en erteilt. Das 
waren die verfassungsrechtIichen Grenzen 
unserer Bemühungien um die Erdchtung eines 
wirkungsvollen Dienstnehmersmutzes. An 
dieser Frag'e sind bis j etzt die Bemühungen 
sowohl auf seiten der Gewerkschafit als auch 
auf Regierung,sseite gescheitert, zu welcher 
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Zeit immer, und wer hier die Quadratur des bezogen werden soll, i.st eine andere Fl1age. 
Kr,eises anbieten kann, der ist herzlich ein- Die Gewerksrnaft der öffentlich Bediensteten 
geladen, diesen Vor:sch1ag, der einen entschei- ist uns die Antwort noch schuldig geblieben, 
denden VOI1stoß bedeuten würde, zu maChen. ob naCh ihrer Meinung der KinobeisuCh, die 

'Bs ist richtig, daß über den Dienstnehmer- NäChtigung, das Essengehen dann wirklich 

schutz v.iele Jahre hindurch verhandelt wurde, in dte Arbeitsz,eit gehören IsolI. 

und es wird auCh jetzt immer wieder an Was die Reisebewegung außerhalb der 
dieser Frage g,earbeHet. Ich ,bin nur der Mei- dienstplanmäßigen Dienstzeit .in eJnem öffent
nung, man soll etwas, wenn man keine eChten lichen Verkehrsmittel oder in einem eigenen 
Alternativen anzubieten hat, niCht dremati- Verkehrsmittel anlangt, ist ein Angebot ge
sieren. maCht worden, in dem 'g,esagt wurde, daß ·ein 

In den Verhandlungen, die geführt werden, Anteil einer Uber,stunde als Vergütung ge

werden wir bemüht sein, voranzu'kommen, es geben werden soll. Dazu sind meines Wissens 

wäre aber nicht ,in Ordnung, mehr in AussiCht di·e Meinungen ;in veI1srniedenen Bere,iChen des 
öffentliChen Dienstes und .damit auch .in verzu steHen, als man in Kenntnis der Umstände 

mit Fug und Recht .in AussiCht stellen \kann. schiedenen VoertretungsbereiChen der Gewerk
schaft der öff'entlich Bediensteten höchst unter-

Was die ReisezeH-en anlangt, Herr Abge- sChiedliCh. Mich haben namhafte Fun'ktionäre 
ordneter Linsbauer, möchte :ich nur in Er- dieser Gewerkschaft w.issen lassen, daß ihnen 
innerung rufen, daß der Gewerkschaft ein An- dieses Angebot gar niCht so uneben vor ge
gebot zugegang'en i,st. Die Gewerkschaft hat kommen wäre. Es wäre siCherlich interessant, 
sich zu diesem Angehot, einem dreigestaltigen wenn die Gewerkschaft der öffentlich Bedien
Ang.ebot, bis Jetzt meines Wissens in ver- steten das Angebot, das ,eine Vergütung vor
bindlicher Form nicht erklärt. sieht, in verbindlicher 'Form beantwortet. 

Es geht dabei nicht darum, ob man den Darüber kann ja lauch verhandelt werden. Es 

§ 1 6  des Gehaltsgesetzes heranzieht oder ist nicht ,gesagt worden, daß tür die Reisezelit 

nicht, denn der § 1 6  des Gehaltsgesetzes sieht dem Grunde nach keine Vergütung gegeben 

die Möglichkeit vor, eine aus dienstlicher 
wer.den soll. Ob allerdings di,e Reisebewegung 

Notwendigkeit gegebene, angeordnete Uber- in einem öffentlichen Verkehrsmittel günstiger 
bezahlt werden kann und soll als etwa eine stunde zu bezahlen. Hier ist die Frage: Was ist 

eine Dienstleistung, was ist eine angeordnete Bereitschaf.tszeit, darüber sollte man sich �n 

Uberstunde? einer vernünftigen Verhandlung den Kopf zer-
brechen. 

Es geht, wie in der Offentlichke'it viellekht Ich möchte also klarstellen: Ein Angebot 
nicht ,so bekannt ,ist, darum, daß j etzt in einer zur Vergütung der Reisezeit ist ergangen, es 
Frage, mit der die Gewerk.schaft se.it über ist dies ein Verhandlungsgegenstand, bei dem, 
20 Jahren konfrontiert ist, begehrt wird, daß wie ich hoffe, bei guter ZeH ein .akzeptabl.es 
die Reisebewegung al,s volle ArbeH:szeit mit Ergebnis gefunden werden kann! (Beifall bei 
Uberstundenzuschlägen und mit allen Sonder- d SPO ) ,er . 
zuschlägen bezahlt wird. Ich überlasse es j etzt 
der Beurteilung j edes einzelnen, ob die Re.i,se- Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 

bewegung in 'einem öffentlichen Voerkehrs- ' hat sich der Herr Vizekanzler Ing. Häuser. 

mittel wirklich dem vollen Arbeitseinsatz, wie Ich erteile es ihm. 

er ,in einer -Dienststelle oder an ,einer Dienst- Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrte 
verr.ichtung·sstelle erbracht wird, vergleichbar Damen und Herren! Nachdem klargestellt list, 
ist. daß hinsichtlich der Enbschädigung,swünsche 

Tatsache ist, daß vom Bundeskanzler,amt ein Gespräche mit der zuständigen Stelle, das ist 

Angebot erganglen i:5t, das im w.esentlichen das BundeskanzLeramt, gepflog,en w,erden - es 

besagt, daß die �eisebewegung, soweit sie l iegt ja nicht in meinem Zuständi'gkeits

während der dienstplanmäßi.gen Arbeitszeit bereich -, brauche .ich nur dem Herrn Abge

absolv,iert wird, natürlich eine normale ordneten Gasperschitz zu ·antworten. Ich habe 

Arbeitszeit ist. Ebenso kLar ist, daß die Dienst- auf konkretes Befragen des zuständigen Herrn 

verrichtung am Dienstverrichtungsort volle im Bundeskanzleramt die Mitteilung erhalten, 

Arbeitszeit ist, mit allen Uberstunden- daß lim Zusammenhang mit dem Jour fixe am 

zuschläg,en, Nachtzuschläg,en, ,Sonn- und Feier- 5. März auch im Gespräch mit den Gewerk

,tagszuschlägen, wie ,sie da,s Ges'etz vorsieht. schaften das DienstnehmeIlschutzgesetz für den 

Ob die sogenannte Ausbleibezeit, also jene öffentlichen Dienst auf der Tagesordnung 

Zeit, ;in der j emand an einem Ausbleibeort steht. (Beifall bei der SPtJ.) 

lediglich anwesend ist und alles das tut, was Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
man eben in einer Zeit macht, in der kein ist die Frau Abgeordnete Maria Metzker. Ich 
Dienst zu verricht,en ist, in die V,ergütung ein- erteile es ihr. 
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Abgeordnete Maria Metzker (SPO) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Ich möchte aus dem 
Bericht 1972 der Arbeitsinspektion einen Sek
tor herausgreifen, und zwar di,e Einhaltung der 
Bestimmung,en des Mutterschutzgesetzes. Die 
Arbeitsinspektion hat .im Jahre 1972 3342 Be
triebe kontrolliert, in weldten werdende Müt
ter beschäftigt waren ; die An�ahl dieser be
schäftigten Mütter war 5091 . Das list an sich 
eine rückläufige Bewegung gegenüber den Er
hebungen des vergangenen Jahres. Ich möchte 
dazu sagen, daß mir in Konfrontation mit den 
tatsächlichen Geburten von unselbständig 
erwerbstätigen Frauen diese Zahl natürlich 
sehr gering erscheint. Aber wieso 'ist das so? 

Es werden der Arbeitsinspektion in der 
Regel ja nur jene werdenden Mütter gemeldet, 
die Jugendliche sind, und die Meldungen kom
men seitens der Jugendämter, und da vor 
allem aus Wien. 

spezieUe Konterenzen, Arbeütsgespräche 
zwischen den Sozialpartnern und der Arbeits
inspektion über Jugend- und Mutterschutz 
stattfinden. Daß wir weitestgehend Nachteile 
für die werdenden Mütter ,in den Betrieben 
ausgeräumt haben, ist zu einem guten Teil 
darauf zurückzuführen, .daß immer 'eine ·enge 
Besprechung mit der Arbeüsinspektion ·auf 
diesen Gebieten stattfindet. 

Aus diesem Arbeitsbericht geht weiters her
vor, daß erstmals seit z ehn Jahren weniger 
§-3-Zeugnisse ausgestellt wurden, und zwar 
586 gegenüber 652 im Jahre 1 91 1 .  Das kann 
natürlich ein Zufall sein, es kann aber auch 
darauf zurückzuführen sein, daß man im Be
richtsjahr vielleicht besonders rigoros bei der 
Ausstellung dieser Zeugnisse vorgegangen 
ist. Es entzieht sich meiner Kenntnis ;  ich 
kann das diesem Bericht nicht entnehmen, 
aber ich werde mich natürlich dafür inter-

Ich möchte an dieser Stelle darauf hin- essieren. 

weisen, daß die Frauen auf diese Schwierig
keit in der Arbeitsinspektion wiederholt und 
seit Jahren hingewi,esen haben. Es zeichnet 
sich nun folgendes ab : Es wird in der Ihnen 
bereits vorliegenden N ovellierung zum 
Mutterschutzgesetz eine Pflichtmeldung für die 
DIenstgeber eingebaut. Da.durch wlird es 
simerlich besonders den weiiblichen Arbeits
in:spektoflen möglich sein, mehr werdende 
Mütter zum besseren Schutz dieser Mütter 
zu erfassen und Erhebungen durchzuführen. 

Ich habe 'gesagt, daß 5091 Mütter kon
trolliert wurden, ob 'ihre Arbeitsbedingungen 
im HinMick auf die Schw,angerschaft einge
halten werden. Unter diesen 5091 Erhebungen 
waren 1020 Beanstandung'en. Das erscheint 
mit verhältnismäßig hoch. 

Im besonderen .ist zu bedauern, daß im Vor
dergrund dieser Dbertretungen das Stehverbot 
zu finden ist, und zwar von diesen 1 020 Be. 
anstandungen waren es 494 ,solcher Fälle. 

Zuvor hat der Herr Ahgeordnete Schwimmer 
von klaren und unklaren Formul'ierungen ge
sprochen. Er ist ,geI1ade im HinMick auf die 
Arbeitsinspektion der Meinung gewesen, zu 
klare Formulierungen seien gar nicht :so gün
stig, sie engen die Freihei.t, .die Initiative der 
Arbeitsinspektoren ein. Ich möchte sagen: Ge
rade ,bei diesem Stehverbot ·brauchen wir 
klaJ1er.e FormuHerungen. Ich hoffe, daß wir ,sie 
in absehbarer Zeit bekommen werden. 

Ich möchte noch ·auf folgendes hinweisen, 
weil der Herr Abgeordnete Melter von den 
nötigen engeren Kontakten .gesprochen hat, 
die zwisdten Dienstgebern, Dienstnehmern 
und der Arbeitsinspektion notwendig wären: 
Wenn Sie ·die Berichte verfolgen, ,die die 
Arbeitsinspektion jährlich herausgibt, so wer
den Sie sehen, daß in jedem zweiten Jlahr 

Ich will eines hoffen: daß diese rückläufige 
Anzahl von §-3-Zeugnissen der Beginn dafür 
ist, daß wir nun endlich einen besseren Ge
sundheitszustand unserer werdenden Mütter 
im allgemeinen registrieren können. Ich bin 
aber überzeugt, daß wir wirkliche Fortschritte 
auf diesem Gebiet erst dann werden feststellen 
können, wenn die medizinischen Vorsorge
untersuchungen, Mutter-Kind-Paß und so wei
ter, von dem hier schon gesprochen worden 
ist, wirksam werden. 

Ich möchte allgemein noch sagen, daß mir 
der Bericht des Jahres 1912 der Amtstätigkeit 
der Arbeitsinspektion sehr deutlich vor Augen 
geführt hat, wie dringend die Neugestaltung 
des Arbeitnehmerschutzes auch für diesen Be
reich war. Dieses Arbeitnehmerschutzgesetz, 
das, wie schon erwähnt, mit 1. Jänner 1973 in 
Kraft getreten ist, wird zusammen mit dem 
heute zu beschließenden Arbeitsinspektions
gesetz meiner Meinung nach sicherlich sowohl 
im technischen als auch im medizinischen Sek
tor jene Voraussetzungen schaffen, die wirk
samer sind als bisher, damit die Arbeiter 
und die Angestellten vor unzumutbaren Be
lastungen am Arbeitsplatz geschützt werden. 

Wir müssen feststellen - gerade wenn wir 
von diesem modernen Arbeitnehmerschutz
gesetz sprechen -, daß die letzten Jahrzehnte 
gezeigt haben, daß sich ein Wandel in der 
Problematik des Arbeitsmilieus und des 
Arbeitsplatzes vollzogen hat. Es ist sicher, 
daß die technische Entwicklung wohl imstande 
war, die schwere physische Belastung durch 
moderne Arbeitsgeräte und Maschinen zu er
leichtern, allerdings - und das ist das gra
vierende dabei - meist oder sehr oft um den 
Preis einer zunehmenden nervlichen Be
lastung. 
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Ich muß dazu sagen, daß in vielen Branchen Fälle der Berufsunfähigkeit von Jahr zu Jahr 
zurückgehen. Wir aUe miteinander könnten 
di'ese Entwicklung fördern, indem wir in den 
Betrieben auf Grund des Arbeitnehmer
schutzes arbeiten, ,1n welchen Positionen auch 
immer wir uns :befinden, ob wir das al's Arbeit
geber oder als Arbeitnehmer tun, ob wir aLs 
Sicherheitsvertrauensmann nach .dem Arbeit
nehmerschutzgesetz tätig sind oder .im be
triebsärztlichen Dienst und nicht zuletzt in 

diese beiden Belastungen zusammenfallen, das 
heißt, zu einer gewissen körperlichen An
strengung tritt noch zusätzlich eine hohe Be
anspruchung: der Sinnesorgane. Das führt 
- und wir, die wir in der Praxis stehen, 
müssen es leider immer und immer wieder 
feststellen - zu einer Reihe von Berufskrank
heiten, die in extremen Fällen, die uns auch 
allen nur zu gut bekannt sind, zur Berufs
unfähigkeit oder dauernden Invalidität füh-
ren. 

Krankheit und Berufsunfähigkeit kosten 
aber der Wirtschaft und der Sozial
versicherung, letzten Endes aber uns allen, 
Unsummen. Sie bringen den Betroffenen 
-- auch das wurde heute schon erwähnt, weil 
man ganz einfach über diese Tatsache nicht 
hinweggehen kann - Leid und meist finan
zielle Opfer. 

Es wird nur allzuoft vergessen, wenn man 
über diese Arbeitsunfälle, über die Berufs
unfähigkeit spricht, daß für die Wiederher
stellung eines einzigen Patienten, wenn er 
zum Beispiel einen Herzinfarkt erlitten hat, 
500.000 S auflgewendet werden müssen, gar 
nicht davon zu sprechen, wenn der Betreffende 
berufsunfähig wird und durch viele Jahre 
hindurch eine Berufsunfähigkeits- oder eine 
Invaliditätsrente bezieht. Dann geht es mit
unter in die Millionenbeträge. 

Warum sage ich das? WeH kh der Meinung 
bin, daß wir uns mit dem Gedanken v,ertraut 
machen müssen, daß das alles weitestgehend 
ausgeschlossen weIiden kann, daß wir da1s 

... Arbeitsleid nicht mehr als ein unabwendbares 
Schicksal betrachten müssen, das bestenfalls 
durch irgendwelche Erschwerniszulagen, ,Prä
mien und so weiter verzuckert wird oder letz
ten Endes eine Angelegenheit der Sozialver
sicherung ist sondern d,aß wir - wir alle -
Vorsorge treffen müs1sen, daß es möglichst 
überhaupt nicht zu solchen Fällen kommt. Es 
soll hier meiner Meinung nach ein Umdenken 
stattfinden. Nicht j ener ,soll zum Beispiel prä
mielit werden, '  der sein Gehör dem Lärm 
opfert, sondern Jener, .der Arbeitsgeräte kon
struiert, die die Entstehung von Gehörschäden 
ausschließen. 

Ich erwähne deshalb den Lärm, weil Sie, 
wenn Sie den Bericht der Arbeitsinspektion 
studiert haben, Isehen, daß der Lärm an der 
Spitze der iBerutisschäden steht. Im Inspek
tionsbericht 1 972 wird von 352 Fällen g,e
sprochen, und erst mit weitem Abstand kom
men Hauterkrankungen mit 1 26 Fällen. 

Ich möchte zum Schluß kommen und zu-
sammenfassend zum Ausdruck bI1ingen, .daß es 

der Arbeitsinspektion. 

Ich bin der Meinung, wenn wir die Mög
lichkeiten, die uns das Arbertsinspektions
gesetz zusammen mit dem Arbeitnehmer
schutzges'etz bietet, ausnützen, dann könnten 
wir doch in den nächsten Jahren erfolgreich 
auf diesem Gebiete tätig sein. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist. der Abgeordnete Burger. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Burger (OVP) : Herr Präsi
dent! Hohes Haus! Als letzter Redner zu die
sen Vorlagen und zu diesem Bericht möchte 
auch ich noch kurz das Wort ergreifen, in der 
Dberzeugung, daß der BeI1icht der Arbeits
inspektorate genauso wichtig ist wie alle 
anderen iBerichte und Vorlagen, die diesem 
Hause vorgelegt werden, um sie hier zu be
schließen. Handelt ,es Isich bei diesem Bericht 
doch um die-Tätiglk!eit der ADbeitsinspektorate, 
um ,eine Institution also, die eingesetzt ist, 
um die Vermenschlichung am Arbeitspla;tz 
herbeizuführen, SIe dort, wo sie besteht, zu 
kontrollieren, handelt es sich. doch um Men
schen, die MaschJinen und Arbeitsvorrichtun
gen prüfen, um Unfälle zu vermeiden. 

Schlechthin möchte ich zum Ausdruck brin
gen, daß 'e:s .die Aufglabe Nummer eins d.er 
Arbeitsinspektorate ist, Berufserkrankungen 
j eder Art nach Möglichkeit durch vorbeugende 
Maßnahmen hintanzuhalten. Wenn man aus 
dem Bericht aber dennoch entnehmen kann, 
daß die Unfallsziffern ,im Jahre 1 972 gegen
Ü'ber dem Vorjahr eine Steigerung erfuJhren 
- und das haben j a  alle Redner, die dazu 
sprachen, festgestellt -, dann ,ist es verwun
derlich, daß das Arbeitne'hmerschutzg'esetz 
noch keinen Einfluß auf die Unfälle hatte. 

Ich möchte aber 'Zur Steuer der Wahrheit 
doch feststeHen, daß das Gesetz erst 1972 be
schlossen wurde und 'am 1 .  Jänner 1 973 in 
Kraft trat, während der Berichtszeitrarnn das 
Jahr 1 972 erfaßt. Aber allein die Diskussion 
um das Werden des Arbeitnehmerschutzg,eset
zes hätte schon einen Einfluß nehmen müssen 
auf Unfälle, die ausbleiben hätten können. 

unser aller Aufgabe list, dafür zu sorgen, daß Wir 'sind verpflichtet zuzugeben, ldaß die 
die Anzahl der Berufskrankheiten und die Tätigkeit der Arbeitsinspektorate und UnfaHs-
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vertrauensleute aUeine nicht geeignet sein 
kann, Unfälle hintanzuhalten. Auf der ande
ren Seite kann ein Gesetz wie das Arbeit
nehmersc:hutzgesetz UnfäUe -ebenso w,enig 
verhindern, wenn diese Unfälle auf per,sön
liches VerSlagen und oftmals auf persönliche 
Leichtfertigkeit zurückzuführen sind. 

Ich bin leider bei vielen Unfällen Zeuge, 
daß man die notwendigsten Sicherungsmaß
nahmen außer -acht läßt. Wlieviele Verkehrs
unfälle könnten zum B eispiel verhindert wer
den, wenn nicht immer wieder menschlimes 
Versagen daran beteiligt wäre. Wieviele von 
den 407 tö dlichen Arbeitsunfällen des Jahres 
1972 hätten bei etwas mehr Vorsicht vermi,e
den werden könnenl 

Es ist aber dliese Ziffer 407 nicht die end
gültige Ziffer über tödliche Arbeitsunfälle. 
Diese Ziffer ·sagt nur über j ene Personen aus, 
die direkt durch den Unfallsvorgang am 
Arbeitsplatz sterben mußt'eu. AUe j ene Opfer, 
die später im Krankenhaus oder während der 
Zulieferung dorthin verstorben sind, zählen 
nicht mehr zu den Arbeitsunfällen. 

Meine Damen und Herren! Es zeichnet sich 
aber ab, daß Unfälle bei e:iner bestimmten 
Kategorie von AI1beiten häufiger sind als bei 
anderen Arbeitsvorgängen, nämlich bei Bau
arbeiten die damit verbundenen Sturzunfälle. 
Ein hohes Maß an der Unfallbeteiligung haben 
auch Arbeiten linnerhalb der 'eisenerzeug·en
den Industrie beziehung'sweise deren Betdebe, 
und natürlich auch - das stellt man jährlich 
fest - im Transportwesen. 

Wenn man aU diese Vorgänge rekonstruiert, 
dann :bleibt uns hier am Rednerpult Idoch 
wohl nichts anderes übrig, als einen zwei
fachen Appell zu richten: Der Dienstnehmer 
selbst sollte j ede Vorsicht walten Lassen, um 
siCh selbst und seine Gesundheit zu sChonen, 
denn mit der Gesundheit des Dienstnehmers 
ist ein weHer Bereich der sozialen Sicherheit 
in der Familie verankert und ein weiter Be
r-eich des wirtschaftlichen Erfolges verbunden. 
Es ist aber. ,auch der Appell an die Di-enstgeber 
zu niChten, alle möglichen Vorkehrungen 'bei 
verschiedenen Einrichtungen zu itreffen, um 
Unfälle j eder Art nach Möglichkeit zu ver
meiden. 

Ich möChte in diesem Zusammenhang sagen, 
daß dieser Appell lauch an alle Rettungsinsti
tutionen zu richten ist, denn wir müssen die 
Feststellung machen, daß von der Unfallzeit 
bis zur Ber,gung und bis zur Versorgung oft 
viele Minuten verogehen. Es ist heute schon 
erwähnt worden, daß mit der Modernisierung 
der Betriebs einrichtungen die nervliche An
strengung der Di'enstnehmer besonders groß 
ist. 

Wie ich im Sozialausschuß sag,te, nehmen 
Herzinfarkte - am Arbeitsplatz im erschrecken
den Ausmaß zu. Nur fehlt uns bei der Ber
gung dieser Betroffenen an Ort und Stelle 
der Arzt, und bis zur Versorgung im Kran
kenhaus ist 'es ,in den meisten Fällen zu spät. 

,Mit der Feststellung, daß nicht di'e Maschine, 
sondern der Mensch im Mittelpunkt des 
Arbeitsprozesses stehen muß, möchte ich 
meine kurz-eu Ausführungen mit der Hoff
nung schließen, daß es uns gemeinsam gelin
gen möge, die hohe Unfallsquote durch beson
dere Umsicht und Sorgfalt zu verringern. 

Den Arbejt,sinspe�toraten, den Beamten im 
Mini,sterium wünsche ,ich für die zukünftige 
humane Arbeit vliel Glück und Erfolg. (Beifall 
bei der OVP.) 

Wir ·erfahren aus dem Bericht die Tatsache, 
daß bei bestimmten Arbeitsvorgängen und bei 
bestimmten Berufsbranch·en die Arbeitsun
fälle am häufigsten sind. Man wir.d dazu ver
pflichtet sein, diese unfallsreichen Arbeitsvor
gänge besonders und gesondert zu regi,strie
ren, um dadurch geeignete Maßnahmen zu 
setzen, damit diese Unfälle auf ein Mindest
maß herabgesetzt werden Ikönnen. Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie

Wenn die Zahl der töd�ichen Arbeitsunfälle mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos-

im Verhältnis zu Iden übrig-en nur 6,3 Prozent 
beträgt, so mag di.ese Ziffer eine ,geringfügige 
sein. ICh möChte aber doch feststellen, daß 
diese 407 tödlichen Unfälle doch immerhin das 
Leben von Dienstnehmern am ArbeitspLatz 
kosteten und diese Unfälle wohl zu den 
schreck1ichst'en UnfäUen zählen, die es gibt. 
Wir dürfen dies hier wohl ohne Verschlei,e
rung feststellen. Der Bericht bringt hunderte 
Beispiele von Unfallsursachen, vom Sterben 
in Zementmischmaschinentrommeln bis zu dem 
Mitgenommenwerden von Förderbändern, bis 
zur Zerquetschung von Unfallsopfern in Puf
fern bei Verschub- und anderen Transport
arbeiten. 

sen. 

Berichterstatter Abgeordneter Hellwagner 
bittet um das Schlußwort. Ich erteile es ihm. 

Berichterstatter Hellwagner (Schlußwort) : 
Herr Präsident! Hohes Haus ! In Ergänzung zu 
meinem Bericht und zum Bericht und Antrag 
1 040 der Beilagen habe ich folgende Berichti
gung nachzutragen: 

Im Artikel I Z. 1 (§ 31 Abs. 1) des dem 
Bericht beigedruckten Bundesgesetzes, mit 
dem das Arbeitnehmerschutzgesetz geändert 
wird, hat es statt "der mit Arrest bis zu 
sechs WoChen" richtig "oder mit Arrest bis 
zu sechs Wochen" zu lauten. 
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Präsident Dr. Maleta: Wir kommen nun- Der Herr Berichterstatter beantragt die so-
mehr zur A b  s t i m  m u n g, die ich über jede fortige Vornahme der dritten Lesung. - Kein 
der drei Vorlagen getrennt vornehmen werde. Einwand. 

Wir gelangen zuerst zur Abstimmung über 
den Entwurf des Arbeitsinspektionsgesetzes 
1973 samt Titel und Eingang in 1 037 der Bei
lagen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die so
fortige Vornahme der dritten Lesung. - Kein 
Einwand. 

Ich bitte somit j ene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die 
E i n  s t i m  m i g k e i t fest. Der Gesetzent
wurf ist somit auch in dritter Lesung a n  g e
n o m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den E n t s c h i  i e ß u n g s a n t r a g  der 
Abgeordneten Dr. Schwimmer und Genossen 
betreffend eheste Vorlage eines Gesetzent
wurfes zum Schutz des Lebens, der Gesundheit 
und der Sittlichkeit der Arbeitnehmer im 
öffentlichen Dienst. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die die
sem Entschließungsantrag Schwimmer ihre Zu
stimmung geben, sich von den Sitzen zu er
heben. - Das ist die Minderheit und a b  g e
l e h n t. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den A u s  s c  h u ß a n t  r a g, den vorn 
Bundesminister für soziale Verwaltung vor
gelegten Bericht über die Amtstätigkeit der 
Arbeitsinspektorate im Jahre 1 972 (III- 1 1 4  der 
Beilagen) zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n s t i m m i g  a n g e n o m
m e n. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Arbeitnehmerschutzgesetz geändert wird, samt 
Titel und Eingang in 1 040 der Beilagen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
unter Berücksichtigung der vorgebrachten 
Druckfehlerberichtigung ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Ein
stimmig angenommen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen 'zu erheben. - Ich stelle die E i n  s t i m
m i  g k e i t fest. Der Ges,etzentwur,f ist somit 
auch in dritter Lesull!g a n  'g e n 0 m m e  n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für mor
gen, Mittwoch, den 6. Feber, um � Uhr mit 
folgender Tagesordnung ein: 

1 .  Bericht des Unterrichtsausschusses über 
die Regierungsvorlage (345 der Beilagen) : 
Schulunterrichtsgesetz ( 1 028 der Beilagen) 

2. Bericht des Unterrichtsausschusses über 
die Regierungsvorlage (605 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über Schulen zur Ausbildung 
von Leibeserziehern und Sportlehrern ( 1 029 
der Beilagen) 

3. Bericht des Rechnungshofausschusses über 
den vorn Rechnungshof vorgelegten Bundes
rechnungsabschluß (III- I 09 der Beilagen) für 
das Jahr 1972 ( 1 043 der Beilagen) 

4. Bericht des Ausschusses für soziale Ver
waltung über den Einspruch des Bundesrates 
(1 005 der Beilagen) gegen den Gesetzesbe
schluß des Nationalrates vorn 1 4. Dezember 
1 973 betreffend das Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesgesetz über Wohnungsbeihilfen 
geändert und für das Geschäftsjahr 1974 eine 
Soniderre:gelun1g getroffen rwh'ld ( 1 035 der Bei
lagen) 

5. Bericht des Ausschusses für soziale Ver
waltung über den Einspruch des Bundesrates 
( 1006 der Beilagen) gegen den Gesetzesbe
schluß des Nationalrates vom 1 4. Dezember 
1 973 betreffend 7. Novelle zum Bauern-Kran
kenversicherungsgesetz (1 036 der Beilagen) 

6.  Bericht des Ausschusses für soziale Ver
waltung über die Regierungsvorlage (932 der 
Beilagen) : Abkommen zwischen der Republik 
Osterreich und der Internationalen Atom
energie-Organisation betreffend die Soziale 
Sicherheit der Angestellten dieser Organisa
tion ( 1 038 der Beilagen) 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingelei tet. 

Die Sitzung ist g e  s c h i  0 s s e n. 

SchlUß der Sitzung: 19 Uhr 30 Minuten 
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